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Vorbemerkungen. 



Den Anlaß zu der hier folgenden Darstellung hat das 
Erscheinen einer neuen Abhandlung über das Institut der sog. 
bedingten Verurteilung gegeben. Im 63. Bande des „Gerichts- 
saals-* (S. 241 — 354) hat Herr Dr. Ginsberg das genannte Institut 
sehr eingehend erörtert und sich zu Gunsten der ^bedingten 
Begnadigung" und des „Verweises'* gegen dasselbe erklärt. / 

Nun sind wir der Anschauung, daß man sich an der „bedingten 
Verurteilung-* bereits müde geschrieben und müde gelesen haben 
dürfte; es bedarf daher für uns, als Parteigänger des genannten 
Institutes, umsomehr einer Rechtfertigung, warum auch wir es 
mit einem neuerlichen Beitrage zu der so viel besprochenen 
Lehre versuchen wollen. 

Zunächst glaubten wir, einem so ernsten Gegner, wie es 
Herr Dr. Ginsberg ist, nicht das letzte Wort lassen zu dürfen, 
da es ja sonst den Anschein haben könnte, als ließe sich gegen 
die von ihm angeführten Argumente nichts Erhebliches einwenden. 

Weiters schien es uns ersprießlich zu sein, das Fehlerhafte 
der Methode aufzuzeigen, mit welcher man bisher fast ausnahms- 
los an die Darstellung des vielgenannten Institutes herangetreten ist. 

Man gefiel sich nämlich in der Regel darin, die ^bedingte 
Verurteilung** ganz selbständig und ohne jeden Zusammenhang 
mit dem Strafvollzuge im allgemeinen und den übrigen Straf- 
mitteln in Erörterung zu ziehen, und gelangte hiedurch vielfach 
zu einer einseitigen Auffassung des Institutes. 

Es hatte dies zur Folge, daß man das Institut entweder 
bedeutend überschätzte, oder dem Werte und der Bedeutung 
desselben jede Anerkennung versagte. 

So erblickten die Einen in der ^bedingten Verurteilung** 
das Ideal eines Strafmittels, während die Anderen sie für unzweck- 

Dr. Alois Zucker. Über Strafe und Strafx'oUzug in Vbertretungsfällen. 1 
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mäßig, ja für gefährlich erklärten, und ganz ernstlich vor der 
Einführung derselben warnen zu müssen glaubten. 

Betrachtet man dagegen die „bedingte Verurteilung" in 
jener Stellung, die sie bei der Ahndung leichterer Übeltaten 
gegenüber den übrigen Strafmitteln einzunehmen hätt«, dann 
gewinnt man bald und leicht eine andere Anschauung von der- 
selben. Man überzeugt sich, daß eine überschwängliche Anpreisung 
des erwähnten Institutes ebensowenig am Platze sei, als eine 
durchaus abfällige Beurteilung desselben. 

Kann einerseits nicht daran gedacht werden, andere Straf- 
mittel, wie insbesondere die kurzzeitige Freiheitsstrafe, durch die 
bedingte Verurteilung vollständig ersetzen zu wollen, so darf 
auch andererseits dem genannten Institute der ihm im Strafen- 
systeme gebührende Platz nicht weiterhin versagt bleiben. 

Mit Befriedigung erfüllt es uns, daß wir diese vermittelnde 
Stellung, die mit einer Neigung zu bequemen Kompromissen 
zwischen differierenden Anschauungen nichts gemein hat, von 
allem Anfang an eingenommen haben,*) und daß alle dem Wesen 
und der Wirksamkeit des Institutes seither gewidmeten Beob- 
achtungen uns in der bereits damals gewonnenen und aus- 
gesprochenen Überzeugung nur zu bestärken vermochten. Die 
Richtigkeit dieses Standpunktes darzutun, nachzuweisen, daß 
die „bedingte Verurteilung" wohl als kein „Universalstrafmittel'* 
angesehen werden dürfe, aber in bestimmten Fällen die ihr zu- 
gewiesene Aufgabe trefflich zu lösen im stände sei, wird zunächst 
die Aufgabe dieser Darlegung zu bilden haben. 

Ein zweiter Grund, der uns bestimmen mußte, in einer 
bereits vielfach erörterten Frage aufs neue das Wort zu ergreifen, 
war der, daß dieselbe eben jetzt zu besonderer Aktualität zu ge- 
langen scheint. 

In Österreich wie in Deutschland geschehen ernste Schritte, 
um ein neues Strafgesetz vorzubereiten und ins Leben zu rufen; 
hier wie dort hat man die endliche Entscheidung darüber, ob 
die „bedingte Verurteilung" gesetzlich einzuführen sei, bis zu 
dem Zeitpunkte einer allgemeinen Strafrechtsreform verschieben 
zu sollen geglaubt; — nun ist dieser Zeitpunkt gekommen oder 
doch in naher Sicht; sollte es da nicht angemessen erscheinen, 
die Gründe für und gegen das genannte Institut nochmals 
zusammenzufassen und in gedrängter Kürze vorzuführen? 

*) Einige kriminalistische Zeit- und Streitfragen der Gegenwart. 1890. 
S. 66 und ff. 
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Ein weiterer Grund für diese Revision liegt überdies in 
Folgendem : 

Man hat in Deutschland wie in Österreich, den Grund- 
gedanken der bedingten Verurteilung benützend, im Verordnungs- 
wege Institute geschaffen, welche, wie die bedingte Begnadigung 
und die Begnadigung über Antrag des Gerichtes, den Vollzug 
einer bereits zuerkannten Freiheitsstrafe bei Eintritt gewisser Be- 
dingungen hintanzuhalten haben. 

Soll nun durch jene neugeschaffenen Institute die Einführung 
der bedingten Verurteilung gegenstandslos werden ? Oder 
hat die „bedingte Verurteilung"* an die Stelle der nunmehr 
wieder zu beseitigenden Institute zu treten? Oder hat endlich 
die bedingte Verurteilung neben jenen auch weiterhin aufrecht 
zu erhaltenden Instituten ihren Platz im Strafensysteme zu er- 
halten? Eine eingehende, sachgemäße Erörterung dieser sich 
neu darbietenden, nicht unwichtigen Frage dürfte darum wohl 
gleichfalls nicht als unzweckmäßig erscheinen. 

Mit der bedingten Verurteilung steht die Frage des Straf- 
vollzuges überhaupt in einem naturgemäßen Zusammenhange; 
es wäre darum auch diese in Erörterung zu ziehen. 

Bisher ist die Aufmerksamkeit der Doktrin, der Gesetz- 
gebung und auch jene der Praxis weit mehr dem schwereren 
Delikte und der strengeren Strafe zugewendet gewesen, als der 
kleineren Straftat und der über sie verhängten milderen Strafe. 

Das intensivere Interesse, welches die Bevölkerung der 
schweren Einzelntat und der für ihre Verübung zu leistenden 
Sühne entgegenbringt, vermag diese Erscheinung wohl zu er- 
klären. Nun ist aber für die Beurteilung der Kriminalität nach 
Ort und Zeit gewiß das kleinere Delikt das ungleich wichtigere, 
und darum sollte wohl ihm, wie dem Vollzuge der leichteren 
Strafe, eine größere Beachtung zugewendet werden, als bisher. 

Die Verübung schwererer Missetaten erfolgt der Regel nach 
unter so mächtigen Impulsen, daß der Versuch, den letzteren 
mittels der Androhung und dem Vollzuge der Strafe entgegen 
zu wirken, keinen bedeutenden Erfolg zu versprechen vermag. 

Abschreckung und Warnung, Prävention wie Besserung 

müßten hier vielfach versagen, und so kann sich der Kampf 

gegen die Gefahren, welche die Gesellschaft auf diesem Punkte 

bedrohen, nicht sehr hoffnungsvoll gestalten. Anders und besser 

scheint es uns um die Bekämpfung des kleineren Deliktes zu stehen. 

1* 
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Gegenüber den ungleich schwächeren aber weit regelmäßigeren 
Impulsen zur Verübung der kleineren Übeltat dürfte sich eine 
angemessene Strafdrohung und ein zweckmäßiger Strafvollzug 
weit wirksamer erweisen, und darum wäre, wenn man das Interesse 
der Strafrechtspflege im Auge behält, gerade hier die Aufwendung 
einer größeren Mühe auf das Studium des Strafvollzuges und 
eine sorgfältige Durchführung desselben dringend zu empfehlen. 

Der Anfang hiezu scheint uns damit gemacht werden zu 
müssen, daß man zunächst den heutigen Stand des Strafvollzuges 
in den kleineren Gefängnissen kennen zu lernen sucht. Dieser 
Pflicht glauben wir, soweit es die Verhältnisse in Österreich 
betrifft, nachgekommen zu sein, indem wir seit mehreren Jahren 
wiederholt bei vielen (Bezirks-)Gerichten vorsprachen, um die 
daselbst befindlichen Gefängnisse kennen zu lernen. 

Allen jenen, die uns bei diesen Besuchen freundlich ent- 
gegen kamen, und uns über eingehendes Befragen vielfache und 
wertvolle Mitteilungen gemacht haben, sagen wir vor allem hier 
unseren Dank. 

Der Schwierigkeiten, welche der Anbahnung von Reformen 
auf einem bisher noch so wenig bearbeiteten Gebiete harren, 
sind wir uns wohl bewußt, es dürfen aber dieselben uns nicht 
von einem Versuche abschrecken, sobald wir uns einmal von der 
Uneriäßlichkeit einer Reform des Strafvollzuges, und dies zumeist 
durch eigene Anschauung, überzeugt zu haben glauben. 

Dieser Überzeugung Ausdruck zu geben, wird zunächst die 
Aufgabe der hier folgenden Darstellung zu bilden haben. 
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I. 

Die Ergebnisse der österreichischen Strafrechts- 
pflege bezüglich der Übertretungen i. J. 1899. 



Wenn wir die Ergebnisse der Strafrechtspflege im Jahre 1899*) 
mit jenen aus dem Jahre 1891 vergleichen/'*) so bieten sich uns 
betreffs der Zahl der wegen Übertretungen verurteilten Per- 
sonen nachstehende beachtenswerte Momente dar: 

Wegen der als Übertretungen zu ahndenden Verbrechen 

wurden im Jahre 1891 .. • 650 Personen, 

„ 1899 1015 

verurteilt, was eine Zunahme um 56 ^/o ergibt. 

Wesentlich zugenommen haben weiters: die Verurteilungen 
wegen der Übertretungen gegen die öffentlichen Anstalten und 
Vorkehrungen. 

So ist, wenn auf das Jahr 1891 zurückgesehen wird, die 
Zahl der wegen: 

Beleidigung von Beamten oder Wachen er- 
folgten Verurteilungen von 13969 auf 16586, 

Einmengung in Amtshandlungen erfolgten 

Verurteilungen „ 2058 „ 3417, 

Falschmeldung, unerlaubter Rückkehr etc. er- 
folgten Verurteilungen „ 11027 „ 15473 

gestiegen. 

Ebenso ist die Zahl der wegen der Über- 
tretung der fahrlässig zugefügten schweren 
körperlichen Beschädigung verurteilten 

Personen von 1532 auf 2202, 

und die Zahl der Verurteilungen wegen 
Übertretung gegen die Gesundheit durch 

*) österr. Statistik. Herausgegeben von der stat. Zentralkommission. 
B. LXIX. H. 3. 

**) S. Unsere Abhandlung „Einige dringende Reformen der Straf- 
rechtspflege mit besonderer Rücksicht auf die Verhältnisse in Österreich, Leipzig 
und Wien 1896." 
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Verfälschung von Getränken, Verunreini- 
gung von Brunnen etc von 891 auf 1126 

hinaufgegangen. 

Bedeutend ist femer die Zunahme der Verurteilungen wegen 
der Übertretung gegen die körperliche Sicherheit. 

Während im Jahre 1891 wegen dieser Übertretung 107.706 
Personen verurteilt wurden, betrug im Jahre 1899 die 

Zahl der diesfalls verurteilten Personen 125.706, 

also genau um 18.000 mehr. 

Zugenommen haben auch die Verurteilungen wegen der 
Übertretung der Vereitlung von Zwangs- 
vollstreckungen, u. zw von 2689 auf 5284, 

die Verurteilungen wegen der Übertretungen 

gegen das Preßgesetz, das Waffenpatent etc. „ 3497 „ 5956, 
und wegen der Übertretung der Verfälschung von Lebensmitteln, 
wegen welcher im Jahre 1899 1352 Personen verurteilt wurden, 
während im Jahre 1891 das diese Übertretung normierende Gesetz 
vom 16. Jänner 1896 noch nicht in Wirksamkeit war. 

Innerhalb der Übertretungen gegen die Sicherheit des Eigen- 
tums haben betreffs der einzelnen Gruppen dieser strafbaren 
Handlungen teils Vermehrungen teils Verminderungen der Zahl 
der in den genannten Jahren erfolgten Verurteilungen platz- 
gegriffen. 

So ist die Zahl der Verurteilungen wegen der 

Übertretung der Veruntreuung von 6888 auf 7684, 

die Zahl der Verurteilungen wegen der Über- 
tretung der boshaften Beschädigung . . „ 12826 „ 15134 
gestiegen, wogegen die Zahl der 
Verurteilungen wegen feuergefährlicher 

Handlungen „ 12584 „ 10716, 

wegen der Übertretung des Diebstahls . . „ 113078 „ 101867 
herabgegangen ist. 

Wie die Zahl der Verurteilungen wegen der Übertretungen 
des Diebstahls, so ist auch die Zahl der Verurteilungen wegen der 
Übertretungen gegen das Landstreichergesetz vom 24. Mai 1885, 
R.-G.-Bl. Nr. 89, und des Trunkenheitsgesetzes (für Galizien und 
Bukowina) bedeutend zurückgegangen. 

So wurden im Jahre 1891 

wegen der ersteren 90926, 

wegen der letzteren 23018 



Personen verurteilt, während im Jahre 1899 die Zahl der 
wegen Übertretungen des Landstreichergesetzes Verur- 
teilten 77579 

und die Zahl der wegen Übertretungen des Trunkenheits- 
gesetzes Verurteilten • ... 18126 

betrug. 

Diese Abnahme der Verurteilungen wegen der hier zuletzt 
genannten Übertretungen und wegen der Übertretung des Dieb- 
stahles hat denn auch die Höhe der Gesamtsumme der wegen 
Übertretungen verurteilten Personen beeinflußt, so daß wir eine 
Herabminderung derselben zu konstatieren haben. 

Dieselbe ist, wenn wir von dem Jahre 1899 auf das Jahr 
1891 zurücksehen, von 550.271 auf 544.932 herabgegangen. 

Während vom Jahre 1881 bis zum Jahre 1891 die Zahl der 
wegen Vertibung von Übertretungen jährlich verurteilten Personen 
von 437.753 auf 550.271, also um mehr als 26% gestiegen ist, 
hat sich in einem nahezu gleichen Zeiträume, vom Jahre 1891 
bis zum Jahre 1899, die Zahl der wegen Übertretungen jährlich 
verurteilten Personen von 550.271 auf 544.932, also um 1% 
vermindert.*) 

Nach dieser Aufstellung könnte man annehmen, daß sich 
die Kriminalitätsverhältnisse in Österreich, soweit es die Über- 
tretungen betrifft, gebessert hätten;**) wir vermöchten aber einer 
solchen Voraussetzung durchaus nicht beizupflichten. 

Zunächst ist zu beachten, daß das dem Jahre 1899 un- 
mittelbar vorangehende Jahr (1898) den höchsten Stand 
der jemals in Österreich seit dem Jahre 1881 wegen Übertretungen 
verurteilten Personen aufzuweisen hat (566.099), daß somit der 
plötzliche Abfall dieser Ziffer, der sich von dem Jahre 1898 auf 

*) Es wäre vielleicht etwas anschaulicher gewesen, dem Dezennium 
1881—1891 das nächstfolgende Dezennium 1891 — 1901 gegenüber zu stellen; 
nachdem aber, wie man uns mitgeteilt hat, bezüglich der Herausgabe der Be- 
richte über die Ergebnisse der Straf rech tspf lege in den dem Jahre 1899 nach- 
folgenden Zelträumen eine Verzögerung aus technischen Gründen eingetreten 
ist, so vermochten wir das Erscheinen jener Berichte nicht abzuwarten. 

**) Während sich die Zahl der wegen Übertretungen verurteilten Per- 
sonen, wenn vom Jahre 1899 auf das Jahr 1891 zurückgesehen wird, verringert 
hat, ist die Zahl der wegen Verbrechen verurteilten Personen in dieser 
Zeit von 28.433 auf 33.663 und die Zahl der wegen Vergehen Verurteilten von 
6127 auf 8238, also um mehr als 14, beziehungsweise um mehr als 34% hinauf- 
gegangen. 
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das Jahr 1899 vollzog, wohl nur auf Rechnung eines zufälligen 
Zusammentreffens einzelner Umstände zu setzen sein dürfte. 
Aber hievon abgesehen, darf nicht unberücksichtigt bleiben, daß 
in den hier angeführten Ziffernsätzen eben nur die Tätigkeit der 
Behörden bezüglich der von ihnen verfolgten Übertretungen, nicht 
aber die wirkliche Verübung der Übertretungen selbst zum Aus- 
drucke gelangt. 

Wir erfahren wohl aus den durch die Kriminalstatistik uns 
gelieferten Ziffern, wie viele Personen in einem gewissen Zeit- 
räume in Österreich wegen Übertretungen verurteilt wurden, wir 
erfahren aber nicht — und an diesem bedeutenden Mangel 
laboriert jede Kriminalstatistik aus leicht begreiflichen Gründen — 
.wie viele Übertretungen begangen und nicht entdeckt, oder wenn 
entdeckt, doch nicht zur Strafe gezogen wurden. 

Der Hinweis auf einen einzigen Ziffernansatz genügt, um 
die Annahme, daß sich die Zahl der wirklich verübten Über- 
tretungen in Österreich verringert haben dürfte, als eine bloß 
hypothetische erkennen zu lassen. 

So zählen beispielsweise zu den im Jahre 1899 wegen 
Übertretung des sog. Landstreichergesetzes Verurteilten (77.579) 
auch jene 28.241 Personen, die wegen Übertretung des Betteins 
verurteilt wurden, eine Zahl, die jener der in Wirklichkeit 
verübten Übertretungen des Betteins auch nicht im entferntesten 
nahe kommt. Es läßt sich auch nicht einmal annähernd angeben, 
auf wie viel Fälle der wirklich verübten Übertretungen dieser 
Art ein Fall der Verurteilung wegen derselben entfallen mag, und 
schon hierdurch allein wird zunächst der Ziffer der wegen der Über- 
tretungen des sog. Landstreichergesetzes vom 24. Mai 1885 verurteilten 
Personen und im Zusammenhange mit derselben der Ziffer der 
wegen Übertretungen überhaupt Verurteilten jede Bedeutung für 
die Beurteilung der Frage, ob die Zahl der wirklich verübten 
Übertretungen gestiegen oder gesunken sei, benommen. Wollte 
man darauf verweisen, daß auch in anderen Übertretungsfällen 
die Zahl der erfolgten Verurteilungen sich nicht mit jener Zahl 
von Übertretungen decke, die in Wirklichkeit verübt wurden, daß 
also auch hier betreffs der Übertretungen des Betteins wenigstens 
ein Wahrscheinlichkeitsschluß von der Zahl der erfolgten Ver- 
urteilungen auf die Zahl der wirklichen Verübungen zulässig sein 
könnte, so wäre dagegen folgendes einzuwenden: Bei den Über- 
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tretungen des Betteins stehen die Sachen wesentlich anders als 
bei den übrigen Übertretungen. 

Jenen Faktoren, die im allgemeinen auf die Unterlassung 
der Verfolgung verübter strafbarer Handlungen Einfluß haben 
(spontane Nachlässigkeit der staatlichen Organe, Indolenz des 
Beschädigten, Mangel der Anzeige etc.) und sich mit einer ge- 
wissen Regelmäßigkeit geltend machen, die wenigstens den ob- 
erwähnten Wahrscheinlichkeitsschluß von der Zahl der Verurtei- 
lungen auf die Zahl der Verübungen gestatten, diesen Faktoren 
kommt, soweit es die Übertretungen des Betteins betrifft, der be- 
hauptete Einfluß nicht zu. 

Hier herrscht vielmehr eine vollkommene Regellosigkeit, und 
der Zufall allein entscheidet darüb*er, ob unter Hunderten ja 
unter Tausenden von Bettelfällen auch nur ein einziger 
verfolgt und der strafgesetzlichen Ahndung zugeführt wird. Vor 
den Augen der behördlichen Funktionäre, die mit der Über- 
wachung der öffentlichen Ordnung betraut sind, wird der Bettel 
betrieben, aber nur in den allerseltensten Fällen verfolgt und ge- 
ahndet, so daß ruhig behauptet werden darf, die betreffende straf- 
gesetzliche Norm habe ihre Wirksamkeit zum großen Teile ein- 
gebüßt. Vermag aber diese Tatsache, die wir noch nach einer an- 
deren Richtung hin verwerten wollen, nicht bestritten zu werden, 
dann gibt die statistisch festgestellte „Gesamtzahl" der in den ein- 
zelnen Jahren wegen Übertretungen verurteilten Personen auch nicht 
einmal annäherungsweise eine Grundlage für die Beurteilung, ob 
die Verübung der Übertretungen in einzelnen Zeiträumen — nach 
Jahren, Quinquennien etc. — zu- oder abgenommen habe. Ist 
aber dies der Fäll, so muß, insbesondere so lange die erwähnte 
Norm über die Bestrafung des Bettelnc aufrecht erhalten bleibt, 
der Strafvollzug in Übertretungü'ällen den Gegenstand ein- 
gehender Beobachtungen bilden, v/eil nur von diesem Stand- 
punkte aus sich einigermaßen verläßlichere Anhaltspunkte für die 
Beurteilung der Kriminalitätsverhältnisse ergeben können. 
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Über den Vollzug der Freiheitsstrafe in den öster- 
reichischen bezirksgerichtlichen Gefängnissen. 



Im Jahre 1899 befanden sich in den bezirksgerichtlichen 
Gefängnissen : 

in Strafhaft 421.471 Personen, 

„ Untersuchungshaft 118.192 

„ Haft wegen Gefällsübertretungen 3.012 

wegen sog. polit. Übertretungen 76.137 

zum Zwecke des Schubtransportes 1.138 

Zusammen wurden also in den bezirksger. Ge- 
fängnissen verwahrt 619.950 Personen. 

Die Beobachtungen, die wir bei dem Besuche der einzelnen 
bezirksgerichtlichen Gefängnisse gemacht haben, waren zumeist 
recht unerfreulich. 

Bei dem Eintritte in die Haftlokale erhoben sich die Gefan- 
genen, welche bis dahin sich zwanglos unterhalten hatten, und 
ließen mit ziemlicher Teilnamslosigkeit den ihnen zugedachten 
Besuch über sich ergehen, die an sie gestellten Fragen kurz und 
mürrisch beantwortend. 

Von einer Arbeitsleistung der Gefangenen war wenig zu 
sehen, mit der Ordnung der Lagerstätten und des dürftigen Mo- 
bilars mag wohl die Hauptarbeit geschehen sein, die dann noch 
erübrigende lange Zeit ist ausschließlich der „Unterhaltung" ge- 
widmet, über deren Charakter man sich keinem Zweifel hingeben 
kann. In manchen Gefängnissen fehlt es an jeder Beleuchtung, 
die schon „wegen Feuersgefahr**, vielleicht aber auch aus Ersparungs- 
rücksickten vermieden wird. 

Für die Bewegung der Gefangenen in freier Luft ist nicht 
gleichmäßig Sorge getragen; in einzelnen Gefängnissen ist hiezu 
täglich reichliche Gelegenheit geboten, in anderen vergehen oft 
mehrere Tage, bevor alle Gefangenen dieses Genusses teilhaftig 
werden können. Es spielt hier die Jahreszeit und die Zahl der 
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jeweilig in den Gefängnissen verwahrten Sträflinge und Inquisiten 
eine entscheidende Rolle. 

Vielfachen Anlaß zur Klage gibt die Oberftillung der Gefäng- 
nisse, welche insbesondere zur Winterszeit sich geltend macht. 

Wir sahen kleine Lokalitäten, in denen neben den Lager- 
stätten wenige Personen kaum zu den notwendigsten Bewegungen 
Platz hatten, und auf die Frage, ob es denn keine Abhilfe gegen 
die gesundheitswidrige Einpferchung gäbe, belehrte man uns dar- 
über, daß „manchmal** die zu den „Gängen** führende Türe des 
Arrestlokales geöffnet sei, daß aber dies nur dann geschehe, wenn 
jede Gefahr der Entweichung ausgeschlossen werden könne. 

Verbürgt wurde uns die Mitteilung, daß in bezirksgericht- 
lichen Gefängnissen, die einen Belegraum für 18 Personen hatten, 
wiederholt 50—60 Personen untergebracht wurden, was zur Folge 
hatte, daß die Nachtruhe nur in „Schichten** verbracht werden 
konnte, d. h., daß die Gefangenen nur abwechselnd sich auf dem 
Lager ausstrecken konnten; ein Teil der Nacht mußte sitzend 
oder auch nur stehend zugebracht werden u. s. w. 

Mögen auch die hier geschilderten Zustände nur sporadisch 
vorkommen, als einen allgemeinen empfundenen Übelstand 
muß man es ansehen, daß Inquisiten, Sträflinge, Gefälls- und poli- 
tische „Gesetzübertreter" der Regel nach nicht von einander ge- 
schieden sind, sondern sich in gemeinsamer Haft befinden. 

Hören wir über diesen Punkt den Verfasser der „österr. 
Gefängniskunde ", Hofrat Leitmaier, welcher sich in einem über 
den Strafvollzug in der Wiener Juristischen Gesellschaft gehal- 
tenen Vortrage — Allg. öst. Ger.-Ztg. Jahrg. 1895, S. 94. f. f. — 
nachstehendes äußert: „ .... da manche Bezirksgerichte nur 
über 2 — 3 Arrestzimmer verfügen und 1 Lokal doch für die 
weiblichen Gefangenen bestimmt sein muß, wjrd es vorkommen 
können, daß in ein und demselben Arreste jugendliche Personen, 
die kaum das Alter der Mündigkeit erreicht haben und bisher 
unbescholten waren, mit ergrauten Gewohnheitsdieben, mit Räu- 
bern und Notzüchtlern zusammengesperrt werden.-* 

Leitmaier schildert nun lebhaft die Lage eines solchen 
jugendlichen Verurteilten, an welchem durch einen derartigen 
Strafvollzug ein großes Unrecht begangen wurde und meint 
weiter : 

„Läßt es sich wohl rechtfertigen, daß jemand, der beispiels- 
weise wegen Ehrenbeleidigung, wegen einer Polizeiübertretung oder 
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wegen Übertretung des Schulgesetzes eine Freiheitsstrafe verbüßt, 
plötzlich einen wegen Verdacht des Raubmordes eingelieferten, 
oft bestraften, moralisch verkommenen und gefährlichen Zellen- 
genossen erhält? 

Ich glaube diese Frage nicht erst beantworten zu sollen, 
sondern auf keinen Widerstand zu stoßen, wenn ich sage, diesem 
Übelstande, diesem Krebsschaden unseres Gefängniswesens muß 
unter allen Umständen und zwar ohne Verzug abgeholfen 
werden und ich halte es für die Pflicht Aller, die sich mit den 
Gefängnisstrafen zu befassen haben, die nötigen Hebel einzusetzen, 
damit dies in kürzester Frist geschehe. Wenn ich nun, 
sagt Leitmai er zum Schlüsse dieser hier zitierten Auseinander- 
setzung, die Frage aufwerfe, auf welche Weise diese Maßregel 
durchgeführt werden soll, so kenne ich allerdings nur eine Lösung 
derselben, nämlich die Bestimmung, daß die Polizeiverwahrungs- 
und Untersuchungshaft sowie die kurzzeitige Freiheitsstrafe in 

Einzelhaft zu vollziehen sei Hat derStaat nicht 

genug Arreste, um diesem Gebote der Gerechtig- 
keit nachzukommen, so muß er neue Arreste 
schaffen und kann die Kostenfrage wohl von 
keiner ausschlaggebenden Bedeutung sein . . .'* 

So Leitmaier im Jahre 1895 unter dem stürmischen Beifalle 
zahlreicher Berufsgenossen und in Gegenwart der kompetentesten 
Organe der österreichischen Justizven\'^altung! 

Indeß ist die „Kosten frage" doch von ,, ausschlaggebender 
Bedeutung" geblieben, und in der Zeit von 10 Jahren, die seit- 
her verflossen sind, hat man in Österreich nur äußerst wenige 
neue Justizgebäude hergestellt und der Benützung übergeben! 

Wer könnte auch erwarten, daß der Staat unter den heutigen 
finanziellen Verhältnissen sofort an 1000 neue Gerichtsgefängnisse 
aufführen werde, um den Strafvollzug in Übertretungen mit den 
Ansprüchen der modernen Gefängniskunde in Übereinstimmung 
zu bringen? Es ist dies nicht zu hoffen und darum muß vor 
allem versucht werden, das angestrebte Ziel mit bescheideneren 
Mitteln zu erreichen. 

Diese letzteren scheinen vorhanden zu sein, sobald man 
sich bemüht, die Verhältnisse unbefangen und aus eigener An- 
schauung des Näheren kennen zu lernen. 

Wenn das Hauptübel unserer heutigen Strafrechtspflege in 
Übertretungsfällen, in der teilweisen Überfüllung der bezirks- 
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gerichtlichen Gefängnisse liegt, eine sofortige ausreichende Ver- 
mehrung der letzterwähnten Anstalten aber nicht in Aussicht ge- 
nommen werden kann, so muß vor allem die Aufmerksamkeit 
darauf gerichtet werden, die Zahl der Gefangenen — soweit dies 
ohne Verletzung des Gesetzes zu geschehen vermag — nach 
Tunlichkeit herabzumindern. Hier ergibt sich nun aber folgendes: 

Zunächst muß die Zahl der in den bezirksgerichllichen 
Gefängnissen verwahrten Untersuchungsgefangenen (welche im 
Jahre 1899 die exorbitante Höhe von 118.192 betrug) herab- 
gemindert werden. 

Insofern es sich hier um Untersuchungen handelt, die 
wegen Verbrechen oder Vergehen gemäß § 12 St.-P.-O. 
von den Bezirksgerichten selbst durchgeführt werden, könnte ganz 
wohl die Praxis dahin modifiziert werden, daß Untersuchungen, 
in denen die Haft verhängt wird, sofort an den Gerichtshof 
gezogen werden sollen. Dies verlangt oder gestattet doch wenig- 
stens die Wichtigkeit einer jeden solchen Untersuchung, wo- 
bei weiters zu beachten kommt, daß die Kollusionsgefahr, die 
doch den häufigst vorkommenden Haftgrund bildet, in den bezirks- 
gerichtlichen Gefängnissen gar nicht beseitigt zu werden vermag, 
während dies in den Gerichthofsgefängnissen doch einigermaßen 
möglich erscheint. 

Was nun aber die Untersuchungshaft betrifft, die in den 
wegen den Übertretungen geführten Erhebungen der Bezirks- 
gerichte platzgreift, so ist die Anzahl der bezüglichen Haftfälle 
(die sich ergibt, wenn man die Zahl der nach § 12 St.-P.-O. von 
den Bezirksgerichten geführten Voruntersuchungen von der 
Gesamtzahl der Haftfälle in Abzug bringt), eine ungewöhnlich 
große — und läßt sich dieselbe um so weniger rechtfertigen, als 
es ja im Verfahren wegen Übertretungen nur zwei gesetzlich 
anerkannte Haftgründe gibt — den Haftgrund der Kollusions- 
gefahr und jenen des positiven Fluchtsverdachtes, die doch wohl 
unmöglich in einer so großen Anzahl von Untersuchungen als 
zu Recht bestehend, angenommen werden können. 

So läßt sich denn diese ganz unverhältnismäßig große Zahl 
von Haftfällen nur durch jenes Vorgehen der Praxis erklären, 
welches jedwede provisorische Verwahrung, die von der Polizei- 
behörde vorgenommen wird, durch die Verhängung der Unter- 
suchungshaft sanktioniert. 
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Auf unseren diesbezüglich erhobenen Vorwurf fand man 
seitens der richterlichen Organe uns keine andere Antwort zu 
geben, als, daß es nicht wohl angehe, der Autorität der verhaf- 
tenden Behörden den erforderlichen Schutz zu versagen; es 
müsse darum dem Vorgehen derselben unter allen Umständen 
und jederzeit durch die Bestätigung der verhängten Verwahrungs- 
haft die richterliche Genehmigung zu Teil werden 1 

Daß diese Argumentation, der wir bei unseren Versuchen 
auf eine Beseitigung der erwähnten Praxis hinzuwirken so oft 
begegneten, das Prinzip eines richterlichen Schutzes der persön- 
lichen Freiheit des Staatsbürgers geradezu negiert — diese Er- 
kenninis hat sich, wie wir es erfahren mußten, bis zur Stunde 
noch immer nicht durchzuringen vermocht! 

Eine gründliche Abhilfe ist erst dann zu erwarten, wenn 
der in Vorbereitung befindliche Gesetzentwurf betreffs der Ent- 
schädigung für erlittene Untersuchungshaft seine Annahme durch 
die gesetzgebenden Versammlungen und seine Sanktion durch 
die Krone erhalten haben dürfte. 

Erst die Anerkennung der dem Staate obliegenden Ent- 
schädigungspflicht wegen ungerechtfertigt verhängter Unter- 
suchungshaft, vermag dem Übel zu steuern, welches auch dem 
Verfahren in Übertretungssachen so vielfach anhaftet, und hier 
den Strafvollzug so wesentlich beeinträchtigt. 

Ebenso wünschenswert, wie die Herabminderung der Zahl 
der Untersuchungsgefangenen, wäre eine Herabminderung 
der Zahl jener Personen, welche, wie die offizielle Bezeichnung 
lautet, als „politische Häftlinge", als „Gefällshäftlinge" und als 
„Schüblinge" die österr. bezirksgerichtlichen Gefängnisse be- 
völkern. — Es waren dies, wie sich aus den oben zitierten 
statistischen Aufzeichnungen ergibt, im Jahre 1899 über 80.000 
Personen, eine Zahl, die nach der bisherigen Entwicklung der 
Verhältnisse wohl eher zur Zu- als zur Abnahme neigt. 

Dieser gemeinsame Strafvollzug an Personen, welche wegen 
strafgesetzlich verpönter Handlungen und an Personen, welche 
wegen sogen, politischen Übertretungen verurteilt worden sind, 
scheint uns vor Allem einem staatsgrundgesetzlich sanktionierten 
Prinzipe zu widersprechen. 

Gemäß des Gesetzes vom 21. Dezember 1867, Nr. 144, 
R.-G.-Bl. Art. 14, hat die Rechtspflege von der Ver- 
waltung in allen Instanzen getrennt zu werden. 
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Die hier zitierte Bestimmung läßt es uns bei sinngemäßer 
Auslegung derselben als unzulässig erscheinen, daß auch nur der 
Strafvollzug gegen sogen, politische und Gefällsstfäflinge in die 
Hände der Ziviljustizbehörden gelegt werde, so wie es gewiß 
nicht zugegeben werden könnte, daß der Strafvollzug gegen 
Übertreter des Strafgesetzes den politischen Behörden unterstellt 
werden sollte. 

Es ist als ein feststehender Grundsatz anzusehen, daß alle 
Erkenntnisse, welche eine Behörde in ihrem Wirkungskreise fällt, 
von dieser Behörde auch vollstreckt zu werden haben — ein 
Nachweis, daß diese Regel bei dem Vollzuge eines von den 
politischen Behörden gefällten Straferkenntnisses eine Ausnahme 
erleiden könnte, vermag gewiß nicht erbracht zu werden. 

Wohl beruft man sich zur Dartuung der Legalität der ob- 
erwähnten Praxis, welche den Strafvollzug bezüglich der sogen, 
politischen Übertretungen den Bezirksgerichten überantwortet, auf 
eine Justi/.-Ministerial-Verordnung vom 26. August 1868, Z. 10267, 
der Inhalt jener Verordnung reicht aber nicht dazu hin, um die 
diesfalls vorhandenen Zweifel zu beseitigen. 

Es bestimmt nämlich jene Verordnung, daß, wenn die 
Bezirksgerichte die den politischen Behörden angehörigen Häft- 
linge in die gerichtlichen Arreste aufnehmen, dies ohne Anspruch 
auf einen Verpflegskostenersatz aus dem politischen Etat zu ge- 
schehen habe. Eine solche Norm, welche aus Zweckmäßigkeits- 
gründen, weitwendige Kostenverrechnungen ersparen soll, vermag 
an dem oben erwähnten Prinzipe, nach welchem die Strafgerichte 
der Regel nach nur zu dem Vollzuge der gerichtlich zuer- 
kannten Strafen berufen sind, nichts zu ändern. 

Es wird aber auch vom praktischen Standpunkte aus über 
den von uns beanständeten Vorgang manche ernste Klage geführt. 

So finden zwischen den Verurteilten und den politischen- 
wie den Finanzbehörden mitunter Abmachungen und Verein- 
barungen bezüglich der zu entrichtenden Geldstrafen statt, deren 
Effekt den Gerichten, wenn überhaupt, so doch nicht rechtzeitig 
bekannt gegeben wird. Hiedurch entstehen Zweifel und Bedenken 
rücksichtlich des Vollzuges der an die Stelle der Geldstrafe tre- 
tenden Freiheitsstrafe, die wieder erst im Wege langatmiger, 
schriftlicher Auseinandersetzungen beseitigt zu werden vermögen. 

Diese Schwierigkeiten und Umständlichkeiten lassen es gewiß 
wünschenswert erscheinen, daß der erwähnte Strafvollzug nicht 
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weiterhin den Bezirksgerichten aufgebürdet bleibe, andern den 
politischen Behörden, die allein hiezu berufen erscheinen, über- 
lassen bleibe .*) 

Kompetente Beurteiler der Verhältnisse halten es nicht bloß 
für zulässig, sondern für äußerst zweckmäßig, derartige abge- 
sonderte Haftlokalitäten für die Verbüßung politisch- und gefälls- 
gerichtlich zuerkannter Strafen innerhalb der Amtsräume der poli- 
tischen Behörden zu errichten, und veranschlagen die diesfalls 
aufzuwendenden Kosten auf einen ganz mäßigen Betrag. 

So spricht denn auch hier alles zu Gunsten einer Reform, 
deren, wenn auch nur teilweise Verwirklichung die Zahl der 
Gefangenen in den bezirksgerichtlichen Getängnissen sehr nam- 
haft verringern müßte, und einen einheitlichen zielbewußten 
Strafvollzug nur zu fördern vermöchte. 

Eine weitere Herabminderung der Zahl der in den bezirks- 
gerichtlichen Gefängnissen jähriich verwahrten Personen hätte 
endlich auch bezüglich der Strafgefangenen selbst angestrebt 
zu werden, wobei wir uns vor allem auf folgende wiederholt 
gemachte Erfahrungen berufen müssen. 

Alle mit der Strafrechtspflege betrauten Personen, die wir 
über die persönlichen Verhältnisse der in den bezirksgerichtlichen 
Gefängnissen verwahrten Strafgefangenen befragten,*"^) gaben 
uns übereinstimmend an, daß sich die Letzteren zu allermeist aus 
Vagabunden und Bettlern rekrutieren. Dieselben büßen in den 
erwähnten Gefängnissen zunächst die ihnen wegen der Über- 
tretung des sogen. Landstreichergesetzes zuerkannten Strafen ab, 
(die Zahl derselben hat im Jahre 1899, wie oben berichtet wurde, 
fast 80.000 betragen), sie bilden aber auch weiters die große 
Mehrzahl der Übeltäter, welche wegen kleinerer Diebstähle, wegen 
Widersetzlichkeit gegen die Organe der Staatsgewalt (§§ 312, 314), 

''•') In manchen Bezirken wird dies auch bereits durchgeführt, indem die 
Gemeinden in Erfüllung der ihnen zugewiesenen Aufgaben für die öffentliche 
Ruhe und Ordnung Sorge zu tragen, die Lokalitäten für den erwähnten Straf- 
vollzug zur Verfügung stellen, und für die weitere Erhaltung solcher beson- 
derer Anstalten aufkommen. Geschieht dies insbesondere in den größeren 
Städten, wie beispielsweise in Wien und in Prag, so könnte wohl auch von an- 
deren Bezirken und Städten ein gleiches Opfer in Anspruch genommen werden. 

*■••) Aufzeichnungen über diese Verhältnisse zu statistischen Zwecken 
werden in Österreich bei den Bezirksgerichten nicht geführt ; man ist also 
diesfalls auf die Mitteilungen der richterlichen Funktionäre, der Beamten und 
der Diener verwiesen. 
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wegen dor Übertretungen gegen die Sicherheit des Körpers und 
des Eigentums, die über sie verhängten kleineren Freiheitsstrafen 
hier zu verbüßen haben. 

Unter Hinweis auf diese Verhältnisse meinten dann auch 
die Vorsteher der einzelnen Gerichte, „daß sie die unter ihrer 
Leitung stehenden Gefängnisse, ihrer wirklichen Bestimmung nach, 
nur als zeitweilige Asyle und Versorgungshäuser ansehen müssen, 
welche die noch unzureichende Zahl der Zwangsarbeits- und 
Besserungsanstalten zu ersetzen haben. 

Davon, daß Bettler und Vagabunden die über sie verhängten 
Freiheitsstrafen als ein Übel ansehen und empfinden würden, 
könne auch nicht entfernt die Rede sein; der Vollzug der Strafe 
in den bezirksgerichtlichen Gefängnissen werde von ihnen der 
Regel nach nicht gefürchtet und gemieden, sondern weit eher 
erhofft und aufgesucht. 

So hat sich denn auch, wie sich der Verfasser dieser Ab- 
handlung mehrfach zu überzeugen Gelegenheit fand, eine Art von 
patriarchalischem Verhältnisse zwischen einzelnen Gerichten und 
jenen Landstreichern entwickelt, die in dem Umkreise derselben 
zu „delinquieren** pflegen. 

Die „Übeltäter" betteln oder vagabundieren in bestimmten 
Sprengein, um in den Gerichtsgefängnissen die bereits gewohnte, 
übliche Versorgung zu finden, wobei auf die Jahreszeit, das 
Wetter und die sonstigen Verhältnisse nicht selten sorgsam Be- 
dacht genommen wird. 

Glaubt man, daß unsere kleineren Gefängnisse wirklich die 
Aufgabe haben, dem Bettel und dem Vagabundentum in der hier 
angedeuteten Weise Vorschub zu leisten, nun, dann lasse man 
es bei der bisherigen Prozedur in der Verfolgung und Ahndung 
der genannten Übertretungen sein Bewenden finden; ist man 
aber der Ansicht, daß solche Zustände mit dem Begriffe eines 
Rechtsstaates unvereinbar seien, und daß es nicht angehe, Polizei- 
und Sicherheitsmaßregeln in der Form von Akten der Rechtspflege 
zur Verwirklichung gelangen zu lassen, dann muß hier Wandel 
geschaffen werden, indem eine gründliche Revision des Gesetzes 
vom 24. Mai 1885, R.-G.-Bl. Nr. 89, platzzugreifen hat.*) 

*) Eine Abhilfe gegen die hier geschilderten Übelstände glauben Manche 
von der Einführung resp. von der Vermehrung der sogen. Naturalverpflegs- 
stationen erwarten zu dürfen. Hier liegt aber ein Irrtum vor. Wir geben gerne 
zu, daß vagierende Individuen sich bei dem Bestände der erwähnten Verpflegs- 

Dr. Alois Zucker. Übtr ^rnfe und Strafvollzug in Cbertfetungs fällen. ^ 
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Wir haben uns über diesen Punkt bereits wiederholt aus- 
gesprochen*), kommen aber wegen der besonderen Wichtigkeit 
desselben hier wieder auf ihn zurück, indem wir unseren früheren 
Auseinandersetzungen noch Folgendes hinzufügen. 

Wenn man die historische Grundlage der Strafnormen über 
Bettel und Landstreichertum in Betracht zieht, so gelangt man 
zur Überzeugung, daß in Deutschland wie in Österreich, gleich 
wie in Frankreich, die Tätigkeit des Strafrichters bezüglich der 
erwähnten Talhandlungen nur darum aufgerufen wird, um der 
Verhängung administrativer Maßregel gegen sozial unbequeme 
und mitunter wohl auch gefährliche Individuen eine gewisse 
rechtliche Grundlage zu geben. 

Man glaubt eben nur dann die Verwahrung des Bettlers 
und Landstreichers in besonderen Anstalten und für eine längere 
Zeit vornehmen zu dürfen, wenn zuvor der Richter sie ge- 
wisser Tathandlungen für schuldig erklärt, und auf Grund der 
erfolgten Verurteilung die Zulässigkeit der Abgabe des Bestraften 
in eine Zwangsarbeits- oder Besserungsanstalt ausspricht. 

Ein solcher modus procedendi entspricht vor Allem der 
beliebten Grundanschauung von der Notwendigkeit der Teilung 
der Gewalten und führte zunächst in Frankreich zur Kon- 
struktion strafgesetzlicher Bestimmungen über Bettel und Vaga- 
bundentum (Art. 269-274 des Code p6nal). 

Die hier erwähnten Bestimmungen übergingen in das 
preußische Spezialgesetz vom 6. Januar 1843, und der Inhalt 
dieses letzteren Gesetzes ist seinem vollen Wortlaute nach für 
das österreichische Gesetz vom 24. Mai 1885 vorbildlich geworden. 
Nun haben sich aber die Rechtsanschauungen, die zu der 
Erlassung der oben zitierten Bestimmungen des Code pönal 
geführt haben, wesentlich geändert. 

Niemand zweifelt mehr daran, daß der Staat nicht allein 
berechtigt, sondern sogar verpflichtet sei, gegen das Bettler- und 

Stationen wohl mehrfach bestimmen lassen dürften, dieselben aufzusuchen, statt 
durch ein ostentativ begangenes Vagabundentum sich eine zeitweilige Unter- 
kunft in dem Gerichtsgefängnisse zu sichern; aber das Vagabundentum selbst 
wird durch das Institut der Naturalverpflegsstationen nicht bekämpft; es kann 
vielmehr durch dasselbe in mancher Beziehung eine gewisse Förderung erfahren, 
weil eben durch sie in allen Fällen für die angemessene Unterkunft des Vaganten 
gesorgt erscheint. 

*) Unsere Polizeiaufsicht nach österr. Rechte (1894), S. 22 u. ff. — 
Unsere dringenden Reformen der Strafrechtspflege (1896), S. 39 u. ff. 
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Landstreichertum unmittelbar die erforderlichen Schutzmaßregeln 
zu treffen, es bedarf also auch keines Notbehelfes mehr, der eine 
der Ergreifung jener Maßregeln vorangehende gerichtliche 
Bestrafung als Vorbedingung für die Anhaltung arbeitsscheuer 
Personen in besonderen Anstalten angesehen wissen will. 

Was soll auch die kurze, in einem bezirksgerichtlichen 
Gefängnisse zu verbüßende Freiheitsstrafe neben der ihrer Wirkung 
nach viel schärfer einschneidenden Verwahrung des Bettlers oder 
Landstreichers in einem Arbeitshause oder in einer Zwangsarbeits- 
anstalt? 

Mit einer seltenen Einmütigkeit hat sich die Doktrin gegen 
eine solche der Verwahrung voraufgehende gerichtliche Bestrafung 
ausgesprochen und hat dieselbe geradezu als „ganz unzweck- 
mäßig und nutzlos" bezeichnet.*) 

Diese der Unterbringung in einer Zwangsarbeitsanstalt vor- 
angehenden Freiheitsstrafen sind aber nicht allein an sich zweck- 
los, sie beeinträchtigen auch die Wirksamkeit der später eintre- 
tenden Anhaltung des Bettlers oder Vagabunden in den erwähnten 
Anstalten. 

In diesem Punkte einigen sich alle Direktoren und Leiter 
der in Österreich bestehenden Zwangsarbeits- und Besserungs- 
anstalten. Man mache ihnen, so klagen sie, die Erfüllung ihrer 
Pflicht, eine Besserung der ihnen anvertrauten Korrigenden her- 
beizuführen, unmöglich. Die Züchtlinge, welche fast aus- 
nahmslos mehrere Freiheitsstrafen in den bezirksgerichtlichen 
Gefängnissen überstanden haben, bevor sie an die Zwangsarbeits- 
anstalten übergeben werden, befänden sich zumeist in einem 
Zustande geistiger und physischer Verwahrlosung, welche von 
vornherein jede Besserung unmöglich macht, oder dieselbe doch 
ungemein erschwert.**') 



*) So insbesondere Hippel, Die strafrechtliche Bekämpfung von Bettel, 
Landstreicherei und Arbeitsscheu, S. 210. Bartsch, Über Landstreicherei und 
Bettel, S. 98. Merkel, Lehrbuch des Strafrechtes, S. 80, u. A. m. 

**) Daß die Gerichte die Zulässigkeit der Anhaltung des Bettlers und 
Vagabunden in einer Zwangsarbeitsanstalt erst nach vielfach wiederholter Ver- 
urteilung desselben aussprechen, und daß die Administrativbehörden auch dann 
noch zögern, das Erkenntnis auf Anhaltung des wiederholt Verurteilten und 
Bestraften in einer Zwangsarbeitsanstalt zu fällen und in Vollzug zu setzen, 
wird mehrfach damit zu entschuldigen versucht, daß man auf die nicht genü- 
gende Anzahl der Zwangsarbeits- und Besserungsanstalten verweist, deren Über- 

2* 
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Wird dies anerkannt, dann sollte wohl unbedenklich daran 
gegangen werden, das Gesetz vom 24. Mai 1885, Nr. 89 gründlich 
zu revidieren. — Die Bestimmungen über die kriminelle Straf- 
barkeit des Betteins und der Landstreicherei wären einfach auf- 
zuheben, weil ja ein Moment der Rechtsverletzung in den 
erwähnten Tathandlungen unmöglich gefunden zu werden vermag, 
und weil die auf dieselben gesetzten Strafen ganz wirkungslos 
bleiben müssen. Bettler und Landstreicher können durch kurz- 
zeitige Freiheitsstrafen weder abgeschreckt und noch weit weniger 
gebessert werden.*) 

Es ist absolut unerfindlich, warum nicht das einfache Betteln 
der Bestrafung durch die Ortspolizei überlassen bleiben könnte, 
wie dies vor Erlassung der Gesetze vom 10. Mai 1873 und vom 
24. Mai 1885 durch die Bestimmung des § 517 St.-G.-B. ganz 
zweckmäßig angeordnet war. 

füllung die Aufnahme neuer Zwänglinge unzulässig erscheinen läßt oder doch 
wesentlich erschwert. 

Jener Mangel soll im Allgemeinen zugegeben werden, aber die Pflicht 
der Staatsverwaltung ist es, demselben rasch und energisch abzuhelfen. Das 
Gesetz über die Errichtung und Erhaltung solcher Anstalten vom 
24. Mai 1885, R.-G.-Bl. Nr. 90, bietet durch die ausdrücklichen Bestimmungen 
der §§ 1 und 2 die Handhabe dazu. Nach dem Inhalte dieser BesUmmungen 
und nach Art. 3 a des Staatsgrundgesetzes vom 21. Dezember 1867, R.-G.-Bl. 
Nr. 143, kann die Staatsverwaltung mit unzweifelhaftem Erfolge darauf dringen, 
daß die nötige Anzahl solcher Anstalten — allerdings unter angemessener 
Beitragsleistung des Staates — in kurzer Frist hergestellt werde. 

Die Unterlassung einer solchen Initiative verstößt nicht allein gegen die 
Bestimmungen der beiden Gesetze vom 24. Mai 1885, R.-G.-Bl. Nr. 89 und 90, 
sie beeinträchtigt auch die Wirksamkeit der bereits bestehenden Anstalten, in- 
dem sie jene großen Übelständc verschuldet, die wir oben auf Grund verläß- 
licher Mitteilungen geschildert haben, und von deren Vorhandensein wir uns 
wiederholt persönlich überzeugt haben. 

*) Dieser Erkenntnis sollten sich jene Organe der Justizverwaltung nicht 
weiter verschließen, welche alle ihre Energie darauf verwenden, damit bei der 
Bestrafung der erwähnten Delikte im Sinne der §§ 1 und 2 des Gesetzes vom 
24. Mai 1885 nur ja keine Milderung phtzgreife. Die Anschauung, daß sich 
der Vagabund durch eine 2—3 monatliche strenge Arreststrafe von der Wieder- 
holung zurückhalten lassen werde, und daß eine solche Strafe auf Andere ^ab- 
schreckend" wirken könnte, ist vollständig irrig. In Wirklichkeit sind Vagabunden 
nur mit kürzeren Freiheitsstrafen der Regel nach höchlich unzufrieden ; die Ver- 
sorgung für 2—3 Monate entspricht vollkommen ihren Wünschen. Ist der Straf- 
vollzug an den Vagabunden wegen seiner absoluten Zwecklosigkeit ein Übel 
für die Strafrechtspflege, so ist die kürzere Strafe als das kleinere Übel 
anzusehen und es ist ihr darum gewiß — wenn sie anders nicht ungesetzlich 
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Wenn die Prostitution noch jetzt nach § 5 des Gesetzes 
vom 24. Mai 1885, R.-G.-Bl. Nr. 89, der Bestrafung durch die 
Sicherheitsbehörde überantwortet erscheint, warum sollte nicht 
eine gleiche Bestimmung bezüglich der Bestrafung des Betteins 
platzgreifen können? 

Ebenso wenig, wie bezüglich des Betteins, bedarf es auch 
zur Repression des Vagabundentums irgend welcher straf- 
gesetzlicher Bestimmung über ein besonderes Delikt der 
Landstreicherei. Die Konstruktion eines strafbaren Tatbestandes 
bietet hier kaum weniger Schwierigkeiten und Inkonvenienzen, 
als dies bei der Übertretung des Betteins der Fall ist. 

Auch scheint uns überhaupt der Nachweis, daß zur Anhaltung 
in einer Zwangsarbeitsanstalt es der Intervention des Straf- 
richters bedürfe, noch nicht erbracht zu sein. 

Wir würden hiefür, wie wir dies bereits früher erklärt 
haben,*) den Zivilrichter für geeigneter ansehen, als den 
Straf rieh ter. 

Während Letzterem als Grundlage für den Ausspruch über 
die Zulässigkeit der Anhaltung in einer Zwangsarbeitsanstalt der 
Regel nach nur eine dem Verurteilten zur Last gelegte Tat vor- 
zuliegen pflegt, wird der Zivilrichter dem diesfälligen Ausspruche 
jederzeit eine eingehende Prüfung des Vorlebens, des Charakters, 
der Familienverhältnisse etc. des Korrigenden vorangehen lassen. 

Wenn der Zivilrichter über Entmündigung und Prodigialität 
entscheidet, wenn er über die Abgabe des gefährlichen Irren an 
eine öffentliche Detentionsanstalt beschließen soll und — nach 
dem österr. Entwürfe zu einem Trunkenheitsgesetze — die Ab- 
gabe des Trinkers in ein Trinkerasyl zu verfügen haben wird, 
warum sollte er denn nicht auch über die Anhaltung in einer 
Zwangsarbeits- oder Besserungsanstalt erkennen dürfen? 

erscheint — der Vorzug vor der länger dauernden Strafe zu geben. Für die 
kürzeren Strafen sprechen auch anderweitige Interessen der Strafrechtspflege, 
so die Rücksicht auf die Notwendigkeit, auch andere Übeltäter, als Bettler und 
Vagabunden in den bezirksgerichtlichen Gefängnissen zu unterbringen. Es ist 
uns aus authentischer Quelle ein Fall bekannt geworden, in welchem im Ober- 
eifer der Verurteilung die zahlreichen Mitglieder einer Zigeunerbande wegen Land- 
streicherei mit der mehr als gesetzlich zulässigen Freiheitsstrafe von 4 Monaten 
belegt wurden, die sie auch antraten, worauf in dem betreffenden Bezirke ein 
förmlicher Gerichtsstillstand eintrat, weil durch mehrere Monate hindurch wegen 
totaler Oberfüllung der bescheidenen Gefängnisräume keine weitere Freiheits- 
strafe in Vollzug gesetzt werden konnte. 

*) Unsere dringenden Reformen der Strafrechtspflege, S. 78 u. ff. 
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Könnten, von diesen Gesichtspunkten ausgehend, das Betteln 
und Vagabundieren als besonders zu ahndende strafrechtliche 
Delikte in Wegfall kommen, so wäre schon dadurch für die Straf- 
rechtspflege in Obertretungsfällen ungemein viel gewonnen. Die 
Zahl der jährlich wegen dieser Delikte verurteilten Personen 
schwankte in den letzten Dezennien zwischen 80 und 90 Tausend; 
eine Verminderung der Zahl der Verurteilten würde, da hier 
durchwegs auf Freiheitsstrafen erkannt werden muß, sofort zu einer 
wesentlichen Erleichterung und Vereinfachung des Strafvollzuges 
führen müssen. 

Insolange Bettler und Landstreicher ein Hauptkontigent der 
Strafgefangenen bilden, wird es an der unerläßlichen Reinlichkeit 
in den Gefangenhäusern, an der Zucht und Ordnung innerhalb 
derselben fehlen müssen, weil sich all' dies bei den dürftigen 
Mitteln, die den Anstalten zur Verfügung stehen, gegenüber der 
Mehrzahl der Gefangenen nicht durchführen läßt. 

Hier ist also vor allem die materia peccans der heutigen 
Strafrechtspflege in Obertretungsfällen zu suchen, und es empfiehlt 
sich somit zunächst in diesem Punkte in rascher und zweck- 
mäßiger Weise die erforderliche Abhilfe zu treffen. 

Eine weitere Verminderung der Zahl der Verurteilungen 
wegen Übertretungen könnte eintreten, wenn, worauf wir gleich- 
falls bereits hingewiesen haben,*) analog den bereits bestehenden 
Bestimmungen des deutschen Strafprozesses (§ 428) bezüglich 
der Übertretungen gegen die Sicherheit der Ehre, ein den Ver- 
handlungen vor dem Strafrichter vorauf zu gehendes außergericht- 
liches Sühnverfahren statuiert werden würde. 

Dieses Institut hat sich in Deutschland trefflich bewährt, es 
wäre auch in Österreich vollkommen am Platze und würde ein 
bedeutendes Sinken der Zahl der Verurteilungen, die im Jahre 
1899 70.806 betragen hat, zur Folge haben. 

Man bedenke doch nur, um welcher Lappalien willen oft 
der Apparat des strafgerichtlichen Verfahrens in Bewegung gesetzt 
wird und wie der Richter genötigt ist, wegen unbedachter Worte 
ein Strafurteil zu fällen, das sich hätte vermeiden lassen, wenn 
eine autoritative Vermittlung zwischen den Parteien stattgefunden 
haben würde, zu der eben der Richter als Richter nicht die 
nötige Eignung und unter gewissen Verhältnissen auch nicht die 
nötige Sach- und Personenkenntnis besitzt, die bei den in den 

*) Einige dringende Reformen der Strafrechtspflege, S. 43 u. ff. 
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Gemeinden zu bestellenden schiedsgerichtlichen Organen der 
Regel nach wohl vorausgesetzt werden darf. 

Eine weitere Verringerung der Zahl der Verurteilungen wäre 
endlich durch eine schärfere Abgrenzung des Begriffes des Dieb- 
stahles von jenem des Feld- und Waldfrevels zu erreichen. 

Auch über diesen Punkt haben wir uns bereits ausführlich 
ausgesprochen*) und konstatieren mit Genugtuung, daß die Justiz- 
verwaltung in Bahnen einzulenken beginnt, deren Betretung eine 
namhafte Verringerung der Zahl der gerichtlichen Verurteilungen 
zu kurzzeitigen Freiheitsstrafen mit Zuversicht erwarten läßt. 

So ist im Juni 1904 an alle Staatsanwaltschaften in Öster- 
reich folgender Erlaß ergangen: 

„Laut Mitteilung des Justizministeriums an das Ministerium 
des Innern hat der Oberstaatsanwalt in Wien die unterstehenden 
Staatsanwaltschaften auf eine oberstgerichtliche Ent- 
scheidung betreffend die Nichtigkeitserklärung einer Diebstahls- 
verurteilung wegen Aneignung einiger Äpfel von Bäu- 
men hingewiesen und hiebei folgendes ausgeführt: Anläßlich 
der Vorlage der Anträge wegen Begnadigung Jugendlicher hat 
es sich gezeigt, daß in zahlreichen Fällen ähnlicher Art Diebstahls- 
verurteilungen erfolgen, die zu schweren Bedenken Anlaß geben. 

Die Tragweite solcher Verurteilungen für die durch sie Ge- 
troffenen läßt ein entschiedenes Eingreifen nötig erscheinen. So 
sehr einerseits die Grundbesitzer eines Schutzes gegen eigen- 
mächtige Verletzung ihres Eigentums bedürfen, so darf anderer- 
seits dieser Schutz nicht überspannt werden; es dürfen nicht 
Handlungen als Diebstahl angesehen werden, welche nicht 
bloß nach der herrschenden Volksanschauung, 
sondern auch bei einer vernünftigen Gesetze s- 
auslegang sich nicht als Diebstahl darstellen . . . 

Nach § 1 der Ministerialverordnung vom 30. Jänner 1860 
sind Obstbäume als Feldgut dem besonderen Schutze dieser 
Verordnung unterstellt und sind nach derselben alle wie immer 
gearteten Verletzungen und Beschädigungen des Feldgutes, welche 
nicht unter die Bestimmungen des allgemeinen Strafgesetzes 
fallen, als Feldfrevel zu strafen. 

Hieraus ergiebf sich das Bedürfnis einer Abgrenzung des 
Gebietes des Feldschutzgesetzes gegenüber jenem des allgemeinen 
Strafgesetzes, welche nach dem Geiste der Gesetzgebung immer 

*) A. a. O., S. 39 u. ff. 
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dahin getroffen werden kann, daß am Feldgute verübte 
Entwendungen als Feldfrevel dann zu behandeln 
sind, wenn sie lediglich ein geringes Wertobjekt 
umfassen. 

Es ist ferner in Erwägung zu ziehen, ob nach der Sachlage 
des Falles der Beschuldigte in dem Bewußtsein handelte, sich 
ein fremdes Gut anzueignen, das einen Sachwert darstellt/* 

Wir stimmen dem Inhalte dieses Erlasses unbedenklich zu 
und glauben, daß es selbst in zweifelhaften Fällen zweckmäßiger 
erscheint, dem Täter das Stigma der Verübung des Diebstahles 
nicht aufzudrücken, da dasselbe nur dazu dienen dürfte, den 
allfälligen Rest des Ehrgefühles zu vernichten. Ist einmal der 
Täter wegen einer solchen Verletzung des Eigentumsrechtes als 
ein Dieb verurteilt und bestraft worden, dann läßt derselbe wohl 
jede Rücksicht bei Seite und wagt sich an die Verübung schwe- 
rerer Übeltaten heran, während er als bloßer Feld- oder Waldfrevler 
es des öfteren vermeiden wird, die nach der Überzeugung des 
Volkes gegenüber dem Diebstahle und anderen Delikten scharf 
gezogene Grenze auch weiterhin zu überschreiten. 

Würde an dieser, wie wir vermeinen, wohlbegründeten An- 
schauung richterlicherseits festgehalten werden, so dürfte die Zahl 
der Verurteilungen wegen Diebstahl, welche trotz der bisher be- 
reits schon erfolgten Minderung noch immer eine beträchtliche 
Höhe erreicht — im Jahre 1899 über 100.000 — einen weiteren 
bedeutenden Rückgang erfahren, und so könnte wohl vor allem 
der Überfüllung der bezirksgerichtlichen Gefängnisse in wirksamer 
Weise abgeholfen werden, ohne daß es notwendig wäre, sofort 
den teueren Bau vieler neuer Gefängnisse seitens des Staates in 
Anspruch zu nehmen. 

Neben der Überfüllung der bezirksgerichtlichen Gefängnisse 
wäre weiters betreffs des Strafvollzuges die Beschäftigung der 
zur Freiheitsstrafe Verurteilten ins Auge zu fassen. Hier ist vor 
allem festzuhalten, daß das österr. Strafgesetz, im erfreulichen 
Gegensatze zum deutschen Strafgesetze, auch bei der leichtesten 
Freiheitsstrafe den Arbeitszwang statuiert. Die Bestimmung 
des § 244 St.-G.-B. gestattet „dem Verurteilten, wenn er sich 
den Unterhalt aus eigenen Mitteln oder durch Unterstützung der 
Seinigen zu verschaffen fähig ist", nur die Wahl seiner Beschäf- 
tigung, sie gestattet ihm aber nicht, dem Müßiggange im ^Ge- 
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fangenhause" zu fröhnen. Vollends muß jeder Zweifel an die 
Arbeitspflicht des zum Arrest Verurteilten schwinden, wenn 
auf die Bestimmungen des Gesetzes vom 1. April 1872 Bedacht 
genommen wird. 

Gemäß der ausdrücklichen Bestimmung des § 1 dieses Ge- 
setzes ist in gerichtlichen Gefängnissen, deren Einrichtungen den 
Vollzug der Freiheitsstrafe in Einzelnhaft gestatten, auch die 
Arreststrafe in Einzelnhaft zu vollziehen und nach § 5 ist der 
Sträfling in derselben ^zu ununterbrochener Arbeit an- 
zuhalte n.'* 

Es kann nun gewiß nicht angenommen werden,- daß, wenn 
der wegen Begehung einer Übertretung zu einer Freiheitsstrafe 
Verurteilte in Einzelnhaft zur ununterbrochenen Arbeit anzuhalten 
ist, eine solche Arbeitspflicht ihm in der Gemeinschaftshaft erspart 
werden könnte. 

Ist aber dies der Fall, dann sollte diese gesetzliche Bestim- 
mung in der rigorosesten Weise zur Durchführung gelangen, zu- 
mal die Arbeitslosigkeit von den nachteiligsten Folgen für den 
Vollzug der Strafe und für den Verurteilten selbst begleitet ist. 
Wir erinnern uns, daß bei unseren Besuchen der kleineren Ge- 
fängnisse Nichts einen so unangenehmen, ja geradezu schmerz- 
lichen Eindruck auf uns gemacht hat, als der Anblick jener Sträf- 
linge, die müßig umherlungerten und in Ermangelung jeder Arbeit 
die Zeit mit Schlafen und Faulenzen, sowie mit den „Unter- 
haltungen" untereinander zu verbringen suchten. 

Was den Stoff zu diesen Unterhaltungen liefern mochte, 
läßt sich leicht erraten ; jeder erzählte von seinen Übeltaten, von 
den Streichen, die er bereits durchgeführt, und von jenen, die er 
noch durchzuführen willens sei, und suchte es in solchen Dar- 
stellungen den Genossen zuvor zu tun. 

Wehe dem unbescholtenen, weltfremden Neuling, der in 
eine solche Gesellschaft gerät. 

Bleibt er für sich, ohne an der „gesellschaftlichen Unterhaltung" 
teilzunehmen, so wird er sofort die Zielscheibe der rohen Witze 
und der höhnischen Bemerkungen, welche nicht selten in Belei- 
digungen und arge Mißhandlungen übergehen, zeigt er sich aber 
für derlei ».Unterhaltungen** empfänglich, so genügen wenige Tage 
des Beisammenseins dazu, um den Neuling völlig zu verderben, 
und ihn für immer auf die Bahn des Lasters und der Verbrechen 
zu bringen. 
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Dem Mangel an Arbeit ist es zuzuschreiben, wenn die Ge- 
fangenen an dem, was ihnen an Verpflegung und Obdach geboten 
wird, des öfteren zu nörgeln beginnen, unzufrieden werden und, 
um dieser Unzufriedenheit Ausdruck zu geben, den Gehorsam 
verweigern und sich zur Widerspänstigkeit gegen die Beamten- 
schaft und gegen die Wachen verleiten lassen, die zur Ver- 
übung neuer Delikte zu führen pflegt. 

Den schlimmsten Einfluß der Arbeitslosigkeit erblicken wir 
aber darin, daß dieselbe bei der Mehrzahl der Verurteilten in der 
Freiheitsstrafe nicht mehr ein Übel erkennen läßt und dadurch 
dem Strafvollzuge jede abschreckende Wirkung benimmt. 

Durch einige Tage bei hinreichender Kost und angemessener 
Unterkunft nicht arbeiten zu müssen, also gewissermaßen dem 
Nichtstun in legitimer Weise fröhnen zu können, dies hat für 
Viele, deren Ehrgefühl bereits abgestumpft ist, geradezu etwas 
Verlockendes und muß zur Begehung kleinerer Delikte förmlich 
einladen, statt von ihnen abzuschrecken. Durch solche Verhält- 
nisse* kann das Interesse einer geordneten Strafrechtspflege wohl 
unmöglich gefördert werden! 

Gegenüber diesem großen Übelstande, der nicht verkannt 
und unterschätzt wird, macht man zur Entschuldigung der Tat- 
sache, daß es in den Gefängnissen der Bezirksgerichte zu aller- 
meist keinerlei Arbeit gibt, gewöhnlich folgendes geltend: Es 
falle schwer, so wird gesagt, die geeignete produktive Arbeit zu 
finden, dem für kurze Zeit Verurteilten die manuelle Fertigkeit 
für die Leistung derselben beizubringen," insbesondere aber müsse 
man von der Durchführung derselben darum Abstand nehmen, 
weil gewisse Klassen und Stände der Bevölkerung sich durch 
die ihnen entstehende Konkurrenz der Gefängnisarbeit bedroht 
und geschädigt erachten. 

Wir glauben wahrgenommen zu haben, daß von allen diesen 
„Gründen" der zuletzt angeführte als der ausschlaggebendste an- 
gesehen werde und wir werden uns darum zunächst mit ihm zu 
beschäftigen haben. 

Vor allem stellen wir jener Empfindlichkeit einzelner Bevöl- 
kerungsklassen das Gesetz und die allgemeine Wohlfahrt 
gegenüber, mit denen nun einmal die Arbeitslosigkeit in den 
kleineren Gefängnissen nicht in Einklang gebracht zu werden 
vermag. 
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Das Gesetz, welches den Vollzug der Freiheitsstrafe ohne 
Arbeitszwang nicht gestattet, muß, so lange es nicht aufgehoben 
ist, verwirklicht werden, und ebensowenig darf die allgemeine 
Wohlfahrt wegen der zum großen Teile nicht einmal gerecht- 
fertigten Empfindlichkeit einzelner Erwerbsklassen Schaden nehmen. 

Es wird, wenn in den Gefängnissen nicht gearbeitet werden 
soll, der Vollzug der Freiheitsstrafen erschwert, das wohlver- 
standene Interesse des Verurteilten verletzt und die Strafrechts- 
pflege gefährdet; vor solchen wichtigen Momenten hat das In- 
teresse einzelner Bevölkerungskreise zurückzutreten, zumal die 
Gefährdung desselben in Wirklichkeit oft gar nicht vorhanden ist, 
sondern oft nur von einer ganz ungerechtfertigten Besorgnis der 
betreffenden Kreise suggeriert wird. Man hat sich in unseren 
Tagen eben daran gewöhnt, überall eine Verkürzung des In- 
teresses durch das Vorgehen Anderer zu befürchten und mechanisch 
über Konkurrenz auch dort zu klagen, wo sie in Wirklichkeit 
entweder gar nicht oder in ganz unbedeutendem Maaße vorhan- 
den ist. 

Nachdem die zu einer Freiheitsstrafe Verurteilten auch dann, 
wenn sie sich nicht in Strafhaft befinden, der Mehrzahl nach 
arbeiten und hierdurch zu Konkurrenten Anderer sich gestalten, 
so erscheint jene Sorge zum großen Teile deplaziert und sollte 
nicht für zureichend angesehen werden, um die Arbeit in den 
bezirksgerichtlichen Gefängnissen hintanhalten zu können. 

Man macht auch weiters gegen die Arbeit der Verurteilten 
außerhalb der Gefängnisräume geltend, daß nicht die genügende 
Anzahl der den Strafvollzug überwachenden Organe zur Verfügung 
stehe, wodurch es geschehen könne, daß ein solcher Sträfling 
die Flucht ergreife, wie dies auch wiederholt vorgekommen wäre. 
Wir vermögen jedoch in dem Entweichen eines einzelnen Delin- 
quenten lange keinen solchen Schaden für die Interessen des 
Strafvollzuges zu erkennen, wie er durch die so häufig vorkom- 
mende Arbeitslosigkeit bereitet werden muß. 

Ein Sträfling, der bloß die Strafe für eine begangene Ober- 
tretung abzubüßen hat, wird nicht leicht die Flucht ergreifen, um 
sich dem Strafvollzuge zu entziehen, und tut er es und wird 
nicht wieder eingefangen, so ist der Schade, den die Gesellschaft 
hiedurch erleidet, wahrlich als kein allzu bedeutender anzu- 
sehen. 
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Daß übrigens die Schwierigkeit der Einrichtung und Durch- 
führung der Arbeit in den kleineren Gefängnissen keineswegs 
unüberwindlich sein dürfte, und daß in manchen bezirksgericht- 
lichen Gefängnissen Österreichs in ganz zweckmäßiger Weise 
gearbeitet werden kann, geht aus den diesbezüglichen Ausweisen 
hervor, welche über die ^Verhältnisse der österr. Strafanstalten 
und der Gerichtsgefängnisse' von der Statist. Zentral- 
kommission geliefert werden. 

Wir entnehmen dem 4. Hefte des LXIX. B. der Mitteilungen 
der statistischen Zentralkommission bezüglich des Jahres 1899 
speziell folgende Daten: Aus dem Arbeitsbetriebe sämtlicher 
österr. Bezirksgerichte ergab sich für das Jahr 1899 eine Ein- 
nahme von 14.552 Gulden, welche die Einnahme für das un- 
mittelbar vorangehende Jahr 1898 um den Betrag von 5237 Gul- 
den überstieg. Die Summe von 14.552 Gulden ist allerdings 
— auf 913 Bezirksgerichte verteilt — recht geringfügig zu nennen, 
aber in einzelnen Kronländern ist der Ertrag des Arbeitsbetriebes 
in den daselbst befindlichen bezirksgerichtlichen Gefängnissen 
kein unerheblicher. 

So partizipieren an dem oben genannten Gesamtergebnisse 
per 14.552 Gulden 

die Bezirksgerichte in Böhmen mit 5735 Gulden, 

^ Steiermark „ 3684 

„ Mähren „ 2980 

im Küstenland 596 

in Ost-Galizien 418 

Krain „ 320 

N.-Österreich , 304 

„ Kärnten , 126 

„ West-Galizien „ 94 

„ der Bukowina ... . „ 88 

„ Tirol r, 72 

Vorarlberg „ 63 

Salzburg „ 43 

„ Schlesien 21 

„ Ob.-Österreich . . . . ^ 8 

Dalmatien . . • 

Wir sehen, daß der Ertrag aus dem Arbeitsbetriebe in den 
Bezirksgerichten von Böhmen, Steiermark, Mähren und des Küsten- 
landes gegenüber jener anderer Länder als ein ziemlich nam- 
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hafter bezeichnet werden darf, und daß wieder die Bezirksgerichte 
anderer Länder auffallend geringe Arbeitserträgnisse aufzuweisen 
haben, wiewohl die Erwerbs- und Wirtschaftsverhältnisse un- 
möglich sehr verschieden sein können. 

So beträgt die Einnahme aus dem Arbeitsbetriebe in den 
Bezirksgerichten Ober-Österreichs nur 8 G., während jene aus dem 
Arbeitsbetriebe im benachbarten weit kleineren Herzogtum 
Salzburg 43 G., also mehr als 5 mal so viel beträgt. Der Arbeits- 
ertrag der bezirksgerichtlichen Gefängnisse im Küstenlande ergab 
596 G., während die Bezirksgerichte in Dalmatien gar keinen 
Ertrag aufzuweisen haben; in einem eben solchen Mißverhältnisse 
steht der Ertrag der Bezirksgerichte in Schlesien gegenüber dem 
Ertrage der Bezirksgerichte in Mähren (der letztere ist fast 150 mal 
größer) u. s. w. 

Auch die Erträgnisse aus dem Arbeitsbetriebe der Bezirks- 
gerichte desselben Landes weisen Verschiedenheiten auf, die 
nur auf die Rechnung der ungleichen persönlichen Ingerenz der 
Leiter der Gerichte auf den Arbeitsbetrieb in den Gefängnissen 
gesetzt werden können. 

Es war beispielsweise in Nieder-Österreich der Ertrag aus 
dem Arbeitsbetriebe der bezirksgerichtlichen Gefängnisse fol- 
gender : 
Im Sprengel des Kreisgerichtes Korneuburg . .210 Gulden 
„ . ^ Wr.-Neustadt . 56 

r Landesgerichtes Wien .... 38 „ 
während in den Sprengein der Kreisgerichte Krems und St, Polten 
es gar keine Erträgnisse aus dem Arbeitsbetriebe der daselbst 
befindlichen bezirksgerichtlichen Gefängnisse gab. 

In Böhmen steigt der Ertrag des Arbeitsbetriebes in den 
Gefängnissen der Bezirksgerichte im Sprengel des Kreisgerichtes 
Brüx auf 1419 Gulden, während die Bezirksgerichte im Sprengel 
des Kreisgerichtes Pisek sich mit 1 Gulden bescheiden. 

Den höchsten Rekord von Arbeitsertrag in Österreich haben 
in Mähren die Bezirksgerichte des Kreisgerichtes Neutitschein 
mit 2531 Gulden aufzuweisen, während im Sprengel des Kreis- 
gerichtes Ung.-Hradisch die Bezirksgerichte gar keinen Arbeits- 
ertrag aufgebracht haben, u. s. w. 

Man gelangt im Hinblicke auf diese bedeutenden Ver- 
schiedenheiten zur Überzeugung, daß es wohl nur einer gleich- 
mäßigen Anspannung aller Kräfte bedarf, um in den bezirks- 
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gerichtlichen Gefängnissen eine sogar nicht uneinträgliche Arbeit 
einzurichten und durchzuführen, wodurch der Strafvollzug eine 
wesentliche Verbesserung erfahren würde. 

Ist wegen lokaler Verhältnisse eine solche Arbeit schlechthin 
nicht zu beschaffen, so muß die häusliche Beschäftigung an ihre 
Stelle treten*) und wenn es selbst an dieser fehlen sollte, so emp- 
fehlen wir selbst eine unproduktive Arbeit, welche bei der Kürze der 
Dauer der Freiheitsstrafe von keinerlei nachteiligem Einflüsse auf 
die Fertigkeit und Arbeitsfähigkeit des Sträflings sein kann und 
unter allen Bedingungen dem Müßiggange vorzuziehen wäre. 

Bezüglich der Dauer der auf die Übertretungen, wegen 
welcher Verurteilung erfolgte, erkannten Freiheitsstrafen, ersehen 
wir aus dem Berichte der statistischen Zentralkommission 
Bd. LXIX, H. 3, S. 150, daß im Jahre 1899 von den Bezirks- 
gerichten folgende Arreststrafen verhängt wurden: 

Es wurden verurteilt zur Strafe des Arrestes in der Dauer 

von mehr als 3 Monaten •. . 286 Personen, 

zwischen 1 und 3 Monaten 9942 

zwischen 8 Tagen und 1 Monat 64.042 

von 8 Tagen und weniger 332.266 

Wir sehen, daß die kurzzeitigen Freiheitsstrafen, als welche 
wir jene ansehen wollen, welche bis zur Dauer eines Monates 
reichen, bedeutend überwiegen; zu denselben wurden 396.308 
Personen verurteilt, während längere Freiheitsstrafen nur 10.228 
Personen abzubüßen hatten. 

Von dem so viel besprochenen Vorschlage Liszt's, daß die 
kürzeste Freiheitsstrafe auf 6 Wochen zu bemessen sei,**') ist also 

*) Je weniger Leute in den Gefängnissen verwahrt werden, desto mehr 
häusliche Beschäftigung itann dem Einzelnen zugewiesen werden. Übrigens 
wissen sich einzelne Gerichtsvorstände, die gleich uns von der Überzeugung 
geleitet sind, daß die Sträflinge nicht unbeschäftigt bleiben dürfen, oft in ge- 
radezu origineller Weise zu helfen. Im Bezirksgerichte S. fanden wir bei jedes- 
maligem Besuche die Lokalitäten frisch übertüncht. Auf unsere Frage, womit 
diese auffallende Sauberkeit zu erklären sei, antwortete man uns, daß man in 
Ermanglung anderer häuslicher Arbeiten, um die Gefangenen zu beschäftigen, 
so oft als möglich die gründlichste Reinigung der Lokalitäten vornehmen lasse 
und es liege „Nichts"* daran, wenn die Übertünchung auch 2 mal im Monate, 
also 24 mal im Jahre, vorgenommen werde, wenn nur die Gefangenen hiedurch 
Beschäftigung erhalten, daran sei am meisten gelegen! Wir stimmen einer 
solchen Auffassung vollkommen bei ! 

**) Liszt, Kriminalpolitische Aufgaben in der Zeitschrift für die gesamte 
Strafrechtswissenschaft, Bd. IX, S. 737 u. ff. 
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die österr, Strafrechtspflege ziemlich weit entfernt, und es fragt 
sich, ob nicht etwa eine Reform in der von Liszt angedeuteten 
Richtung zu empfehlen wäre. 

Wir vermöchten eine solche nicht zu billigen, und sprechen 
uns vielmehr in voller Übereinstimmung mit Leitniaier*) für die 
Maximaldauer einer bloß achttägigen Freiheitsstrafe betreffs der 
Übertretungen aus.**) 

Was Liszt und die von ihm zitierten Kriminalisten***) gegen 
die kurzzeitige Freiheitsstrafe geltend machen, bezieht sich zu 
allermeist auf den irrationellen Strafvollzug in den von ihm ge- 
schilderten kleinen Gefängnissen, und basiert auf der Vor- 
aussetzung, daß in einer kurzen Zeit der Strafhaft der Verurteilte 
nicht gebessert werden könne! 

Diese Anschauung wirkt so mächtig auf Liszt, daß er wieder- 
holt (S. 743 u. 749) sich zu dem vehementen Ausspruche ver- 
leiten läßt: „Die kurzzeitige Freiheitsstrafe sei nicht nur nutzlos, 
sie schädige sogar die Rechtsordnung schwerer, als es die völlige 
Straflosigkeit der Delinquierenden zu tun im Stande wäre". 

Dagegen müssen wir geltend machen, daß Liszt und seine 
Anhänger, bei ihrer absprechenden Beurteilung der kurzzeitigen 
Freiheitsstrafen wohl nur den Umstand vor Augen haben können, 
daß eine kurze Freiheitsstrafe den Verurteilten zur Besserung 
nicht zu erziehen vermag, weil es einer längeren Einwir- 
kung auf Gemüt, Charakter, Gewohnheiten, ererbte Anschauungen 
etc. bedarf, um den Verurteilten auf einen besseren Weg zu 
bringen — aber hier kann auch das von Liszt proponierte Straf- 
minimum von 6 Wochen nicht zu dem erwünschten Ziele führen! 

Unseres Erachtens kann aber auch die Besserung durch 
einen plötzlichen Sinneswechsel erzielt werden, der selbst 
durch die kürzeste Freiheitsstrafe veranlaßt werden kann. 

Schon die Tatsache, daß das intensive Übel der Freiheits- 
strafe eintritt, und sich nicht abwenden läßt, wirkt auf den Täter 
und ernüchtert ihn, wenn er der Strafe für seine Tat entgehen 
zu können geglaubt hat — und so kurz manche Freiheitsstrafe 

*) Leitmaier, Zur Reform des Vollzuges der Freiheitsstrafe, 
Abdruck eines in der Wiener juristischen Gesellschaft gehaltenen Vortrages, 
„AUg. österr. Ger.-Ztg/ v. J. 1895, S. 91. 

**) Einige dringende Reformen zur Strafrechtspflege, 
S. 30-32. 

***) Liszt, a. a. O., S. 744-754. 
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auch sein mag; der Verurteilte findet immer noch so viel Zeit, 
um das Geschehene zu überlegen und heilsame Vorsätze für die 
Zukunft zu fassen. 

Aber selbst, wenn dies nicht der Fall wäre, wenn man der 
kurzzeitigen Freiheitsstrafe jeden Einfluß auf den Verurteilten be- 
streiten wollte oder könnte, so erscheint sie uns unentbehrlich 
zu sein, weil sie auf einer so mächtigen historischen Grundlage 
ruht und heute noch das ganze Strafensystem fast ausschließlich 
beherrscht. 

Das Verhältnis, welches wir eben bezüglich Österreichs 
festgestellt haben, daß nämlich im Jahre 1899 wegen Verübung 
von Übertretungen an 400.000 Personen zu kurzen und nur etwa 
10.000 Personen zu Freiheitsstrafen mittlerer Dauer verurteilt 
wurden, führt eine zu deutliche Sprache, als daß man wegen 
einiger Mängel des Strafvollzuges, die überdies beseitigt zu werden 
vermögen, die gänzliche Aufhebung der sogen, kurzzeitigen Frei- 
heitsstrafen leichthin beschließen und zur Durchführung gelangen 
lassen sollte. 

Ein Jahrhunderte altes Strafensystem darf den von den Geg- 
nern der kurzzeitigen Freiheitsstrafe geltend gemachten Bedenken 
nicht sofort aufgeopfert werden ! 

Wir treten auch darum rücksichtlich der Bestrafung der 
Übertretungen für die weitere Aufrechthaltung der kurzzeitigen 
Freiheitsstrafen ein, und billigen auch das System, welches diese 
Strafen durch angemessene Verschärfungen empfindlicher zu ge- 
stalten sucht. 

Gegen die Anwendung dieser Verschärfungen kann kein 
Bedenken obwalten, weil eben die Kürze der Strafdauer keinen 
nachteiligen Einfluß derselben auf die Gesundheit des zu Bestra- 
fenden besorgen läßt und weil die große Mehrzahl jener Personen, 
die sich erfahrungsgemäß zumeist an der Verübung der kleineren 
Straftaten beteiligen, die einfache Freiheitsbeschränkung absolut 
als kein Übel empfinden. 

Wenn wir das hier zuletzt Gesagte nochmals in Erwägung 
ziehen, so gelangen wir zu der Folgerung, daß der heutige Straf- 
vollzug in Österreich, soweit er die Übertretungsfälle betrifft, 
dann gefördert zu werden vermag, wenn die Zahl der Strafurteile 
sich verringert, die Dauer der Strafzeit verkürzt und die Strafe 
selbst durch den Zwang zur Arbeit und durch die Anwendung 
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von angemessenen Strafverschärfungen empfindlicher als bisher 
sich gestalten wird. 

Es bleibt nunmehr die Frage übrig, ob es sich empfehlen 
würde, die Abbüßung der Freiheitsstrafe in den bezirksgericht- 
lichen Gefängnissen derart zu beschränken, daß, sobald die Dauer 
derselben 3 Tage überschreitet, der Vollzug der Freiheitsstrafe 
unter Anwendung von Einzelnhaft in besonderen Strafanstalten 
stattzufinden hätte. 

Man bemängelt das heutige System, nach welchem die von 
den Bezirksgerichten verhängten Freiheitsstrafen im Gerichts- 
gebäude selbst zu verbüßen sind, in mehrfacher Beziehung. . 

Zunächst hält man die Aufsicht, die hier zumeist von einem 
einzigen Diener besorgt zu werden pflegt, für nicht genügend, 
zumal es einem solchen Organe an der fachgemäßen Ausbildung 
zum Gefängnisdienste des öfteren gebricht. 

Es fehle, so erklärt man weiters, in diesen kleinen bezirks- 
gerichtlichen Gefängnissen an den nötigen Räumlichkeiten, um 
die Freiheitsstrafe in der Einzelnhaft vollziehen zu können ; ebenso 
fehle es an der Einrichtung von Arbeitssälen, von Bädern, Schulen 
und Bethäusern u. s. w. 

Die Organisation der Arbeit biete hier größere Schwierig- 
keiten als in den besonderen Strafanstalten, in welchen eine 
größere Zahl von Arbeitskräften zur Verfügung steht. Auch stelle 
sich dort die Erhaltung der Gefangenen billiger, weil die Nahrungs- 
mittel in größerer Menge angeschafft und verwertet werden 
können u. s. w. 

Wenn wir auch die teilweise Richtigkeit der hier angeführten 
Bedenken zugeben wollten, so könnten wir doch dem Projekte 
auf Errichtung von kleineren Zentralgefängnissen für die Ab- 
büßung der wegen Übertretungen verhängten Freiheitsstrafen — 
wie es von den Verfassern des Entwurfes zu einem neuen öster- 
reichischen Strafgesetze geplant wird*) — nicht beistimmen. 

Man kann es vor Allem dem wegen einer bloßen Über- 
tretung Verurteilten nicht zumuten, daß er unter Umständen eine 

*) Lammasch, Ziele der Strafrechtsreform in Österreich. Allg. öst. 
Ger.-Ztg. 1904, Nr. 36—38, S. 304. - Dagegen Dr. Fr. Graf Schönborn, Die 
Strafgesetzreform und die alten Entwürfe. Allg. öst. Ger.-Ztg. Nr. 42, S. 372, 
welcher mit vollem Rechte die Anwendung der Einzelnhaft hauptsächlich für 
längere Freiheitsstrafen empfiehlt. 

ZV, Alois Zucker. Über Strafe und Strafvollzug in Ü6ertretungsf allen. 3 
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längere Reise machen solle, um die ihm zuerkannte kurzzeitige 
Freiheitsstrafe verbüßen zu können. 

Weiters ist schon mit dem Namen einer derartigen Anstalt 
für den in derselben Detinierten ein größerer Abbruch an der 
Ehre und an dem guten Namen verbunden, was dem Verurteilten 
nach Tunlichkeit erspart werden sollte. Auch sollte die Eitelkeit, 
mit der sich nicht selten Verurteilte rühmen, bereits eine Strafe 
in dieser oder jener Strafanstalt verbüßt zu haben, durch der- 
artige Neugründungen keine Nahrung erhalten. 

Bei der auf bloße Übertretungen zu verhängenden kurzen 
Freiheitsstrafe soll sich der Vollzug möglichst einfach gestalten, 
und jede Künstelei, jedes Experimentieren an der Person des 
Verurteilten vermieden werden. 

Es kann nicht zum Abbruche der Strafrechtspflege gereichen, 
wenn die Sühne für die kleinere, gewöhnliche Straftat sich in 
ihrer Durchführung in einfacher Weise vollzieht, und selbst an 
einer patriarchalischen Form derselben, wie sie vielleicht bei 
einem kleineren Gerichte sich einbürgern könnte, sollte kein An- 
stoß genommen werden. 

Wir halten es nicht für zweckmäßig, durch einen wohl 
reglementierten, bureaukratisch geordneten Strafvollzug in dem 
Verurteilten die Anschauung hervorzurufen, daß er mit der von 
ihm verübten strafbaren Handlung etwas „Besonderes" ausgeführt 
habe, zu dessen Sühne die gewöhnlichen Strafmittel der Freiheits- 
beschränkung, der Arbeit und einzelner Strafverschärfungen gar 
nicht mehr ausreichen. 

Hiezu tritt aber noch weiter Folgendes, was zu Gunsten 
der bei dem heimischen Gerichte zu verbüßenden Strafe spricht. 

Wird die zuerkannte Freiheitsstrafe bei dem erkennenden 
Gerichte abgebüßt, so steht der betreffende Strafvollzug zumeist 
unter der Aufsicht und der Ingerenz des Richters, der die Strafe 
verhängt hat. 

Hierin erkennen wir einen großen Vorzug gegenüber jener 
Art des Strafvollzuges, bei welcher dies der Regel nach nicht der 
Fall ist, und die Strafe in einer besonderen Anstalt unter der 
Aufsicht eines Gefängnisleiters (Direktors, Kerkermeisters u. s. w.) 
verbüßt wird. 

Manche Richter, die mit dem Strafrichteramte in seiner 
jetzigen Gestaltung betraut waren, haben sich uns gegenüber 
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geäußert, daß sie die bei dieser Tätigkeit gesammelten Erfahrungen 
bezüglich der Individualität, der Eigenschaften und des Charakters 
des Verurteilten und des Einflusses der Strafe auf denselben sehr 
zu schätzen wissen, und daß der bei diesem unter ihren Augen 
verwirklichten Strafvollzuge gewonnene Einblick, einen bedeutenden 
und wohltätigen Einfluß auf ihre spätere richterliche Tätigkeit 
ausgeübt habe. 

Diese Äußerungen sind sehr beachtenswert, und es erscheint 
darum fraglich, ob es zweckmäßig wäre, durch eine weitgehende 
Zentralisation von Strafanstalten, dem Richter die Gelegenheit zu 
entziehen, Beobachtungen über den Effekt der von ihm selbst 
verhängten Freiheitsstrafen anzustellen. 

Wir vermögen darum dem oberwähnten Projekte nicht zuzu- 
stimmen. 
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Über den Ersatz kurzzeitiger Freiheitsstrafen. 



Durch die hier von uns skizzierten Maßregeln: die Ein- 
führung eines obligatorischen Sühneverfahrens in Ehrenbelei- 
digungssachen, eine strengere Auslegung des Diebstahlst)egriffes 
und durch die Aufhebung der Strafbestimmungen bezüglich des 
Bettels und des Vagabundentums, würde unzweifelhaft eine 
bedeutende Verringerung der Zahl der auf Verhängung von Frei- 
heitsstrafen lautenden richterlichen Erkenntnisse eintreten. 

Dieses Moment würde im Zusammenhange mit der Be- 
schränkung der Zahl der Untersuchungsgefangenen und jener der 
sogen, politischen und Gefällssträflinge, nicht ohne günstigen 
Einfluss auf den Strafvollzug bleiben können. 

Eine zielbewußte Strafrechtspflege dürfte sich jedoch mit 
diesem Erfolge allein nicht zufrieden geben. 

Die Zahl der Freiheitsstrafen bedarf noch einer weiter ge- 
henden Verminderung und zwar nicht bloß um des Interesses 
des Strafvollzuges willen, sondern auch, um den Anforderungen 
der Gerechtigkeit bei der Judikatur in Übertretungsfällen mehr zu 
entsprechen, als dies bisher geschehen ist. 

So wenig wir auch der Anschauung beizupflichten vermögen, 
daß die Freiheitsstrafe in Übertretungsfällen gänzlich zu beseitigen 
sei — woran schon wegen der machtvollen bisherigen Entwick- 
lung derselben nicht ernstlich zu denken ist — so müssen wir 
doch darauf verweisen, daß schon die Zunahme von Bildung und 
Sitte eine noch weiter gehende Einschränkung in der Anwendung 
der Freiheitsstrafe verlangt, oder doch zum mindesten gestattet. 

Indem wir uns die nähere Ausführung dieses Gedankens 
vorbehalten, wollen wir von den Ersatzmitteln der kurzzeitigen 
Freiheitsstrafe hier zunächst 
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1) die sogen, bedingte Verurteilung*) 

erörtern. 

Es bestimmt uns hiezu vor Allem der Umstand, daß es die 
bedingte Verurteilung war, deren Darstellung die Erörterung der 
Frage von den Ersatzmitteln für die kurzzeitige Freiheitsstrafe 
hervorgerufen und wesentlich gefördert hat, und daß sich das 
genannte Institut noch heute in dem Mittelpunkte der diesfälligen 
Diskussion befindet. 

Den Nachweis für die letztere Behauptung liefert die bereits 
so rclc'.ihaltig gewordene Literatur betreffs der bedingten Ver- 
urteilung**), welche noch jüngsthin durch zwei einander entgegen- 
gesetzte Darstellungen eine Vermehrung erfahren hat. 

So hat Mittermaier in dem über den „bedingten Straf- 
erlaß" erstatteten, in der schweizerischen Zeitschrift für Strafrecht, 
Jahrg. 16, S. 31 — 92, abgedruckten Bericht, die erwähnte Frage 
erschöpfend behandelt und sich für das genannte Institut erklärt, 
während Ginsberg in der — in den Vorbemerkungen S. 1 — 
bereits erwähnten Abhandlung „Zur Frage der bedingten Verur- 
teilung* mit aller Entschiedenheit gegen dasselbe Stellung ge- 
nommen hat. 



*) Wir halten die Bezeichnung „bedingter StraferlaiJ" oder „bedingter 
Strafnachlafi'', für die wir schon in unseren „Kriminalistischen Zeit- und Streit- 
fragen" (S. 94 u. 95) eingetreten sind, für die richtigere, aber wir glauben, daß 
die Benennung „bedingte Verurteilung"^ die weitaus gangbarere ist und wollen 
daher an ihr in unserer Darstellung festhalten. 

**) Das hier folgende Verzeichnis der über die bedingte Verurteilung er- 
schienenen Arbeiten kann wohl auf Vollständigkeit keinen Anspruch erheben, 
wir haben nur jene Publikationen aufgenommen, die uns für die Beurteilung des 
genannten Institutes von größerer Bedeutung zu sein schienen. Als solche 
glaubten wir ansehen zu sollen: Prins, Criminalite et Repression, S. 109 u. ff. 
Liszt, Kriminalpolitische Aufgaben in der Zeitschrift für die ges. Strafrechts- 
wissenschaft, Bd. IX, S. 755 u. ff., Bd. X, S. 70. Derselbe, Mitteilungen der 
J. K. V. L, S. 44. Lammasch, Über Zweck und Mittel der Strafe in Liszt's 
Zeitschrift, Bd. IX, S. 448. Derselbe, Mitteilungen der J. K. V. I., S. 34. 
Wach, Die Reform der Freiheitsstrafe 1890. Liszt, Entgegnung, Preuß. 
Jahrb. Bd. LXVI, S. 225 u. ff. Zucker, Kriminalistische Zeit- und Streit- 
fragen im Gerichtssaal, Bd. 44, S. 16 u. ff. Finger, AUg. öst. Ger.-Ztg. 1890 
Nr. 21. Appell US, Die Reformbestrebungen in der Liszt'schen Zeitschrift 
Bd. XII, S. 1 u. ff. Meyer, Gutachten über die Frage der bedingten Ver- 
urteilung in den Verhandlungen des 21. deutschen Juristentages, Bd. I. 
Mittelstadt, Schuld und Strafe im G.-S. Bd. 46, S. 237 u. ff. Meves, 
Im Archiv für Strafrecht, Bd. XXXVII, S. 391 und Bd. XLIV, S. 1 u. ff. 
L. Grub er, Eine Reihe von Abhandlungen über die Ergebnisse der bedingten 
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Als Anhänger der „bedingten Verurteilung" wollen wir uns 
hier, da wir den Anschauungen Mittermaier*s fast in allen 
Punkten nur beitreten können, in erster Reihe mit der beachtens- 
werten Arbeit Ginsberg's beschäftigen. 

Im Eingange seiner Auseinandersetzung meint Ginsberg, 
daß der früher so heftige Streit über die Frage, ob die bedingte 
Verurteilung in die Strafgesetzgebung einzuführen wäre, seit ge- 
raumer Zeit in ruhigere Bahnen eingelenkt sei. 

„Es hieße aber gleichwohl sich täuschen und offenbaren 
Tatsachen sich verschließen, wollte man nicht ohne Weiteres zu- 
geben, daß die Frage — sicherlich weniger in den Reihen der 
praktischen Kriminalisten als vielmehr in den breiten Schichten 
des Volkes — neuerdings merklich an Boden gewonnen 
hat. Nichts natürlicher als das. 

Denn so viel wird man der Neuerung ja ohne Zweifel zu- 
gestehen müssen, daß sie beim ersten Blick und bei nur ober- 
flächlicher Beurteilung, namentlich aber rein menschlich betrachtet, 
viel, sehr viel Bestechendes für sich hat." 

Wir nehmen Akt von diesem überaus wertvollen Geständ- 
nisse! Herr Dr. Ginsberg gibt zu, daß in den breiten Schichten 

Verurteilung in den europ. Ländern im Gerichtssaale. Kirchenheim, Gerichts- 
saal Bd. XUII, S. 51. Binding, Normen, 2. Aufl., S. 417. Buri, Deter- 
minismus und bedingte Verurteilung, G.-S. Bd. XLVI. S. 321 u. ff. R. Schmidt, 
Die Aufgaben der Straf rechtspflege, S. 285. Mittermaier, Der bedingte Straf- 
erlaß in der Schweizerischen Zeitschrift für Strafrecht, Jahrg. 16, S. 31—92. 
E. Rosenfeld in seiner Schrift: Welche Strafmittel können an Stelle der kurzen 
Freiheitsstrafen gestellt werden? (1890). R. v. Hippel, Die Vorschläge zur 
Einführung der bedingten Verurteilung in Deutschland, in Ger.-S. Bd. 43, S. 99. 
Aschrot t, Ersatz kurzzeitiger Freiheitsstrafen (1889). H. Seuffert, Gut- 
achten zum 21. deutschen Juristentag (Verhandlungen Bd. I, S. 227). Oetker, 
Rechtsgüterschutz und Strafe, Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft, 
Bd. XVII, S. 567. Kauf hold, Bedingte Verurteilung und administrative Be- 
gnadigung 1902. Wirth, Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft, 
X. Beil., S. 14. Jage mann, Blätter für Gefängniskunde, Bd. 24, S. 17. Loebell, 
Goltdammers Archiv Bd. 38, S. 20. Mumm, Die Gefängnisstrafe und die be- 
dingte Verurteilung 1896. Bachem, Die bedingte Verurteilung 1894. Der- 
selbe, Bedingte Verurteilung oder bedingte Begnadigung 1896. Aschaffen- 
burg. Das Verbrechen und seine Bekämpfung 1903. Allfeld, Der bedingte 
Straferlaß 1903. Hoegel, Straffälligkeit 1895, Bd. II, S. 670. Gutachten 
der Doktoren Monik, Drbohlav, Kailab und Lepal' und das Referat des 
Dr. Storch über die Frage der bedingten Verurteilung für den ersten böhmischen 
Juristentag in Prag. Gramer in der Monatsschrift für Kriminalpsychologie, 
Jahrg. I, S. 341 u. ff. Dr. Caarlo Ignatius, Die Jurist. Natur der bedingten 
Verurteilung in Liszfs Zeitschrift, Bd. 23, H. 2, u. a. m. 



- 39 - 

des Volkes die Frage an Boden gewinne, und er findet dies im 
Hinblicke auf Wesen und Zweck des Institutes ganz natürlich. 

Mit diesem Zugeständnisse benimmt er der ganzen Argu- 
mentation, mit der er sich im weiteren Verlaufe seiner Darstellung 
abmtiht, um gegen die bedingte Verurteilung Stimmung zu 
machen, Viel von ihrer Beweiskraft 

Ein Institut, das allmählig die breiteren Schichten des Volkes 
für sich gewinnt, das „rein menschlich betrachtet, viel Bestechen- 
des für sich hat" — wie kann man gegen ein solches Institut 
ernsl'.ich Widerspruch erheben, Zweifel und Bedenken gegen das- 
selbe geltend machen? 

Haben wir denn in unserem Rechtsleben und insbesondere im 
Strafrecht einen derartigen Überfluß an populären Instituten, 
daß wir ein solches, welches sich die Sympatie der Laienwelt 
gleichsam im Sturme erobert hat, so leichten Herzens von der 
Hand weisen dürften? 

Müssen wir in diesem Punkte uns gegen Ginsberg er- 
klären, so hat er dagegen unseren Beifall, wenn er im weiteren 
Verlauf seiner Darstellung die Auffassung Liszt's bekämpft, 
welche in der bedingten Verurteilung den vollkommenen Ersatz 
für die zu beseitigenden kurzen Freiheitsstrafen erblicken will! 

Wie wir schon in unseren „Kriminalistischen Zeit- und Streit- 
fragen" — S. 16 u. ff. — und auch oben auseinandergesetzt 
haben, sind die kurzzeitigen Freiheitsstrafen, deren zweckmäßige 
Reform übrigens keine besonderen Schwierigkeiten bietet, geradezu 
unentbehrlich. 

Es geht also nicht an, die Unerläßlichkeit der Einführung 
der bedingten Verurteilung daraus deduzieren zu wollen, daß die 
kurzzeitige Freiheitsstrafe zur Gänze beseitigt werden müsse. 

Dieser Vorschlag, für den Liszt und Prins in allzu eifriger 
Parteinahme für die bedingte Verurteilung eingetreten sind, hat 
der Propaganda für das genannte Institut ungemein geschadet. 
Er hat zunächst Zweifel und Mißtrauen gegen die Wirksamkeit 
der bedingten Verurteilung hervorgerufen, und hat im weiteren 
Verlaufe der Entwicklung zu einer geradezu leidenschaftlichen 
Bekämpfung des genannten Institutes geführt, deren Folgen nicht 
ausgeblieben sind, und die auch heute nicht überwunden werden 
können. 

Das Vorurteil, wie es von Liszt gegen die kurzzeitige 
Freiheitsstrafe hervorgerufen und gepflegt wurde, hat dazu geführt, 
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daß auch gegen die bedingte Verurteilung eine ganz ungerecht- 
fertigte Abneigung sich geltend machte, wodurch die Vorzüge des 
Institutes verkannt oder doch unterschätzt, die Bedenken und 
Zweifel dagegen geweckt und großgezogen wurden. 

So macht auch Dr. Ginsberg (a. a. O. S. 248 u. ff.) gegen 
die bedingte Verurteilung Folgendes geltend. 

Er meint, ^die bedingte Verurteilung werde zur Quelle von 
Willktirlichkeiten werden, da notwendigerweise eine un- 
gleichmäßige Anwendung des Gesetzes platzgreifen müßte, wobei 
auch anstatt der Gleichheit vor dem Gericht ein schwere Gefahren 
mit sich bringender Gegensatz der Stände treten werde." 

Er erklärt dann weiter: ^daß einer laxen und leichtsinnigen 
moralischen Anschauung dadurch Vorschub geleistet (Einmal ist 
Keinmal), gewissermaßen ein Freibrief zur einmaligen Übertretung 
des Strafgesetzes erteilt und das Volk, dessen beleidigtes Rechts- 
gefühl gegen jede, wenn auch nur vorläufige Straflosigkeit sich 
sträube, eine solche Maßregel gar nicht verstehen werde, weil es, 
wenigstens unzweifelhaft da, wo eine Straftat die öffentliche Teil- 
nahme für den Verletzten wachrufe oder eine besondere Gefähr- 
dung der öffentlichen Sicherheit enthalte, eine empfindliche Strafe 
als Sühne auch verlange, nicht aber eine eventuelle gericht- 
liche Verzeihung." *) 

Wir lenken vor allem die Aufmerksamkeit auf den Wider- 
spruch, der darin liegt, wenn oben (S. 242) angeführt erscheint, 
„die bedingte Verurteilung gewinne in den breiteren Schichten 
des Volkes merklich an Boden, hier (S. 249) aber behauptet wird, 
daß das Volk die erwähnte Maßregel gar nicht einmal 
verstehen werde! 

Dieser Widerspruch läßt sich ebensowenig erklären, als es 
zu begreifen ist, daß Dr. G i n s b e r g die Besorgnis geltend 
macht, die bed. Verurteilung könnte auch in Fällen, „die eine 
besondere Gefährdung der öffentlichen Sicherheit enthalten, den 
öffentlichen Unwillen erregen" etc., zur Anwendung gelangen. 

Für Fälle dieser Art ist eben die bed. Verurteilung nicht 
bestimmt und sie wird auch in denselben nicht zur Anwendung 

*) Das scheinen uns die Hauptgründe zu sein, welche Dr. Ginsberg gegen 
die bed. Verurteilung in Übereinstimmung mit Birkmeyer, Kirchenheim, Finger 
u. a. geltend macht; Dr. Ginsberg spricht zwar noch von einem weiteren haupt- 
sächlichen Bedenken eminent praktischer Natur, welches man gegen diese Neu- 
erung geltend zu machen hat, aber welches dieses sei, darüber spricht er sich 
nicht aus. Wir können nur vermuten, daß er damit di« Frage der Überwachung 
wahrend der sog. Bewährungsfrist gemeint habe. 
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gelangen. — Wenn die Angst, es könnte ein Rechtsinstitut m i ß- 
b raucht werden, für die Frage der Einführung derselben maß- 
gebend sein dürfte, dann ist es um j e d e n Fortschritt auf dem 
Gebiete der Strafrechtspflege geschehen! 

Aber nicht mit dieser Furcht allein operiert Dr. Ginsberg, 
er hegt noch, wie wir sehen, zwei weitere Besorgnisse. Ihn 
schreckt die Vorstellung vor der ungleichmäßigen Anwendung des 
Gesetzes, vor dem sich möglicherweise entwickelnden Gegen- 
satze der Stände und vor dem bekannten Freibriefe, der durch 
die bedingte Verurteilung für die erste Übertretung des Straf- 
gesetzes erteilt sein soll. 

Es wird also von Dr. Ginsberg in Übereinstimmung mit 
den übrigen Gegnern des Institutes unbedenklich vorausgesetzt: 
Die Bestimmung bezüglich der bedingten Verurteilung werde von 
dem Rechter ungleichmäßig gehandhabt werden, einzelne Stände 
werden der Vergünstigung, von der Verbüßung der Freiheits- 
strafe entbunden zu sein, teilhaftig werden, anderen Ständen 
werde dies versagt sein! 

Womit können wir derartige willkürliche, durch nichts be- 
gründete Präsumptionen bekämpfen? Doch wohl nur mit dem 
einfachen Hinweise auf den Eid und die Gewissenhaftigkeit der 
Richter! Wir haben beispielsweise in Österreich eine Bestimmung 
über die Anwendung des außerordentlichen Milderungsrechtes 
durch den Richter, eine weitere Bestimmung über die Verwand- 
lung der Freiheitsstrafe in eine Geldstrafe; wurde jemals ernstlich 
verlangt, daß diese wichtigen Befugnisse dem Richter versagt 
werden sollten, weil er sie ungleichmäßig anwenden könnte? 

Und nun gar erst die Behauptung, daß mit der Einführung 
der bed. Verurteilung das famose ^Einmal ist Keinmal" zu Ehren 
kommen werde! 

Wie wenig kennen jene, die dies besorgen zu müssen 
glauben, die zur Verübung von Straftaten treibenden Kräfte? 

An die Entdeckung seiner Tat denkt der Täter sehr selten, 
und wenn dies geschieht, hegt er noch immer die Hoffnung, 
nicht verurteilt zu werden. 

Daß jemanden die Hoffnung auf Erlassung eines bedingten 
Strafurteiles bestimmen könnte, eine Tathandlung zu begehen, 
die er sonst unterlassen haben würde, diese Besorgnis kann ge- 
meinhin als eine begründete nicht angesehen werden. 
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Wäre sie es aber, so müßte sie auch gegen das Institut der 
bedingten Begnadigung, welchem G i n s b e r g einen so 
entschiedenen Vorzug vor der bedingten Verurteilung einräumt, 
geltend gemacht werden, und doch wird derselben bei der An- 
empfehlung des genannten Institutes gar nicht einmal erwähnt! 

In einer weiter folgenden längeren Auseinandersetzung 

— S. 271 u. f. — die Ginsberg selbst als eine „Abschweifung" 
vom Gegenstande bezeichnet, erklärt derselbe, „daß die ganze 
Bewegung'* — nämlich zu Gunsten der bedingten Verurteilung — 
^so edel auch immer ihre Zwecke sein mögen, sich als ein sehr 
gewagtes Experiment darstelle", weil zu ihrer Rechtfertigung auch 
die Statistik herangezogen worden sei. 

Dieselbe gebe kein erschöpfendes und sicheres Ergebnis, 
weil sie ja naturgemäß die zahlreich verübten Straftaten, deren 
Begangenschaft niemandem bekannt wird, nicht mit in den Kreis 
ihrer Bearbeitung ziehen kann. Und nun wendet sich Ginsberg 
insbesondere gegen die französische Justizverwaltung und erklärt 

— S. 277 — : „Was wird in Wahrheit denn bewiesen, wenn sie 
(die französische Justizverwaltung) uns sagt, daß man bei 100 Ver- 
urteilten, denen man die Suspendierung des Strafvollzuges be- 
willigt, das Resultat erreichte, daß ^bloß 5"* sich dieser Suspen- 
dierung unwürdig erwiesen haben? Was will diese Feststellung 
all der sogen, „verborgenen Kriminalität gegenüber besagen?** 

Nun wir haben oben gleichfalls erklärt, daß uns die kriminal- 
statistischen Feststellungen bezüglich der erfolgten Verurtei- 
lungen kein durchwegs veriäßliches Resultat über die Zu- oder 
Abnahme der Begehungen strafbarer Handlungen zu bieten 
vermögen, wir können darum einer Überschätzung des Wertes 
jener kriminal-statistischer Feststellungen gewiß nicht geziehen 
werden — aber hier steht die Sache doch anders! 

Wenn die französische Kriminaistatistik feststellt, daß von 
100 bedingt Verurteilten im Laufe einer fünfjährigen Be- 
währungsfrist nur 5 rückfällig geworden sind, und daher die ihnen 
bedingt zuerkannte Strafe auch wirklich verbüßen mußten, so setzt 
dies voraus, daß den übrigen 95 bedingt Verurteilten die Ver- 
übung eines Deliktes nicht nachgewiesen zu werden vermochte, 
wiewohl dieselben durch die erwähnte Zeit hindurch unter Be- 
obachtung standen. Eine solche kriminal-statistische Feststellung 
hat schon ihren Wert, und zwar selbst dann, wenn man die vollste 
Veriäßlichkeit einer solchen Überwachung in Zweifel ziehen wollte. 
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Zum mindesten kann doch aus einem solchen Perzent- 
verhältnis nichts gegen die Zweckmäßigkeit des Institutes der 
bedingten Verurteilung geschlossen werden! 

Wenn G i n s b e r g des weiteren rät, daß man in Berück- 
sichtigung des impulsiven Charakters der Franzosen ^wohl gut 
daran tut, die fast überschwänglich zu nennende Art und Weise, 
in der man sich dort in Lobpreisungen über den praktischen 
Wert der bedingten Verurteilung ergeht, mit einiger Vorsicht auf- 
zunehmen" — so wollen wir diese Vorsicht gutheißen, müssen 
aber behaupten, daß selbst, wenn manches dem Institute gespendete 
Lob auf Rechnung des Selbstgefühles und der Befriedigung über 
die erfolgte Verwirklichung desselben gebracht werden wollte, doch 
so viel der Anerkennung übrig bleibt, daß man die Wirksamkeit 
des Institutes in Frankreich unmöglich zu Ungunsten desselben 
geltend zu machen vermag. 

So entnehmen wir dem Berichte Grubers,*) — im LXII. B. 
des Gerichtssaales, S. 292 — daß das Journal officiel de la R6pu- 
blique fran^aise vom 1. März 1901 eine Verordnung des franzö- 
sischen Justizministers an die procureurs göneraux ddt. 20. Fe- 
bruar 1900 veröffentlicht habe, die sich bezüglich der Institution 
der bedingten Verurteilung folgendermaßen äußert. 

Die Verordnung bedauert, daß im Jahre 1897 von den ver- 
urteilten, nicht vorbestraften Angeschuldigten nur 21*78 Prozent 
der Wohltat der bedingten Verurteilung teilhaftig wurden und 
erklärt : 

„Jenes wohltätige Gesetz, welches in unser Strafsystem das 
Prinzip der bedingten Verurteilung eingeführt hat, ist eine 
der glücklichsten legislativen Maßregeln unserer 
Zeit; das Gesetz hat die kühnsten Hoffnungen 
überflügelt und ich hege — so erklärt der Minister — Zweifel, 
ob die Gesetzgebung selbst dessen sämtliche wohltätige Wirkun- 
gen vorhersah. Dieser vorläufige Aufschub der ersten Strafe 

*) Dr. G i n s b e r g bedient sich an dieser Stelle — S. 277 in fine — 
einer Ausdrucksweise, aus der man folgern könnte, daß Dr. G r u b e r in seinem 
diesfälligen Berichte sich der abfälligen Beurteilung anschließe, in welcher sich 
G i n s b e r g bezüglich der Mitteilungen der französischen Justizverwaltung über 
die Wirksamkeit der bedingten Verurteilung ergeht; in einer auf unsere Frage 
gütig erteilten Antwort erklärt Dr. G r u b e r, daß er nicht die geringsten 
Zweifel an die Richtigkeit der Beurteilung der bed. Verurteilung seitens der 
französischen Justizchefs hege; man müsse, so erklärt er, mit Neid und Be- 
wunderung zur loi B^renger und zu derem Erfolge aufblicken! 



- 44 - 

schien insbesondere als ein Gesetz der Barmherzigkeit und der 
Vergebung, in Wirklichkeit aber versah es unser Strafgesetz mit 
einem moralischen Zügel von seltener Wirksamkeit, welcher die 
Geißel des Rückfalles zu hemmen vermag; diese Nachsicht war 

eine Kraft Die bedingte Verurteilung muß zweifelsohne 

als das sicherste Mittel anerkannt werden, jenen, der den Weg 
der Rechtschaffenheit einmal verließ, auf denselben wieder zurück- 
zuleiten; sie ist gleichzeitig das beste Remedium gegen das Übel, 
welchem vorzubeugen wichtiger ist, als es zu unterdrücken." 

In ähnlicher Weise äußert sich der französische Justizminister 
Monis am 8. Juli 1900 anläßlich der Eröffnungsversammlung 
des „Congres international du pötronage des libörös" und der 
Minister E. V a 1 1 6, welche insbesondere die Abnahme des Rück- 
falles auf den Einfluß des Gesetzes vom 26. März 1891, mit 
welchem die bedingte Verurteilung in Frankreich verwirklicht 
wurde, zurückführen. 

Man mag, wie wir bereits erwähnt haben, das Lob, welches 
die französischen Justizminister dem erwähnten Gesetze spenden, 
in einzelnen Punkten für übertrieben erklären; so viel ist doch 
gewiß, daß die bedingte Verurteilung in Frankreich zur vollsten 
Zufriedenheit funktioniert, und daß nichts zur Annahme berechtigt, 
daß man mit dem Gesetze vom 26. März 1891 irgend welche 
üble Erfahrungen gemacht habe. 

Übrigens, wenn man den feierlichen Erklärungen der ober- 
sten Leiter der Justiz keinen Glauben schenken wollte, schon die 
stets steigende Ziffer der Fälle, in welchen das Gesetz in 
Frankreich zur Anwendung gebracht wird, spricht laut zu Gunsten 
desselben. 

Würden denn die Richter daselbst von der bedingten Ver- 
urteilung einen so häufigen und immer mehr wachsenden Gebrauch 
machen, wenn sie nicht von der wohltätigen Einwirkung der- 
selben auf die Strafrechtspflege überzeugt wären? 

So wurden von den Korrektionalgerichten bedingt verurteilt: 
Im Jahre 1892 . . . 17.881 Personen, 



. 1893 

. 1894 

„ ;, 1 895 

. , 1896 

. n 1897 

. - 1898 



20.404 
21.377 
23.288 
24.205 
24.835 
25.431 



K 
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Wie wir hier sehen, ist in keinem einzigen Jahre ein Rück- 
gang zu verzeichnen. 

Ebenso günstig ist die Verhältnisziffer der bedingt Ver- 
urteilten zu den Verurteilungen überhaupt. 

Es entfallen 
im Jahre 1892 auf 1000 Verurteilungen 110 bedingte Verurteilungen, 
, . 1893 „ 1000 „ 136 

. „ 1894 „ 1000 „ 136 . 

. „ 1895 „ 1000 „ 152 , 

„ „ 1896 , 1000 „ 173 „ 

. „ 1897 , 1000 , 177 „ 

„ . 1898 „ 1000 . 187 „ 

Es dürfte wohl schwer fallen, diese statistischen Ziffern zu 
Ungunsten der bedingten Verurteilung auslegen zu wollen. 

Ein weiteres Bedenken, welches G i n s b e r g geltend macht, 
ist folgendes: 

Die Schwierigkeit, ja die Unmöglichkeit der Überwachung 
des bedingt Verurteilten während der sog. Bewährungszeit werde 
zur Folge haben, daß in manchen Fällen trotz der Begehung 
einer neuen Straftat dem Schuldigen die Strafe, die über 
ihn nach dem bedingten Strafurteile zu vollziehen gewesen wäre, 
erlassen bleiben werde. 

Die Möglichkeit eines solchen Glücksfalles für den Ver- 
urteilten soll zugegeben werden, aber sie kann dem Werte des 
Institutes keinerlei Abbruch tun, ebensowenig wie die Möglich- 
keit der Freisprechung eines wirklich Schuldigen die Einleitung 
und Durchführung des Strafverfahrens verhindern darf. 

Den Auseinandersetzungen, nach welchen die bedingte Ver- 
urteitung den Schuldigen in nicht zu rechtfertigender Weise be- 
günstigen soll, läßt Dr. Ginsberg eine Darlegung folgen, nach 
welcher die bedingte Verurteilung „leicht** sich zu einer schlim- 
meren Strafe gestalten könnte, als eine unbedingt zuerkannte, 
kurzzeitige und bald vollstreckte Freiheitsstrafe, insoferne letztere 
„oft genügt eine Erschwerung des Fortkommens und der Erwerbs- 
fähigkeit mit sich bringt. 

In welcher Weise dies geschehen könnte, ist uns aus der 
erwähnten Darlegung Ginsbergs nicht recht klar geworden, 
aber wenn dies möglich wäre, so sollte es in die Hand des Ver- 
urteilten gelegt werden, einem solchen Zustande durch freiwilligen 
Verzicht auf die ihm erteilte Begünstigung ein Ende zu machen. 
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Eine längere Auseinandersetzung widmet Dr. Ginsberg 
der Einrichtung der Kontrolle, unter welcher der bedingt Ver- 
urteilte während der sog. Bewährungstrist zu stehen hätte; er 
will sie strengstens durchgeführt wissen und meint, daß hiezu 
nur eine „überaus strenge* Polizeiaufsicht geeignet wäre, durch 
welche der bedingt Verurteilte in eine recht schlimme Lage 
kommen müßte. 

Wir geben letzteres bereitwillig zu, aber wir verstehen nicht, 
warum so strenge Anforderungen an den Nachweis über die gute 
Führung des Verurteilten während der Bewährungszeit gestellt 
werden wollen. 

Dem Verurteilten wird der Strafaufschub für so lange ge- 
währt, als er nicht wegen eines neuen Deliktes verurteilt wird; 
kommt letzteres hervor, so hat er die früher zuerkannte Strafe 
sofort abzubüßen. Daß eine solche Drohung wirksam sein dürfte, 
kann schon aus psychologischen Gründen nicht wohl bezweifelt 
werden. Der bedingt Verurteilte wird durch ein solches Erkenntnis 
nicht allein an die von ihm bereits verübte Straftat und deren 
urteilsmäßige Folgen, sondern überhaupt daran erinnert, daß 
auf die Begehung einer Straftat ein Strafübel folgt, und diese 
Mahnung wird bei hervortretender Neigung zur Verübung einer 
Straftat die Gegenmotive aufrufen und wachhalten. 

Geschieht dies wider Erwarten nicht, so wird die bereits 
verhängte und die neu zuerkannte Strafe vollzogen. 

Eine solche Prozedur kann sich weit leichter und einfacher 
abwickeln, als dies Herr Dr. Ginsberg annimmt und schildert; 
es liegt hier keine solche Staatsaktion vor, welche dazu berech- 
tigen oder gar verpflichten würde, Alles in Bewegung zu setzen, 
um festzustellen, ob X der bedingten Verurteilung auch wirklich 
würdig war und ob es von dem Vollzuge der zuerkannten Strafe 
sein Abkommen finden soll. 

So gut der Richter bezüglich der Zuerkennung strafmildern- 
der Umstände irren kann, und auch gewiß des öfteren irrt, ebenso 
leicht ist der Irrtum auch hier möglich, doch ist es unzulässig, 
zur Vermeidung des möglichen Irrtums das Verfahren so zu kom- 
plizieren, daß darüber der Wert dessen, was durch das Institut 
geleistet werden soll, wesentlich herabgemindert wird. 

Der gewichtigste Einwand, der gegen die Wirksamkeit des 
Institutes erhoben werden könnte, ist der, ob hier nicht ein 
Gnadenrecht ausgeübt wird, das dem Richter nicht anvertraut 
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werden dürfe, sondern nur dem durch die Verfassung des Staates 
zur Handhabung desselben berufenen Funktionär zukomme (dem 
Monarchen, dem Präsidenten der Republik, einer besonderen 
Körperschaft u. s. w.). 

Wir glauben, daß wir uns in dem Streben, die bedingte 
Verurteilung einzuführen, durch eine derartige Einwendung nicht 
beirren lassen dürfen. 

Das Gesetz, welches gewissen Funktionären im Staate die 
Befugnis zur Begnadigung verleiht, kann auch aussprechen, daß 
eine vom Richter ausgesprochene Strafe nicht zu vollziehen sei, 
wenn die von ihm (dem Gesetze) aufgestellten Bedingungen er- 
füllt werden. 

Der Richter übt bei der Fällung des bedingten Strafurteiles 
keine Gnade, er bringt nur die Bestimmung des Gesetzes zur 
Anwendung, welches die Strafe nicht vollzogen wissen will, wenn 
gewisse von ihm im vorhinein normierte Verhältnisse eintreten. 
Das Gesetz ist aber ebenso berechtigt, eine unbedingte Straf- 
norm zu erlassen wie eine bedingte, die nur dann vollzogen 
zu werden hat, wenn gewisse Bedingungen nicht erfüllt wurden. 

So gut das Gesetz erklären kann, eine richterlich aus- 
gesprochene Strafe, die zu zwei Dritteilen verbüßt ist, hat zu 
entfallen, wenn der Beurlaubte sich während der Urlaubszeit in 
entsprechender Weise geführt hat, so ist es gewiß auch befugt, 
zu normieren : gewisse Strafen werden überhaupt nicht vollzogen, 
wenn binnen einer bestimmten Zeit der Verurteilte sich keiner 
weiteren strafbaren Handlung schuldig gemacht hat. 

Aber nicht allein das Institut der bedingten Strafentlassung, 
sondern auch jenes der Strafverj ährung rechtfertigt dieAnschau- 
ung, welche die bedingte Verurteilung als ein R e c h t s institut 
anerkannt wissen will. 

Auch bei der Strafverjährung wird nach einer bestimmten 
Zeitdauer die urteilsmäßig verhängte Strafe nicht mehr in Vollzug 
gesetzt und einzelne Gesetzgebungen begnügen sich dabei mit 
dem einfachen Ablauf der Zeit, ohne weitere Anforderungen an 
den Verurteilten zu stellen. 

Wollte man dangen einwenden, daß bei der Strafverjährung 
die Pflicht der staatlichen Organe zum Vollzuge der Strafe vor 
Ablauf der Verjährungsfrist aufrecht fortbesteht, während bei der 
bedingten Verurteilung der Vollzug der Strafe gesetzlich suspen- 
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diert bleibt, insolange der Verurteilte sich dem Gesetze nach 
beträgt, so muß auf folgendes verwiesen werden: 

Diese Pflicht der staatlichen Organe, die ja auch vernachlässigt 
werden kann, hat mit dem Ansprüche des Verurteilten, nach Ab- 
lauf einer gewissen Zeit zur Verbüßung der richterlich zuerkannten 
Strafe nicht mehr verhalten werden zu können, nichts zu tun. 
Dem Verurteilten wird durch die Bestimmung über die Verjährung 
der Strafe der Hauptsache nach dasselbe Recht eingeräumt, wie 
durch das Institut der bedingten Verurteilung; man kann also den 
rechtlichen Charakter der letzteren ebensowenig in Zweifel ziehen, 
als jenen der Verjährung. 

Die bedingte Verurteilung ist aber auch darum kein Gnaden- 
akt des Richters, weil derselbe bei seinem diesfälligen Ausspruche 
an jene Bedingungen gebunden ist, die das Gesetz ihm vor- 
schreibt — das Vorhandensein berücksichtigungswtirdiger Um- 
stände u. s. w. 

Der Ausspruch der Gnade ist ein vom Gesetze unabhängiger, 
auch der Unwürdige kann formell mit voller Rechtswirkung be- 
gnadigt werden; nur eine moralische, keine materielle Verpflichtung 
besteht, dem der Gnade Unwürdigen dieselbe zu versagen. 
Hier herrscht das ganz uneingeschränkte Ermessen des begna- 
digenden Organes. 

Daß endlich die bedingte Verurteilung ein Straf übel sei, 
bedarf keiner weiteren Auseinandersetzung. Das Bewußtsein 
unter einer Freiheitsstrafe zu stehen, deren Erlöschung ungewiß 
ist und von Umständen abhängt, die nicht immer in der Hand 
des Verurteilten liegen müssen — man denke nur an Personen, 
die überaus leicht trunken werden, die zum Jähzorn oder zu 
einer Leidenschaft überhaupt hinneigen — dieses Bewußtsein 
allein kann sich für den Betroffenen zur Belästigung, ja zur Qual 
gestalten und einer vollkommenen Sühne für die Verübung einer 
strafbaren Handlung gleichkommen — gibt es doch Gegner des 
Institutes, welche dasselbe aus dem Gesichtspunkte einer allzu 
großen Strenge bekämpfen! 

Daß die bedingte Verurteilung mehr wie der erfolgte Straf- 
vollzug vor der Begehung neuer Delikte zurückhalte, darauf wurde 
bereits oben hingewiesen; hat nun aber der Verurteilte in der 
Bewährungsfrist die Gegenmotive bezüglich der Begehung straf- 
barer Handlungen nicht ohne Erfolg auf sich einwirken lassen, 
so ist ein gewisser Grad von Wahrscheinlichkeit vorhanden, daß 
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die „abhaltenden" Motive auch über die erwähnte Zeit hinaus 
an ihrer Kraft nicht einbüßen dürften, und es kann so der bedingt 
Verurteilte auf den richtigen Weg gebracht werden. 

Wenn man dieses Resultat jenen Gefahren gegenüberstellt, 
welche der Aufenthalt in den kleinen Gefängnissen für den in 
denselben Verwahrten mit sich führt, wie das Zusammentreffen 
mit einem einzigen Haftgenossen einen bleibenden, verderblichen 
Einfluß auf den Verurteilten auszuüben vermag; wie in dem einen 
Falle sich des letzteren ein gewisser Trotz bemächtigen kann, der 
ihn immer wieder zu neuen Straftaten aufstachelt, während die bloß 
bedingte Verurteilung eine versöhnliche, ja mitunter eine geradezu 
weiche Stimmung hervorruft, welche die Lebens- und Weltan- 
schauung zu beeinflußen vermag; wenn dies Alles beachtet und 
zusammengefaßt wird, so kann an den großen Vorzügen, die das 
Institut aufzuweisen hat, wohl nicht gezweifelt werden. 

Zum Schlüsse seiner diesbezüglichen Darstellung erklärt 
Dr. Ginsberg, daß „damit der Sache auch das erheiternde 
Moment nicht fehle, sogar die rechtsgeschichtliche Forschung ganz 
eigenartige Vorspannsdienste hätte leisten müssen." 

Es sei von den Freunden der bedingten Verurteilung und 
bedingten Begnadigung „mit einer gewissen behaglichen Genug- 
tuung festgestellt worden, daß die Neuerung eine solche eigentlich 
gar nicht sei, da schon in diesem und jenem Lande vor Hun- 
derten von Jahren die bedingte Verurteilung in Übung ge- 
wesen sei." 

Dr. Ginsberg meint spöttisch, daß „dies gewiß eine kultur- 
und rechtshistorisch äußerst interessante Tatsache sei" und wirft 
die Frage auf, „wie es denn eigentlich wohl komme, daß die 
Alten das Institut nicht beibehalten, und es uns nicht überliefert 
haben ? " 

Wir glauben, daß ein Spott hier nur dann zulässig wäre, 
wenn Herr Dr. Ginsberg mit Erfolg den Nachweis der Unrichtig- 
keit der behaupteten und dokumentarisch erhärteten Tatsachen uns 
geliefert haben würde. Kann ein solcher Gegenbeweis nicht erbracht 
werden, so darf an dem hohen Wert der Tatsache, daß bedingte 
Verurteilung und bedingte Begnadigung bereits früher zur Aner- 
kennung und Durchführung gelangten, durchaus nicht gemäkelt 
werden ; der Einwurf, daß diese Institute sich nicht erhalten haben, 
widerlegt sich damit, daß die Rezeption fremder Rechtssysteme 
manche Entwicklung heimischer Institute unterbrach, welche das 

Dr. Alois Zucker. Über Strafe und Strafvollzug in Übertretnngs fällen. 4 
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Bedürfnis in zweckmäßiger Weise geschaffen und durch län- 
gere Zeit hindurch in Wirksamkeit erhalten hatte. 

Immerhin geben jene von Dr. Ginsberg mit etwas depla- 
cierter Ironie behandelten Institute den Beweis von der zeugungs- 
kräftigen Stärke des der bedingten Begnadigung zu Grunde lie- 
genden Gedankens, was bei der Beurteilung des Wertes und der 
Bedeutung des Institutes gewiß nicht ohne Belang ist. 

Die Richtigkeit jenes Grundgedankens ergibt sich aber auch 
aus einer anderen, bisher unbeachtet gebliebenen Tatsache, von 
der wir auf die Gefahr hin, uns gleichfalls dem Spotte der Gegner 
des Institutes auszusetzen, bekennen müssen, daß ihre Erkenntnis 
unsere Sympatien für das Institut der bedingten Verurteilung 
wesentlich gesteigert hat. 

Stellen wir uns das Familienleben in der einfachsten 
Gestaltung vor, in welcher vorbildlich für die heutige staatliche 
Gesellschaft das Strafrecht der allerdings ungeschriebenen Normen 
der Verwirklichung zugeführt wird. 

Das muntere Kind hat irgend welche häusliche Norm ver- 
letzt und ist der Strafe gewärtig, die die sorgende Mutter über 
dasselbe verhängt, und zu vollziehen im Begriffe ist. 

Auf die Bitte des Kindes um Nachsicht, mit dem Ver- 
sprechen, sich fernerhin ruhig verhalten zu wollen, erklärt die 
Mutter sich dazu bereit, wenn bis zum sinkenden Abend kein 
neuer Vorfall ihr abermals Grund zur Unzufriedenheit gegeben 
haben würde. 

Die Strafe wird suspendiert. 

Aber bald hat das Kind, nicht achtend seiner Zusage, sich 
ruhig zu verhalten, aus Übermut eine andere Norm des häus- 
lichen Gesetzes übertreten. 

Nun gibt es keinen weiteren Pardon. Mit dem charakteri- 
stischen Ausspruche, daß sie dem Kinde noch für das frühere 
begangene Delikt etwas „schulde-*, tritt die erzürnte Mutter an 
den kleinen Delinquenten heran, der nunmehr die Strafe für seine 
beiden Vergehungen in Empfang nehmen muß. 

Hätte das Kind an demselben Tage nicht abermals delin- 
quiert, so wäre ihm für das erste Delikt die Strafe in Kraft der 
Zusage der Mutter erfassen geblieben, die neue Straftat führte 
zur Sühne für die beiden Normübertretungen! 

Wir glauben, in dem hier geschilderten schlichten Vorgange 
aus dem Familienleben ein typisches Vorbild für die bedingte 
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Verurteilung vor uns zu haben, welches von dem urwüchsigen, 
natürlichen Grundcharakter des Institutes ein beredtes Zeugnis gibt. 

Der Eindruck desselben gestaltet sich für uns im Hinblicke 
auf die Analogie mit täglichen Erscheinungen des Familienlebens 
um so ansprechender, und berechtigt uns wohl zu der Behauptung: 
es sei ein überaus glücklicher und schöner Gedanke, jenen Per- 
sonen, bezüglich derer sich die Verbüßung einer Freiheitsstrafe 
als ein allzu bedeutendes, mit deren Schuld im Mißverhältnisse 
stehendes Übel darstellen müsse, diese Strafe unter der Bedin- 
gung zu erlassen, daß sie sich durch eine bestimmte Zeit hin- 
durch keiner neuen strafbaren Handlung schuldig machen. 

Daß eine solche Bestimmung den dem Strafrechte imma- 
nenten Vergeltungsgedanken nicht verkümmern läßt, kann nicht 
in Abrede gestellt werden. 

Schon das Verfahren, welches der Fällung eines solchen 
richterlichen Ausspruches vorauszugehen hat, der Ausspruch 
der Schuld und die Verhängung der Strafe, bedeuten 
die Zufügung eines Übels, das von jenen, über welche ein der- 
artiges Erkenntnis gefällt wird, empfunden werden muß und auch 
in den allermeisten Fällen in Wirklichkeit empfunden wird. 

Wenn die Gegner des vielgenannten Institutes darauf ver- 
weisen, daß sich die Lage des „bedingt Verurteilten" während 
der Bewährungsfrist zu einer kummervollen gestalten könnte, weil 
das vielbesprochene ^Damoklesschwert** des möglichen Strafvoll- 
zuges ihn nicht zur Ruhe kommen lasse, so vermögen wir hierin 
nicht einen Mangel, sondern weit eher einen Vorzug des Institutes 
zu erblicken, weil uns hiedurch die erziehliche Seite dieses 
Strafmittels verbürgt erscheint, die dem sofortigen und unbedingten 
Vollzuge der verhängten Strafe in den meisten Fällen abgeht. 

Ein solcher Vollzug kann bei dem heutigen Stande der 
kleineren Gefängnisse — welcher Stand nicht sofort geändert zu 
werden vermag — den Verurteilten abstumpfen, er kann ihn ver- 
bittern, er kann sein Ehrgefühl aufs tiefste verletzen, seine Selbst- 
achtung dauernd untergraben. In allen diesen Fällen wird die 
Wahrscheinlichkeit der Besserung durch den wirklichen- Vollzug 
der Strafe wesentlich verringert werden müssen; von der beding- 
ten Verurteilung dagegen ist mit weit größerer Wahrscheinlichkeit 
eine günstige Rückwirkung auf den Verurteilten zu erwarten. 
Schon daß sie durch längere Zeit ihren Einfluß auf jenen, der 

4x- 
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dieser Vergünstigung teilhaftig geworden ist, ausübt, sichert ihr 
den weitaus besseren Erfolg. 

Kommt noch der Vorteil des Staates in Anschlag, 
dem die Vollziehung der verhängten Strafe erspart bleibt, 
während er mit dem Verurteilten an den erwähnten günstigen 
Chancen, welche die bedingte Verurteilung für denselben haben 
kann, partizipiert; so vermögen wir uns den Zweifel daran, daß das 
Institut der bedingten Verurteilung die Interessen der Straf rech tsplfege 
wesentlich zu fördern vermag, nur durch ein Vorurteil zu erklären, 
dem ein gerechter Beurteiler der Sachlage wohl nicht verfallen sollte I 

Wir möchten übrigens den vielfachen zu Gunsten der 
bedingten Verurteilung geltend gemachten Gründen weiters noch 
die hier folgenden beifügen. 

Aller Vorsicht und Sorgfalt ungeachtet, kann es doch gewiß 
vorkommen, daß das Gericht bei einer gewissen Verkettung der 
Umstände einen Unschuldigen verurteilt und eine Strafe über ihn 
verhängt. 

Ist in einem solchen Falle ein bedingtes Strafurteil ergangen, 
so wird dem für schuldig Erkannten die Gelegenheit geboten, es 
nicht zu. einem Strafvollzuge kommen zu lassen, indem er sich in der 
Bewährungsfrist keiner strafbaren Handlung schuldig macht. Der 
Unschuldige wird dieser besonderen Verpflichtung umso gewisser 
nachzukommen bestrebt sein, weil er weiß, daß die Begehung 
einer Straftat während der Bewährungsfrist die Annahme, daß er 
auch der erstangeschuldigten Tat schuldig sei, wesentlich be- 
stärken müßte. Erlischt in diesem Falle nach Ablauf der Be- 
währungsfrist die nur bedingt zuerkannte Strafe, so ist es gewiß 
ein tröstlicher Gedanke, daß dem unschuldig Verurteilten wenig- 
stens die Abbüßung der ungerechtfertigter Weise zuerkannten 
Sühne erspart blieb. 

Noch schwerer fällt aber in dem immerhin möglichen Falle 
der Verurteilung eines Unschuldigen folgender Umstand ins 
Gewicht. 

Erfahrungsgemäß tritt die Aufklärung eines Straffalles, der 
vom Richter irrtümlich beurteilt wurde, erst im Laufe einer 
späteren Zeit ein; der wahre Schuldige weiß sich eine Zeit hin- 
durch zu verbergen, der Zeuge, der absichtlich oder fahriässig 
unrichtig ausgesagt hat, empfindet erst später die Reue bezüglich 
seiner Tat und entschließt sich dann erst zur Rücknahme oder zur 
Korrektur seiner Aussage, auf welche hin die Verurteilung des 
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vermeintlichen Täters erfolgte; ein zufälliger Zank und Streit 
zwischen den Mitschuldigen bringt es erst nach Ablauf einer ge- 
wissen Zeit an den Tag, daß der Verurteilte der Tat, für die er 
verurteilt wurde, fern stehe u. s. w. In allen diesen Fällen kann das 
dem bedingt Verurteilten zugefügte Unrecht durch die Wiederauf- 
nahme des Verfahrens gut gemacht werden, während dem Verur- 
teilten, der die Strafe sofort nach Eintritt der Rechtskraft des Schuld- 
erkenntnisses abbüßen mußte, nur mehr ein dürftiger Ersatz für 
die ungerechte Verurteilung geboten zu werden vermag I 

Die Bewährungsfrist durch mehrere Jahre hindurch kann hier 
von größter Bedeutung werden, weil sie der Justizpflege Zeit und 
Gelegenheit zu einer wirksamen Revision des Verfahrens zu bieten 
vermag, während der Vollzug des einmal gefällten Straferkennt- 
nisses die Wiederaufnahme wesentlich erschwert, und selbst im 
günstigen Falle eine nur sehr mangelhafte Restitution gestattet. 

Da nun aber die Gesetzgebung in jeder Weise die Gefahr 
der Bestrafung unschuldiger Personen zu bekämpfen hat, so hat 
sie auch das Institut der bedingten Verurteilung zu fördern, 
welches in manchen Fällen dazu berufen sein kann, die Korrektur 
eines ungerechten Strafurteiles zu ermöglichen und die verhäng- 
nisvollsten Konsequenzen desselben hintanzuhalten. 

Ein weiterer neuer Grund, der zu Gunsten des Institutes 
der bedingten Verurteilung spricht, ist jüngsthin von berufener 
ärztlicher Seite geltend gemacht worden und sollte wohl, 
wenn anders das Institut gerecht beurteilt werden will, gleichfalls 
nicht unbeachtet bleiben. 

Unter der Überschrift: „Welche medizinischen Gesichts- 
punkte sprechen für die Einführung einer bedingten Strafaussetzung 
und Begnadigung?**, setzt in der Monatsschrift für Kriminal- 
psychologie und Straf rech tsreform (Jahrg. I, S. 341 u. ff) Prof. 
A. Gramer folgendes auseinander: 

Zunächst gebe es Psychosen, „welche sich so langsam ent- 
wickeln, daß die Diagnose nach Begehung einer strafbaren Hand- 
lung noch nicht gestellt werden kann, obgleich die begangene 
Handlung bereits eine Folge der beginnenden geistigen Erkran- 
kung ist." 

Weiters gebe es „eine ganze Reihe von Grenzzuständen, 
bei welchen es möglich ist, durch äußere Verhältnisse die fehlen- 
den Hemmungen zu ersetzen, d.h. bei welchen zu erwarten 
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ist, daß die im Rückfall drohende Strafe einen Rück- 
fall vermeiden läßt. 

Als Geisteskrankheiten der erstgenannten Art, die sich ganz 
allmählich entwickeln können, bezeichnet Gramer unterteilweiser 
Berufung auf seine gerichtsärztliche Erfahrung: die arteriosklero- 
tische Atrophie und die präsenilen Formen der Seelenstörungen, 
die progressive Paralyse, die Epilepsie, den Zustand des chro- 
nischen ParanoYkers, langsam sich entwickelnden Schwachsinn, 
insbesondere aber Geistesstörung bei jugendlichen Personen. 

Von allen diesen Fällen erklärt Gramer, daß sie sich 
exquisit chronisch entwickeln und sich häufig durch Begehung 
von Delikten einleiten; gleichwohl lasse sich aber die Krankheit 
nicht sofort und noch weniger deutlich erkennen. 

Im Anschlüsse an diese seine Ausführungen erklärt sodann 
Gramer: „Würde uns" — nämlich den Ärzten — „die Möglich- 
keit gegeben sein, durch das Vorhandensein der bedingten Straf- 
aussetzung (und Begnadigung) Zeit zu gewinnen, so würden 
zwar die Verurteilungen nicht vermindert werden, aber doch die 
für den Kranken, namentlich im Beginn seiner Erkrankung außer- 
ordentlich schädliche Verbüßung der Strafhaft erspart bleiben 
und es würde weiter die Möglichkeit gegeben sein, bevor die 
Strafe angetreten ist, falls im weiteren Verlaufe die Krankheit 
sich deutlicher markiert, das Verfahren nochmals aufzunehmen 
und dem Kranken die Freisprechung zu verschaffen, die ihm 
gebührt." 

Wir sehen, daß Gramer hier vom medizinisch-forensischen 
Standpunkte aus, zu denselben Folgerungen kommt, zu denen 
auch wir gelangt sind, indem wir auf den Zusammenhang zwischen 
der bedingten Verurteilung und der Wiederaufnahme des Ver- 
fahrens hingewiesen haben. 

Auch der Arzt hat es manchmal notwendig, Zeit zu ge- 
winnen, um sich über den Geisteszustand des Täters mit voller 
Verläßlichkeit aussprechen zu können. 

Nun bietet es aber gewiß Schwierigkeiten, die Unter- 
suchung und Verhandlung so lange hinzuziehen, bis dem Arzt 
die Möglichkeit zur Fällung seiner Diagnose geboten ist; in 
solchen Fällen kann die bedingte Verurteilung sehr zweckmäßig 
werden, indem durch sie das Strafverfahren formell abgeschlossen 
erscheint, gleichwohl aber das Strafurteil noch nicht zum Voll- 
zuge gelangt, sondern noch immer redressiert zu werden vermag. 
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Noch wichtiger erscheint uns aber das, was Gramer rück- 
sichtlich der zweiten Gruppe von Delikten bemerkt. 

In Fällen von Schwachsinn der leichtesten Art, bei den sog. 
Deg6ner6s, bei chronischen Alkoholisten und bei hysterischen Per- 
sonen komme es, wie Gramer darlegt, vor, daß sie sich infolge 
eines Affektes sehr leicht zur Begehung einer strafbaren Handlung 
verieiten lassen, die sie aber sofort, nachdem sie geschehen, aufs 
lebhafteste bereuen. Bei dieser Kategorie delinquierender Per- 
sonen genüge die bloße bedingte Verurteilung vollauf, um sie 
von späteren Begehungen strafbarer Handlungen vollkommen 
zurückzuhalten, ja sie sind schon durch das Strafverfahren allein — 
durch die Voruntersuchung, durch die Hauptverhandlung u.s. w. — 
selbst wenn es zu keiner Verurteilung überhaupt kommt, hin- 
länglich gewarnt, um sich vor der abermaligen Begehung einer 
strafbaren Handlung zu hüten. 

Die mögliche Einwendung, daß die wirkliche Strafverbüßung 
erst recht zur bleibenden Warnung des Verurteilten beitragen 
würde, läßt Gramer nicht gelten, erklärt vielmehr in charak- 
teristischer Weise: „Einem solchen Einwurfe ist die Beobachtung 
gegenüber zu stellen, welche jeder Arzt fast täglich machen kann, 
daß für auch nur leicht psychopatische Naturen 
nichts gefährlicher ist, als die Strafhaft." 

Wir wüßten nicht, was noch mehr und noch Wichtigeres 
zur Empfehlung des Institutes der sog. bedingten Verurteilung 
gesagt werden könnte, als dies hier geschehen ist. Ein Institut, 
dessen Einführung vom ärztlichen Standpunkte aus gefordert 
wird, um der Gefahr zu begegnen, welche die Verbüßung einer 
auch nur kurzen Freiheitsstrafe für jene Personen mit sich führt, 
die leichthin der Aufregung unterliegen, scheint uns allen Anspruch 
auf die weitgehendste Berücksichtigung und Würdigung zu haben. 

Nun versucht man es allerdings in letzter Linie mit dem 
Hinweise auf die Schwierigkeiten der geeigneten Überwachung 
des bedingt Verurteilten während der Bewährungsfrist und mit 
dem weiteren Hinweise auf die Umständlichkeit des Prozeß- 
verfahrens, Stimmung gegen die bedingte Verurteilung zu machen; 
aber rechtfertigen lassen sich jene Bedenken gewiß nicht. 

Wenn die bedingte Verurteilung, wie wir in dem von uns 
empfohlenen Gesetzentwurfe es in Antrag bringen, nur jenen zu- 
teil wird, die einen festen Wohnsitz haben, so bietet die 
, Überwachung** gar keine Schwierigkeit, weil sie sich nur auf 
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die Konslatierung der Tatsache zu beschränken hat, ob Anlaß 
zu einer Verfolgung gegen den bereits bedingt Verurteilten wegen 
eines Verbrechens oder Vergehens gegeben wurde. 

Der Erfolg und das Ergebnis dieser Untersuchung entscheidet 
auch bereits über die Frage, ob das bedingte Strafurteil zu voll- 
ziehen sei oder nicht. 

Auch das Verfahren, durch welches die bedingte Verurteilung 
zur Wirksamkeit zu gelangen hätte, scheint uns ein einfaches, 
nicht kompliziertes zu sein und rechtfertigt keineswegs die man- 
cherlei „Besorgnisse", welche man der Einführung der bedingten 
Verurteilung entgegensetzt. 

In diesem Sinne empfehlen wir, soweit es die Verwirklichung 
des Institutes in Österreich betrifft, folgende Bestimmungen:*) 

§. 

„Das Gericht kann in besonders rücksichtswürdigen Fällen 
den Aufschub des Vollzuges einer zuerkannten, die Dauer von 
sechs Monaten nicht übersteigenden Freiheitsstrafe mit der Wir- 
kung beschließen, daß die Strafe als abgebüßte anzusehen sein 
wird, wenn der Verurteilte innerhalb der vom Gerichte festgesetzten 
Zeit, welche mit mindestens einem Jahre von der Rechtskraft des 
Urteiles anzusetzen ist und die Dauer von drei Jahren nicht 
überschreiten darf, ein Verbrechen oder Vergehen nicht begangen 
haben wird. 

Dieser Beschluß ist unzulässig bei Personen, die keinen 
festen Wohnsitz haben, welche bereits wegen Verbrechen oder 
Vergehen verurteilt worden sind oder gegen welche auf Schmä- 
lerung der staatsbürgerlichen Rechte, auf Zulässigkeit der Stellung 
unter Polizeiaufsicht oder Verwahrung in einer Zwangsarbeits- 
anstalt, auf Verweisung oder Untersagung der Ausübung eines 
vorsätzlich mißbrauchten Berufes erkannt wurde. 

Auf Freiheitsstrafen, welche an Stelle des Zuchthauses oder 
im Falle der Uneinbringlichkeit von Geldstrafen an deren Stelle 
zu treten haben, finden vorstehende Bestimmungen keine An- 
wendung. Die Eintreibung zuerkannter Entschädigungsansprüche 



*) Die hier zu zitierenden Bestimmungen stimmen im wesentlichen 
mit jenen überein, auf welche sich die Mitglieder des Strafgesetzausschusses 
der X. Session des österr. Abgeordnetenhauses — dem auch der Verfasser dieser 
Abhandlung angehörte — nach langer Beratung geeinigt haben. 
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und Geldbußen, sowie der Vollzug von Nebenstrafen wird von 
dem Beschluß auf Aufschub des Strafvollzuges nicht berührt." 

Das Verfahren hätte in folgender Weise durchgeführt zu 
werden : 

,Der Beschluß auf Aufschub des Strafverfahrens steht dem 
Gerichte erster Instanz zu und muß bei Verkündigung des Urteils 
eröffnet werden. 

Wenn gegen das Urteil eines Bezirksgerichtes ein Rechts- 
mittel ergriffen, und über dasselbe eine Berufungsverhandlung 
vorgenommen war, so steht diese Beschlußfassung dem Gerichts- 
hofe erster Instanz zu. 

Der Ankläger hat das Recht der Beschwerde gegen den 
Beschluß auf Aufschiebung des Strafvollzuges. 

Nach Ablauf der im Beschlüsse angegebenen Zeit hat das 
Gericht die Erlöschung der Freiheitsstrafe auszusprechen. 

Gegen den vom Gerichte erster Instanz zu fassenden Be- 
schluß auf Erlöschung der Strafe hat die Staatsanwaltschaft, gegen 
den Beschluß, daß die Strafe, ungeachtet des auf Aufschub des 
Vollzuges ergangenen Ausspruches, in Vollzug zu setzen sei, hat 
der Verurteilte das Beschwerderecht. 

Wenn der Beschluß, womit das Erlöschen der Freiheitsstrafe 
ausgesprochen wurde, rechtskräftig geworden ist, kann derselbe 
wegen eines erst nachträglich bekannt gewordenen, wenn auch 
innerhalb der festgesetzten Frist begangenen Verbrechens oder 
Vergehens nicht angefochten werden." 

Wir glauben, daß die Durchführung eines derart formulierten 
Gesetzes keineriei Schwierigkeiten begegnen könnte, und daß 
sich die bedingte Verurteilung in dieser Weise leicht und rasch 
in östeneich einleben würde. 

Indeß, sind wir, wie wir leider zugeben müssen, von der 
Erfüllung dieses unseres recht dringenden Wunsches noch ziemlich 
weit entfernt. 

Vorläufig bemüht man sich, nachdem die bedingte Verur- 
teilung in Frankreich, Belgien, England, Norwegen, dann in 
mehreren Schweizer Kantonen in verschiedenen Formen verwirk- 
licht wurde, in Deutschland und in Österreich mit Instituten das 
Auslangen zu finden, welche zwar unzweifelhaft durch die be- 
dingte Verurteilung hervorgerufen wurden, bezüglich deren es 
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aber ungewiß ist, ob sie dazu bestimmt sind, als vorläufiger 
Ersatz der später einzuführenden bedingten Verurteilung zu dienen, 
oder ob sie den Zweck haben, es zu verhindern, daß die 
bedingte Verurteilung jemals den Eingang in das Strafensystem 
dieser beiden Reiche finde. 

Wir wollen zunächst die diesbezüglichen Verhältnisse in 
Deutschland ins Auge fassen ! 

Hier erschien zunächst die Verordnung des k. sächsischen 
Justizministeriums vom 25. März 1895, der sich vorerst die Ver- 
ordnung des preußischen Justizministeriums vom 23. Oktober 
desselben Jahres und später jene in den übrigen deutschen 
Staaten angeschlossen haben. 

Der Wortlaut der an den preußischen Justizminister vom 
Könige ergangenen Zuschrift ist folgender: 

^Auf Ihren Bericht vom 15. Oktober d. J. ermächtige ich 
Sie, solchen zu Freiheitsstrafen verurteilten Personen hinsichtlich 
deren bei längerer guter Führung eine Begnadigung in Aussicht 
genommen werden kann, nach Ihrem Ermessen Aussetzung 
der Strafvollstreckung zu bewilligen, indem Ich in den dazu ge- 
eigneten Fällen demnächst Ihrem Berichte wegen Eriasses oder 
Milderung der Strafe entgegensehen will. Von dieser Ermächtigung 
soll jedoch vornehmlich nur zu Gunsten solcher erstmalig ver- 
urteilten Personen Gebrauch gemacht werden, welche zur Zeit der 
Tat das achtzehnte Lebensjahr nicht vollendet hatten und gegen 
welche nicht auf eine längere als eine 6 monatliche Strafe er- 
kannt ist"*. Wilhelm. 

Dieser hier zitierten Anordnung liegt — nach halbamtlicher 
Erklärung — die Erwägung zu Grunde, daß in manchen Fällen 
die Nachsicht der Strafe, wenn sie auf eine längere Bewährung 
des Verurteilten gegründet wird, nicht nur diesem, sondern auch 
dem Gemeinwohle förderlicher sei, als der Strafvollzug. Das trifft 
insbesondere bei jugendlichen Verurteilten zu, weil bei diesen 
einerseits das Maß der Schuld oft so gering ist, daß es das gänz- 
liche Unterbleiben des Strafvollzuges zu rechtfertigen vermag, 
andererseits die im allgemeinen noch sittlich unverdorbene und 
noch erziehungsfähige Person des Schuldigen die Hoffnung auf 
künftiges Wohlverhalten in hinreichendem Maße gewährleistet. 

Auch liegt bei diesen Verurteilten die Besorgnis vor schäd- 
lichen Einwirkungen des Verkehrs mit verdorbenen Mitgefangenen 
beim Vollzuge von Freiheitsstrafen besonders nahe. 
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Der bezügliche Erlaß betrifft daher vornehmlich nur 
solche Verurteilte, die zur Zeit der Tat das 18. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hatten, ohne jedoch Erwachsene grundsätzlich 
auszuschließen. 

Als der hier zitierte preußische Erlaß und die ihm zumeist 
nachgebildeten Verordnungen der übrigen deutschen Staaten in 
Wirksamkeit traten, begann sofort ein lebhafter Streit darüber, 
ob der administrativen (bedingten) Begnadigung oder der bedingten 
Verurteilung der Vorzug gebühre,*) ein Streit, dessen Entscheidung 
von wichtigen praktischen Konsequenzen für die kommende Straf- 
gesetzgebung werden dürfte. 

Denn dringt die Ansicht durch, daß die sog. administrative 
Begnadigung dem Institute der bedingten Verurteilung vorzu- 
ziehen wäre, dann wird sie dazu berufen sein, die bedingte Ver- 
urteilung zu ersetzen, und es wird das letztgenannte Institut in 
Deutschland nicht mehr zur Wirksamkeit gelangen. 

Wir treten in diesem Streite dem Standpunkte Jener bei, 
welche der bedingten Verurteilung den Vorzug vor der bedingten 
Begnadigung eingeräumt wissen wollen. 

Nachdem wir die bedingte Verurteilung als ein Rechts- 
institut anerkennen, so müssen wir schon aus diesem Grunde sie 
über die bedingte Begnadigung stellen. 

Das Vertrauen zu einer vom Richter unter gewisser Be- 
dingung ausgesprochenen Strafnachsicht, ist doch ein ungleich 

*) Bachern, Bedingte Verurteilung oder bedingte Begnadigung in der 
Vereinsschrift der Görresgesellschaft 1896, S. 34 u. 35. Bar, Die Reform des 
Strafrechtes, S. 8 u. ff. Simonson, Blätter für Gefängniskunde, Bd. XXXIV, 
S. 543. Wach, Die bedingte Verurteilung, Blätter für Gefängniskunde, J. 1899, 
S. 333—343. Mittermaier, daselbst 343-352. Oetker. Zeitschrift für die 
gesamte Strafrechtswissenschaft, Bd, XVII, S. 572—574. Kirchenheim in 
G.-S. Bd. XLIII, S. 65-67. Appelius, Deutsche Juristen-Ztg. Jahrg. I, S. 273 
und 274. Kauf hold, Bedingte Verurteilung und administrative Begnadigung, 
S. 32 u. ff. Allfeld, Der bedingte Straferlaß, S. 17-32. Ginsberg, Zur 
Frage der bedingten Verurteilung und der bedingten Begnadigung im G.-S., 
Bd. LXIII, S. 318—326. Seuffert, Ein neues Strafgesetzbuch für Deutschland, 
S. 73. Liszt in der Wochenschrift „Zukunft" Jahrg. IV, Nr. 14. Klee, Die 
bedingte Begnidigung in den deutschen Bundesstaaten, Zeitschrift für die ge- 
samte Strafrechtswissenschaft Bd. 24, Nr. 1, S. 69 u. ff. 

So weit wir übersehen können, sprechen sich zu Gunsten der bedingten 
Begnadigung aus Simonson, Wach, Kirchenheim, Allfeld, relativ 
auch Ginsberg und wenn auch nicht bestimmt Mittermaier und Appelius. 
Als Gegner des Institutes erklären sich Liszt, Bachem, Bar, Oetker und 
insbesondere Kauf ho Id. 



— 60 - 

größeres, als jenes, welches der lediglich von der Ingerenz der 
Justizadministrativorgane abhängigen bedingten Begnadigung ent- 
gegengebracht werden kann. 

Dieses ^größere" Vertrauen hat sich nun einmal der Richter 
erworben, und es vermag dasselbe nicht mehr leichthin auf an- 
dere Organe der Justizpflege übertragen zu werden. 

Gegen die bedingte Begnadigung spricht weiters das schwer- 
wiegende Moment, daß durch die häufigere Anwendung derselben, 
welche stattfinden muß, soll anders das dem genannten Institute 
zu Grunde liegende Prinzip zur erforderlichen Wirksamkeit ge- 
langen, sich die landesherrliche Gnade abnützen müsse, was 
aber ihrem sonstigen Wesen und ihrer sonstigen Bestimmung 
zuwiderläuft. 

Die landesherrliche Gnade soll für jene Fälle vorbehalten 
bleiben, in welchen Ausnahmsverhältnisse die Intervention 
der höchsten Staatsgewalt wünschenswert erscheinen lassen, sie 
soll aber nicht zu einer ständigen Institution der Strafrechts- 
pflege herauswachsen, wenn der von ihr angestrebte Zweck in 
anderer Weise und durch ein anderes Rechtsmittel verwirklicht 
zu werden vermag. 

Auch der Prozedur, durch welche die bedingte Verurteilung 
ihre Verwirklichung erfährt, gebührt weitaus der Vorzug vor jener, 
mittels welcher die bedingte Begnadigung in Szene gesetzt wird. 

Bei der ersteren gelangt die Mündlichkeit und Unmittel- 
barkeit äußerst wirksam zur Geltung; bei der letzteren kehren 
wir zu der ermüdenden und langwierigen Schrifflichkeit zurück, 
die aus einer rationellen Rechtspflege, so weit dies nur immer 
möglich ist, verbannt bleiben sollte. 

Welchen vorteilhaften Eindruck macht es auf die Bevölkerung, 
die nun einmal von der Anteilnahme an der Rechtspflege nicht 
ausgeschlossen zu werden vermag, wenn in offener Gerichts- 
sitzung, nach mündlich durchgeführtem Verfahren, der richter- 
liche Spruch auf Gewährung der bedingten Verurteflung 

— oder unter Umständen auf die Verweigerung derselben 

— ergeht? wenn es laut und öffentlich verkündet wird, daß der 
Verurteilte dieser Vergünstigung für würdig — oder auch 
derselben für unwürdig — gehalten wird ! 

Läßt sich mit diesem lebensvollen Eindruck auch nur ent- 
fernt jene Wirkung vergleichen, welche das Verfahren, welches 
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zur bedingten Begnadigung oder zur Versagung derselben führen 
soll, aufzuweisen vermag? 

Nur vom Hörensagen, und nicht immer auf erlaubten Wegen 
erfahren es Einzelne, ob die bedingte Begnadigung des Ver- 
urteilten in Aussicht genommen wurde, und zu welchem Ergeb- 
nisse die langatmige Prozedur schließlich geführt habe; das oft 
berechtigte Interesse, welches die Öffentlichkeit an einzelnen 
Straffällen nimmt, wird bei der bedingten Begnadigung nicht 
selten spät und in ganz ungenügendem Maße befriedigt ! 

Dem großen, nicht zu unterschätzenden Vorzuge der be- 
dingten Verurteilung, daß hier der erkennende Richter den Be- 
schuldigten, die Zeugen und den Beschädigten sieht und hört, 
daß er die Spuren, welche die Straftat hinterlassen hat, selbst ins 
Auge faßt u. s. w., während das über die bedingte Begnadigung 
entscheidende Organ der Justizverwaltung all* dies nur aus den 
oft unvollständigen schriftlichen Aufzeichnungen kennen lernt; 
setzen die Gegner der bedingten Verurteilung vielfach die Ein- 
wendung entgegen, daß der Richter bei der Kürze der Straf- 
verhandlung keine Gelegenheit finde, den Verurteilten genauer 
kennen zu lernen, daß er von dessen Charakter, dessen Neigungen 
und von dessen Besserungsfähigkeiten sich nicht zu überzeugen 
vermag u. s. w. 

Darauf erwidern wir: Abgesehen von dem Umstände, 
daß dieser Mangel auch bei dem Organe der Justizverwaltung 
eintreten kann, liegt es nur am Richter, sich in zweifelhaften 
Fällen die erforderlichen Kenntnisse der Person und der Verhält- 
nisse zu verschaffen, indem er die Verhandlung zu diesem Zwecke 
eben dann eingehender durchzuführen, ja selbst eine ange- 
messene Vertagung in derselben eintreten zu lassen hat! 

Auch das Interesse des Beschuldigten selbst kann nicht un- 
beachtet bleiben, wenn es sich um die Wahl eines Institutes handelt, 
das ihm einen bisher nicht vergönnten Vorteil sichern soll! Und 
dieses Interesse weist unverkennbar auf die bedingte Verurteilung 
als ein Institut hin, dem vor dem bedingten Strafnachlasse der 
Vorzug eingeräumt werden muß. 

Es ist von bedeutendem Werte für den Verurteilten, es so- 
fort, d. i. nach geschlossener Verhandlung, zu erfahren, ob die 
Strafe nur bedingungsweise über ihn vollzogen zu werden hat; 
durch diese Verkündigung ist er über sein Schicksal orientiert, 



- 62 - 

« 

er weiß nunmehr, daß es in seiner Macht steht, sich die Nach- 
sicht der nur bedingt zuerkannten Freiheitsstrafe zu sichern. 

Welches tröstende, mitunter auch wohl freudige Bewußtsein 
ihm dies verleihen kann, bedarf keiner weitwendigen Auseinander- 
setzung; schon die Korrektur, die seine Verurteilung und die 
Verhängung der Strafe hiedurch sofort erfahren müssen, hat einen 
großen Wert für den durch dieselbe Betroffenen. 

Wie ganz anders gestaltet sich das Schicksal des Verurteilten, 
wenn er nur der bedingten Begnadigung teilhaftig werden solll 

Von dem Strafaufschübe, der von dem den Strafvollzug 
überwachenden Organe in Antrag gebracht wird, erfährt er zu- 
nächst gar nichts; erst auf Umwegen und in manchen Fällen 
wohl nur vermittels der Verletzung amtlicher Geheimnispflicht 
gelangt er zur Kenntnis dessen, daß der Vollzug der ihm zu- 
erkannten Freiheitsstrafe einen Aufschub erhalten habe. 

Nun darf er vielleicht Hoffnung schöpfen, daß ihm der An- 
tritt der Strafe erspart werden dürfte, aber die Gewißheit erhält 
er auch hier erst durch die Verständigung von dem bereits voll- 
zogenen Begnadigungsakte. 

Bis dahin vermag er unmöglich mit Sicherheit auf seine 
Begnadigung zu rechnen, da er ja nicht zu ermessen vermag, 
ob auch seine ^Führung" als eine zufriedenstellende anerkannt 
werden dürfte I 

Nicht allein die Begehung einer strafgesetzlich verpönten 
Handlung, auch jedes geringfügige Versehen, dessen sich der 
Verurteilte oft gar nicht bewußt wird, kann ihn des bereits er- 
hofften Vorteiles berauben und zur Folge haben, daß er ange- 
wiesen wird, eine bereits vor Jahren verhängte Strafe anzutreten. 

In einem solchen Falle erscheint die Lage des Verurteilten 
allerdings nicht unwesentlich verschlimmert, und das Institut wird 
seines besten Inhaltes, den es für den Verurteilten haben soll, 
beraubt. 

Aber nicht allein das Interesse des Beschuldigten, auch 
jenes der Strafrechtspflege selbst leidet unter der Ungewißheit, 
welche das Institut der sog. bedingten Begnadigung zu begleiten 
pflegt. ' 

Ist eine Übeltat begangen worden, so erscheint es wün- 
schenswert, sobald als möglich zu erfahren, welche Sühne 
dafür geleistet wurde; die bedingte Begnadigung verhüllt das 
Schicksal des verurteilten Täters nicht nur ihm selbst, sondern 
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auch Allen, die ein legitimes Interesse daran haben, etwas über 
diese Sühne zu erfahren. Es fehlt hier an jedem Gefühl der Beru- 
higung über den Verlauf, über das Endergebnis der Strafsache, und 
vielfach bleibt nur eine unbefriedigte Spannung zurück, welche 
die Interessen der Strafrechtspflege nicht zu fördern vermag! 

So könnten wir uns denn — vor die Wahl zwischen der 
bedingten Verurteilung und der bedingten Begnadigung gestellt 
— wohl nur für die erstere aussprechen; doch können wir auch 
hier nicht jenen extremen Standpunkt einnehmen, von welchem 
aus Einzelne, um die Vorzüge der bedingten Verurteilung ja nur 
ins hellere Licht treten zu lassen, der bedingten Begnadigung 
jeden Wert absprechen wollen. 

Schon der genetische Zusammenhang zwischen den beiden 
Instituten berechtigt zur Annahme, daß auch die bedingte Be- 
gnadigung, wenn sie selbst in einzelnen Punkten gegenüber der 
bedingten Verurteilung zurücksteht, von einer gewissen Bedeutung 
für die Strafrechtspflege werden kann, die durchaus nicht unter- 
schätzt zu werden vermag. 

Ja wir gehen soweit, zu behaupten, daß beide Institute 
ganz wohl neben einander bestehen können — die bedingte 
Begnadigung neben der bedingten Verurteilung — ja daß er- 
sterer eine Art von subsidiärer Wirksamheit dort zugewiesen 
werden könne, wo für die bedingte Verurteilung nicht alle 
Momente gegeben sind. 

Warum sollte die Art der Ausübung der Gnade auf die 
Vorteüe verzichten müssen, die ihr das Institut der bedingten 
Begnadigung zu bieten scheint? 

Wenn letztere eine gewisse Gewähr dafür verlangt, daß der 
zu Begnadigende der Strafnachsicht auch würdig sei, so ist sie 
hierbei wohl unzweifelhaft in ihrem Rechte, und es kann dieses 
Recht nicht dadurch Abbruch erleiden, daß dasselbe auch vom 
Richter bei dem Erkenntnisse, daß der Vollzug der verhängten 
Freiheitsstrafe zu unterbleiben habe, gehandhabt wird. 

Der Einwendung, daß, wenn der Richter von der ihm durch 
das Institut der bedingten Verurteilung eingeräumten Befugnis 
keinen Gebrauch macht, auch eine bedingte Begnadigung 
nicht stattfinden dürfe, könnte wohl ernstlich nicht erhoben werden. 
Einerseits wegen des absoluten Charakters des landesherrlichen 
Begnadigungsrechtes, andererseits, weil das Wesen beider Institute 
doch manche Verschiedenheiten aufweist. 
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So gibt es keinen Anspruch des Verurteilten auf bedingte 
Begnadigung, während bei Vorhandensein rücksichtswürdiger 
Umstände der Verurteilte die bedingte Begnadigung im Wege 
des Rechtes begehren kann. 

Weiters stellt die bedingte Begnadigung strengere Anfor- 
derungen an den Verurteilten ; sie verlangt positiv „gute Führung" 
und begnügt sich nicht, wie die bedingte Verurteilung, mit dem 
blos negativen Erfordernisse, daß der Verurteilte, um ihrer teil- 
haftig zu werden, in der Bewährungszeit keine neue straf gesetzlich 
verpönte Handlung begangen haben dürfe etc. etc. Es ist also 
das Geltungsgebiet der beiden Institute durchaus nicht dasselbe. 

Auch die Stellung, die der Staatsanwalt sowohl nach deutschem 
als nach österreichischem Strafprozeßrechte im Verfahren einnimmt, 
ermöglicht es, für die Einführung beider Institute einzutreten 
und leistet der Anschauung, daß eines dem anderen zu weichen 
habe, keinen Vorschub. Kann der Staatsanwalt nach den Be- 
stimmungen der deutschen wie der österreichischen Strafprozeß- 
ordnung zu Gunsten des Beschuldigten Rechtsmittel einlegen 
und durchführen, warum sollte ihm verwehrt sein müssen, den 
gnadenweisen Strafnachlaß dann einzuleiten, wenn der Richter 
vermeint, daß für die bedingte Verurteilung kein rechtlicher 
Grund vorhanden sei? 

Wir vermeinen endlich, daß sich in der Praxis das Neben- 
einanderbestehen beider Institute ganz wohl bewähren könnte. 
So vermögen wir uns den Fall zu denken, daß beispielsweise 
während öffentlicher Unruhen viele Personen wegen kleinerer 
Delikte, wie Wachebeleidigungen, Einmengung in Amtshandlungen 
u. s. w. vor den Richter gestellt werden. 

Die Bedingungen für die Erlassung eines bedingten Straf- 
urteiles sind gegeben, aber der Richter trägt in dem gegebenen 
Falle mit Rücksicht auf die Zeitverhältnisse vielleicht das Bedenken, 
auf bedingte Verurteilung zu erkennen, weil die Milde in dem 
gegebenen Momente ihren Zweck verfehlen würde. 

Hier wird es, wenn andererseits Alles dafür spricht, daß 
einzelnen Verurteilten der Vollzug einer Freiheitsstrafe erspart 
bleibe, wohl am Platze sein, mit der sog. bedingten Begnadigung 
vorzugehen, bei der man die nötige Zeit gewinnt, um die Be- 
ruhigung der Gemüter abzuwarten, während zur Zeit der Fäl- 
lung des richterlichen Erkenntnisses die bedingte Verurteilung 
vielleicht eine deplazierte Milde bekundet haben würde. 
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Und wie die Verhältnisse der Tat, so können auch besondere 
Verhältnisse des Täters es ratsam erscheinen lassen, daß der 
Richter von der ihm zustehenden Befugnis, ein nur bedingtes 
Strafurteil zu fällen, keinen Gebrauch macht, während den Organen 
der Justizverwaltung der durchaus berechtigte Anlaß geboten 
wird, die bedingte Begnadigung einzuleiten. 

Nehmen wir an, daß der Täter vollauf würdig erscheint, von 
der im Gesetze angedrohten Freiheitsstrafe befreit zu werden, aber 
bezüglich seines Vorlebens fehlt es in der Zeit der Urteilsfällung 
an verläßlichen Nachrichten über sein bisheriges Wohlverhalten, 
an Nachrichten, die in der kurzen Zeit, die das Verfahren in An- 
spruch nimmt, nicht eingeholt werden können. 

Hier wird es gewiß am Platze sein, statt der bedingten Ver- 
urteilung die bedingte Begnadigung eintreten zu lassen, da die 
letztere Prozedur eine längere Zeit in Anspruch nimmt, in deren 
Verlaufe die nötigen Ermittlungen leicht geschehen können. 

Würde in solchen Fällen eine Verständigung zwischen 
dem Richter und dem öffentlichen Ankläger bezüglich der Be- 
gnadigungsaktion angebahnt werden, so könnte, wenn die Einigung 
diesfalls nicht zu Stande käme, dem Staatsanwalt gewiß nicht ver- 
wehrt werden, im eigenen Wirkungskreise seine allfällige mildere 
Anschauung von dem Straffalle durch die vorläufige Sistierung 
der Strafvollstreckung, und den weiterhin zu stellenden Gnaden- 
antrag zur Wirksamkeit gelangen zu lassen. 

Es kann gewissen Opportunitätsgründen, die der Richter 
nicht berücksichtigen kann oder will, entsprechen, die verhängte 
Freiheitsstrafe unter besonderen Verhältnissen nicht vollziehen zu 
lassen — hier wird die bedingte Begnadigung am Platze sein, 
die doch jedenfalls dem sonstigen Vorgange bei Erteilung von 
Begnadigungen, vorzuziehen wäre. 

So kann die bedingte Begnadigung dem Systeme der Straf- 
rechtspflege eingefügt werden, ohne das Institut der bedingten 
Verurteilung irgendwie verdrängen, oder auch nur in der ihm zu- 
stehenden Wirksamkeit verkürzen zu müssen, wodurch der Vor- 
wurf der Überflüssigkeit, ja des Nachteiles, der gegen die bedingte 
Begnadigung erhoben wird, zur Gänze widerlegt erscheint. 

Es kann von keinem Schaden für die Strafrechtspflege sein, 
wenn der der bedingten Verurteilung zu Grunde liegende Gedanke 

Dr. Alois Zucker. Uher Strafe und Strafvollzug in Cbertretungs fallen, 
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in mehrfacher Form seine Verwirklichung und Ausgestaltung 
erfährt. 

Wir können sohin dem gänzlich abfälligen Urteile, das 
wiederholt über die bedingte Begnadigung gefällt wurde, gleich- 
falls nicht zustimmen. 

Wie in Deutschland, so hat auch in Österreich das 
Institut der sogen, bedingten Verurteilung mehrfache Anregung 
dazu gegeben, daß man sich mit der Frage der Einschränkung 
der Herrschaft der kurzen Freiheitsstrafe beschäftigt hat. 

Zunächst gelangte hier das genannte Institut in den verschie- 
denen Strafgesetzentwürfen zur Annahme; so in den Regierungs- 
und Ausschußentwürfen der X. und XI. Session des österreichischen 
Abgeordnetenhauses, und die Stimmung war damals zu Beginn 
des letzten Jahrzehntes des vorigen Jahrhunderts in Österreich 
eine der bedingten Verurteilung so günstige, daß die parlamen- 
tarische Behandlung des Gegenstandes unzweifelhaft zur Sank- 
tionierung der diesfälligen in den Strafgesetzentwürfen in Vorschlag 
gebrachten Bestimmungen geführt hätte. 

Seither scheint allerdings in den Kreisen der Justizverwaltung 
die erwähnte Stimmung zu Ungunsten der bedingten Verurteilung 
umgeschlagen zu haben, und wir können in der Verordnung des 
Justizministeriums vom 25. November 1902, R.-G.-Bl. Nr. 51, 
betreffend die Begnadigung verurteilter Jugendlicher nur den 
Versuch erblicken, die Hauptaufgabe der bedingten Verurteilung: 
den Vollzug der Freiheitsstrafen gegenüber jugendlichen Personen 
möglichst einzuschränken, in anderer Weise zu lösen, als dies 
durch das erwähnte Institut zu geschehen hätte. 

Jene Verordnung ermächtigt in Ausübung des dem Monarchen 
zustehenden Gnadenrechtes (Art. 13 des Staatsgrundgesetzes über 
die richterliche Gewalt) das Justizministerium, die Gerichte anzu- 
weisen, in allen berücksichtigenswerten Fällen von Verur- 
teilungen jugendlicher Personen im Sinne der §§ 2 u. 411 St.-P.-O. 
Gnadenanträge zu stellen. 

Hiebei soll von folgenden Grundsätzen ausgegangen werden: 

1. In erster Linie sollen jene Unmündigen im Alter von 
10 — 14 Jahren berücksichtigt werden, die auf Grund der Bestim- 
mung des § 269 a St.-G. wegen an sich verbrecherischer Hand- 
lungen von den Gerichten zu bestrafen sind. 

2. Als nächste Altersstufe kommt jene vom 14. bis zum 
vollendeten 16. Lebensjahre in Betracht. 
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In der Regel ist daran festzuhalten, daß der Verurteilte 
noch nicht gerichtlich vorbestraft sei und daß die 
ausgesprochene und nachzusehende Strafe drei Monate Freiheits- 
strafe oder 500 Kronen Geldstrafe nicht überschreiten darf. 

3. Unter den unter 2) bezeichneten Voraussetzungen können 
auch Jugendliche im Alter vom 16. bis zum vollendeten 18. Jahre 
der gnadenweisen Strafnachsicht empfohlen werden, wenn sie 
infolge zurückgebliebener Entwicklung in Bezug auf Verstand und 
Willenskraft Jugendlichen der oberwähnten Altersstufen gleichzu- 
achten sind. 

4. Das Verfahren richtet sich im Allgemeinen nach den im 
§ 411 St.-P.-O. gegebenen Vorschriften. 

In jedem Falle der Stellung eines Gnadenantrages dieser 
Art ist mit dem Strafvollzuge innezuhalten. 

5. In besonders rücksichtswerten, auf öffentliche Anklage zu 
verfolgenden Fällen bleibt es den Gerichten, beziehungsweise den 
Staatsanwälten unbenommen, die Akten des Strafverfahrens im 
Sinne des § 2 St.-P.-O., Absatz 4, vorzulegen. 

In der (halbamtlich mitgeteilten) Begründung der in ihren 
Hauptpunkten hier cit. Verordnung wird zunächst ein Rückblick 
auf die historische Entwicklung der strafgesetzlichen Bestimmungen 
bezüglich der Verantwortlichkeit der Jugendlichen geworfen, so- 
dann auf die Einrichtungen der bedingten Verurteilung und des 
bedingten Straferlasses verwiesen und bezüglich der ersteren er- 
klärt: „Der bedingte Straferlaß^ (soll aber hier richtig heißen die 
bedingte Verurteilung) „fand auch in Europa, insbesondere in 
England, Belgien und Frankreich Eingang. Gegen sie bestehen 
in Bezug auf ihre praktische Durchführbarkeit sehr erhebliche 
Bedenken. 

Vor allem kommt die Gefahr einer ungleichmäßigen Anwen- 
dung in Betracht, die den Anschein der Willkür und der Bevor- 
zugung Einzelner erwecken kann. 

Noch größer erweist sich die Gefahr, welche in der Über- 
wachung des bedingt Verurteilten während der ihm gesetzten 
Bewährungsfrist für ihn selbst liegt." . . . 

M Deutschland*' (gegenüber England, Frankreich und Belgien) 
„wurde ein wesentlich anderer Weg eingeschlagen, indem dort 
in den meisten Bundesstaaten unter bestimmten Voraussetzungen 
zunächst der bedingte Aufschub des Strafvollzuges im Wege der 

5* 
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Justizverwaltung angeordnet wird und sodann nach erfolgreichem 
Ablauf einer Bewährungsfrist die Begnadigung durch den 
Landesfürsten eintritt. 

Auch dieser Weg unterliegt den sich aus der Überwachung 
ergebenden Bedenken, er hat jedoch den Vorzug der Erzielung 
einer von einheitlichen Gesichtspunkten getragenen Durchführung. 

Es war noch ein anderer Weg gangbar, erstbestraften, bes- 
serungsfähigen Jugendlichen den Strafvollzug ohne Gefährdung 
des Sf rafzweckes zu ersparen. Diesen Weg hat die oben cit.Verordnung 
betreten. Es ist dies der Weg der unbedingten Be- 
gnadigung solcher Jugendlicher. 

Dieser Weg erscheint einfacher und zugleich auch insofern 
zweckmäßiger, als dem Verurteilten die mit der Überwachung 
verbundenen Gefahren erspart bleiben." 

Wie wir sehen, steht die österr. Justizverwaltung auf dem 
Standpunkte, der der Einführung der bedingten Verurteilung am 
mindesten günstig zu sein scheint! 

Während die sog. bedingte Begnadigung im Sinne der Ver- 
ordnungen der Mehrzahl der deutschen Staaten doch wenigstens 
jenes Moment aus dem Institute der bedingten Verurteilung her- 
übergenommen hat, daß der Nachlaß der Strafe erst dann zu er- 
folgen habe, wenn der Verurteilte durch eine gewisse Zeit hindurch 
nach Fällung des Strafurteiles sich der Begnadigung würdig gezeigt 
hat, haben wir es in Österreich mit einer einfachen Regulative 
der bereits bestehenden Bestimmungen (§§ 2 und 411 St.-P.-O.) 
über die Ausübung des Gnadenrechtes zu tun. 

Diese Einrichtung teilt mit der sog. bedingten Begnadigung 
alle Schattenseiten, die wir vorher bei Vergleich ung dieses Insti- 
tutes mit der bedingten Verurteilung hervorgehoben haben und 
läßt den schönen Gedanken, daß der Verurteilte durch die über 
ihn hängende Strafe vor der Begehung neuer Straftaten abgehalten 
werden soll, zur Gänze fallen. Ob dies zweckmäßig sei und die 
Interessen der Strafrechtspflege fördern dürfte, wollen wir dahin- 
gestellt sein lassen. 

Ebenso wollen wir nicht erörtern, ob es richtig und dem 
Rechte wie der Billigkeit entsprechend sei, daß die Bestimmungen 
dieser vorher citierten Verordnung sich nur auf die delinquierenden 
jugendlichen Personen beziehe, daß sie aber nicht Anwen- 
dung finden, sobald die delinquierende Person das 18. Lebensjahr 
überschritten hat. 
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Wenn also eine 19jährige Mutter etwas entwendet, um den 
Hunger ihres Kindes zu stillen, oder um demselben eine Arznei 
reichen zu können, die der Arzt für die Heilung einer Krankheit 
desselben vorgeschrieben hat, so hat sie keinen Anspruch auf 
die Stellung eines „Gnadenantrages" ; und es ist nur natürlich, 
daß die Gerichte fortan sich bei Stellung von Gnadenanträgen 
überhaupt an die ihnen in der Verordnung vorgeschriebenen 
„ Grundlagen ** halten werden. 

Es kann dies über kurz oder lang zur schablonenhaften Be- 
handlung der Frage der Gnadenspendung führen, die wir als 
vorteilhaft für die Strafrechtspflege nicht anzusehen vermögen. 

Weiters sind wir der unvorgreiflichen Anschauung, daß ein 
solches Privilegieren der jugendlichen Übeltäter leicht dazu 
führen kann, bei der Jugend die Anschauung zu erwecken, daß 
sie das erste Delikt straflos begehen darf; denn gerade sie ist zum 
Generalisieren der Tatsache wegen der Lebhaftigkeit ihrer Vor- 
stellungsweise gewiß sehr geneigt. 

Wo ist also, fragen wir, hier die Angst vor dem „Einmal 
ist Keinmal** hingeraten, mit dem man vor der Einführung der 
bedingten Verurteilung mit manchem Erfolge zu schrecken ver- 
suchte? Wer die vorher citierte Verordnung vom 25. November 1902 
mit Aufmerksamkeit liest und zugleich die Verhältnisse der Praxis 
in Österreich kennt, wird nicht in Zweifel darüber sein können, 
daß in jedem Straffalle, in welchem äußerlich die in jener Ver- 
ordnung bezeichneten Momente — des Alters, des bisherigen 
Wohlverhaltens des Täters etc. — sich darbieten sollten, auch 
die betreffenden Anträge auf Begnadigung nicht unterlassen werden 
dürften; jeder jugendliche Übeltäter, der noch keine Strafe zu 
verbüßen hatte, kann also dessen gewiß sein, daß er die Chance 
für die zu erlangende Begnadigung hat, während eine solche, 
betreffs des Eintrittes der bedingten Verurteilung seitens des 
Richters in weit geringerem Maße vorhanden sein würde. 

Wir machen schließlich gegenüber der Verordnung vom 
25. November 1902 den Umstand geltend, daß durch sie die 
Würde, Unabhängigkeit und auch die Selbständigkeit des Richters 
gegenüber den Organen der Justizverwaltung nicht unwesentlich 
berührt erscheint. 

Ob, wie es in der betreffenden Verordnung angeführt wird, 
der Justizminister die Gerichte geradezu „anweisen-* darf, 
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in gewissen Fällen von Verurteilungen Gnadenanträge zu stellen, 
soll vom Standpunkte des Verfassungsrechtes hier nicht geprüft 
werden; gewiß ist, daß durch jene Verordnung die richterlichen 
Behörden zu einer Art von Dienst- und Hilfeleistung für die 
Justizadministration herangezogen werden, welche ihrer Selbst- 
ständigkeit wohl nicht entspricht. Der Wortlaut und Sinn der 
Bestimmungen des § 411, St.-P.-O., können für die Heranziehung 
der Richter zu der erwähnten Wirksamkeit nicht geltend gemacht 
werden, denn dieser § 411, St.-P.-O., beruft den Richter zur 
kompetenten Entscheidung über Gnadengesuche und 
spricht nirgends von einer ihm obliegenden Verpflichtung zur 
Stellung dieser Anträge. 

So vermögen wir Alles in Allem den Vorteil, den die österr. 
Strafrechtspflege aus der Erlassung der Ministerialverordnung vom 
25. November 1902 ziehen dürfte, als einen nur sehr mäßigen zu 
bezeichnen und finden uns in dieser Annahme durch 
manche Erfahrungen bestärkt, die nach den uns 
zugehenden verläßlichen Nachrichten in der Praxis 
mit der erwähnten Verordnung bereits gemacht 
wurden. 

Als ein weiteres Ersatzmittel für die kurzzeitige Freiheits- 
strafe ist 

2) der Verweis 

ins Auge zu fassen. 

Nach § 57 Absatz 4 des deutschen St.-G.-B. kann, wenn ein 
Angeschuldigter das 12. aber nicht das 18. Lebensjahr vollendet 
hat, bei Vergehen und Übertretungen in besonders leichten Fällen 
auf Verweis erkannt werden. 

Den Charakter des hier erwähnten Verweises als Strafe 
bestreitet insbesondere Kayser (Allg. d. Strafrechtszeitung, 1871, 
S. 193 u. ff.) und will ihn bloß als Zuchtmittel ansehen, während 
Meyer (Lehrbuch des d. Strafrechtes, S. 377) anführt, daß der 
Verweis, ^wenn auch nach dem Gesetze, so doch seinem inneren 
Wesen nach keine Strafe sei**. 

Ähnliches wird auch von Hälschner behauptet (Das d. 
Strafrecht, S. 604). Dagegen erkennen Geyer (Grundriß, S. 157), 
Berner (Lehrb., § III), Merkel (Lehrb., § 83) und Binding 
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(Grundriß zur Vorlesung über gemeines deutsches Strafrecht, § 79) 
dem Verweise den Charakter einer Strafe zu. 

Letzterer mit den Worten: „Der Verweis ist aber eine echte 
Strafe und darf als solche erst nach eingetretener Rechtskraft des 
Straf urteiles zur Vollstreckung gelangen/ 

Dieser Auffassung ist auch die deutsche Praxis beigetreten 
und wir halten dieselbe für unzweifelhaft richtig. 

Bezüglich der Anwendung des Verweises wird in der Doktrin 
eine Reihe von Fragen zur Erörterung gebracht, denen wir keine 
besondere Relevanz zuzuerkennen vermögen. So der zunächst 
aufgeworfenen Frage, ob der jugendliche Täter, damit der Ver- 
weis gegen ihn ausgesprochen werden könne, mit der erforder- 
lichen Einsicht gehandelt haben müsse. 

Im Hinblicke auf den Wortlaut des allgemeinen Ab- 
satzes des § 57 des d. St.-G.-B., scheint uns dies außer allem 
Zweifel zu sein. 

Für ebenso überflüssig halten wir die Diskussion darüber, 
ob der Ausspruch, daß der Fall ein „besonders leichter" sei, 
durch den bloßen Hinweis auf das jugendliche Alter des Täters 
begründet zu werden vermag? 

Der oben citierte Wortlaut des § 57, Absatz 4, läßt wohl 
unzweifelhaft erkennen, daß der Hinweis auf das jugendliche Alter 
des Täters durchaus nicht genüge, um seine Straftat als eine be- 
sonders leichte qualifizieren zu dürfen. Die Jugendlichkeit des 
Täters bildet erst die Voraussetzung für die erwähnte Prüfung, 
ob wegen der besonderen Leichtigkeit des Falles sich der Richter 
auf die Erteilung eines Verweises beschränken dürfe. 

Auch der Streitfrage bezüglich der Konkurrenz des Verweises 
mit anderen Strafen bei Zusammentreffen mehrerer Straftaten ver- 
mögen wir keine besondere Bedeutung zuzuerkennen; die Natur 
der Sache scheint uns in einem solchen Falle die Anwendung 
des Verweises auszuschließen und es tritt die allgemeine Be- 
stimmung der §§ 74 und 78, St.-G.-Bl., in Kraft, je nach der 
Strafe, die auf die verübte Tat im Gesetze verhängt erscheint. 

Bezüglich der Anwendung des Verweises, lesen wir in der 
deutschen Kriminalstatistik vom Jahre 1900 (L 48): „Der Ver- 
weis ist diejenige Strafe für Jugendliche, deren 
Gebrauch am meisten zugenommen hat." 
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Es wurden verurteilt Jugendliche überhaupt: 
1882/88 . . . 190.011, davon zum Verweise 27.395 oder H^/o. 
1889/93 , . . 180.852, „ „ „ 34.938 „ 19 , 

1894/98 . . . 195.548, • „ „ . 45.797 . 23 . 

1899/1900 . . 82.919, „ „ „ 21.957 „ 26 „ 

Die Perzentziffer der mit Verweis bestraften jugendlichen 
Übeltäter ist also andauernd gestiegen und hat sich vom Jahre 1882 
bis zum Jahre 1900 nahezu verdoppelt, was von der wach- 
senden Beliebtheit dieser Strafart ein vollgiltiges Zeugnis gibt. 

In Österreich ist nach dem geltenden Strafgesetze vom 
27. Mai 1852 der Verweis als Strafraittel in vier Fällen zur An- 
wendung zu bringen. 

Zunächst bei Mißhandlungen von Eltern an ihren Kindern. 

Hier bestimmt § 414: 

^Bei Mißhandlungen von Eltern an ihren Kindern sind die 
ersteren vor Gericht zu berufen und ist ihnen das erste Mal 
der Mißbrauch der Gewalt und die gegen die Natur laufende 
Lieblosigkeit ihres Betragens mit Ernst und Nachdruck vorzu- 
halten ; bei einem zweiten Falle ist den Eltern ein 
Verweis zu geben und die Bedrohung beizusetzen, daß sie 
bei abermaliger Mißhandlung der elterlichen Gewalt verlustig er- 
klärt, ihnen das Kind abgenommen und auf ihre Kosten an einem 
anderen Orte werde erzogen werden.** 

In Verbindung mit der hier citierten Bestimmung erklärt 
sodann § 415: 

„Bei einem dritten Rückfalle, oder wofern entweder die erste 
Mißhandlung schon an sich sehr schwer, oder die Gemütsart der 
Eltern so beschaffen wäre, daß für das Kind weitere Gefahr zu 
besorgen stünde, ist sogleich das erste Mal auf die 
oben (§ 414) angedrohte Strafe zu erkennen.** 

Einen zweiten Fall, in welchem auf Verweis zu erkennen 
ist, normiert unter der Überschrift: „Mißhandlung der 
Mündel von Seite der Vormünder^ § 417, indem er 
erklärt : 

„Die Bestrafung der Mißhandlung eines Vormundes an seinem 
Mündel ist sogleich das erste mal Entsetzung von der Vormund- 
schaft, und wenn diese mit einem Nutzen verbunden 
war, strenger gerichtlicherVerweis, bei unentgeltlicher 
Vormundschaft Arrest von einer Woche bis zu einem Monate". 
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Weiters bestimmt § 419 bezüglich der gegenseitigen 
Mißhandlung von Eheleuten: 

„Wenn ein Gatte den anderen auf die in dem § 413 er- 
wähnte Art" (durch welche der Gezüchtigte am Körper Schaden 
nimmt) „mißhandelt, sind beide Teile vorzufordern, und nachdem 
die Mißhandlung untersucht wurde, ist dem mißhandelnden 
Teile ein strenger Verweis zu geben; nach Umständen 
ist derselbe mit Arrest von einer Woche bis zu drei Monaten 
und im Wiederholungsfalle mit Verschärfung des Arrestes zu be- 
strafen. Doch steht dem mißhandelten Teile frei, eine Milderung 
der Strafe und selbst die Nachsicht derselben anzusuchen, worauf 
der Richter allzeit gehörig Rücksicht zu nehmen haben wird." 

Endlich bestimmt § 525: 

j, . . . . größere Unsittlichkeiten, als Diebstähle und Ver- 
untreuungen zwischen Verwandten, Verletzung der ehelichen Treue, 
tätige Verletzungen schuldiger Ehrerbietung der Kinder gegen 
die Eltern, der Dienstleute gegen die Dienstherren und dergleichen 
sind zwar, so lange sie im Innern der Familie verschlossen bleiben, 
lediglich der häuslichen Zucht zu überlassen. 

Wenn aber diese Unordnungen so weit gehen, daß die Eltern, 
Vormünder, Erzieher, Verwandte, Ehegenossen, Dienstherren u. a. 
dgl. sich bemüßigt sehen, die Hilfe der Behörden anzurufen, so 
werden sie Übertretungen gegen die öffentliche Sicherheit. 

Die Behörden sind in solchen Fällen verpflichtet, zur Ab- 
wendung der Unordnung die Hand zu bieten und nach ge- 
höriger Untersuchung jene Strafe zu verhängen, 
die sie nach den Umständen zu einem wirksamen 
Erfolge am zweckmäßigsten erachten." 

Daß zu den Strafen, welche in solchen Fällen die Behörden 
verhängen können, auch der Verweis gehöre, ist wohl um so 
weniger zu bezweifeln, als der Zusammenhang zwischen dem 
§ 525 und den §§ 413—419, St.-G.-B., schon durch den Wort- 
laut der erwähnten Bestimmungen dargetan erscheint. 

Was die Handhabung des Verweises in der österr. Praxis 
betrifft, so erfahren wir aus den .Mitteilungen der stat. Zentral- 
Kommission-, B. LXIX, H. 3, S. XLV, daß wegen Mißhandlung 
bei häuslicher Zucht zur Strafe des Verweises verurteilt wurden 

im Jahre 1895 .... 293 Personen, 
„ 1896 .... 434 
« 1897 .... 601 
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im Jahre 1898 .... 579 Personen, 
„ 1899 .... 699 
während zur Strafe des Verweises überhaupt verurteilt wurden 

im Jahre 1895 . . . .312 Personen, 
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1896 . . 


. . 476 


1897 . . 


. . 732 


1898 . . 


. . 791 


1899 . . 


. . 836 



n 



Diese zum Teile bedeutenden Differenzen werden dadurch 
aufgeklärt, daß der Verweis in zahlreichen Übertretungsfällen in 
Anwendung kam, in welchem er — wie die stat. Zentralkommission 
sich etwas euphemistisch ausdrückt — nicht vorgesehen erscheint, 
d. h. gesetzlich nicht normiert ist. 

So wurde insbesondere im Jahre 1899 auf Verweis erkannt 
in 5 Fällen von Übertretungen gegen die Gesundheit, 
in 47 „ „ „ „ n körperliche Sicherheit 

im Raufhandel (§ 411, St.-G.), 
in 12 Fällen von anderen Übertretungen gegen die körperliche 

Sicherheit, 
in 17 Fällen von Übertretungen gegen die Sicherheit des Eigen- 
tums durch feuergefährliche Handlungen, 
in 19 Fällen von Übertretungen gegen die Sicherheit der Ehre, 
in 9 Fällen von Übertretungen der Unmündigen (§§ 269—272). 

Dieser Vorgang — Verhängung einer durch das Gesetz nicht 
angedrohten Strafe — muß als ein höchst charakteristischer be- 
zeichnet werden. 

Nachdem er sich laut der Feststellung des statistischen Be- 
richtes seit dem Jahre 1895 unausgesetzt wiederholt und in dieser 
langen Zeit im Wege der Nichtigkeitsbeschwerde zur Wahrung 
des Gesetzes — § 292, St.-P.-O. — keine Verfügung getroffen 
wurde, um ihn abzustellen, so hat er unzweifelhaft den Beifall 
der Justizverwaltung gefunden — was in den neuen Strafgesetz- 
entwürfen zum Ausdrucke gelangen sollte — andererseits wird 
durch jene Erscheinung unwiderleglich dargetan, daß das Straf- 
mittel des Verweises sich einer gewissen Beliebtheit in den 
richterlichen Kreisen erfreut, was wohl darauf schließen läßt, daß 
man den Verweis als ein durchaus rationelles Strafmittel anerkennt, 
dessen Wirksamkeit nicht zu beschränken, sondern zu erweitern wäre. 

Wir haben diesem Strafmittel in unseren ^Kriminalistischen 
Zeit- und Streitfragen** (S. 51— 56) volle Gerechtigkeit widerfahren 
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lassen, halten auch heute an seiner Verwendbarkeit im Strafen- 
systeme für leichtere Delikte unverrückt fest, müssen aber diese 
unsere Anschauung nach zwei Seiten hin verteidigen: gegen die 
Gegner dieses Strafmittels, die seine Vorzüge nicht anerkennen 
wollen und gegen die allzu hitzigen Verehrer desselben, welche 
neben dem Verweise die bedingte Verurteilung nicht dulden zu 
dürfen vermeinen.*) 

Unter den Gegnern des Verweises, als eines an die Stelle 
der kurzzeitigen Freiheitsstrafen zu tretenden Ersatzmittels, ist 
zunächst Liszt zu nennen. In seinen vielerörterten .Kriminal- 
politischen Aufgaben" — Zeitschrift für die gesamte Strafrechts- 
wissenschaft, Bd. IX, S. 777 u. ff. — macht er geltend: 

„Er müsse sich mit aller Entschiedenheit gegen die erweiterte 
Anwendung des einfachen richterlichen Verweises zum Zwecke 
des Ersatzes der kurzzeitigen Freiheitsstrafe erklären. ^Ftir die- 
jenigen, deren Ehrgefühl stumpf geworden oder niemals rege 
gewesen ist, ist der Verweis des Richters eine Komödie ohne 
jede ernste Bedeutung; für den Ehrliebenden ist er eine tiefe 
Verletzung, eine schwere Kränkung. Für Beide bleibt das 
„Schuldig im Namen des Gesetzes", „die Verurteilung von Rechts- 
wegen" an eindringlicher Wirkung nicht hinter dem Verweise 
zurück. Wird die Würde der Rechtssprechung von dem Richter 
gewahrt, wie sich es gebührt, so verfehlt sie ihren Eindruck nie- 
mals auf den, welcher das erstemal vor den Schranken des 
Gerichtes erscheint. 

Jener unnahbare Ernst des Urteilsspruches wird geschwächt, 
die Unpersönlichkeit der Gerechtigkeit, die über den mensch- 
lichen Leidenschaften in unbewegter Ruhe thront, wird herab- 
gezogen, wenn der Richter, wie der Vater zu seinem ungezogenen 
Jungen, verweisend und verwarnend zu dem Verurteilten spricht, 
zu ihm herabsteigt, um ihm verständlich und handgreiflich zu 
machen, was als dunkle Ahnung tiefer von ihm empfunden wird : 
daß er die Rechtsordnung gebrochen hat und ohnmächtig nun- 
mehr in der Gewalt der Rechtsordnung sich befindet". 

*) Der Verweis hat gerade in der letzten Zeit eine mehrfache ein- 
gehende Erörterung erfahren. 

So besprechen denselben u. a. insbesondere Liszt, , Kriminalpolitische 
Aufgaben", S. 777 u. ff-, Rieh. Schmidt, ^Die Aufgaben der Strafrechts- 
pflege", S. 288—306, Dochow im G. S., B. XXIII, S. 473 u. ff.. Ellinger, 
„Der Verweis im deutschen Reichsstrafrechf, 1898, Nordschild, „Der 
Verweis im Strafrecht", 1900, Ginsberg, .Zur Frage der bedingten Ver- 
urteilung etc.-, im G. S., B. LXIU, S. 326-351. 
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Wir haben diese hier citierten äußerlich so ansprechenden 
Sätze L i s z t ' s ihrem ganzen Umfange nach wiedergegeben, um 
der Argumentation des gefeierten Rechtslehrers die ihm gebührende 
Gerechtigkeit widerfahren zu lassen, wir müssen aber im Wesent- 
lichen dabei verharren, was wir gegen diesen Standpunkt in un- 
seren „Kriminalistischen Zeit- und Streitfragen" S. 52, einge- 
wendet haben. 

Es darf bei der Prüfung dieses Ersatzmittels für die Freiheits- 
strafe nicht der ehrliebende Mensch dem völlig abgestumpften 
Menschen gegenübergestellt werden; es ist die große Menge 
jener Personen in Betracht zu ziehen, welche zwischen Ehrliebe 
und Abgestumpftheit sich bewegen; auf diese Leute bleibt der 
nachdrückliche ernste Verweis durchaus nicht ohne Einfluß, zumal 
derselbe, wie noch später zu erörtern sein wird, nicht allein dazu 
berufen ist, auf den Schuldigen zu wirken, sondern auch dritten 
Personen eine gewisse Befriedigung zu verschaffen. 

Der Ehrliebende wird nicht selten schon durch das, was er 
begangen, an seinen Fehltritt gemahnt; wäre die Anschauung 
Liszt*s eine richtige, so hätte ihm gegenüber nicht einmal ein 
Strafverfahren platzzugreifen, weil schon dieses seine Ruhe und 
Zufriedenheit wesentlich zu beeinträchtigen im Stande wäre. 

Was Liszt bei späteren Anlässen — Mitteilungen der 
internationalen Kriminalistischen Vereinigung Nr. 1, S. 49, Preuß. 
Jahrb. Bd. 66, S. 233 u. ff. — weiterhin gegen den Verweis 
geltend macht, geht über die Argumente, die wir oben citiert 
haben, nicht wesentlich heraus, er bemängelt hier nur mehr die 
Form, in welcher der Verweis erteilt wird. Liszt würde sich, 
wie er erklärt, schon zufrieden geben, „wenn der Verweis sofort 
nach durchgeführter Verhandlung, in öffentlicher Gerichtssitzung in 
Gegenwart aller Beteiligten ausgesprochen werden könnte. Aber 
das sei nach unseren kontinentalen Rechtsanschauungen einfach 
unmöglich. 

Wir müssen die Rechtskraft des Urteiles abwarten. Und 
ein Verweis, hinterher, vielleicht nach Monaten, bei geschlossenen 
Türen, etwa von einem anderen Beamten, als dem erkennenden 
Richter erteilt, entbehrt völlig der eindringlichen Wirkung, die 
man von ihm erwartet". 

In dieser Art der Bemängelung des „Verweises" wie in dem 
ausdrücklichen Zugeständnisse, „daß die bedingte Verur- 
teilung in dem richterlichen Verweise den gefähr- 
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liebsten Nebenbuhler habe-" — Mitteilungen I. H., S. 49 — 
sehen wir eine hoch anzurechnende Konzession Liszt's an die 
Anhänger des Verweises, welche an ihrem Werte nur wenig da- 
durch einbüßt, daß Liszt die Änderung seines Standpunktes 
nicht ausdrücklich zugibt. 

Was nun^aber die hier von Liszt erhobenen Bedenken 
betrifft, so wäre Folgendes zu erwägen: 

Die von Liszt zunächst besorgten Inkonvenienzen, daß der 
Verweis hinterher, vielleicht . nach Ablauf von Monaten erteilt 
werden könnte, und hiedurch an Eindruck einbüßen müßte, 
können auf zweifache Art beseitigt, oder doch wesentlich gemin- 
dert werden. 

Einmal kann der Beschuldigte darüber befragt werden, ob 
er für den Fall, als auf einen Verweis erkannt werden wollte, 
auf die Ergreifung des Rechtsmittels gegen ein solches Erkenntnis 
zu verzichten, und zum sofortigen Vollzuge desselben seine Ein- 
willigung zu geben, geneigt sei. 

Andererseits bedarf es ja zur Erledigung einer Beschwerde, 
wenn es sich um Erteilung eines Verweises handelt, nicht eben 
vieler Monate; es kann in einem solchen Falle füglich Vorsorge 
für eine beschleunigtere Entscheidung getroffen werden. 

Könnte aber die rasche Erledigung in dieser Angelegenheit 
in der erwähnten Art nicht erzielt werden, so wäre es allerdings 
fraglich, ob die Erteilung eines Verweises sofort mit der Fällung 
des Urteiles zu erfolgen, oder erst nach eingetretener Rechtskraft 
des Erkenntnisses zu geschehen hätte. 

Die Natur der Sache spricht für den erstgenannten Modus 
und speziell in Österreich besteht wohl kein Zweifel darüber, daß 
die Hauptverhandlung eben mit der Verkündigung des Verweises 
abschließt ; gleichwohl soll zugestanden werden, daß der Wortlaut 
der §§ 481 und 483 St.-R-O. immerhin zu der Behauptung An- 
laß geben könnte, es stehe dem Angeklagten frei, gegen die Er- 
teilung des Verweises die Berufung zu ergreifen, nach deren 
Erledigung erst zu der Erteilung des Verweises geschritten wer- 
den dürfe. 

Indeß Geist und Sinn des Verfahrens lassen eine solche 
Auslegung des Gesetzes nicht zu. 

Indem das Erkenntnis auf Erteilung eines Verweises gefällt 
und ausgesprochen wird, hat auch zugleich die Erteilung 
des Verweises stattgefunden, und das Gesetz verlangt nirgends. 
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daß hiezu wieder eine abgesonderte Prozedur in Szene gesetzt 
zu werden habe. 

Die Fällung des auf Erteilung eines Verweises gehenden 
Erkenntnisses konsumiert eben die Erteilung des Verweises 
selbst, und es kann oder muß wenigstens eine Trennung beider 
Akte nicht stattfinden. 

Den Hinweis darauf, daß dadurch das Beschwerderecht des 
Verurteilten verkürzt erscheinen würde, könnten wir nicht als 
stichhältig erklären. 

Beschwert sich der Verurteilte und wird seiner Beschwerde 
Folge gegeben, so wird der Verweis behoben, und er hiedurch 
klaglos gestellt. 

Glaubt man, daß die einfache Zustellung dieser Entscheidung 
nicht genüge, um den Verurteilten zu rehabilitieren, so kann die 
Verkündigung des freisprechenden Erkenntnisses in öffentlicher 
Gerichtssitzung erfolgen, welche eigens zu diesem Zwecke anzu- 
ordnen wäre; ein Mehreres kann der Verurteilte nicht verlangen. 

Muß doch ein Angeklagter, der von den höheren Gerichten 
später freigesprochen / werden kann und auch des öfteren freige- 
sprochen wird, die Verkündigung eines Schuld- und Straf- 
urteiles über sich ergehen lassen und die in dieser öffentlichen 
Verkündigung liegende Tangierung der Ehre und des guten 
Namens hinnehmen, ohne sich dagegen beschweren zu können. 

Das öffentliche Interesse, welches die Fällung und Verkün- 
digung des Urteiles nach durchgeführtem Verfahren von dem 
ersteh Richter erheischt, geht eben dem besonderen persönlichen 
Interesse des strafrechtlich Verfolgten vor und gewisse Nachspiele 
muß im Strafverfahren der der Begehung einer Übeltat Beschul- 
digte immerhin in Kauf nehmen. 

Um solcher Inkonvenienzen willen darf ein Institut, das 
solche Vorzüge aufzuweisen hat wie der Verweis, nicht leichten 
Herzens aufgegeben werden, wie dies von Liszt und anderen 
Kriminalisten intendiert wird. 

Wir stimmen also betreffs der Anerkennung des auf breiter 
historischer Grundlage ruhenden Verweises zur Gänze mit den 
Ausführungen Ginsberg's (a. a. O. S. 326—351) überein, und 
differieren nur in dem Punkte von demselben, daß wir nicht 
glauben, daß der Verweis in seiner jetzigen und insbesondere 
in seiner zu erweiternden Wirksamkeit, die Einführung der be- 
dingten Verurteilung auch nur überflüssig mache. 
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Wir stellen vielmehr die Behauptung auf, daß neben der 
bedingten Verurteilung, der Verweis in seiner Wirksamkeit zu 
belassen und derart auszugestalten sei, daß er in allen be- 
sonders leichten Fällen, ohne jene Beschränkungen, wie sie das 
österreichische und das deutsche Strafgesetz statuiert, platz- 
greifen könne. 

In dieser Anschauung, der wir, wie mehrfach erwähnt, bereits 
vor längerer Zeit Ausdruck gegeben haben, werden wir durch die 
sorgfältige Bedachtnahme auf die Ausführungen Liszt's und 
Ginsberg's betreffs der beiden genannten Institute bestärkt, 
denn Beide können nicht umhin die vielfachen Berührungspunkte 
zwischen bedingter Verurteilung und Verweis zuzugestehen, nur 
daß Jeder von ihnen in einer zu weit gehenden Parteinahme für 
das von ihm favorisierte Institut, es für notwendig erachtet, 
demselben eine Art von Alleinherrschaft auf dem Gebiete der 
Straf rech tspf lege zu erkämpfen, ohne die Möglichkeit, ja die Er- 
sprießlichkeit des Nebeneinanderbestehens beider Institute zu 
beachten. 

Beide Kriminalisten und Jene, die ihnen zustimmen, über- 
sehen eben, daß fast jeder Grund, der für die Einführung der 
bedingten Verurteilung geltend gemacht wird, auch zu Gunsten 
des Verweises spreche und daß man umgekehrt durch die Gegner- 
schaft gegen Eines der beiden Institute auch zugleich in Wider- 
spruch mit der Anerkennung des anderen geraten muß. 

Durch ein derartiges Vorgehen schwächt man nur die eigene 
Sache und stärkt die Position Jener, welche, konsequenter als die 
Anhänger der beiden Institute, das heutige Strafensystem eben- 
sowohl von dem Verweise, als von der bedingten Verurteilung 
befreit wissen wollen. 

Wir teilen diesen Standpunkt nicht, wir plaidieren für die 
Einführung beider Institute, müssen aber auch, um dem Vor- 
wurfe der Unklarheit und Unbestimmtheit zu begegnen, uns der 
Mühe unterziehen, darzulegen, in welchen Fällen die Anwendung 
der bedingten Verurteilung, und in welchen die Anwendung des 
Verweises platzzugreifen hätte. 

Diesfalls bemerken wir vor Allem, daß wir die bedingte 
Verurteilung im Allgemeinen für eine schwerere Strafe an- 
sehen, als den Verweis. 

Mit der Erteilung des letzteren ist die Angelegenheit für den 
Verurteilten abgeschlossen, er steht späterhin nur so weit unter 
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dem unangenehmen Eindrucke des Geschehenen, als er selbst 
dazu neigt, sich wiederholt daran zu erinnern. 

Anders steht es mit der bedingten Verurteilung oder gar 
mit der bedingten Begnadigung. 

Durch die ganze Dauer der Bewährungsfrist trägt der Ver- 
urteilte das Bewußtsein mit sich herum, unter einer über ihn ver- 
hängten Freiheitsstrafe zu stehen, die gegen ihn vollzogen wird, 
sobald er einer neuen strafbaren Handlung für schuldig erkannt 
werden sollte, oder wenn man seine Führung nicht für ange- 
messen erklären würde. 

Die Besorgnis, einer neuen Straftat fälschlich beschuldigt 
werden zu können, oder bezüglich seiner Führung das Mißfallen 
der zu seiner Überwachung bestellten Organe zu erregen, muß 
den Verurteilten niederdrücken, und kann seine Lage vielfach zu 
einer recht unangenehmen gestalten. 

Von diesem Standpunkte aus wird also in der bedingten 
Verurteilung ein zweifellos größeres Übel zu erkennen sein, und 
es wird der Richter sohin seine Wahl zwischen bedingter Verur- 
teilung und zwischen Verweis je nach dem Grade des Verschuldens 
des Verurteilten zu treffen haben. 

Bei dieser Wahl sollte aber auch der Charakter des zu Ver- 
urteilenden berücksichtigt werden. 

Dem Leichtsinnigen gegenüber empfiehlt sich die bedingte 
Verurteilung eher als die Erteilung eines Verweises, welchen der- 
selbe bald in den Wind schlagen dürfte. Die bedingte Verur- 
teilung wirkt nachhaltiger und darum vorteilhafter auf Personen 
leichteren Temperamentes und lebhaften Geblütes ein, und ist 
daher in konkreten Fällen dem Verweise vorzuziehen. 

Dagegen gebührt dem Letzteren der Vorzug, wenn der zu 
Verurteilende ernster und bedächtigerer Natur ist, insbesondere 
aber, wenn er zum Trotze neigt, und die Strafbarkeit seiner 
Handlungsweise einzusehen sich weigert. 

Hier empfiehlt es sich gewiß, einem solchen Trotze den 
größeren Ernst, der in der solennen Form der Erteilung des Ver- 
weises zu liegen pflegt, entgegenzusetzen und zu versuchen, auf 
diesem Wege auf den Verurteilten einzuwirken, während man 
sich von der Fällung einer bedingten Verurteilung eines solchen 
Eindruckes wohl nicht versehen kann. 
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Aber nicht allein die Person des Täters, auch die Tat selbst 
soll bei der Wahl zwischen bedingter Verurteilung und Verweis 
zur angemessenen Berücksichtigung gelangen. 

Nachdem wir glauben, daß der Vergeltungsgedanke im Straf- 
recht nicht zur Gänze zurücktreten darf, und insbesondere bei den 
Tathandlungen minderer Strafbarkeit zur Wirksamkeit kommen 
sollte, so glauben wir auch, daß bei Taten, die ein größeres Auf- 
sehen hervorgerufen haben, die Erteilung eines ernsten Verweises 
an den Täter dem Strafzwecke förderlicher erscheint, als die be- 
dingte Verurteilung. 

Der Verweis gestaltet sich in seiner Durchführung wohl als 
geringeres Übel, aber er bringt die Mißbilligung der Tat doch 
unzweifelhaft schärfer zum Ausdrucke, als die bedingte Verurteilung. 

Aus diesem Grunde wird die Sühne durch die Entgegen- 
nahme des Verweises eine angemessenere sein, wenn gewisse 
Bevölkerungskreise ein besonderes Interesse an der Reaktion gegen 
die Tat nehmen. Bei der Verhängung dieses Strafmittels kann 
durch die Art der Begründung und die Form des Vollzuges auf 
die verletzten Gefühle jener Kreise Bedacht genommen werden, 
während dies bei der bedingten Verurteilung nicht der Fall ist. 
Vielmehr kann letztere unter gewissen Verhältnissen der Auffassung 
begegnen, als wäre hier dem Täter trotz der erfolgten Verurteilung 
die Strafe nachgesehen worden. 

Schließlich wird der Richter bei der Entscheidung, ob er 
einen Verweis erteilen oder die bedingte Begnadigung aussprechen 
soll, wohl auch die Auffassung und Beurteilung der Bevölkerung, 
in deren Mitte er seines Amtes waltet, zu berücksichtigen haben. 
Es gibt Gegenden, in welchen die öffentliche, solenne Erteilung 
eines Verweises als eine Ehrenkränkung hohen Grades angesehen 
wird, die der Betroffene gar nicht einmal ruhig hinnehmen darf; 
hier wäre die Anwendung eines solchen Strafmittels bei Begehung 
eines kleinen Deliktes nicht am Platze, zumal, wenn es sich etwa 
zeigen sollte, daß Personen, die in solcher Art bestraft wurden, 
um der erlittenen Strafe willen, der allgemeinen Mißachtung ver- 
fielen und insbesondere dem öffentlichen Spotte preisgegeben 
wurden. 

Wohl verlangt die Natur des Rechtes und der Gesetzgebung 
die Feststellung allgemein geltender Strafmittel, aber bei der 
Auswahl derselben kann und soll auf Anschauungen und Über- 
zeugungen kleinerer Bevölkerungskreise in den einzelnen Gegen- 

Dr. Alois Zucker. Über Strafe und StrafvolUug in ÜiertretttngsJäUen. 
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den und Bezirken Bedacht genommen werden, weil nur auf diesem 
Wege eine Garantie dafür zu erreichen ist, daß ein bestimmtes 
Strafübel auch wirklich als solches empfunden werden wird, oder 
aber, daß dasselbe das Maß des Erträglichen und Zulässigen 
nicht überschreite. 

Von diesen Gesichtspunkten aus, wird es in konkreten Fällen 
keine besonderen Schwierigkeiten bereiten können, zwischen der 
bedingten Verurteilung und dem Verweise die richtige Wahl 
zu treffen. 

Es wird weiters zu untersuchen sein, ob nicht auch an die 
Stelle der kurzzeitigen Freiheitsstrafe 

3) der Verweis in Verbindung mit Friedensbfirgschaft 

treten könnte, ein Institut, welches im geltenden italienischen 
Strafgesetze vom Jahre 1889 nachstehends normiert erscheint: 

Art. 26 bestimmt diesfalls: 

„Wenn die von dem Gesetze festgesetzte Strafe einen Monat 
Haft oder Arrest, drei Monate Verstrickung (Internierung in einen 
bestimmten Ort) oder 300 Lire Geldstrafe oder Geldbuße nicht 
übersteigt, auch mildernde Umstände vorliegen und der Schuldige 
noch nie eine Verurteilung wegen einer Übertretung zu einer 
höheren Strafe als einen Monat erlitten hat, so kann der Richter 
aussprechen, daß an Stelle der von ihm erkannten 
Strafe ein richterlicher Verweis tritt. Der richterliche 
Verweis besteht in einer den besonderen Verhältnissen der Person 
und den Umständen der Tat angepaßten Ermahnung, welche der 
Richter über die Vorschriften des verletzten Gesetzes und die 
Folgen der begangenen strafbaren Handlung in öffentlicher Sitzung 
an den Schuldigen richtet. 

Wenn der Verurteilte sich in der für die Verkündigung des 
Verweises anberaumten Sitzung nicht einfindet oder den Verweis 
nicht mit Ehrerbietung aufnimmt, wird die wegen der begangenen 
strafbaren Handlung in dem Urteile festgesetzte Strafe vollzogen. 

Art. 27. 

In dem im vorhergehenden Artikel vorgesehenen Falle muß 
der Verurteilte sich persönlich verpflichten, und sofern es der 
Richter für angezeigt erachtet, auch unter Mitwirkung eines oder 
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mehrerer geeigneter und zuverlässiger Bürgen eine unter dem 
Titel Geldbuße festgesetzte Summe für den Fall zu bezahlen, als 
er binnen einer im Urteile zu bestimmenden Frist, welche zwei 
Jahre bei Vergehen und ein Jahr bei Übertretungen nicht über- 
steigt, eine andere strafbare Handlung begeht; außer- 
dem greift die für die neue strafbare Handlung vom Gesetze 
festgesetzte Strafe Platz. Der Richter hat über die Eignung der 
Bürgen zu entscheiden. Wenn der Verurteilte sich der genannten 
Verpflichtung nicht unterwirft, oder geeignete Bürgen nicht stellt, 
wird die im Urteil wegen der begangenen strafbaren Handlung 
festgesetzte Strafe vollzogen." 

Wie wir sehen, haben wir es hier mit einer Kombination 
zweier sonst selbständiger Institute zu tun, mit einer Kombination 
von Verweis und Friedensbürgschaft, bei welcher überdies auch 
noch Elemente der bedingten Verurteilung zur Komplettierung des 
neugeschaffenen Institutes mit herangezogen werden. 

Das Strafurteil wird dem Gesetze nach gefällt, aber die 
Strafe wird nicht vollzogen, sondern durch einen Verweis ersetzt, 
wenn sich der Verurteilte in der für die Verkündigung dieses 
Verweises anberaumten Sitzung einfindet, den Verweis mit Ehr- 
erbietung (rispetto) entgegennimmt und sich überdies verpflichtet, 
eine Geldbuße für den Fall zu bezahlen, als er binnen einer im 
Urteile zu bestimmenden Frist eine andere strafbare Handlung 
begeht. 

Für diese Zahlungsverpflichtung hat er auf Verlangen Bürgen 
zu stellen, über deren Eignung der Richter zu entscheiden hat, 
widrigens auch in diesem Falle die bereits zuerkannte Strafe 
vollzogen zu werden hat. 

In der zur Erteilung des Verweises anberaumten Sitzung 
entscheidet sich das Schicksal des Verurteilten, soweit dies 
den Vollzug der über ihn verhängten Strafe betrifft. Eine 
Bewährungsfrist von 1 resp. 2 Jahren wird nur bezüglich der 
Bezahlung der Buße festgestellt, wofern der Verurteilte in der- 
selben eine andere (neue) strafbare Handlung begeht; die ursprüng- 
lich zuerkannte Strafe lebt aber nicht wieder auf, sie wird durch 
jene Buße ersetzt, zu der sich der Verurteilte bei sonstigem Voll- 
zuge der Strafe verpflichten muß. Vom Verweise nach dem 
deutschen und österreichischen Strafgesetze unterscheidet sich der 
Verweis des italienischen Strafgesetzes darin, daß der Inhalt des- 

6* 
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selben — gemäß Art. 26, Absatz 2 — genau spezifiziert erscheint, 
daß auch die Bestimmungen über die Art und Weise, wie der- 
selbe erteilt zu werden habe, nicht fehlen, und daß ausdrücklich, 
bei sonstigem Verluste der zugestandenen Vergünstigung, die 
ehrerbietige Entgegennahme des Verweises durch den Ver- 
urteilten dem letzteren zur Pflicht gemacht wird. 

Liszt wendet gegen den Verweis mit Friedensbürgschaft 
im wesentlichen ein (Zeitschrift für die gesamte Strafrechts- 
wissenschaft, B. IX, S. 778 und Mitteilungen der int. krim. Ver- 
einigung, Jahrg. I, H. 1, S. 50), daß „die Leistung einer hin- 
reichenden Bürgschaft für gutes Verhalten zumeist nur dem be- 
sitzenden Bürger möglich sein werde." Sie hätte gegenüber 
jenen Personen zu entfallen, auf welche der Verweis ohnehin 
keinen besonderen Eindruck macht. Damit werde aber die 
ungleiche Wirkung des Verweises verschärft, der besitzende seß- 
hafte Bürger mit entwickeltem Ehrgefühl werde zweimal be- 
straft, „der an Schimpf- und Scheltworte gewohnte Habenichts 
könne sich in Fäustchen lachen." 

Hier liegt, soweit wir sehen können, ein faktischer Irrtum 
Liszfs bezüglich der Anwendung der Bestimmungen der §§ 26 
und 27 des ital. Strafgesetzes vor, der sowohl in den „Kriminal- 
politischen Aufgaben", als in dem „Gutachten" betreffs des 
Ersatzes kurzzeitiger Freiheitsstrafen fast mit gleichen Worten 
figuriert. 

Liszt führt darüber Beschwerde, daß die Leistung der 
Bürgschaft gegenüber dem „Habenichts" entfallen werde. Aber 
der „Habenichts" in dem Sinne Liszt's, der keine Bürgschaft 
leisten kann, muß ja die ihm zuerkannte Strafe verbüßen, er hat 
keinen Anspruch darauf, daß an die Stelle der ihm zuerkannten 
Strafe ein richterlicher Verweis trete. 

Welchen Anlaß sollte also derselbe haben, „sich ins Fäust- 
chen zu lachen?" 

Und worin soll weiters die zweimalige Bestrafung des 
„besitzenden seßhaften Bürgers" bei der Durchführung des er- 
wähnten Institutes liegen? 

Wir sind außer Stande, die „zweite" Strafe hier irgendwie zu 
entdecken 1 

Leistet der seßhafte Bürger die Bürgschaft, so wird er von 
der auf seine Übeltat verhängten Strafe befreit, muß er dagegen 
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die ihm zuerkannte Strafe verbtißen, so hat er keine Bürgschaft 
für zukünftiges, gutes Verhalten zu leisten. 

Oder soll etwa die doppelte Bestrafung darin liegen, daß 
er den Verweis entgegen zu nehmen hat, und überdies die Bürg- 
schaftssumme verlieren kann? Aber dieser Verlust tritt ja nur 
dann ein, wenn er in der Bewährungsfrist eine neue strafbare 
Handlung begeht, also der Nachsicht der ihm zuerkannt gewesenen 
Strafe sich unwürdig gezeigt hat; unter diesen Umständen 
kann doch wohl von einer Doppelbestrafung ernstlich nicht die 
Rede sein. 

Nach Liszfs Darstellung müßte man annehmen, der Ver- 
weis finde den Armen wie den Vermögenderen gegenüber statt, 
nur daß der letztere Bürgschaft für weiteres gutes Verhalten 
leisten müsse, während der erstere von einer solchen Bürgschaft 
befreit sei. Aber das ist doch nicht der Fall, ohne Bürgschafts- 
leistung gibt es eben keine Nachsicht der prinzipaliter zuerkannten 
Strafe und dies scheint Liszt wiederholt übersehen zu haben. 

Für weit gerechtfertigter würden wir eine Kritik in der 
Richtung angesehen haben, daß dem unbemittelten Täter ein 
Anspruch auf Strafnachsicht wegen Unmöglichkeit der Bürgschafts- 
leistung versagt sein soll; eine solche Bestimmung würde die 
Gleichheit der Bürger vor dem Gesetze verletzen müssen, und 
dem Vermögendem ein durch Nichts zu rechtfertigendes Privi- 
legium einräumen. 

Indeß wir glauben, einem solchen Vorwurf, wenn man ihn 
dem Institute des italienischen Rechtes machen wollte, in fol- 
gender Weise begegnen zu können. 

Der Richter ist bezüglich der Bemessung der Höhe der 
Bürgschaftssumme an kein Minimalmaß gebunden, er kann den 
geringsten Betrag festsetzen, den Jeder leisten kann, oder für 
den Jeder doch wenigstens Bürgen aufzubringen vermag, es wäre 
denn, daß er bereits vollständig herabgekommen wäre. 

So wird auch der Arme und Unbemittelte Anspruch auf die 
Wohltat des Gesetzes haben, da ja für denselben die geringe 
Summe dieselbe und eine noch höhere Bedeutung hat, als eine 
größere Summe für den Vermögenderen. 

Der Richter wird unbedenklich eine solche geringere Summe 
als genügende Bürgschaftssumme annehmen können, da die Ver- 
pflichtung zur Leistung derselben eben mit Rücksicht auf die 
geringfügigen Mittel des Verurteilten den Letzteren wohl veran- 
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lassen kann, der Versuchung eine strafbare Handlung zu begehen, 
mit Erfolg Widerstand zu leisten. 

So vermögen wir den Bedenken Liszt's gegen den Ver- 
weis und die damit in Verbindung stehende Friedensbürgschaft 
uns nicht anzuschliessen, und glauben vielmehr, daß eine korrekte 
Handhabung des Institutes manche bedeutende Vorzüge aufweisen 
könnte. 

Wie es der Zweck der bedingten Verurteilung ist, nicht 
allein den Vollzug der Freiheitsstrafe in Wegfall zu bringen, 
sondern auch einem Rückfalle des Verurteilten entgegenzuwirken, 
so ist dies auch bei der Friedensbürgschaft der Fall, und dieser 
Zweck kann durch dieselbe auch vielfach erreicht werden. 

Wir können hier nur einfach wiederholen, was wir bei Er- 
örterung der Friedensbürgschaft des englischen Rechtes in unseren 
„Zeit- und Streitfragen" — S. 61 u. ff. — bereits hervorgehoben 
haben. 

Nichts vermag die Wiederholung eines Deliktes — oder die 
Ausführung eines neuen Deliktes — so wirksam hintanzuhalten, 
als die Aussicht auf eine in trockenen Ziffern sich aus- 
drückende Geldbuße, die eine Art der Mahnung für den 
Täter bildet, von seinem Vorhaben abzustehen, und die Begehung 
eines Deliktes zu unterlassen. 

Durch die Besorgnis vor einem in prosaischer Ziffernhöhe 
sich ausdrückenden Geldverluste, erfahren Leidenschaft, Hitze, Rach- 
sucht u. s. w. nicht selten eine wirksame Abkühlung, und die 
Aussicht auf den Verfall einer gewissen Geldsumme wirkt vielfach 
intensiver auf das Individuum, als die Furcht vor einer im Gesetze 
enthaltenen Strafdrohung, deren Inhalt und Umfang überdies in 
den seltensten Fällen dem Delinqierenden zur Genüge bekannt 
zu sein pflegt. 

Und gerade in den breiteren, weniger bemittelten Schichten 
der Bevölkerung könnte die mit dem Verweise organisch ver- 
bundene Friedensbürgschaft von wohltätiger Wirkung sein. Hier 
bildet eine selbst geringfügige Summe vielfach das ganze Aktiv- 
vermögen des Verurteilten oder des für ihn eintretenden Bürgen 
und die Rücksicht auf den möglichen Verlust der Bürgschafts- 
summe würde in den meisten Fällen, als abhaltendes Motiv bei 
der beabsichtigten Begehung einer Übeltat zur ersprießlichen 
Wirksamkeit gelangen. 



— 87 - 

Einer im Gesetze ganz allgemein angedrohten Strafe für das 
beabsichtigte Delikt setzt der Täter nicht selten seinen Trotz ent- 
gegen, der ihn von der Verübung der Übeltat nicht zurückweichen 
läßt ; droht ihm aber neben der gesetzlich fixierten Strafe für das 
neue Delikt überdies noch ein nach Heller und ' Pfennig genau 
bemessener, ihm wohlbekannter Geldverlust, so ist gerade dieser 
Umstand geeignet, eine gewisse Ernüchterung im Verurteilten 
hervorzurufen, die zum wirksamen, abhaUenden Motive heranreift, 
und dazu führen kann, daß die ursprünglich beabsichtigte Tat 
schließlich doch nicht begangen wird. Ist aber für den Verur- 
teilten Bürgschaft geleistet worden, so erscheint es psychologisch 
wohl erklärlich, daß auch der Mensch von nur bloß mittlerem Cha- 
rakter und gewöhnlichen Lebensanschauungen, Jenen, der ihm 
eine Gefälligkeit oder einen Dienst durch Anbietung und Leistung 
der Bürgschaft erwiesen hat, nicht leicht zu Schaden kommen 
lassen will, und es vermeidet. Etwas zu tun, wodurch der Bürge 
für seine Gefälligkeit zu büßen hätte. 

Ist ein solcher Gedankengang und eine solche Gefühls- 
regung nicht immer für sich allein ausschlaggebend für das Ver- 
halten desjenigen, dem die Strafe erlassen worden war; die von 
der Verübung der Tat zurückhaltenden Motive werden durch das 
erwähnte Moment zum mindesten doch wesentlich verstärkt wer- 
den, weil das Abstehen von der Verübung der beabsichtigten 
Übeltat durch derlei Erwägungen und Entschlüsse einen gewissen 
altruistischen Charakter erhält, den auch Angehörige breiterer 
Volksschichten nicht ungern zur Schau tragen. 

Dies Alles berücksichtigend, sprechen wir uns auch für 
dieses Ersatzmittel der kurzen Freiheitsstrafen aus, und nehmen 
unsere dereinst in den „Zeit- und Streitfragen ** — S. 59 — 
geäußerten Bedenken hiemit zurück. 

Jene Bedenken haben wir durch den Hinweis auf die Schwer- 
fälligkeit, welche die Verbindung zweier Institute zu einem ein- 
heitlichen Institute bietet, und mit dem weiteren Hinweise 
darauf zu begründen versucht, daß dann auch bei Verurteilung 
zu einer Freiheitsstrafe allein die Auferlegung einer Bürgschaft 
für die Vermeidung weiterer Übeltaten sich als zweckmäßig dar- 
stellen müßte; indeß scheinen uns nach sorgfältiger Erwägung 
aller Umstände jene Bedenken nicht dazu auszureichen, um auf 
sie gestützt, uns gegen das Institut des Verweises und der 
Bürgschaftsleistung auszusprechen. 
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Der Gedanke einer Strafnachsicht, die gegen Leistung einer 
Bürgschaft für die Unterlassung der Begehung einer neuen Straf- 
tat gewährt werden soll, ist für die Straf rech tspf lege des euro- 
päischen Kontinentes doch zu neu, um ihn sofort auf alle Fälle 
auszudehnen, er kann somit wohl auf jene Fälle eingeschränkt 
bleiben, die wegen ihrer minderen Strafwürdigkeit eine besondere 
Berücksichtigung verdienen ; was aber die Komplizität des Institutes 
betrifft, so darf die Mühe, die sie dem Richter etwa bereitet, 
nicht gescheut werden, wenn die bedeutenden Vorteile, die das 
neue Institut aufzuweisen vermag, nicht wohl angezweifelt zu 
werden vermögen. 

Was die praktische Handhabung des mit der Friedensbürg- 
schaft verbundenen Verweises betrifft, so entnehmen wir der 
italienischen Kriminalstatistik folgende Daten. Der Verweis wurde 
von Einzelnrichtern ausgesprochen 

im Jahre 1891 in 4876 Fällen, 

1892 „ 3239 



. . 1893 , 3104 „ 

r, r 1894 „ 3508 , 

. „ 1895 „ 2372 „ 

„ . 1896 „ 2582 „ 

„ n 1897 „ 3109 „ 

. . 1898 „ 2796 „ 

1899 „ 2736 

1900 „ 2026 



„ . 1900 , 2026 „ 



Die Gerichtshöfe (Tribunali) haben sich mit dem Verweise 
begnügt 

im Jahre 1891 in 11 Fällen, 

„ r, 1892 6 „ 



1893 „ 1 Falle, 

1894 „ 4 Fällen, 

1895 5 

1896 „10 

1897 „ 6 

1898 , 3 

1899 „10 

1900 „14 



n n 

„ „ 1896 „10 „ 

„ „ 1897 „6 „ 

„ „ 1898 „3 „ 

„ „ 1899 „10 „ 



r r * VVrV J^ M. M y, 
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4) Arbeit ohne Einsperrung.*) 

Als Ersatzmittel für die kurzzeitige Freiheitsstrafe wird auch 
die „Zwangsarbeit ohne Einsperrung" in Vorschlag gebracht, zu 
welcher wir nunmehr hier Stellung zu nehmen haben werden. 

Der Stand dieser Frage in Gesetzgebung und Doktrin ist 
in Kürze folgender: 

Von den, dem geltenden d. Strafgesetzbuch vorangehenden 
Territorialgesetzen, haben wir zunächst das sächsische Kriminal- 
Gesetzbuch vom Jahre 1838 hervorzuheben, nach welchem an die 
Stelle erkannter Gerichtsgefängnisstrafen, der Richter bei Personen, 
die sonst ihrem Stande nach Handarbeit verrichten, Handarbeits- 
strafe bis zur Dauer von vier Wochen eintreten lassen kann. 

Von diesem Strafmittel sagt Schwarze (Archiv des Kriminal- 
rechtes, 1853, S. 273), daß es sich sehr bewährt habe. „Insbesondere" 
gelte dies „bei den Forstfrevlern in den Walddistrikten, wo die 
Gefängnisstrafen oft geradezu unvollstreckbar und für die Frevler 
selbst nachteilig sein würden. Auch fragt sich wohl, ob nicht 
bei Personen, die ihr Brot durch Handarbeit verdienen, eine noch 
größere Ausdehnung dieses Straf mittels angemessen wäre ..." 

Das sächsische Strafgesetzbuch vom 13. August 1855 hat die 
Handarbeitsstrafe beibehalten, indem es im Art. 23 bestimmt: 

„Auf Handarbeitsstrafen ist niemals das Erkenntnis zu richten. 
Es kann jedoch bei Gefängnisstrafen, welche im Gerichtsgefäng- 
nisse vollstreckt werden, solchen Personen, die ihrem Stande 
nach Handarbeiten verrichten, der Richter, welcher die Strafe zu 
vollstrecken hat, diese Strafe durch Handarbeit verbüßen lassen. 

Jedoch soll in jedem einzelnen Falle die Strafarbeit sich 
nicht über die Dauer von vier Wochen erstrecken und bei höher 
ansteigenden Strafen der übrige Teil der Strafzeit durch Gefängnis 
verbüßt werden . . . 

Bei Verweigerung oder ungehöriger Leistung der Handarbeit 
tritt statt derselben ohne weiteres geschärfte Gefängnisstrafe von 
gleicher Dauer ein." 

Obereinstimmend normiert das Strafgesetzbuch für die 
Thüringischen Staaten. 

*) Wir perhorrescieren die Bezeichnung „Zwangsarbeit ohne Einsperrung", 
weil wir in der Zwangsarbeit nur die härtere, schwerere und auch entehrende 
Arbeit, welche der Selbstzweck der Strafe ist, zu erkennen vermögen. Die Arbeit 
in dem hier genannten Institute entbehrt jedes ignominiösen Charakters. 
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Art. 14: 

„Bei Personen, welche ihren Lebensunterhalt mit Handarbelt 
verdienen, ist der Richter ermächtigt, an der Stelle verwirkter 
Gefängnisstrafe, wenn diese die Dauer von drei Monaten nicht 
übersteigt, auf Handarbeit von gleicher Dauer wie die Gefängnis- 
strafe zu erkennen ..." 

Das d. Reichsstrafgesetz hat die hier erwähnte Handarbeits- 
strafe in das Strafensystem (§ 13 bis § 42) nicht aufgenommen 
und im Einführungsgesetze vom 15. Mai 1870 verfügt: 

§ 6. „Vom 1. Januar 1872 darf nur auf die im Strafgesetz- 
buche für das Deutsche Reich enthaltenen Strafarten 
erkannt werden". 

Indeß ist gerade bezüglich der „Arbeit ohne Einsperrung" 
eine Ausnahme gemacht worden, indem ein zweiter Absatz des 
citierten § 6 statuiert: 

„Wenn in Landesgesetzen anstatt der Gefängnis- oder 
Geldstrafe Forst- oder Gemeindearbeit angedroht ist, so behält 
es hiebei sein Bewenden." 

L i s z t (Zeitschrift, IX, S. 766) erklärt die Fassung der letzt- 
citierten Bestimmung für eine wenig glückliche, weil sich der 
Wortlaut derselben nur auf die bereits bestehenden, nicht auf 
die künftig zu erlassenden Landesgesetze beziehe und weil im 
§ 6, Absatz 2 nur von Gefängnis- und Geldstrafe, nicht aber von 
Haftstrafen die Rede sei. 

Die erste Besorgnis hat die Praxis beseitigt, indem das spätere 
preußische Forstdiebstahlgesetz ohne jedes Bedenken die Arbeit 
ohne Einsperrung an die Stelle der Freiheitsstrafe für zulässig 
erklärt hat; was aber den Zweifel betrifft, ob auch die Haft- 
strafe durch Arbeit ohne Einsperrung ersetzt werden dürfe, so 
glauben wir zur Behebung desselben folgendes anführen zu dürfen : 

Es ist undenkbar, daß die Gesetzgebung bei der Erlassung 
des § 6 des Einführungs-Gesetzes zum deutschen Strafgesetze 
intendiert hätte, die Haftstrafe von der Eignung, durch Arbeit 
ersetzt werden zu können, auszuschließen. 

Gewiß ist hier, wie dies auch Binding (Handbuch, B. I, 
S. 304) und Olshausen (Kommentar, Note 7 zu § 6) anführen, 
der Ausdruck Gefängnisstrafe in dem Sinne von Freiheitsstrafe im 
allgemeinen zu nehmen. 

Es ist doch unmöglich, zu supponieren, daß, wenn es als 
zulässig erklärt wird, die Geldstrafe durch Arbeit zu ersetzen. 
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dieser Ersatz bei der einfachsten Freiheitsstrafe ausgeschlossen, 
dagegen bei der strengeren Freiheitsstrafe (Gefängnis) wieder 
zulässig sein sollte. 

Wenn sich Liszt zur Begründung seiner Annahme ferner 
darauf beruft, daß die Haftstrafe nach § 18, Abs. 2 des d. Straf- 
gesetzes der Regel nach in einfacher Freiheitsentziehung zu be- 
stehen hat, so übersieht er wohl, daß es sich hier nicht um eine 
Zwangsarbeit in der Haft, sondern um eine Arbeit statt der Haft 
handelt, was einen bedeutenden Unterschied begründet. 

Neuere deutsche Territorialgesetze, die Arbeit statt der 
Freiheitsstrafe eintreten lassen, sind : 

Das preußische Forstdiebstahlgesetz vom 15. April 1878, 
welches im § 14 verfügt: 

,, Statt der an Stelle der uneinbringlichen Geldstrafe tretenden 
Gefängnisstrafe kann während der für dieselbe bestimmten Dauer 
der Verurteilte, auch ohne in eine Gefangenanstalt eingeschlossen 
zu werden, zu Forst- oder Gemeindearbeiten, welche seinen 
Fähigkeiten und Verhältnissen angemessen sind, angehalten werden. 

Das Forstgesetz für das Königreich Bayern vom 28. März 1852 
in der Textierung vom Jahre 1897 enthält keine Bestimmung 
über die Umwandlung der Geldstrafe in eine Arbeitsstrafe; diese 
Umwandlung soll jedoch nach den Ausführungen von Ziegner — 
Grüchtel (Zeitschrift für die ges. Strafrechts-Wissenschaft, B. VIII, 
S. 273) auf indirektem Wege in der ^yeise erreicht werden, daß 
nach der Vollzugsvorschrift zudem erwähnten Gesetze den zahlungs- 
unfähigen Forstfrevlern jede mögliche Gelegenheit geboten werden 
soll, ihre Geldstrafe durch Arbeit abzuverdienen. 

Das in Sachsen geltende Forststrafgesetz vom 30. April 1 873 
erklärt im Art. 25 die Forst- oder Gemeindearbeit ausdrücklich 
für statthaft ; die Strafe soll aber, wie Z i e g n e r — G r ü c h t e 1 
a. a. O., S. 258 versichert, „wohl" nie zur Anwendung gelangen. 
Andere Staaten haben die Forst- oder Gemeindearbeit als Straf- 
mittel verworfen, wie das Württembergische Forstgesetz vom 
2. September 1879, während in den Forststrafgesetzen von Baden, 
Oldenburg, Mecklenburg, Braunschweig u. s. w. die Bestimmun- 
gen des oben citierten preußischen Gesetzes vom 15. April 1878 
zur Wirksamkeit gelangten. 

Die Arbeit ohne Einsperrung ist unter dem Namen „pres- 
tations en nature" auch dem französischen Rechte bekannt. 
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So bestimmt der Code forestier vom 18. Juni 1859 im 
Art. 210, Absatz 2: 

L'administration forestifere peut admettre les dölinquants 
ä se liberer des a m e n d e s, restitutions, röparations civiles et 
frais au moyen de prestation en nature consistante en travaux 
d*entretien et d'amelioration dans les forßts ou sur les chemins 
vicinaux." 

Auch in der Schweiz und in Rußland (hier nach den Friedens- 
richtergesetzen von 1864) ist öffentliche Arbeit an Stelle der ein- 
fachen Haft zulässig. 

In Norwegen wurde im Entwürfe des Strafgesetzes (§ 32) 
bestimmt, daß die an Stelle der uneinbringlichen Geldstrafe tretende 
Gefängnisstrafe auf Begehren des Verurteilten durch Arbeit 
im Dienste des Staates oder der Gemeinde ersetzt werden könne, 
während das geltende Strafgesetz vom 22. Mai 1902 im § 28 
verfügt : 

„Nach näheren vom Könige zu erlassenden Vorschriften kann 
ratenweise Abzahlung der auferlegten Geldstrafe oder Abver- 
dienung durch Arbeit im Dienste des Staates oder 
der Gemeinde gestattet werden". 

Auch in Italien ist die Arbeit als Ersatz für die Strafe 
— surrogete penale — gesetzlich anerkannt. 

Nach Art. 19, Abs. 5 — nicht nach Art. 22, wie Liszt 
a. a. O. S. 769 anführt — „kann die an die Stelle der Geldstrafe 
tretende Gefängnisstrafe in ihrer Vollstreckung auf Antrag des 
Verurteilten durch Leistung einer für den Dienst des Staates, der 
Provinz oder der Gemeinde bestimmten Arbeit ersetzt werden, 
wobei zwei Tage Arbeit einem Tage Gefängnis gleichgesetzt werden". 

Ebenso verfügt Art. 22 : 

„Das Gesetz bestimmt die Fälle, in denen die Haft in einem 
Arbeitshause oder auch vermittelst Werkleistung bei gemein- 
nützigen Arbeiten verbüßt werden kann. 

Wenn der Verurteilte sich nicht zur Strafverbüßung (im 
Arbeitshause) stellt oder die geeignete Arbeit zu leisten verweigert, 
so wird die Haft in gewöhnlicher Weise verbüßt". 

So bestimmt im Zusammenhange mit Art. 22, Art. 455, daß 
die in den Art. 453 und 454 normierten Strafen der Haft wegen 
Bettelei nach Anordnung des Richters in einer der in Art 22 
vorgeschriebenen Weise verbüßt werden. 
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Hier also ist die Arbeit eine Hauptstrafe, die alternativ 
mit der Haft nach Ermessen des Gerichtes verhängt und voll- 
zogen wird, während in ersterem Falle sie nur an die Stelle einer 
uneinbringlichen Geldstrafe und überdies nur über ausdrückliches 
Begehren des Verurteilten platzzugreifen hat. 

In der Doktrin hat die Arbeit ohne Einsperrung vielfach 
Anhänger gefunden. 

Wir nennen zunächst Ribot, der in das Album des Ge- 
fängniskongresses zu Rom im Jahre 1885 die bedeutungsvolle 
Sentenz eintrug: 

„In meinen Augen gibt es nichts Barbarischeres, als 
den Mißbrauch der Gefängnisstrafe in den Fällen leichter Ver- 
gehungen. Ich bin der Ansicht, daß der Richter die Macht- 
vollkommenheit haben muß, der Gefängnisstrafe 
einige Tage der Arbeitsleistung oder je nach der 
Natur der Umstände einen einfachen Verweis zu 
substituieren. 

Man wird in Zukunft erstaunt sein, daß eine so einfache 
und notwendige Reform Gegenstand langwährender Diskussion 
sein konnte". 

Aschrott wirft in seiner Abhandlung „Zur Reform des 
deutschen Straf- und Gefängniswesens" in der Zeitschrift für die 
gesamte Straf rechtswissenschaft Bd. VIII, S. 45 und 46, die Frage 
auf: „Würde es nicht möglich sein, die im § 14 des preußischen 
Forstdiebstahlsgesetzes vom 15. April 1878 enthaltene Bestimmung 
zu generalisieren, wornach es einem Verurteilten, der eine Geld- 
strafe nicht zahlen kann, gestattet ist, die Strafe durch Arbeits- 
leistung abzutragen? Der Verurteilte würde dadurch von der 
Schmach befreit, im Gefängnisse gesessen zu haben, er würde 
von seiner Familie nicht getrennt, und in seinen Erwerbsverhält- 
nissen weniger gestört werden, und auch der Staat würde finan- 
ziell dabei besser fahren, als wenn der Betreffende auf Staats- 
kosten in einer Gefangenanstalt eingeschlossen wird". 

Ebenso entschieden wie Aschrott, erklärt sich Lammasch 
zu Gunsten der Handarbeitsstrafe. In seiner bedeutungsvollen 
Abhandlung „Über Zwecke und Mittel der Strafe" — Zeitschrift 
für die ges. Staatsrechtswissenschaft, Bd. IX, S. 449 — erklärt er: 

^Die Handarbeitsstrafe hätte ebenso, wie sie vor 1871 in 
einigen deutschen Partikulargesetzen geregelt war, in der Ver- 
pflichtung zur Ableistung eines gewissen Maßes von Arbeit für 
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Staat oder Gemeinde innerhalb eines richterlich fixierten Termines 
zu bestehen. Insbesondere in den ländlichen Gerichtssprengeln 
würde dem Vollzuge dieser Strafe gar keine Schwierigkeit ent- 
gegenstehen, und auch in den städtischen Bezirken könnte ohne 
besondere Kosten eine Arbeitsanstalt errichtet werden, in der sich 
die Verurteilten des Morgens einzufinden und ihr Strafpensum 
abzuarbeiten hätten". 

Für die Heranziehung zu Gemeindearbeiten spricht sich 
weiters aus Holtzendorff, der bei einer Besprechung der 
Strafrechtsreformvorschläge von Bonneville de Marsangy — 
Deutsche Strafrechtszeitung. IV. S. 654 — erklärt: 

„Von größter Bedeutung und weittragender Wichtigkeit er- 
scheint uns ein von Bonneville gemachter Vorschlag, den wir 
selbst in öffentlichen Vorträgen mehrmals anempfohlen hatten, 
bevor wir unsere Übereinstimmung mit einem so hervorragenden 
Kriminalpolitiker wie Bonneville voraussehen konnten. Es 
handelt sich nämlich darum, an Stelle uneinziehbarer Geldbußen 
nicht die Gefängnisstrafe, sondern vielmehr Arbeitsleistungen zu 
substituieren, wie dies bisher in dem Spezialfälle der Holzfrevel 
nach dem preußischen Holzdiebstahlsgesetze vom 2. Juni 1851 und 
nach dem französischen Code forestier vom 18. Juni 1859 ge- 
schehen kann. 

Welches immer die Schwierigkeiten der Ausführung sein 
mögen, so viel scheint uns unleugbar, daß das Prinzip, freiwillig 
angetragene Arbeitsleistungen an Stelle uneinziehbarer Geldbußen 
treten zu lassen, aus dem Grundsatze der Rechtsgleichheit vor 
dem Gesetze folgt, und allein geeignet ist, den Widerspruch zu 
heben, der darin liegt, daß der Reiche mit Geld zahlt, wo der 
Ärmere mit der Freiheit büßt.** 

Eine aparte Stellung nimmt Liszt gegenüber der Frage 
ein, ob an die Stelle der kurzzeitigen Freiheitsstrafe „die Arbeit 
ohne Einsperrung" treten sollte. Er sagt (Kriminalpolitische 
Aufgaben in der Zeitschrift für ges Strafrechtswissenschaft, B. IX, 
S. 779 u. ff.): 

„Ich halte es für einen der schwersten Fehler unserer modernen 
deutschen Gesetzgebung, daß sie dieses „Strafmittel" — die Arbeit 
ohne Einsperrung — „verkümmern" ließ. Die Einsperrung ist 
es, welche, wiederholt für kürzere Zeit angewendet, entsittlichend 
wirkt; die Zwangsarbeit ohne Einsperrung ist von diesem Mangel 
frei. Der Mann, der tagsüber gearbeitet hat, kehrt abends in 
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den Schoß seiner Familie zurück. Daß der Ertrag seiner Leistungen 
nicht ihm, sondern dem Gemeinwesen anheimfällt, bildet den 
einzigen Unterschied von der freien Arbeit. Dieser Unterschied 
wird ihm allerdings empfindlich sein; aber die Strafe soll ja als 
ein Übel von ihm empfunden werden. 

Ich glaube auch nicht, daß die Ausführung auf unüberwind- 
liche Schwierigkeiten stoßen würde . . . 

Wird die Zwangsarbeit beschränkt auf diejenigen Personen, 
welche durch Handarbeit ihren Unterhalt verdienen, so wird es 
nicht schwer fallen, geeignete Arbeit zu finden. 

Auf den Ertrag derselben kann der Staat umso eher zu 
Gunsten der Gemeinden verzichten, als er nicht unbeträchtliche 
Ersparungen in seinen Ausgaben für die Gerichtsgefängnisse 
machen wird. Den Gemeinden wird es aber niemals an Arbeit 
fehlen ; im Notfall kann Aufschub der Strafvollstreckung eintreten ; 
die Vermischung mit freien Arbeitern ist durchaus unbedenklich, 
die Überwachung macht keine Schwierigkeiten, wenn die Arbeit 
nicht nach der Zeit, sondern nach der Leistung bemessen wird." 

Nach diesem warmen, zugleich aber sachlich durchaus be- 
gründeten Eintreten zu Gunsten der Arbeit ohne Einsperrung, 
sollte man die Parteinahme Liszfs für das genannte Institut 
für unvermeidlich halten; er weiß die Vorteile desselben zu 
schätzen, und unterläßt es nicht, die allfälligen Bedenken bezüglich 
der Durchführung eingehend zu widerlegen; gleichwohl vollzieht 
sich in seiner weiteren Darstellung eine geradezu überraschende, 
und wie wir schon hier erklären müssen, nicht ausreichend 
motivierte Wendung. Er erklärt nämlich im unmittelbaren An- 
schlüsse an seine oben wörtlich citierten Ausführungen weiters: 

„Trotz alledem halte ich die Strafarbeit nicht für geeignet, 
an die Stelle der kurzzeitigen Freiheitsstrafe zu treten. Wenigstens 
unmittelbar nicht. Sie ist vielmehr nach meiner Meinung 
das geeigneteste Ersatzmittel für die uneinbring- 
liche Geldstrafe, so daß Sie die kurzzeitige Freiheitsstrafe 
nur, soweit diese statt der uneinbringlichen Geldstrafe zur An- 
wendung gelangt, zu ersetzen berufen wäre." 

Diese Ansicht rechtfertigt Liszt damit, daß die unentgelt- 
liche Arbeitsleistung der Vermögensstrafe näher stehe, als der 
Freiheitsstrafe. Weiters meint er, daß die Strafarbeit gegen die- 
jenigen, die nicht von ihrer Hände Arbeit leben, nicht ange- 
wendet werden könnte. 
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„In dieser Beschränkung auf Taglohnarbeit" — so erklärt 
Liszt schließlich — „würde die Zwangsarbeit eine gänzlich un- 
gerechtfertigte Begünstigung einer einzigen Bevölkerungsklasse 
bilden. Der Handwerker müßte ins Gefängnis wandern, der Tag- 
löhner bliebe gerade so frei, wie er immer ist." 

In voller Übereinstimmung mit Liszt spricht sich auch 
Baumgarten (Mitteilungen der intern, krim. Vereinigung , 
Jahrg. 2, H. 2, S. 53—58) gegen die Arbeit ohne Einsperrung 
als Ersatzmittel für die kurzzeitige Freiheitsstrafe aus, und will 
dieselbe nur als Surrogat für die uneinbringliche Geldstrafe 
gelten lassen. 

Denselben Standpunkt nimmt auch Zürcher ein. — Mit- 
teilungen der Internat, krim. Vereinigung, Jahrgang 2, Heft 2, 
S. 76 u. ff. 

Das von Liszt u. a. gegen die Arbeitsstrafe geltend 
gemachte Hauptbedenken, daß dieselbe nur als Ersatz einer 
uneinbringlichen Geldstrafe, nicht aber als Ersatz der 
Freiheitsstraffe zu figurieren vermöchte, glauben wir bereits in 
unseren „Zeit- und Streitfragen", S. 47 u. ff., ausreichend wider- 
legt zu haben. Mit gleicher Entschiedenheit haben wir uns dort 
gegen die Anschauung gekehrt, als ob die Arbeit, auf die der 
Richter zu erkennen vermöchte, nur Taglohnarbeit sein könnte, 
zu der nur der Taglöhner, nicht aber der Handwerker, Handels- 
mann u. s. w. fähig wäre; aber wir sind dort einem anderen 
Vorurteile verfallen, an dem wir heute nicht mehr festzuhalten 
vermögen. 

Von der Besorgnis erfüllt, daß der Richter nicht in der Lage 
sein werde, ausreichend für die Beschäftigung der Verurteilten 
Sorge zu tragen, glaubten wir, vorschlagen zu müssen, daß die 
Befugnis zu einer solchen Strafumwandlung nur einzelnen Ge- 
richten erteilt werden solle, in deren Gebiet die Verhältnisse so 
liegen, daß jederzeit Gelegenheit zur Besorgung von Arbeiten ge- 
boten werden könne. Nunmehr glauben wir aber, daß eine derartige 
Beschränkung der Zulässigkeit der Anwendung eines gewissen 
Strafmittels auf bestimmte Bezirke wohl nicht angehe, und wir sind 
auch weiters der Anschauung, daß man es mit voller Beruhigung 
dem Richter selbst überlassen könne, darüber zu entscheiden, ob 
in dem ihm unterstehenden Bezirke die Bedingungen für Auf- 
erlegung von Arbeit an Stelle der zuzuerkennenden Freiheitsstrafe 
vorhanden sind und daß es ihm vorbehalten bleiben solle, je 
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nach seinen Kenntnissen und Erfahrungen die Judikatur bezüglich 
der Wahl des geeigneten, gesetzlich als zulässig erklärten Straf- 
mittels selbst zu regeln. 

Wir sind aber auch weiters durch eine unausgesetzte, sorg- 
fältige Prüfung der Sachlage betreffs des Vollzuges der Freiheits- 
strafe in unseren bezirksgerichtlichen Gefängnissen zu der Über- 
zeugung gelangt, daß großen, fast bereits unerträglich zu nennenden 
Übelständen durch Einschränkung der Freiheitsstrafe zu Gunsten 
der zu handhabenden Zuweisung von Arbeit an die Verurteilten 
wenigstens zum Teile vorgebeugt werden könnte. 

Der nicht hoch genug anzuschlagende Vorteil der Arbeit 
ohne Einsperrung wäre der, daß der Verurteilte nach Besorgung 
der ihm zugewiesenen Arbeit des Abends in den Kreis seiner 
Familie zurückkehren würde, um daselbst der notwendigen Nacht- 
ruhe zu pflegen. 

Die Nacht im kleinen Gefängnisse verbracht, birgt nach den 
von uns vielfach gesammelten Erfahrungen*) die größten Gefahren 
für die Sträflinge und für die Interessen der Hygiene und der 
Sittlichkeit im Allgemeinen, Gefahren, die sich, wie wir oben 
erwähnt haben, nie vollständig beseitigen, aber doch wesentlich 
verringern lassen, wenn der Überfüllung der Haftlokale mit allen 
Kräften vorgebeugt wird. 

Wir meinen die Unzucht, die insbesondere in den kleineren 
Gefängnissen durch Selbstbefleckung und durch Unzucht zwischen 
Personen desselben Geschlechtes getrieben wird. 

Eine genügende Aufsicht ist hier wegen der unzureichenden 
Zahl der beaufsichtigenden Organe nicht leicht zu verwirklichen, 

*) Von den uns hierüber gewordenen Mitteilungen ist uns besonders die 
eines Rechtsanwaltes, der eine kurze Freiheitsstrafe verbüßen mußte, in lebhafter 
Erinnerung geblieben. Derselbe erklärte, daß er sich in Alles zu fügen gelernt 
habe ; unerträglich seien ihm aber die schrecklichen Nächte geworden, in welchen 
außer ihm alle Zellengenossen die schändlichsten Orgien unter einander trieben. 

An Schlaf war während dieser abscheulichen Szenen, die sich ganz un- 
verhüllt abspielten, nicht zu denken; Augen und Ohren mußte man gewaltsam 
geschlossen halten, um nicht vom tiefsten Eckel übermannt zu werden, dem 
man nicht einmal Ausdruck geben durfte, wenn man sich nicht der Rache der 
Zellengenossen aussetzen wollte. 

Der betreffende Verurteilte setzte einen nochmaligen Wechsel seiner Zelle 
durch und fand überall die gleichen Verhältnisse, er vermochte den Abscheulich- 
keiten nicht zu entrinnen; nach seiner Überzeugung ist das erwähnte Übel in 
der Qemeinschaftshaft fast unausrottbar, während in der Einzelnhaft zumeist die 
Selbstbefleckung an die Stelle des mehrerwähnten unzüchtigen Treibens trete. 

Dr. Alois Zncker. Über Straft und ^rafooUzug in UbtrtretuHgifdUtn. 1 
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und kann überdies bei dem Mangel der erforderlichen Beleuchtung 
der Zellen zu keinem Resultate führen. Die Folgen eines solchen 
Zustandes der Gefängnisse gestalten sich darum für viele Gefangene 
höchst ungünstig. Neuankommende werden veranlaßt, ja mit- 
unter auch gezwungen, sich zur Befriedigung der Lüste anderer 
Insassen des Gefängnisses mißbrauchen zu lassen. 

Der brutalste Zellengenosse betrachtet es als sein Recht — 
zu dessen Durchsetzung ihm die Anderen nicht selten behilflich 
sind, weil sie wieder auf Gegenseitigkeit zählen dürfen — den 
Neuling, und selbst, wenn er auch nur auf einige wenige Tage 
die Straf zelle mit ihm zu teilen hat, zu der Befriedigung seiner 
Sinnlichkeit zu mißbrauchen, was sich um so leichter vollzieht, 
als ja bei fortgesetzten Angriffen auf die Scham haftigkeit der Be- 
troffene die eigene Sinneslust des Öfteren auch nicht zu zügeln 
vermag, und einmal bis zu diesem Punkte gebracht, sich als 
Mitschuldiger wohl hüten muß, die Anzeige von den zur Nachtzeit 
verübten Attentaten auf die Sittlichkeit zu machen. 

Auch die weiblichen Sträflinge fröhnen, wie uns in ver- 
läßlichster Weise berichtet wird, diesem Laster, das sich in unheim- 
licher Weise ausbreitet und so schwer zu bekämpfen ist. 

In den sporadischen Fällen, in welchen die Unzucht nicht 
stattfinden mag, ist die während der Nachtruhe übliche Unter- 
haltung der Gefangenen von dem nachteiligsten Einflüsse auf den 
bisher unverdorbenen oder weniger verdorbenen Verurteilten. 

Bei der Kürze der bemessenen Strafen ist an eine nur 
einigermaßen ernste Stimmung der meisten Verurteilten gar nicht 
zu denken; man läßt daher dort zum allermindesten dem Über- 
mute und der Roheit die Zügel schießen, und die Habitues der 
kleinen Gefängnisse, die sich erfahrungsgemäß aus den niedrigst 
stehenden Schichten und Klassen der Bevölkerung rekrutieren, 
geben sich alle Mühe, den noch nicht ganz Verdorbenen zu sich 
herabzuziehen, um ihn dann auch außerhalb des Gefängnisses 
als ihren neuen Genossen begrüßen zu können. 

Solchen Übelständen gegenüber darf die Schwierigkeit, den 
Verurteilten Arbeit zu beschaffen, um durch deren Leistung einen 
Ersatz für die zu verbüßende Freiheitsstrafe herbeizuführen, nicht 
allzuhoch veranschlagt werden. 

Das Gericht darf die Mühe sich nicht verdriessen lassen, 
Arbeitsgelegenheit zu suchen, und wir sind, gestützt auf die Er- 
gebnisse sorgfältig angestellter Erkundigungen, zu der Überzeugung 
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gelangt, daß es gelingen würde, der diesfalls gestellten Aufgabe 
gerecht zu werden. 

Zunächst würde durch eine Verringerung der Zahl der Häft- 
linge, welche bei Durchführung der von uns proponierten Maß- 
regeln unzweifelhaft zu erzielen wäre, Gelegenheit geboten werden, 
die zur Arbeitsleistung verurteilten Personen zur Verrichtung häus- 
licher Arbeiten im Gerichtsgebäude selbst heranzuziehen, während 
diese Arbeiten bisher von den „Gefangenen" besorgt werden 
mußten. Frauen und Mädchen hätten das Scheuern und Waschen 
in den Lokalitäten und Gängen, verurteilte Männer hätten die 
schwereren Hausarbeiten, wie das Holzspalten, die Zerkleinerung 
der Kohle, die Arbeiten im Hofe und im Garten zu verrichten. 

Industrielle Arbeiten der leichtesten Art, die jedermann zu 
leisten im Stande ist, könnten in entsprechend eingerichteten 
Räumen durchgeführt werden, wobei es keine allzugroßen 
Schwierigkeiten bieten könnte, die Konkurrenz überhaupt oder 
doch wenigstens eine Konkurrenz, die einen ernsten Anlaß zur 
Klage der Gewerbs- und Handelsleute geben sollte, zu vermeiden. 

Der Ertrag dieser Arbeiten hätte, wie dies gegenwärtig 
schon in Österreich normiert ist, dem Armenfonde des Ortes, in 
welchem die strafbare Handlung begangen wurde, abgeführt zu 
werden, was um so billiger wäre, als dem Staate aus der bloßen 
Anhaltung der Verurteilten zur Arbeit keine oder doch nur gewiß 
sehr unbedeutende Kosten erwachsen würden, die durch die 
Arbeitsleistung der zur Freiheitsstrafe Verurteilten wohl ausreichend 
gedeckt zu werden vermöchten .*) 

Endlich vermögen wir nach den Ergebnissen vielfach gepflogener 
Umfragen nicht einzusehen, warum für die Beschäftigung an einigen 
wenigen Tagen, bei welcher überdies Unterbrechungen nach Maß- 
gabe der Verhältnisse als zulässig erklärt werden könnten, im 
äußersten Falle nicht zu den sogenannten unproduktiven Arbeiten 
gegriffen werden sollte? 

Man wendet gegen derlei Arbeiten ein, daß sie durch ihre 
wirtschaftliche Bedeutungslosigkeit abträglich auf den Arbeitenden 
einwirken, seine persönliche Geschicklichkeit und Tüchtigkeit be- 
einträchtigen, und daß sie darum unzulässig seien. 

*) Bei vollkommener Armut der bloß zur Leistung von Arbeiten verur- 
teilten Personen wären denselben Brot- und Suppenrationen zu gewähren, 
mit welchen sie und nach Umständen Jene, die auf den Ertrag ihrer Arbeit 
angewiesen sind, das Auskommen zu finden hätten. 
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Derlei Einwendungen sind beachtenswert, wenn es sich um 
die Beschäftigung solcher Personen handelt, die zu einer längeren 
Freiheitsstrafe verurteilt werden. 

Es ist begreiflich, daß man Bedenken tragen muß, jemanden 
durch Jahre oder auch durch mehrere Monate hindurch damit zu 
beschäftigen, daß man ihn täglich Steine tragen, Wasser schöpfen 
oder etwa Holzstöße schlichten läßt; aber wenn es sich um wenige 
Tage handelt, die, wie wir erwähnt haben, nicht einmal unmittel- 
bar an einander anschließen müssen, dann verlieren jene Ein- 
wendungen und Bedenken viel, wenn nicht Alles, an ihrer Be- 
deutung. 

Wir wenigstens müssen bekennen, daß wir dieser selbst 
unproduktiven Arbeit noch immer den Vorzug vor dem Müßig- 
gange in der Haft einräumen, der auf uns wiederholt den aller- 
peinlichsten Eindruck übte, weil wir uns des traurigen Gedankens 
nicht erwehren konnten, daß durch ein müßiges Beisammensein 
mehrerer verhafteter Personen geradezu der Grund zur weiteren 
Verderbnis derselben gelegt wird. 

Es sind also bei dieser Sachlage, deren Erkenntnis man 
sich nicht weiter wird verschließen können, nur zwei Fälle möglich. 

Entweder man macht die Mittel ausfindig, um die zur 
Freiheitsstrafe Verurteilten in produktiver Weise zu beschäftigen, 
dann wird sich auch ein Plätzchen für jene finden, welche zur 
Arbeitsleistung ohne Einsperrung verurteilt werden, oder aber 
man greift zur unproduktiven Arbeit, welche die Gefangenen in 
den kleineren Gefängnissen zu leisten haben, dann ist um so 
weniger Anstand daran zu nehmen, daß auch jene, denen die 
Haft erspart bleiben kann, sich in derselben Weise beschäftigen 
sollen. 

Allzuviel des Aufhebens wird bei den Bedenklichkeiten, mit 
denen man der Arbeit ohne Einsperrung begegnet, unserer Über- 
zeugung nach mit der Frage der Organisation, der Beaufsichtigung, 
der Kontrolle etc. etc. gemacht. 

Man geht bei diesen auf die Spitze getriebenen Besorg- 
nissen der Regel nach von einem unrichtigen Standpunkte aus, 
indem man sich Massen von Arbeitern vorstellt, welche die Arbeit 
ohne Einsperrung prästieren sollen, und zu deren Überwachung 
die vorhandenen Verwaltungsorgane nicht gentigen. 

Nun stellt sich aber in Wirklichkeit die Sache folgender- 
maßen dar: 
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Werden die Verurteilten jenen Arbeiten zugewiesen, welche 
im Interesse von Gemeinden, Bezirken u. s. w. zu besorgen sind, 
dann wird es Sache dieser Interessenten sein , die ent- 
sprechende Aufsicht über die zu leistende Arbeit durchzuführen; 
sind aber jene überaus einfachen Arbeiten zu prästieren, die wir 
oben angeführt haben, dann genügt die einfachste Kontrolls- 
Tätigkeit der bereits vorhandenen amtlichen Funktionäre, um die 
etwa notwendig erscheinende Überwachung durchzuführen. 

Zudem würde die Arbeit ohne Einsperrung neben der 
Verbüßung der Freiheitsstrafe, die ja aufrecht erhalten werden 
soll, und neben den übrigen Surrogaten der Freiheitsbeschränkung 
gewiß nur in einer mäßigen Anzahl von Fällen platzgreifen, es 
kann darum, wenn nur einmal das Prinzip der Arbeit ohne Ein- 
sperrung seine wohlverdiente Anerkennung und Würdigung finden 
würde, die Verwirklichung desselben keinerlei gerechtfertigte 
Sorgen bereifen. 

Es ist vielmehr anzunehmen, daß die Praxis reichlich Ge- 
legenheit geben würde, gewisse Mängel und Schwierigkeiten, die 
man jetzt geltend machen zu müssen glaubt, auf ihr richtiges Maß 
zurückzuführen, und sie ohne besondere Mühen zu beseitigen. 

Ein letztes Bedenken gegen die Arbeit ohne Einsperrung 
als Ersatz der Freiheitsstrafe wird nach folgender Richtung hin 
geltend zu machen gesucht. 

Man befürchtet, daß der Richter von seiner Gewalt einen 
unbilligen Gebrauch machen und etwa eine ,, Standesperson" zu 
der Verrichtung niedriger Arbeiten, die öffentlich zu leisten sein 
würden, verurteilen könnte. 

Wir besorgen derlei Erkenntnisse nicht, weil uns der Gedanke 
fremd ist, der gerade immer nur den Richter gewisser anormaler 
Anschauungen und Neigungen für fähig hält; indeß unterliegt es 
ja keinem Anstände, gesetzliche Cautelen gegen derartige richter- 
liche Experimente zu treffen. 

Eine einfache Bestimmung, daß bei der Zuweisung der Arbeit 
auf die Berufsstellung, Arbeitsfähigkeit und bisherige Beschäftigungs- 
weise des Verurteilten Bedacht zu nehmen sei, und daß überdies 
das Beschwerderecht gegen die Wahl des Strafmittels im allge- 
meinen zustehe, werden genügen, um jede unzulässige und 
unzweckmäßige Arbeitszuweisung hintanzuhalten. 

Auch kann ja die Frage der „Arbeit ohne Einsperrung" in einem 
besonderen Regulative ihre entsprechende Durchführung finden. 
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5) Der Hausarrest. 

Es sollte nicht unbeachtet bleiben, daß dieses Strafmittel 
sowohl im älteren Rechte als in der neuesten Strafgesetzgebung 
seine ausdrückliche Anerkennung gefunden hat. 

Im römischen Rechte bestimmt L. 9, XLVIII 22. D. de interd. 
et rel. „Potest präses quemdem damnare, ne domo suo procedat" 
und Art. 21 des ital. Strafgesetzes vom Jahre 1889 verfügt, „daß 
der Richter in leichteren Fällen gegen Frauen und jugendliche 
Personen den Hausarrest verhängen kann." 

Schon diese Übereinstimmung zwischen altem und neuem 
Rechte allein berechtigt zur Prüfung, ob es sich empfehle, von 
dem Hausarreste zum Ersätze der in einem öffentlichen Detentions- 
orte zu verbüßenden Freiheitsstrafe Gebrauch zu machen. 

Diesfalls verfügt das geltende österreichische Strafgesetz vom 
27. Mai 1852 im § 264, „daß außer dem Arreste und dem 
.,strengen" Arreste bei Vergehen und Übertretungen auch auf 
„Hausarrest** erkannt werden könne, und weiters bestimmt § 262 
im Zusammenhange mit dem ihm vorangehenden § 261, daß der 
Richter statt des Arrestes ersten Grades auch (d. i. außer der 
Geldstrafe) Hausarrest verhängen dürfe. 

Die Frage, ob der „Hausarrest-* eine besondere Art des 
Arrestes sei, bejahen Janka*) und Finger**), während Herbst 
in seinem Handbuche behauptet, „daß der Hausarrest kein eigener 
Grad des Arrestes sei, sondern nur eine Art, wie die Strafe des 
einfachen Arrestes vollzogen werden könne.** 

Wir halten die Anschauung Fingers und Jankas für 
die richtigere. 

Für dieselbe spricht der Wortlaut des § 246, der den Haus- 
arrest ausdrücklich dem Arreste ersten Grades gegenüber- 
stellt und der Charakter des Strafmittels, welches sich grund- 
sätzlich von jenem einer Detention in einem öffentlichen Verhafts- 
lokale unterscheidet. So wird auch beispielsweise der Richter 
gewiß berechtigt sein, gemäß § 525, St.-G.-B., „Unordnungen in 
der Familie'* entweder mit einfachem oder strengem Arrest, oder 
nach Umständen mit Hausarrest, als einem selbständigen Straf- 
mittel, zu ahnden. 



*) J a n k a, österr. Strafrecht, § 82. 
*-0 Finger, Österr. Strafrecht, § 85. 
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Belangend die Anwendung des Hausarrestes in der österr. 
Praxis, wird die Beurteilung derselben dadurch erschwert, daß die 
Kriminalstatistik — was sich gewiß nicht rechtfertigen läßt — die 
Fälle, in welchen auf Verhängung des Hausarrestes erkannt wird, 
nicht insbesondere feststellt, sondern dieselben einfach den 
Arrestfällen beizählt. 

Nach den von uns an kompetenten Stellen eingeholten Er- 
kundigungen erkennen — allerdings nicht häufig — die Gerichte 
in rücksichtswürdigen Fällen auf Hausarrest, und wird insbeson- 
dere im Gnadenwege die Strafe des einfachen und strengen 
Arrestes nicht selten in jene des Hausarrestes umgewandelt. 

Das deutsche Strafgesetz anerkennt den Hausarrest nicht; 
doch hat die Doktrin zu diesem Strafmittel wiederholt Stellung 
genommen, ohne indeß zu einer gleichmäßigen Beurteilung des- 
selben gelangt zu sein. 

So findet der Hausarrest entschiedene Anerkennung bei 
K r o h n e (Lehrbuch der Gefängniskunde, § 44), welcher mit großer 
Schärfe das System der in den kleinen Gefängnissen abzubüßenden 
Freiheitsstrafen kritisiert und erklärt: ,,Man sollte die leichteste 
Freiheitsstrafe auch in der Form des Hausarrestes, wofür 
im Militär-Strafgesetzbuch Anfänge vorliegen, vollziehen lassen. 
Die unbedingte rücksichtslose Herrschaft der im Gefängnisse voll- 
zogenen Freiheitsstrafe hat schon manchen Gelegenheitsverbrecher 
zum Gewohnheitsverbrecher gemacht.^ 

Dagegen vermag sich Liszt mit dem genannten Institute 
durchaus nicht zu befreunden. 

Er erhebt (Zeitschrift für die ges. Strafrechtswissenschaft, 
B. IX, S. 778) gegen den Hausarrest als Strafmittel zunächst den 
Vorwurf, „daß er dem unerläßlichen Ernste der Rechtsordnung 
nicht entspreche und ungeeignet sei, dem Roheitsverbrechen zu 
steuern." 

Wir haben dieses Argument schon in unseren „Kriminalist. 
Zeit- und Streitfragen" (S. 65 u. ff.) bekämpft und uns dafür er- 
klärt, daß dem Hausarreste ein Platz im Strafensysteme rücksichtlich 
der leichteren Delikte einzuräumen wäre; wir beharren auch heute 
bei der von uns damals geäußerten Anschauung, und machen 
gegen Liszt weiters noch Folgendes geltend: 

Daß der Hausarrest dem uneriäßlichen Ernste der Rechts- 
ordnung nicht entsprechen sollte, ist ein ganz allgemein gehaltener. 
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nicht näher begründeter Vorwurf, der, wenn er als gerechtfertigt 
erklärt werden könnte, auch andere Strafmittel treffen müßte. 

Warum sollten geringfügige Vergehen nicht mit milderen 
Strafarten belegt werden dürfen? 

Wenn der Ernst der Rechtsordnung sich mit der Verhängung 
unbedeutender Geldstrafen vereinen läßt, so kann derselbe auch 
durch die Wirksamkeit des Hausarrestes keinerlei Beeinträchtigung 
erfahren ! 

Liszt hält weiters den Hausarrest j,für ungeeignet, der Zu- 
nahme der Roheitsverbrechen zu steuern." 

Indeß, abgesehen davon, daß auch die Anwendung der 
übrigen Strafmittel, wie insbesondere der Haft- und Gefängnis- 
strafe, keine wesentliche Verminderung jener Roheitsdelikte herbei- 
zuführen vermochte, wäre es noch zu untersuchen, ob die zweck- 
mäßige und konsequente Anwendung des Hausarrestes nicht zu 
einer wirksamen Bekämpfung jener strafbaren Handlungen bei- 
tragen könnte. 

Wenn beispielsweise jemandem, der im Wirtshause gerne 
Händel sucht, und sich durch Trunk und Spiel zur Begehung 
von Beschimpfungen, Sach- und Körperverletzungen leicht hin- 
reißen läßt, im Falle der Verübung eines derartigen Deliktes 
Hausarrest auferlegt wird, so dürfte eine solche Strafe nur von 
heilsamer Wirkung für ihn sein. 

Der Hausarrest würde die dem Verurteilten ungleich nach- 
teiligere Detention in einem öffentlichen Haftlokale ersetzen, und 
von diesem Standpunkte aus, sich zu einer Begünstigung des 
Verurteilten gestalten; andererseits würde aber doch dieses Straf- 
mittel den Verurteilten in der wirksamsten Weise am Wirtshaus- 
besuch hindern, ihn vielleicht an die Häuslichkeit gewöhnen, 
und wäre jedesfalls eine ernstere Strafe für den Schuldigen, als 
es die in solchen Fällen bereits üblich gewordene geringfügige 
Geldstrafe zu sein vermag. 

Wie bei der Bekämpfung des , Verweises" und der „Arbeit 
ohne Einsperrung", so holt weiters auch hier Liszt seine Haupt- 
argumente gegen die Anwendung des Hausarrestes aus der Un- 
gleichheit der Einwirkung dieses Strafmittels auf einzelne Klassen 
und Stände der Bevölkerung, indem er erklärt: 

■ ^Schwer treffe die Strafe des Hausarrestes alle, welche ihren 
Lebensunterhalt außer der eigenen Wohnung zu suchen verpflichtet 
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sind; leicht ertrage sie, wer im Zimmer arbeitet, oder in seinem 
Laden die Kunden bedient." 

Diese Bemerkung mag richtig sein, aber sie beweist nichts 
gegen die Eignung des Hausarrestes, in gewissen, besonders ge- 
arteten Fällen als ein zweckmäßiges Strafmittel zu fungieren. 

Die Verschiedenheit der Klassen und Stände, die Mannig- 
faltigkeit der Beschäftigung der Menschen bringt es ganz unver- 
meidlich mit sich, daß die Strafen auch verschieden auf sie ein- 
wirken müssen; das Strafmittel, welches Alle in gleicher Weise 
zu affizieren vermöchte, ist eben noch nicht gefunden worden. 

Wirkt denn nicht auch die Freiheitsstrafe, der man doch die 
Stellung einer Hauptstrafe nicht streitig zu machen vermag, in 
ganz verschiedener Weise auf die Verurteilten? 

Wirkt sie nicht verschieden auf den an den steten Genuß der 
frischen Luft gewohnten Waidmann, und verschieden auf den 
Stadtbewohner, der seine Wohnung selten verläßt; wirkt sie nicht 
anders auf den jugendlichen, kräftigen Mann, und wieder anders 
auf den gebrechlichen Greis? u. s. w. 

Die tunlichst sich eignende Strafe mit Rücksicht auf die 
Höhe des Verschuldens und mit sorgsamer Bedachtnahme auf 
alle persönlichen Verhältnisse des Täters ausfindig zu machen, 
sie zu verhängen, und in Vollzug zu setzen, das ist eben Sache 
des Richters, und hiezu soll ihm das Gesetz durch Statuierung 
einer größeren Zahl von Straf mittein die Gelegenheit bieten. 

Mit der Statuierung des Hausarrestes neben dem strengen 
und einfachen Arreste ist die österreichische Strafgesetzgebung 
der ihr obliegenden Verpflichtung zum Teile wenigstens nach- 
gekommen ; und wenn sie im § 262 St.-G., den Hausarrest dann 
insbesondere für zulässig erklärt, „wenn der zu Bestrafende von 
unbescholtenem Rufe ist und durch die Entfernung von seiner 
Wohnung gehindert würde, seinem Amte, seinem Geschäfte oder 
seinem Erwerbe obzuliegen", so hat sie hiedurch dem Richter 
eine ganz zweckmäßige, wertvolle Direktive dafür gegeben, in 
welchen Fällen er, statt auf einfachen Arrest, auf Hausarrest zu 
erkennen hätte. 

Zum Schlüsse seiner gegen die Anwendung des Hausarrestes 
gerichteten Auseinandersetzung beruft sich Liszt auf die „zahl- 
losen" Schwierigkeiten der Ausführung. „Wie soll" — so erklärt 
er — „in großen Städten die Beachtung des auferlegten Haus- 
arrestes überwacht werden? Will man etwa jedem Verurteilten 
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einen Schutzmann an die Seite stellen? Unseren Strafgefangenen 
gönnen wir den täglichen Genuß der freien Luft; wie soll es mit 
den Spaziergängen des etwa auf einen Monat in seinem Hause 
verstrickten Arrestanten gehalten werden?-* 

Die Gegnerschaft gegen die Anwendung des Hausarrestes 
hat hier L i s z t zu einigen Übertreibungen verleitet, welche durch 
die Klage über die „zahllosen** Schwierigkeiten der Ausführung 
deutlich illustriert werden. 

Ist die Überwachung des Hausarrestanten in großen Städten 
eine so schwierige, wie dies Liszt — ohne uns diesfalls über- 
zeugt zu haben — behauptet, nun so hätte der Hausarrest eben 
mehr am flachen Lande und in den kleineren Städten, als in der 
Großstadt zur Ausführung zu gelangen, da dort die Benützung 
eines bei dem Hause gewöhnlich vorhandenen Gartens und Hof- 
raumes wohl reichlichen Ersatz für den Genuß jener ^frischen Luft" 
bieten dürfte, die in den Hofräumen der verschiedenen Gefängnisse 
sich anzusammeln pflegt. Es könnte somit auch dieser Sorge 
L i s z t*s um das leibliche Wohl des Verurteilten wohl Rechnung 
getragen werden. 

Fassen wir die von Liszt gegen die Anwendung des Haus- 
arrestes vielfach erhobenen Bedenken zusammen, so müssen wir 
die scharfe Opposition desselben gegen das erwähnte Institut auf 
zwei Momente zurückführen, durch welche jene Stellungnahme 
sich wohl erklären läßt. 

Zunächst kömmt zu erwägen, daß L i s z t als erklärter Gegner 
der kurzzeitigen Freiheitsstrafe nach einem Strafmittel sucht, welches 
dieselbe vollkommen zu ersetzen geeignet wäre. 

Daß nun aber der Hausarrest einer so weitgehenden Anforderung 
nicht vollkommen zu genügen vermag, ist wohl erklärlich, und 
kann den Gegnern des Institutes unbedenklich zugestanden werden. 

Aber darum ist man noch lange nicht berechtigt, den Haus- 
arrest aus dem Strafensysteme auszuscheiden; derselbe vermag 
eben seiner Aufgabe nur unter gewissen Verhältnissen zu genügen. 

Sind aber diese Verhältnisse vorhanden, dann wird der Zweck 
der Strafe durch die Verhängung und durch den Vollzug des 
Hausarrestes vollkommen erreicht werden können. 

Diesen Umständen des Straffalles nachzuforschen, sie fest- 
zustellen und bei Eintritt der notwendigen Bedingungen den 
Hausarrest in Anwendung zu bringen, darf dem Richter wohl mit 
Beruhigung überlassen bleiben. 
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Der vorher citierte Wortlaut des § 262, St.-G., verweist ihn 
auf einzelne derartige Verhältnisse, unter denen aus Humanitäts- 
rücksichten statt auf Arrest auf Hausarrest erkannt werden soll; 
man steht also, wenigstens in Österreich, wenn man den Haus- 
arrest verhängt, auf einem streng gesetzlichen Boden, der dem 
Institute durch die von L i s z t geltend gemachten Bedenken nicht 
streitig gemacht zu werden vermag. 

Weiters ist aber auch unverkennbar, daß die strenge Kritik, 
welche Liszt an dem Hausarreste übt, mit der besonderen Vor- 
liebe desselben für die bedingte Verurteilung im Zusammen- 
hange steht. 

Diesem Institute wül Liszt den Weg zur möglichst aus- 
schließlichen Herrschaft im Strafensysteme betreffs der leichteren 
Delikte bahnen, und von diesem Streben geleitet, ist er zu einer 
etwas parteimäßigen Beurteilung des Hausarrestes gelangt, wie 
er ja auch den Verweis, die Arbeit ohne Einsperrung etc., zumeist 
von dem Standpunkte einer allzu weitgehenden Vorliebe für die 
bedingte Verurteilung bekämpft. 

Hierin vermögen wir ihm aber, trotz der Anerkennung, die 
auch wir den Vorzügen der „bedingten Verurteilung" zollen, nicht 
zu folgen. Wir vermeinen, daß bei der großen Mannigfaltigkeit 
der Straffälle für den Hausarrest und für die bedingte Verurteilung 
neben den noch übrigen Strafmitteln hinreichend Raum ist, und 
möchten die Wirksamkeit des Hausarrestes durch jene Hoffnungen 
und Erwartungen, die man der bedingten Verurteilung entgegen- 
bringen zu können vermeint, nicht beeinträchtigt wissen wollen. 
Andererseits teilen wir aber auch nicht die Besorgnis, daß durch 
die Einführung des Hausarrestes das Institut der bedingten Ver- 
urteilung irgendwie verdrängt oder in seiner Bedeutung wesentlich 
geschmälert zu werden vermöchte und können darum auch diesem 
Institute die volle Gerechtigkeit widerfahren lassen. 

Der Richter, der die ihm zur Verfügung stehenden Straf- 
mittel stets im Auge behält und ihrem Wesen und ihrer Bedeutung 
die erforderliche Aufmerksamkeit schenkt, wird auch die vor- 
kommenden Straffälle genau von einander zu scheiden im Stande 
sein, um je nach der Natur derselben die Arreststrafe oder den 
Hausarrest, die bedingte Verurteilung oder den Verweis, die Straf- 
arbeit oder die Geldstrafe in Anwendung zu bringen. Es erscheint 
daher ganz unnötig, das einzelne Strafmittel auf Kosten des 
andern über Verdienst anzupreisen, oder umgekehrt mit einzelnen 
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Strafmitteln strenger ins Gericht zu gehen, damit die Vorzüge 
anderer Institute zu einer erhöhten Würdigung und Anerkennung 
gelangen. 

Daß bisher dem Hausarreste in der österreichischen Strafrechts- 
pflege keine besondere Aufmerksamkeit zugewendet wurde, soll 
zugegeben werden, doch läßt sich daraus noch keine Folgerung 
zu Ungunsten des genannten Institutes ziehen. Nur dann würde 
ein beachtenswertes Moment gegen die Anwendung des mehr- 
erwähnten Strafmittels vorliegen, wenn positive ungünstige Er- 
fahrungen mit der Wirksamkeit des Hausarrestes gemacht worden 
wären; dies ist jedoch nach den uns gewordenen verläßlichen 
Mitteilungen durchaus nicht der Fall; es liegt also gewiß kein 
Grund vor, dem Hausarreste von vornherein bezüglich seiner 
praktischen Durchführung mit so vielem Mißtrauen zu begegnen, 
wie dies bei Liszt geschieht. 

Die Erscheinung, daß man diesem Strafmittel bisher in Öster- 
reich einen ziemlich bescheidenen Gebrauch gemacht hat, führt 
Finger (Österr. Strafrecht, § 83) darauf zurück, „daß in der 
Praxis diese Art des Arrestes leider in Vergessenheit ge- 
raten sei." 

Wir stimmen dieser Annahme, trotzdem sie etwas sonderbar 
klingen mag, vollkommen bei, indem wir darauf verweisen, daß 
derlei Vorkommnisse im Rechtsleben durchaus nicht zu den Selten- 
heiten gehören. 

Sie erklären sich aus dem wohl entschuldbaren aber gewiß 
nicht zu rechtfertigendem Hange, einen bereits ausgetretenen 
Weg nicht leicht verlassen zu wollen. 

Aber diese Neigung muß und kann überwunden werden. 
Würden nur einige Richter in Berücksichtigung der gesetzlichen 
Bestimmungen mit der Verhängung des Hausarrestes in den sich 
hiefür eignenden Straffällen vorangehen, so dürfte die Anwendung 
dieses Strafmittels bald eine häufigere werden, und der hiedurch 
für die Strafrechtspflege erwachsende Vorteil könnte nicht aus- 
bleiben. 

Lassen doch auch die Ergebnisse der italienischen Strafrechts- 
pflege erkennen, daß der Hausarrest seinen Platz im Strafensysteme 
zu behaupten vermag. Wir entnehmen der dortigen Kriminal- 
statistik bezüglich der Anwendung dieses Strafmittels folgende 
Daten : 
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Der „aixesto in casa" wurde verhängt von Einzelnrichtern 

(pretori) 

im Jahre 1890 in 220 Fällen, 

„ „ 1891 „141 „ 

„ „ 1892 100 , 

r, . 1893 „140 „ , 

1894 151 



. . 1895 „109 . 

n n 1896 „105 „ 

« n 1897 „125 „ 

„ . 1898 „250 „ 

n « 1899 „147 „ 

« n 1900 „126 „ 



Zusammen wurde also in 1614 Fällen der Vollzug einer 
fast unvermeidlichen Detention in einer Strafanstalt erspart, was 
wir als einen namhaften Gewinn für die Strafrechtspflege bezeichnen 
müssen. 

Außerdem haben auch die Tribunalgerichte in dem erwähnten 
Zeiträume in 42 Fällen auf Anwendung des Hausarrestes erkannt. 

Die Durchführbarkeit des Hausarrestes erscheint somit außer 
Frage gestellt, zumal noch berücksichtigt zu werden hat, daß das 
italienische Strafgesetz, worauf wir bereits hingewiesen haben, 
die Strafe des Hausarrestes nur bei Vergehungen der Frauen und 
der jugendlichen Personen für zulässig erklärt. 

6) Die Geldstrafe. 

Die gesetzliche Androhung der Geldstrafe kann nach der 
geltenden Doktrin*) in dreierlei Art erfolgen. 

Einmal als ausschließliche Strafart dergestalt, daß der 
Richter in allen einzelnen Straffällen nur auf diese Strafart er- 
kennen kann. 

Weiter alternativ neben der Freiheitsstrafe in der Weise, 
daß der Richter das freie Ermessen hat, ob er im einzelnen Straf- 
falle die eine oder die andere Strafart verhängen soll. 

Endlich cumulativ neben der Freiheitsstrafe in der Art, 
daß der Richter im einzelnen Straffalle neben der stets zu ver- 

*) S. insbesondere Schmölder, DieGeldstrafein den Preußischen 
Jahrbüchern. B. 62, S. 132 u. ff. 
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hängenden Freiheitsstrafe auch noch auf eine Geldstrafe erkennen 
muß, oder doch nach seinem Ermessen auf eine solche erkennen 
kann. 

Nach dem geltenden österr. Strafgesetze fällt aber, was bis- 
her vielfach übersehen worden ist, der Geldstrafe noch eine weitere 
I^olle zu; sie erscheint nämlich hier auch zum Ersatz der 
kurzzeitigen Freiheitsstrafe berufen. 

Die beachtenswerte Theorie, die "im letzten Jahrzehnt des 
vorigen Jahrhunderts nach Ersatzmitteln für die Freiheitsstrafe 
suchte, ist in Österreich bereits zu Ende des 18. Jahrhunderts zur 
Anerkennung und Wirksamkeit gelangt, eine Tatsache, die hervor- 
gehoben zu werden verdient und daran mahnen sollte, daß man 
auch bei der Weiterbildung des österreichischen 
Strafrechtes ein bereits heimisch gewordenes und vollauf 
bewährtes Institut nicht leichthin aufgeben möge. 

Es bestimmt nämlich § 261 des österreichischen Strafgesetzes 
vom 27. Mai 1852: 

„Bei besonders rücksichtswürdigen Umständen kann der 
Arrest des ersten Grades auch in eine den Vermögensumständen 
des zu Bestrafenden angemessene Geldstrafe verändert, diese 
Strafverwechslung aber nie von der Wahl des zu Bestrafenden 
abhängig gemacht werden." 

Herbst (Handb. d. allg. öst. Strafrechtes) kommentiert die 
hier citierte Bestimmung dahin, daß nur der Arrest ersten Grades 
und auch dieser nur bei besonders „rücksichtswürdigen Umständen" 
in eine Geldstrafe verändert werden kann. „Daß dies der Fall sei, 
werde aber nur dann behauptet werden können, wenn der Täter 
wegen seiner individuellen Verhältnisse durch die Vollziehung 
einer auch nur kurzen Arreststrafe außer der Entziehung der 
Freiheit noch ein weiteres mit der Größe seines Verschuldens in 
keinem Verhältnisse stehendes Übel erleiden würde, z. B. wegen 
seiner Kränklichkeit, wesentlichen Nachteil an der Gesundheit, 
oder den Verlust einer Anstellung oder eines Dienstes, oder un- 
vermeidliche und durch keine Stellvertretung abzuwendende 
Stockung in seinem Geschäftsbetriebe u. dgl. 

Bloße Milderungsumstände berechtigen nicht, 
auf eine andere Strafart zu erkennen; und wenn sie sogar von 
der Art wären, daß sich von ihnen mit Grund die Besserung des 
Schuldigen erwarten läßt ..." 
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Die hier citierte Auslegung des Verfassers des Handbuches 
des österreichischen Strafrechtes findet im Sinne und Wort- 
laute der Bestimmung des § 261, St.-G.-B., keine ausreichende 
Begründung. 

Wir wären sogar versucht, im Gegensatze zu Herbst an- 
zunehmen, daß der Gesetzgeber an die „Strafverwechslung" im 
Sinne des § 261, St.-G., geringere Anforderungen stellt, als 
an das außerordentliche Milderungsrecht nach § 266, St.-G., 
und daß die Bestimmung des § 261, St.-G., selbst dort zur An- 
wendung gelangen könne, wo es an den im § 264, St.-G.-B., 
angeführten Milderungsumständen fehlt. 

Vor hundert Jahren, als der damalige § 24 des II. Teiles 
des Strafgesetzbuches vom 3. September 1803 zur Wirksamkeit 
gelangte, war die Empfindlichkeit gegenüber der Freiheitsstrafe 
noch keine so bedeutende, daß man ihre Substitution durch eine 
Geldstrafe für eine besondere Begünstigung hätte ansehen müssen, 
und darum sprach man wohl mit Vorbedacht von einjer bloßen 
Veränderung der Strafe, nicht aber von einer Milderung 
derselben. 

Die österr. Praxis hat sich darum auch — und wie wir 
glauben, mit Recht — auf einen liberalen Standpunkt gestellt 
und läßt die Umwandlung der Arrest- in eine Geldstrafe ziemlich 
häufig eintreten, wovon der Bericht der stat. Zentralkommission 
über die Ergebnisse der Strafrechtspflege des Jahres 1899, B. LXIX, 
H. 3, Zeugnis gibt. 

Zu Geldstrafen wurden nach §261, St.-G.-B., verurteilt: 
Wegen der Beleidigung von Beamten 

im Jahre 1897 . . 2654 Personen oder 17*8 «/o der Verurteilten, 

, 1898 . . 3161 „ „ 19-4 „ „ 
„ „ 1899 . . 3134 „ „ 18-8 „ „ 

Wegen der Einmengung in Amtshandlungen 

im Jahre 1897 . . 666 Personen oder 22-0 o/o der Verurteilten, 
, 1898 . . 687 . „ 21-5 „ „ 

„ 1899 . . 681 „ „ 19-9 „ , 

Wegen anderer Übertretungen gegen öffentliche Anstalten 

im Jahre 1897 . . 4365 Personen oder 32*5 »/o der Verurteilten, 
„ 1898 . . 5350 „ n 36-8 „ „ 

.. 1899 . . 5874 . „ 372 . „ 



n 



n 
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Wegen Übertretung der vorsätzlichen körperlichen Beschädigung 

im Jahre 1897 . 11275 Personen oder 15*5 »/o der Verurteilten, 
, 1898. 11587 „ . 15-7 „ „ 

. 1899 12429 „ . 16-3 „ , 

Wegen Übertretung der boshaften Eigentunisbeschädigung 

im Jahre 1897 . . 1703 Personen oder 12*5 »/o der Verurteilten, 
„ . 1898. . 1701 . , 11-3 „ , 

„ 1899. . 1809 „ „ 11-9 , „ 

Wegen Übertretung gegen die Sicherheit der Ehre 

im Jahre 1897 . 21462 Personen oder 294 o/o der Verurteilten, 
„ 1898 . 23632 , „ 32-2 „ „ 

, 1899 . 21909 „ „ 30-9 , „ 

Wir entnehmen dieser Tabelle, daß die Verurteilung zu Geld- 
strafen an Stelle der im Gesetze angedrohten Freiheitsstrafe bei 
den Übertretungen gegen die öffentlichen Anstalten und Vor- 
kehrungen und bei den Übertretungen gegen die Sicherheit der 
Ehre die höchste Verhältniszahl von 30 «/o eneicht haben, 
daß somit von dem erwähnten Strafumwandlungsrechte in der 
österreichischen Strafrechtspflege schon jetzt ein ziemlich um- 
fassender Gebrauch gemacht wird, ohne daß diese Übung die 
Interessen der Strafrechtspflege irgendwie verletzen oder auch 
nur gefährden würde. 

Diese Tatsache kann dem Strafensysteme, die Freiheitsstrafe 
durch andere Strafmittel zu ersetzen, nur Vorschub geben, und 
gestattet den Schluß, daß die Freiheitsstrafen zwar gewiß nicht 
zur Gänze beseitigt, wohl aber ohne jede Gefahr für die Rechts- 
sicherheit in ihrer Wirksamkeit noch mehr eingeschränkt zu werden 
vermögen. 

Kann von diesem Standpunkte der österr. Strafrechtspflege 
die gebührende Anerkennung nicht versagt werden, so müssen 
wir doch andererseits auf einen Mangel der Praxis hinweisen, 
der darin besteht, daß in den meisten Fällen der Umwandlung 
der Freiheitsstrafe in eine Geldstrafe einer ausdrücklichen Be- 
stimmung des Gesetzes nicht Rechnung getragen wird. 

§ 261, St.-G., bestimmt, daß der Arrest ersten Grades in 
eine den Vermögensumständen des zu Bestrafen- 
den angemessene Geldstrafe verändert zu werden 
habe; gleichwohl bilden Verurteilungen zu geringfügigen Geld- 
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strafen von 5, 10 bis 20 Gulden die Regel, ohne daß auf die 
Vermögensverhältnisse der Schuldigen auch nur die mindeste 
Rücksicht genommen werden würde. 

Diese offenkundige Gesetzwidrigkeit, welche überdies den 
Ernst der Strafrechtspflege wesentlich beeinträchtigt, sucht die 
Praxis in folgender Weise zu rechtfertigen: 

Man müsse, so wird gesagt, an die Möglichkeit denken, 
daß die urteilsmäßig verhängte Geldstrafe sich als uneinbringlich 
darstellen könnte, dann hätte die Geldstrafe wieder in eine Arrest- 
strafe umgewandelt zu werden, wobei je 5 Gulden auf einen Tag 
zu entfallen haben. 

Im Hinblicke auf diesen Modus der Umrechnung, würde 
daher der Verurteilte für eine beispielsweise über ihn verhängte 
Geldstrafe von 1000 Gulden eine Freiheitsstrafe von 200 Tagen 
verbüßen müssen, während der Richter, wofern er blos auf eine 
Freiheitsstrafe erkannt, vielleicht nur eine solche von 5 Tagen für 
genügend gehalten haben würde. Es sei daher in einem solchen 
Falle nur auf eine Geldstrafe von 25 Gulden zu erkennen. Eine 
solche Argumentation ist aber unrichtig. 

Die Bestimmung des § 260 a, auf welche man sich diesfalls 
beruft, ist nur für den Fall vorgesehen, daß sich eine im Ge- 
setze selbst angedrohte Geldstrafe als uneinbringlich darstellen 
würde ; sie bezieht sich aber nicht auf jene Fälle, in welchen 
der Richter im Grunde der ihm erteilten Befugnis die Höhe der 
Geldstrafe nach eigenem Ermessen und mit Rücksicht auf die 
Vermögensverhältnisse des Verurteilten zu bestimmen hat. 

Hier erkennt der Richter sowohl über di^ Höhe der Geld- 
strafe, als über die Dauer der Freiheitsstrafe, welche event. die Geld- 
strafe zu ersetzen hat, und es ist daher nur natürlich, daß, wenn 
die Geldstrafe sich als uneinbringlich darstellt, jene Freiheitsstrafe 
wieder eintritt, auf welche der Richter erkannt haben würde, wenn 
die Umwandlung nicht stattgefunden hätte. 

Es erscheint somit ganz zulässig und dem Gesetze ent- 
sprechend, wenn der Spruch des Richters in einem konkreten 
Falle etwa dahin ergeht, daß an die Stelle einer Geldstrafe von 
1000 Gulden im Falle der Uneinbringlichkeit derselben, eine Arrest- 
strafe von 5 Tagen zu treten habe. Diese Freiheitsstrafe gilt 
dann als vollkommenes Äquivalent für die zuerkannte Geldstrafe, 
weil eben die Bestimmung des § 260a, St.-G., hier keine 
Anwendung findet. 

Dr, Alois Zucker. Ober Strafe und Strafvollzug in Uberiretungs fällen. o 
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Wird das Strafumwandlungsrecht in Gemäßheit der korrekten 
Bestimmung des § 261, St.-G.-B., gehandhabt, dann gebührt ihm 
der Vorzug vor jener Beschränkung der Freiheilsstrafe, die man 
in der Doktrin und in der außerösterreichischen Strafgesetzgebung 
und Praxis auf zweierlei Wegen zu verwirklichen strebt. 

Einmal durch die Statuierung der alternativen Strafdrohung 
mit Freiheits- und Geldstrafe, die dem allgemeinen öster- 
reichischen Strafgesetze unbekannt geblieben ist. 

Andererseits durch die Vermehrung jener Strafbestimmungen, 
durch welche die Begehung bestimmter Handlungen ausschließlich 
mit Geldstrafe bedroht wird. 

Die alternative Strafandrohung bietet zunächst Schwierig- 
keiten betreffs der Formulierung. 

Wenn ein Maximum der angedrohten Freiheitsstrafe fixiert 
wird, so muß naturgemäß auch ein Maximum der Geldstrafe fest- 
gestellt sein; und dann kann der Anforderung, daß die zu ver- 
hängende Geldstrafe den Vermögensverhältnissen des zu Ver- 
urteilenden anzupassen sei, nicht mehr entsprochen werden. 

Eine weitere Schwierigkeit liegt bei der alternativen Straf- 
androhung in Folgendem: 

Wird eine Handlung mit einer Geld- oder Freiheitsstrafe 
bedroht, so wird der zur Verübung derselben hinneigende Täter 
immer nur die vom Gesetze verhängte Geldstrafe vor Augen 
haben, und die Androhung der Freiheitsstrafe in den Wind schlagen; 
es wird also die von der Gesetzgebung intendierte Verstärkung 
des Motives, das von der Verübung der Straftat abhalten soll, 
gar nicht zur Wirksamkeit gelangen. 

Weiters entwickelt sich bei alternativen Strafdrohungen er- 
fahrungsgemäß eine gewisse Schablone in der Anwendung der- 
selben auf die vorkommenden Straftaten, welche den Interessen 
der Strafrechtspflege nicht förderlich ist. 

Wohl darf vom Richter erwartet werden, daß derselbe, wenn er 
von der Befugnis, die gesetzlich bestimmte Strafe zu umwandeln, 
Gebrauch machen will, den Einzelfall einer sorgsamen Indivi- 
dualisierung unterziehen wird; aber es läßt sich nicht darauf 
rechnen, daß eine solche individualisierende Behandlung auch 
dann stattfindet, wenn lediglich die Wahl zwischen zwei alternativ 
angedrohten Strafarten in Frage steht. Hier begnügt man sich 
der Regel nach mit einer ganz allgemeinen Unterscheidung 
zwischen den sog. „leichteren" und „schwereren" Fällen, wobei 
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ganz äußerliche Momente betreffs der Höhe des Schadens, betreffs 
des Vorlebens des Täters u. s. w. den Ausschlag zu geben pflegen. 

Aber einen noch weit entschiedeneren Vorzug räumen wir — 
die korrekte Handhabung des § 261,St.-G., immer vorausgesetzt — 
der österreichischen Gesetzgebung und Praxis gegenüber der aus- 
schließlichen Androhung von Geldstrafen auf minder strafwürdige 
Delikte ein. 

Wenn wir es uns auch versagen müssen, der Geld- oder 
Vermögensstrafe an dieser Stelle eine ausführlichere Erörterung 
zu widmen, weil dieselbe den Umfang unserer Darstellung un- 
gebührlich erweitern müßte, so möchten wir uns doch einige 
Bemerkungen zu dem Ende gestatten, um darzutun, daß von der 
ausschließlichen Androhung der Geldstrafe ein nur sehr mäßiger 
Gebrauch gemacht werden sollte, und daß um so weniger daran 
gedacht werden darf, in Übertretungsfällen überall an die Stelle 
der Freiheitsstrafe die Geldstrafe treten zu lassen. 

Uns scheint es, als ob gerade die Geldstrafe die mindeste 
Eignung hätte, um als ein besonderes und selbständiges 
Strafniittel zu fungieren, weil ihre Wirksamkeit so wesentlich von 
den Verhältnissen des zu Bestrafenden abhängt. 

Freiheit, Ehre, Körperintegrität und Leben sind Güter, an 
deren Genüsse alle Staatsbürger zu gleichem Maße teilnehmen, 
oder doch, von Ausnahmsfällen abgesehen, zu gleichem Maße 
teilnehmen können. 

Die Beeinträchtigung dieser Güter von staatswegen, um 
gegen eine vom Strafgesetze verpönte Tat zu reagieren, kann 
also von Allen gleichmäßig empfunden werden. Wie verhält es 
sich aber mit der Vermögensstrafe, zu deren Prüfung und Be- 
urteilung der Zug der Zeit, dem sich der Kriminalpolitiker am 
wenigsten zu entziehen vermag, insbesondere einladet?! 

Die großen Unterschiede zwischen dem Armen, dem Be- 
mittellten und dem Reichen schließen jede Gleichmäßigkeit in 
der Wirkung dieses Strafmittels von vornherein aus, und wir ver- 
mögen uns keine Geldstrafe zu denken, deren Maximalhöhe dem 
Reichen nicht bedeutungslos, und deren Minimum dem Armen 
nicht unerschwinglich werden könnte. 

Die Schwierigkeit, die wir vorher betreffs der Androhung 
der alternativen Geldstrafe hervorgehoben haben, sie macht sich 
auch bei der ausschließlichen Androhung der Geldstrafe geltend. 

8* 
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Soll der Täter einer als strafbar erkannten Handlung mit 
einem aliquoten Verluste seines Vermögens oder seines Einkommens 
bedroht werden, so wird die Durchführung einer solchen Norm 
auf die bedeutendsten Schwierigkeiten stoßen müssen; wird aber 
hinwiederum die Geldstrafe zwischen einer bestimmten Maximal- 
und Minimalhöhe fixiert, so wird ihre Zweckmäßigkeit gleichfalls 
nicht unbestritten bleiben können. 

Man wird im letzteren Falle nur auf Umwegen zu der An- 
nahme gelangen, daß die Zahlung einer gewissen Geldsumme 
für den Verurteilten ein Übel bedeute, weil entweder sein Ehr- 
gefühl unter der Verhängung einer Strafe im Allgemeinen leidet, 
oder weil seine Existenz oder die Existenz seiner Angehörigen 
durch den zu tragenden Geldverlust bedroht erscheint. Es dürfte, 
sobald es sich nur um eine Geldstrafe handelt, die direkte Übels- 
wirkung auf den zu Bestrafenden ausbleiben, oder sich nur auf 
ein inkommensurables Minimum beschränken, wodurch die Ge- 
rechtigkeit eines solchen Strafmittels jederzeit in Frage gestellt 
bleiben muß. 

So verhängt, um ein Beispiel anzuführen, § 427 des geltenden 
österreichischen Strafgesetzes wegen des schnellen, unbehutsamen 
Fahrens gegen den Eigentümer oder Benutzer des Wagens eine 
Geldstrafe von 25 bis 100 dulden. 

Welche Bedeutung hat der Höchstbetrag von 100 Gulden 
für den Milliardär unserer Tage? und welche Bedeutung hat das 
Strafminimum von 25 Gulden für einen blutarmen „Benutzer-* 
des Wagens? Ein solcher Betrag kann dem letzteren einfach 
unerschwinglich werden. Es vermag also eine derartige Straf- 
drohung den Ansprüchen der Gerechtigkeit nach keiner Richtung 
hin zu genügen. 

Gegen die ausschließliche Androhung der Geldstrafe spricht 
weiter Folgendes: 

Taten bestimmter Art sollten einer kriminalrechtlichen Be- 
handlung gar nicht einmal unterworfen werden, wenn kein Einzeln- 
fall dieser Art denkbar ist, der die Verhängung einer Freiheits- 
strafe als angemessen erscheinen lassen könnte. 

Solche Handlungen mögen mit Polizei- oder Ordnungs- 
strafen belegt werden, für die kriminalistische Behandlung 
eignen sie sich nicht I 
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Es muß ferner bei der Beurteilung der ausschließlich auf 
Zahlung einer Geldsumme gerichteten Straf drohungen folgendes 
weitere Moment in Betracht gezogen werden: 

Wenn der Täter weiß, daß die Begehung einer gewissen 
Straftiandlung keine andere Folge zu haben vermag, als die Ver- 
urteilung zur Zahlung einer bestimmten und überdies nicht allzu 
hohen Geldsumme, so kann es sogar vorkommen, daß eine solche 
Strafandrohung nicht nur jede abhaltende Wirksamkeit einbüßt, 
sondern daß sie sogar zum Reizmittel wird, welches die Neigung 
zur Begehung der Übeltat erhöhen kann. 

Besitzt jemand ein großes Vermögen und ist er zugleich 
dem Eindrucke des Selbstgefühles und der Eitelkeit zugänglich, 
so kann die Möglichkeit nicht ausgeschlossen werden, daß er sich 
zur Verübung der verbotenen Straftat durch den Wunsch bestimmen 
läßt, den Nachweis zu liefern, daß es ihm seine günstigen pekuniären 
Verhältnisse gestatten, den Verlust einer gewissen Geldsumme 
mit Leichtigkeit zu tragen. 

Wer an die Richtigkeit unserer Behauptung zweifeln wollte, 
der halte sich nur die oben citierte Bestimmung des § 427 des 
österreichischen Strafgesetzes vor Augen, gemäß welcher auf 
schnelles, unbehutsames Fahren eine Geldstrafe im 
Höchstbetrage von 100 Gulden verhängt erscheint. 

Kann denn eine solche Strafe den Besitzer eines Automobil- 
fahrzeuges davon zurückhalten, seine Fahrten im schnellsten 
Tempo zu unternehmen? Und ist es nicht denkbar, daß der reiche 
Besitzer eines solchen Vehikels den erwähnten Höchstbetrag von 
nur 100 Gulden mit der größten Gemütsruhe jenen Kosten zu- 
schlägt, die er bereitwilligst, um seine Eitelkeit zu befriedigen, 
der Pflege des teueren Sportes widmet 

So geht auch hier jede Wirksamkeit der gesetzlich angedrohten 
Strafe verloren. 

Und wie soll unter solchen Verhältnissen der Rückfall des 
Täters bekämpft werden? 

Man wird doch nicht zugeben dürfen, daß der Strafrechts- 
pflege förmlich Hohn gesprochen werde, und man wird sich darum 
entschließen, in diesen und in ähnlichen anderen Fällen die Ver- 
hängung der Freiheitsstrafe doch wenigstens für die Rückfälligkeit 
des Täters zu statuieren. 
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So wird denn die Freiheitsstrafe auch bezüglich der Fälle 
minderer Strafwürdigkeit ihren Weg in das Strafensystem finden 
müssen. 

Ist nun aber die Freiheitsstrafe in unserem modernen Strafen- 
system überhaupt nicht leicht zu umgehen, so soll dieselbe schon 
in der Strafdrohung ihren Platz finden, nicht neben den übrigen 
Strafmitteln, sondern über denselben, so daß die letzteren erst 
dann zur Anwendung zu gelangen haben, wenn von der Freiheits- 
strafe kein Gebrauch gemacht werden muß. 

Es ist ein gutes Stück falscher, weil übertriebener Sentimentalität, 
wenn verlangt wird, daß bezüglich der Übertretungen mit der Frei- 
heitsstrafe selbst nicht einmal gedroht werden dürfe. Wir sehen die 
Mängel des Vollzuges derselben vollkommen ein, wir geben zu, 
daß sie sich in einer größeren Anzahl von Fällen als eine viel 
zu strenge Sühne für die Begehung kleinerer Straftaten darstellt 
und billigen es, daß sie, wo immer es nur angeht, durch 
andere Straf mittel ersetzt werde; aber in der Strafdrohung 
können wir sie auch in unseren Tagen noch nicht entbehren, 
weil vielfach nur sie allein, für die zur Verübung strafbarer Hand- 
lungen Geneigten einen Gegenstand der Abschreckung und wirk- 
samen Warnung bildet. 

Eine große Schwierigkeit bietet endlich die Zwangsvollstreckung 
der verhängten Geldstrafe. 

Wie soll dieselbe erfolgen, wenn die gewöhnlichen Exekutions- 
mittel erschöpft sind? 

Man beruft sich auf die Arbeit ohne Einsperrung, wiewohl 
dieselbe unseres Erachtens nur an die Stelle der Freiheitsstrafe 
treten sollte, aber wenn wir sie auch als Surrogat für die Geld- 
strafe anerkennen wolten, was geschieht, wenn auch diese Arbeit 
verweigert wird ? 

Dann muß wohl der Zwang mittels der Beschränkung der 
persönlichen Freiheit eintreten, und so gelangen wir immer wieder 
dazu, die Freiheitsstrafe in Anwendung zu bringen, was schon 
für sich allein dazu berechtigt, sie bei jeder Strafandrohung, also 
auch bei der Androhung mit einer Geldstrafe, an die erste Stelle 
zu setzen und von einer ausschließlichen Drohung mit der er- 
steren abzusehen. 

Fassen wir all das hier Gesagte zusammen, so vermögen 
wir jenen Reformvorschlägen nicht zuzustimmen, welche bei 
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allen minder strafwürdigen Delikten den Ersatz der kurzzeitigen 
Freiheitsstrafe durch die Geldstrafe in Antrag bringen.*) 

Die Freiheitsstrafe soll wohl beschränkt werden, weil sie 
vielfach ohne Schaden für die Strafzwecke durch andere Straf- 
mittel ersetzt zu werden vermag; dieselbe soll in der Art des 
Vollzuges geändert werden, weil sie in ihrer heutigen Gestalt 
nicht selten den Strafzweck gefährden kann; aber gerade die 
Untersuchung der Geldstrafe bezeugt, daß die Freiheitsstrafe 
auch betreffs der Übertretungen nicht zur Gänze entbehrt zu 
werden vermag, und ihre hervorragende Stellung im Strafen- 
systeme behaupten muß. 

Die Frage, in welcher Art dies zu geschehen hat, wird, wie 
wir glauben, am treffendsten durch die bereits mehrfach citierte 
Bestimmung des § 261 des geltenden österr. Strafgesetzes gelöst 
oder doch wenigstens angedeutet; wir können daher auch nur 
wünschen, daß jene kluge Norm nicht beseitigt, sondern in einer 
angemessenen Fassung erhalten und sinngemäß weiter entwickelt 
werde. 



*) So insbesondere S ch m ö 1 d e r, »Die Geldstrafe^*, Preußische Jahrbücher, 
B. 62, S. 138 u. ff.; Leitmai er, „Zur Reform des Vollzuges der Freiheits- 
strafe", Allg. öst. Ger.-Ztg., 1895, S. 95; Liszt, „Kriminalpolitische Aufgaben", 
in seiner Zeitschrift, X., S. 52 u. 67, u. a, 
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IV. 
Schlußbemerkungen. 

Aus unserer Darstellung ergibt sich für die Übertretungen, 
als die mindest strafbaren Handlungen, folgendes Strafensystem: 

Als die Hauptstrafe hätte die Freiheitsbeschränkung (Haft) 
zu gelten. 

Mit dieser Freiheitsbeschränkung wäre jederzeit Zwang zur 
Arbeit zu verbinden, welche bei Zustimmung des Verurteilten 
auch außerhalb des Gerichtsgebäudes geleistet werden könnte. 

Die Haft darf verschärft werden: 

a) durch Fasten, 

b) durch hartes Lager, 

c) durch Einzelnhaft, 

d) durch Einzelnhaft in dunkler Zelle. 

Doch darf eine Verschärfung der Freiheitsstrafe höchstens 
dreimal in der Woche an unterbrochenen Tagen, und immer erst 
nach vorausgegangener gerichtsärztlicher Zustimmung stattfinden. 
Aus rücksichtswtirdigen Gründen kann das Gericht erkennen, daß 
an die Stelle der Freiheitsstrafe zu treten habe: 

1. der Hausarrest, 

2. Arbeit ohne Einsperrung, 

3. eine den Vermögensverhältnissen des Verurteilten angemessene 

Geldstrafe, 

4. Verweis, 

5. Verweis mit Friedensbürgschaft, 

6. Bedingte Verurteilung. 

Wir sind der Einwendung gewärtig, daß dieses von uns 
empfohlene Strafensystem dem Richter eine allzu große Macht- 
vollkommenheit einräume, zugleich aber auch seine Tätigkeit zu 
einer verantwortlichen und mühevollen gestalten müsse, da er in 
den meisten Straffällen unter Umständen auf angemessene Ver- 
schärfungen der Freiheitsstrafe zu erkennen, oder eventuell zwischen 
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sechs verschiedenen Arten des Ersatzes der Freiheitsstrafe zu 
wählen haben würde. 

Indeß, wir wollen dem Richter die hier erwähnte Mühe eben 
nicht erspart wissen, weil er durch die ihm zugewiesene schwierige 
und umfassende Aufgabe am sichersten dazu bestimmt werden 
kann, jedem Einzelnfalle eine erhöhte Aufmerksamkeit zuzuwenden. 
Der Richter soll sich nach unserer Anschauung mit allen Einzel- 
heiten einer jeden Strafsache wohl vertraut machen, um eine 
richtige Entscheidung bezüglich der zu verhängenden Strafe 
fällen zu können, denn Nichts ist der Str af rech tspf lege so ab- 
träglich, als jene Schablone, welche für die einzelnen Fälle im 
vorhinein die Strafen in „Bereitschaft" hält. 

Leicht gewöhnt sich der Richter an ein solches Vorgehen, 
dessen Bequemlichkeit nicht geleugnet zu werden vermag, und 
das auch noch überdies den Schein eines gerechten und un- 
parteiischen Richtens für sich hat, während es in Wirklichkeit zu 
den größten Unbilligkeiten führen kann. 

Würde das oben erwähnte Strafensystem akzeptiert werden, 
so wäre der Richter genötigt, jeden Straffall insbesondere 
des Näheren ins Auge zu fassen, um zu wissen, ob eine Ver- 
schärfung der Strafe stattzufinden habe, ob ein Ersatzmittel für 
die Freiheitsstrafe und, welches an die Stelle der letzteren treten 
solle, und schon allein dadurch würde die individuelle Behand- 
lung des konkreten Falles zum großen Nutzen für die Strafrechts- 
pflege weit gesicherter erscheinen, als dies unter den gegen- 
wärtigen Verhältnissen erwartet werden darf. Die Vorzüge eines 
solchen Systems treten, wie wir bereits oben erwähnt haben, ins- 
besondere gegenüber der alternativen Strafandrohung hervor. 

Nach unserem Vorschlage hätte der Richter erst nach seiner 
sorgsam gebildeten Überzeugung von allen Momenten des Straf- 
falles, die Wahl des in Anwendung kommenden Strafmittels zu 
treffen, während er sich bei der alternativen Strafdrohung mit 
einem allgemeinen Eindrucke begnügt, der darüber zu entscheiden 
pflegt, ob man die Tat als einen „leichteren" oder als einen 
„schwereren" Fall anzusehen habe; womit auch schon zumeist 
die Frage der Strafverhängung eriedigt wird. 

Eine derartig begrenzte Prüfung, die nur zu dem Zwecke 
vorgenommen wird, um nach den Ergebnissen derselben den Fall 
zu den „schwereren" oder zu den „leichteren" zählen zu können, 
bedarf gemeinhin keines genaueren Eingehens auf die Einzelheiten 
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desselben ; man läßt diesfalls eine nicht sehr tief gehende und 
um so weniger ausführlich begründete Überzeugung, als Grund- 
lage für den zu fällenden Richterspruch gelten. 

Würde dagegen die Entscheidung nach dem von uns vor- 
geschlagenen Systeme gefällt zu werden haben, so müßte eine 
genaue Prüfung des Falles platzgreifen. 

Zur Empfehlung unseres Vorschlages fügen wir noch Fol- 
gendes hinzu: 

Sollte nicht auch der Entwicklung der Individualität des 
Richters dadurch Vorschub gegeben werden, daß man demselben 
eine größere Zahl von Strafmitteln zur Disposition stellt? Wir 
erkennen eine Individualisierung der Strafrechtspflege auch vom 
Standpunkte des Richters an! 

Verlangt man, daß sich die Strafe nach der Besonderheit 
des Falles, nach den persönlichen Eigenschaften des zu Bestrafen- 
den gestalte, so scheint es uns kein unbilliges Verlangen zu sein, 
wenn auch dem Richter Gelegenheit geboten wird, seine eigenen 
individuellen Anschauungen über Zweckmäßigkeit und Erfolg der 
Strafe durch eine Auswahl zwischen verschiedenen Strafmitteln 
betätigen zu können. 

Hiedurch dürfte u. E. bei dem Richter nur die Vorliebe für 
den Beruf geweckt und gefördert werden, die für die Interessen 
der Straf rech tspf lege von nicht zu unterschätzender Bedeutung 
werden kann. 

So mannigfach die Strafe ist, die im Familienleben zur 
Wirksamkeit gelangt, und je nach dem Verständnisse, der Ein- 
sicht und selbst nach der persönlichen Neigung des Familien- 
hauptes gewählt wird, ebenso empfehlenswert erscheint es uns, 
dem Richter in den leichteren Straffällen eine gewisse Latitude 
bezüglich der Verhängung der Strafe einzuräumen, die eben da- 
durch ermöglicht wird, daß es ihm freigestellt bleibt, innerhalb 
einer größeren Anzahl von Strafmitteln, die ihm persönlich 
zusagende Wahl zu treffen. 

Dem österreichischen Strafgesetze ist übrigens dieser Ge- 
danke nicht so fremd, als dies vielleicht auf den ersten Blick 
scheinen könnte. 

Wir berufen uns zum Nachweise unserer Behauptung auf die 
Bestimmung des § 525 St.-G.-B. 

Nach dieser sollen größere Unsittlichkeiten innerhalb des 
Familienlebens zunächst der häuslichen Zucht überlassen bleiben. 
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„Wenn aber" — so lautet der zweite Absatz des § 525 — 
«diese Unordnungen so weit gehen, daß Eltern, Vormünder, Er- 
zieher, Verwandte, Ehegenossen, Dienstherren u. dergl., sich 
bemüssigt sehen, die Hilfe der Behörden anzurufen, so werden 
sie Übertretungen gegen die öffentliche Sittlichkeit. 

Die Behörden sind in solchen Fällen verpflichtet, zur Ab- 
wendung der Unordnung die Hand zu bieten und nach ge- 
höriger Untersuchung jene Strafe zu verhängen, 
die sie nach den Umständen zu einem wirksamen 
Erfolge am zweckmäßigsten erachten"*. 

Wir sehen, daß hi^r dem Richter bezüglich der Auswahl der 
Strafe volle Freiheit gewährt wird. 

Er kann dem Schuldigen einen Verweis erteilen, er kann 
von der Verhängung einer Geld- oder Freiheitsstrafe Gebrauch 
machen — ja die Bestimmung des Gesetzes ist so gefaßt, daß 
man berechtigt wäre anzunehmen, der Richter könnte auch eine 
Strafart verhängen, die im Strafgesetze nicht vorhergesehen ist, 
es wäre denn, daß diese Strafart, wie beispielsweise die Leibes- 
strafe, ausdrücklich untersagt sein sollte. (§§ 1 u. 2 des* Gesetzes 
vom 15. November 1867, R.-G.-Bl. Nr. 131.) 

Den Vorzug, der darin liegt, daß dem Richter eine größere 
Zahl von Strafarten zur Verfügung steht, von der er bei Aus- 
übung seiner Strafgewalt Gebrauch machen kann, erblicken wir 
aber auch weiters darin, daß er durch die Wahl der Strafart, die 
er insbesondere an die Stelle der Freiheitsstrafe zur Anwendung 
bringt, den Anschauungen und Überzeugungen der Bevölkerung, 
in deren Mitte er seines Amtes waltet, sich zu nähern vermag, 
und die Strafe dadurch zu einer wirksameren gestalten kann. 

Auch wird durch die Freiheit, die ihm bei Ausübung seiner 
Strafgewalt gegönnt wird, sein Eifer betreffs der Bekämpfung der 
deliktischen Handlungen gehoben werden, während dieser Eifer 
nur darunter leiden kann, wenn er gezwungen wird, ein bestimmtes 
Strafmittel anzuwenden, durch das seiner Überzeugung nach, der 
Strafzweck nicht verwirklicht zu werden vermag. 

Die Resultate der Strafrechtspflege hängen nicht bloß von 
der Erlassung guter Gesetze, sondern noch weit mehr von der 
Betätigung des Eifers, des Strebens und des guten Willens der 
mit der Handhabung dieser Gesetze betrauten Organe ab, und 
wir glauben, daß die oben geschilderte Erweiterung der Macht- 



— 124 - 

Vollkommenheit des Richters, dessen Ansehen befestigen und das 
Vertrauen zu der Wirksamkeit desselben nur erhöhen könnte. 

Die Frage, ob unsere oberwähnten Vorschläge irgend welche 
Aussicht auf Verwirklichung haben, läßt sich natürlich nicht leicht 
beantworten. Der unlenkbare Zufall spielt bei derlei Versuchen 
eine bedeutende Rolle, und er spottet oft wohlgemeinter Bestre- 
bungen in ziemlich unbarmherziger Weise. 

Ist diese Erkenntnis, der wir uns nicht verschließen wollen, 
auch wenig ermutigend, so trösten wir uns doch mit dem Ge- 
danken, daß der Zeitpunkt, in dem wir daran gehen, die Ergeb- 
nisse langjähriger Beobachtungen und Erwägungen mitzuteilen, 
nicht der ungünstigste sei. 

Die Reform der österreichischen und deutschen Strafgesetz- 
gebung ist, wie wir bereits oben erwähnt haben, in naher Sicht. 

Diese Tatsache sollte Reformvorschlägen, deren Inhalt an 
die bereits bestehende Gesetzgebung und Praxis anzuknüpfen 
sucht, eine wohlwollende Beachtung sichern, die wir — so weit 
es insbesondere die österreichischen Verhältnisse betrifft — auch 
für uns in Anspruch nehmen wollen. 

Der Wunsch, daß dies geschehen möge, ist um so drin- 
gender, als dasjenige, was wir über einen bereits fertiggestellten 
Entwurf eines österreichischen Strafgesetzes erfahren konnten, 
manche Bedenken wachruft, welchen in gedrängter Kürze hier 
noch Ausdruck gegeben werden soll. 

In einer Abhandlung, die in der zu Ehren des XXVII. d. 
Juristentages herausgegebenen Festnummer der Allg. Ost Ger.- 
Ztg. (1904, Nr. 36, 37 u. 38) erschienen ist, erörtert Lammasch 
„die Ziele der Strafrechtsreform in Österreich". 

Wir dürfen die bezügliche Darstellung wohl als den Versuch 
einer Skizze des zu gewärtigenden Regierungsentwurfes eines 
künftigen österreichischen Strafgesetzes ansehen, und entnehmen 
derselben bezüglich der Fragen, die uns im Voranstehenden be- 
schäftigt haben, der Hauptsache nach. Folgendes*): 

*) Die hier citierte Abhandlung des Hemi Hofr. Lammasch ist uns 
in einem Zeitpunkte zugekommen, in weichem wir den höchst beachtenswerten 
Inhalt derselben für unsere damals bereits zum Teile dem Drucke übergebene 
Arbeit nicht mehr vollständig verwerten konnten. 

Aber auch betreffs der nur „anhangsweisen" Besprechung „der Ziele der 
Strafrechtsreform in Österreich" müssen wir um Indemnität ersuchen, wenn es 
uns nicht gelungen sein sollte, aus knappen Andeutungen durchaus richtige 
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Wir billigen mit Lammasch die Verwirklichung eines 
möglichst einfachen Strafensystems und stimmen seiner Auffassung 
bei, daß man bezüglich der Freiheitsstrafe mit Haft (oder Ein- 
schließung) Gefängnis und Zuchthaus wohl sein Auslangen 
finden könne. 

Nur der Vorliebe des Verfassers der „Ziele der Straf rech ts- 
reform in Österreich" für die Einzelnhaft, können wir nicht in 
dem Maße beipflichten, um die Verbüßung einer jeden mehr als 
Stägigen Strafe der Einschließung außerhalb der Bezirksgerichte 
zu empfehlen. 

Wir verweisen diesfalls auf unsere gegen ein solches System 
bereits (oben S. 33) geltend gemachte Bedenken und vermeinen 
überdies, daß die von Lammasch angestrebte „Einfachheit" 
des Strafensystems sich mit einem derartigen Strafvollzuge nicht 
wohl in Einklang bringen lassen werde. 

In Übereinstimmung mit Lammasch (S. 304 der cit. Zeit- 
schrift) befinden wir uns weiters bezüglich der Beibehaltung der 
Strafverschärfungen, um durch dieselben die kurzen Freiheitsstrafen 
empfindlicher zu gestalten. 

Wir treten mit ihm den weichmütigen Anwandlungen ent- 
gegen, welche sich mit der bloßen Beschränkung der persönlichen 
Freiheit des Verurteilten begnügen, vom Zwange zur Arbeit ab- 
sehen, und dem Sträfling für einige Tage ein bequemes Heim 
zu bieten suchen. 

Eine derartige „Strafe" wird für die weitaus größte Zahl der 
Verurteilten — und dies mit vollem Rechte — ein Gegenstand 
des Spottes, weil der Begriff des zu verbüßenden Übels hier 
gänzlich illusorisch wird. 

Es ist der lebhafte Wunsch Vieler, welche die kleinen Ge- 
fängnisse bevölkern, daß sie ihr wüstes Leben zeitweise durch 
einige Tage einer solchen Strafhaft zu unterbrechen, in die Lage 
kämen — und wenn dies in einzelnen Fällen nicht geschieht, 
so ist es gewiß nur eine gewisse Trägheit und die ererbte Scheu 
vor der Verübung strafbarer Handlungen im Allgemeinen, die 



Schlüsse auf den Inhalt des Gesetzentwurfes zu ziehen. Fehlte es uns schon 
an der genügenden Zeit, die gedankenreiche Arbeit ihrem vollen Umfange nach 
in uns aufzunehmen und zu verarbeiten, so war dies umsomehr der Fall be- 
züglich der Darstellung der mit unserer Auffassung differierenden Punicte; 
gleichwohl konnten wir uns aber nicht dazu entschließen, die .Ziele der Straf- 
rechtsreform in Österreich" hier gänzlich unerörtert zu lassen. 
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Manche zurückhält, sich die Anwartschaft auf die gewünschte 
Versorgung im Gefängnisse zu sichern. 

Wir treten ferner mit Lammasch dafür ein, daß die Geld- 
strafe den Vermögensumständen der straffälligen Personen besser, 
als bisher anzupassen wäre ; er will es aber erst einer sorgfältigen 
Überlegung überlassen, darüber zu entscheiden, ob, wenn die 
Geldstrafe uneinbringlich sein sollte, ein anderes Ersatzmittel für 
dieselbe, als die Freiheitsstrafe praktisch durchführbar wäre. 

Daß Lammasch die Entscheidung dieser Frage erst ab- 
warten will, ist uns um so auffälliger, als er bereits wiederholt 
— und insbesondere in der Zeitschrift für die gesamte Strafrechts- 
wissenschaft, Bd. IX, S. 449 — mit so viel Eifer und Wärme für 
die „Arbeit ohne Einsperrung" eingetreten ist. 

Den Vorschlag, daß dem Richter nach Tunlichkeit die Wahl 
der Strafart eingeräumt werde, befürwortet auch Lammasch, 
indem er erklärt: „Zum Zwecke der Individualisierung der Strafe 
ist dem Richter in allen nicht ganz besonders schweren Fällen 
ein Wahlrecht zwischen den verschiedenen Strafarten zu gewähren, 
damit er die Strafe nicht bloß der Beschaffenheit der Tat, son- 
dern auch dem Charakter des Täters anpassen könne". 

Wie wir sehen, erkennt auch Lammasch an, daß das 
Gesetz sich mehr mit der Strafwürdigkeit der Tat befasse, daß 
dagegen die Rücksichtsnahme auf den Täter zumeist dem Richter 
überantwortet bleibe, da er es ist, der den Charakter und die 
Gesinnung des Schuldigen zu prüfen Gelegenheit findet, und sich 
ein Urteil über das Maß seiner Gefährlichkeit zu bilden vermag. 

Wenn wir in den hier angedeuteten Punkten dem zu ge- 
wärtigenden Entwürfe eines neuen österreichischen Strafgesetzes 
mit einer gewissen Befriedigung entgegensehen dürfen, so müssen 
wir dagegen zu unserem Bedauern konstatieren, daß in der von 
uns erörterten Hauptfrage wir mit den von Lammasch ge- 
äußerten Anschauungen nicht übereinstimmen! 

Diese Differenz ist für uns um so unerfreulicher, als wir 
bisher gerade in dieser Frage auf eine Kampfgenossenschaft mit 
Lammasch zählen zu dürfen glaubten, und der Meinung waren, 
daß er gleich uns, so weit es nur immer tunlich sei, die kurzen 
Freiheitsstrafen durch andere Strafmittel ersetzt wissen wolle. 

Sagt er doch in seiner bemerkenswerten Abhandlung „Über 
Zwecke und Mittel der Strafe" — Liszt's Zeitschrift, Bd. IX, 
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S. 449 — wörtlich Folgendes: „Als Strafen der Übertretungen 
sollten grundsätzlich nur Hausarrest, Geldstrafen, Hand- 
arbeitsstrafen und Friedensbürgschaft angedroht werden.' 

Air dies stimmt mit unserer Auffassung und Darstellung 
überein, nur daß wir nicht sanguinisch genug sind, um zuzugeben, 
daß die Freiheitsstrafe zu einer so seltenen Anwendung gelangen 
könnte, wie dies von Lammasch in jener Abhandlung ange- 
nommen wird; und daß wir darum für eine bloß subsidiäre 
Stellung der oben erwähnten Strafmittel zur Freiheitsstrafe ein- 
treten. 

Nun wird aber in den „Zielen der Straf rechtsreform " des 
Hausarrestes, der Handarbeitsstrafe, der Friedensbürgschaft und 
des mit der letzteren im genetischen Zusammenhange stehenden 
Verweises mit keinem Worte erwähnt, was wohl zum Schlüsse 
berechtigt, daß diese Strafmittel auch in dem Strafensysteme des 
Entwurfes zum neuen österreichischen Strafgesetze keinen Platz 
gefunden haben mögen. 

Ist aber dies der Fall, dann wäre es wohl von Interesse 
gewesen, die Gründe kennen zu lernen, die den Verfasser der 
Abhandlung „Über Zwecke und Mittel der Strafe" dazu bestimmt 
haben mochten, die oben erwähnten Strafmittel bei Aufstellung 
des Strafensystems unberücksichtigt zu lassen. 

Eine solche Unterlassung hat allerdings bezüglich der Frage 
der Einführung der bedingten Verurteilung nicht stattgefunden; 
hier sagt Lammasch a. a. O. S. 304: 

„Eine der Hauptforderungen der Reformparteien, der be- 
dingte Strafnachlaß (die sogen, bedingte Verurteilung) wird aller- 
dings für Österreich nicht empfohlen werden können, obwohl die 
Regierung im Jahre 1893 geglaubt- hatte, derselben zustimmen 
zu können, und obwohl rein theoretisch betrachtet. 
Vieles für sie spricht. 

Nirgends bedarf es mehr, als bei uns der festen Über- 
zeugung, daß die Vorteile der Strafgerichte Ergebnisse unbeug- 
samer Gerechtigkeit, nicht aber schwankender Zweckmäßigkeits- 
erwägungen sind. Nirgends mehr als bei uns, muß an dem 
Grundsatze „Gleiches Recht für Alle" festgehalten werden. 

Selbst die unparteilichste Handhabung des bedingten Straf- 
nachlasses durch die Gerichte, insbesondere der Bezirksgerichte, 
in deren Hand diese Institution ja ganz vorwiegend gelegt wer- 
den müßte, gäbe Anlaß zu Zweifeln in diesen Richtungen. 
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Wenn ein Richter heute aus noch so triftigen Gründen 
einem Angehörigen seines Volksstammes diese Rechtswohltat zu- 
teil werden läßt, und sie morgen in einem äußerlich ähnlichen, 
innerlich aber grundverschiedenen Falle aus den zwingendsten 
Gründen einem Angehörigen eines anderen Volksstammes ver- 
sagt, so werden Angriffe gegen die Unbefangenheit dieses Richters 
nicht ausbleiben, die geeignet wären, Ansehen und Wirksamkeit 
der Rechtspflege zu erschüttern. Aus ähnlichen Gründen würde 
bei uns auch die Überwachung der „Bewährung" desjenigen, 
dem der bedingte Straferlaß zuteil wird, noch schwieriger und 
unzuverlässiger werden, als anderswo. 

Nur in solchen Fällen, in welchen der Verzicht auf den 
Strafvollzug an klar umschriebene Voraussetzungen geknüpft 
werde, empfiehlt er sich auch bei uns. Das ist insbesondere der 
Fall bei geringeren Straftaten Jugendlicher, die noch nie oder 
wenigstens nicht anders als an Geld oder mit Haft (Einschließung) 
vorbestraft sind. Für diese Fälle kann in Weiterentwicklung 
der Grundsätze der allerhöchsten Entschließung vom 24. Novem- 
ber 1902 dem Gerichte das Recht erteilt werden, 
sich auf den Ausspruch der Verurteilung zu be- 
schränken und vom Vollzuge der Strafe (Freiheits- 
oder Geldstrafe) abzusehen, wenn die Tat nur auf Un- 
überlegtheit zurückzuführen und Besserung ohne 
Verhängung und Vollzug der Strafe zu erwarten ist". 

Der Grund, den Lammasch hier anführt, um nachzu- 
weisen, daß die bedingte Verurteilung keine Aufnahme in das 
Strafensystem des Entwurfes finden durfte, ist gewiß kein durch- 
schlagender. 

Könnte das von ihm hier geltend gemachte Bedenken für 
richtig angesehen werden, so würde es ja nicht allein gegen die 
Handhabung der bedingten Verurteilung, sondern gegen die ganze 
Rechtspflege in Österreich erhoben werden rriüssen; warum äußert 
Lammasch seine Besorgnis nur dem Institute der bedingten 
Verurteilung gegenüber? 

Wie denn, wenn bei der Suspension der Jury, der Richter 
über Tod und Leben des Konnationalen oder des Angehörigen 
eines anderen Volksstammes zu entscheiden hat, oder, wenn gar 
erst die Geschworenen selbst judizieren, könnten bei gewissen 
Verhältnissen nicht auch da Angriffe auf die Unbefangenheit der 
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Richter stattfinden, die ^geeignet sein dürften, Ansehen und 
Wirksamkeit der Rechtspflege zu erschüttern?" 

Lammasch empfiehlt an Stelle der bedingten Verurteilung 
die richterliche Strafnachsicht, durch welche bei Eintritt gewisser 
Bedingungen die Strafe zur Gänze und sofort erlassen wer- 
den soll. Er dürfte wohl kaum den Nachweis erbringen, daß 
seine Besorgnisse, wenn sie bezüglich der bedingten Verurteilung 
richtig sein sollten, im Falle der Verwirklichung des Institutes der 
richterlichen Straf nachsieht, als gegenstandslos erklärt werden 
könnten I 

Indeß noch schärfer als Lammasch, erklärt sich Hoegel, 
dem gleichfalls eine wesentliche Einflußnahme auf die Abfassung 
des zu gewärtigenden Entwurfes eines neuen österreichischen 
Strafgesetzes zugeschrieben wird, gegen die Einführung der be- 
dingten Verurteilung. 

Derselbe führt in seiner Abhandlung „Die strafrechtliche Be- 
handlung jugendlicher Personen" — AUg. Ost. Ger.-Ztg. J. 1904, 
Nr. 36/38, S. 315 — Folgendes aus: „Dem Richter soll die Mög- 
lichkeit eröffnet werden, bei vorliegender Reife des Jugendlichen 
zwar mit einer Verurteilung vorzugehen, aber von der Verhängung 
einer Strafe abzusehen, wenn es sich um geringfügige Strafsachen 
handelt, der Täter unbescholten ist, und die Tat auf Unbesonnen- 
heit, Not oder ähnliche berücksichtigungswerte Beweggründe 
zurückgeführt werden muß.** 

„Ich denke", so erklärt Hoegel bei diesem Anlasse weiters, 
„dabei selbstverständlich an keine bedingte Straf nachsieht. Mit 
diesem sogenannten Damoklesschwert bleibe man der Rechts- 
pflege vom Leibe . . . Das Strafverfahren und das Urteil wird 
bei anständigen Elementen in der Regel die gewünschte Wirkung 
der Vorbeugung neueriicher Straffälligkeit ausüben. 

Wer da meint, daß die Bewährungsfrist mehr erzielt, ver- 
steht sich schlecht auf die Wirklichkeit. Die ungeheuere Anzahl 
der Erstbestraften bleibt überhaupt nur einmal bestraft, in den 
Ländern, die mit der bedingten Strafnachsicht nicht beglückt sind, 
ebenso wie in jenen Ländern, die mit derselben Staat machen!" 

Die Ausdrücke, deren sich Hoegel hier bedient, um seinen 
ablehnenden Standpunkt gegenüber der bedingten Verurteilung 
zu marquieren, wie beispielsweise die Bemerkung „man bleibe 
mit diesem Institute der Rechtspflege vom Leibe", sind unge- 
wöhnlich scharf, und geben von einer recht unfreundlichen 

Dr. Alois Zucker. Über Strafe und Strafvollntg in ÜberiretungsfdlUn. 9 
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Stimmung gegenüber dem genannten Strafmittel Zeugnis, von 
einer Stimmung, die wir durchaus nicht für gerechtfertigt ansehen 
können. 

Der Sache nach macht Hoegel, so weit wir zu sehen ver- 
mögen, gegen die bedingte Verurteilung doch nur geltend, daß 
die Überwachung des bedingt Verurteilten während der Be- 
währungsfrist schwierig und umständlich sei, und daß die gün- 
stigen Ergebnisse, die insbesondere aus Frankreich betreffs der 
Wirksamkeit der bedingten Verurteilung gemeldet werden, seinen 
Zweifel an ihre Zweckmäßigkeit nicht beheben konnten. (G.-S. B.62.) 

Wir aber sind der Ansicht, daß jene Schwierigkeiten der 
Überwachung der bedingt Verurteilten von Hoegel weitaus über- 
schätzt werden, und, daß kein Anlaß vorliegt, den günstigen 
Berichten, wie sie von den französischen Ministern der Justiz 
wiederholt erstattet wurden (S. oben S. 43 u. ff.), jeden Glauben 
zu versagen. 

Hat sich denn nicht auch in England das analoge Institut 
der ^Probation of First Offenders Act"*) bewährt, warum muß 
den Mitteilungen aus Frankreich und Belgien über die günstigen 
Erfahrungen, die man daselbst mit der ^condamnation condi- 
tionelle"* gemacht hat, ein so beharrlicher Zweifel entgegengesetzt 
werden ? 

So hätte eine gerechte und vorurteilslose Beurteilung des 
vielgenannten Institutes wohl zu dem Entschlüsse führen sollen, 

*) Das als Probation of First Offenders Act 50 und 51 Vict. c. 23 publi- 
zierte Gesetz hat folgenden Wortlaut: 

„Wenn eine bisher noch nicht bestrafte Person einer Gesetzesverletzung 
für schuldig befunden ist, für weiche keine höhere Strafe als zwei Jahre Ge- 
fängnis angedroht ist, so kann der Gerichtshof, wenn derselbe es unter 
Berücksichtigung der Jugend, des Charakters und der Vergangenheit des Täters, 
sowie der geringfügigen Art der Gesetzesverletzung oder der dabei obwaltenden 
mildernden Umstände für angemessen erachtet, den Täter unter der Probe 
seines ferneren guten Verhaltens freizulassen, von einer so- 
fortigen Festsetzung einer Strafe Abstand nehmen. Er kann in 
diesem Falle den Täter mit oder ohne Bürgen unter der Bedingung freilassen, 
daß derselbe während einer zu bestimmenden Zeit auf Ver- 
langen wieder vor Gericht erscheine und sein Urteil entgegen- 
nehme, inzwischen aber den Frieden bewahre und sich wohl- 
verhalte". * 

Wie Aschrott, der bewährte Kenner der englischen Kriminalpraxis, in 
der Liszfschen Zeitschrift Bd. XVII, H. 1, erklärt, ist das im Jahre 1887 er- 
schienene Gesetz anfangs nicht viel zur Anwendung gebracht worden, hat aber 
bald eine umfassendere und vielfach anerkannte Wirksamkeit eriangt. 



- 131 - 

der legislativen Verwirklichung desselben in Österreich keine 
Hindemisse zu bereiten. 

Eines solchen Versuches schiene uns die bedingte Verur- 
teilung doch unter allen Umständen wert zu sein ! 

Aber Lammasch und Hoegel haben einen solchen Ver- 
such perhorresciert, und bringen dafür, wie wir oben citiert haben, 
die Schaffung eines Institutes in Antrag, nach welchem „dem 
Gerichte das Recht erteilt werden soll, bei ge- 
ringen Straftaten Jugendlicher — die noch nie 
oder nur mit Geld oder Haft vorbestraft sind — 
sich auf den Ausspruch der Verurteilung zu be- 
schränken, und vom Vollzuge der Strafe abzu- 
sehen, wenn die Tat nur auf Unüberlegtheit zurück- 
zuführen und Besserung ohne Verhängung und 
Vollzug der Strafe zu erwarten ist". 

Dies wäre ein hoch bedeutsames Novum, welches das Prinzip 
der bedingten Verurteilung, das der bedingten Begnadigung und 
jenes der Probation of First Offenders Act verleugnet, und dem 
Gerichte unter gewissen Bedingungen ein volles Begnadigungs- 
recht einräumt! 

Wohl müssen wir es uns versagen, die vorgeschlagene In- 
stitution des Näheren zu erörtern, zumal auch die Antragsteller 
in den oben citierten Abhandlungen von einer Darstellung und 
näheren Begründung ihres Vorschlages abgesehen haben. 



Im Übrigen „finde der der Institution der sogen, bedingten Verurteilung 
zu Grunde liegende Gedanke — die mit der Vollstrecicung kurzzeitiger Frei- 
heitsstrafen verbundenen Übelslände zu beseitigen und gleichzeitig dem Übel- 
täter durch den ihm während der Probezeit auferlegten psychologischen Zwang 
zur Selbstbeherrschung zu erziehen- offensichtlich in England immer 
weiteren Beifall**. 

Aschrott erklärt dann weiter, daß „nach Äußerungen von Sachver- 
ständigen es sehr leicht möglich sei, daß man in nicht ferner Zeit den 
Probation of First Offenders Act abändern und an Stelle des- 
selben die bedingte Verurteilung in derForm, wie sieinBelgien 
und Frankreich besteht, einführen werde". 

Diese Ausführungen beweisen, daß nicht nur das Prinzip der bedingten 
Verurteilung, sondern auch die Form, in der es in Frankreich und Belgien 
verwirklicht wird, die Anerkennung der englischen Juristen findet, und diese 
Tatsache sollte wohl gleichfalls zu einer günstigeren Beurteilung des Institutes 
führen, als zu jener, an der Hoegel bei der Entscheidung der Frage, ob das- 
selbe in Osterreich Eingang zu finden habe, festgehalten zu haben scheint. 

9* 
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Aber eine Bemerkung sei uns schon hier gestattet. 

Wenn sich Hoegel (a. a. O. S. 315) zum Zwecke der 
Rechtfertigung seines Vorschlages darauf beruft, daß auch „in 
England eine sehr bedeutende ZahlJugehdlicher (und Erwachsener) 
wegen Geringfügigkeit der Straftat vorbehaltlos freigesprochen 
wird,*) so hat er damit ein Zugeständnis gemacht, welches wohl 
zu Gunsten der bedingten Verurteilung verwertet zu werden 
vermag. 

Hat man in England es nicht verschmäht, neben einem 
älteren Institute, auf das sich Hoegel hier beruft, auch noch die 
r Probation of First Offenders Act" ins Leben zu rufen, so ist da- 
durch dargetan, daß man mit der vorbehaltlosen Freisprechung bei 
geringfügigen Straftaten allein, das angestrebte Ziel der mög- 
lichsten Beschränkung der Freiheitsstrafe, nicht zu verwirklichen 
vermag. Und dies ist auch in Wirklichkeit der Fall! 

Ohne uns, wie wir bereits erklärt haben, an dieser Stelle, 
mit dem Meritum des La mmasch-Hoe geloschen Reforman- 
trages des Näheren befassen zu wollen, müssen wir doch darauf 
verweisen, daß das von Lammasch und Hoegel empfohlene 



*) Hoegel hat hier wohl das Verfahren vor Augen, welches in gering- 
fügigen Strafsachen zu einer einfachen Einstellung durch den zur Entscheidung 
berufenen Friedensrichter führen kann. 

Franqueville — Le Systeme judiciaire de la Grande Bretagne 
T. II, 294 - erklärt diesfalls : 

„Un juge de paix, si^geant seul, a le pouvoir d'interroger toute personne 
amen^e devant lui, sous une inculpation quelconque et de prendre une des 
quatre d^cisions suivantes: 

1. La mettre en libert^. II prend le pre'mier parti, lorsque l'affaire lui 
paratt absolument insignifiante et il dälivre ä l'accusö un certificat con- 
statant Tacquittement'. 

Kenner des englischen Rechtes, die die Verhältnisse an Ort und Stelle 
wiederholt beobachtet haben, bestätigen die erwähnte Praxis und geben zu, daß 
dieselbe den Engländern sehr sympathisch sei, machen uns aber aufmerksam — 
was übrigens auch Franqueville bestätigt — daß der Friedensrichter seinem 
freisprechenden Urteile eine „admonestation" an den Beschuldigten folgen läßt, 
und daß das Verfahren zumeist Fälle betrifft, die in Österreich mit kleinen 
Polizeistrafen bedroht erscheinen, wie beispielsweise Übertretungen gegen die 
Fahrordnung, Feld- und Waldfrevel u. s. w. Sobald das eigentliche Gericht 
(Schwur- oder Amtsgericht) funktioniere, gäbe es keine Freisprechung dieser 
Art, es könne dann nur eine Aussetzung der Fällung des Straferkenntnisses 
entweder nach der Probation of First Offenders Act (1887) oder nach der 
Summary Jurisdiction Act (1879) eintreten. 
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Institut der Verurteilung unter sofortiger Nachsicht der Strafe, 
doch nur in jenen Fällen zulässig sein kann, in welchen die 
Besserung des Verurteilten außer jeder Frage steht, und die Straf- 
tat äußerst geringfügig ist. 

Ist dies aber der Fall, dann bedarf es erst recht zur Ergän- 
zung des durch den mehrerwähnten Vorschlag zu inaugurierenden 
Systems der richterlichen Strafnächsicht, eines Institutes, welches 
für den Fall wirksam zu werden hat, als der Verurteilte seine 
Besserungsfähigkeit erat bewähren soll, oder, wenn ein ernsteres 
Delikt begangen wurde, für das schon aus Rücksicht auf die 
öffentliche Meinung eine sofortige richteriiche Strafnachsicht 
nicht ausgesprochen zu werden vermag; und als ein solches In- 
stitut kann doch wohl nur die bedingte Verurteilung oder ein 
Analogon derselben angesehen werden! 

So gelangen wir denn auch auf dem, von den Gegnern der 
bedingten Verurteilung eingeschlagenen Wege, zu einer, wie wir 
glauben, wirksamen Befürwortung des genannten Institutes. 

Die bedingte Verurteilung stellt sich neben anderen Straf- 
mitteln als ein durchaus geeigneter Ersatz für die kurzzeitige 
Freiheitsstrafe dar, von der in konkreten Fällen mit voller Berech- 
tigung und mit einem nicht unwesentlichen praktischen Erfolge 
Gebrauch gemacht werden kann. 

Was sie auszeichnet, ist — wir müssen dies hier wieder- 
holen — der schöne Grundgedanke, daß eine bereits verhängte 
Freiheitsstrafe unverbüßt bleibt, wenn sich der Verurteilte durch 
ein entsprechendes Verhalten dieser Nachsicht würdig gemacht hat. 

Die erziehliche Bedeutung der bedingten Verurteilung 
vermag weder geleugnet, noch herabgesetzt zu werden; dieselbe 
kann in den meisten Fällen nicht ohne günstige Wirkung auf 
den Verurteilten bleiben, weil sie ihm bis zum Ende der Be- 
währungsfrist nicht aus dem Gedächtnisse schwindet. 

Hiedurch kann der Verurteilte in weit verläßlicherer und ergie- 
bigerer Weise vor Rückfällen bewahrt werden, als dies gemeinhin 
durch den Eindruck des Verfahrens allein, und durch den Schuld- 
spruch ohne Strafverhängung zu geschehen vermag. 

Auch die Beschränkung der von Lammasch und Hoegel 
empfohlenen richteriichen Strafnachsicht auf jugendliche Personen 
vermögen wir nicht gutzuheißen. 
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Gerade die Jugendlichen bringen der Bedeutung des Ver- 
fahrens und dem bloßen Schuldspruche nicht immer jenes Ver- 
ständnis entgegen, welches zur Erwartung berechtigen könnte, 
daß sie fortan von der Verübung neuer Straftaten abstehen 
würden; gerade bei ihnen ist die Sorge, daß sie sich ein solches 
Institut im Sinne des „einmal ist keinmal'' auslegen könnten, 
keine ganz ungerechtfertigte. 

So vermöchten wir uns denn mit dem Lammasch- 
HoegeTschen Institute, wenn es statt und nicht neben der 
bedingten Verurteilung seinen Platz finden sollte, kaum zu be- 
freunden, und müssen es bezweifeln, ob sich der Erfolg des- 
selben jenem an die Seite stellen wird, auf den die Anhänger der 
bedingten Verurteilung nach den in nahezu zwei Dezennien 
bereits gesammelten Erfahrungen wohl mit Recht verweisen dürfen. 



J^<i>^ 



Verzeichnis der Druckfehler: 



Auf Seite 44, Zeile 12 von oben: patronage statt p^tronage. 
Auf Seite 78, Zeile 14 von unten: Nachteile statt Nachspiele. 



DIE 



POLIZEIAUFSICHT 



NACH 



ÖSTERREICHISCHEM RECHTE 



MIT 

BESONDERER llÜCKSICHT AUF DIE BESTIMMUNGEN 
DER NEUESTEN STUAFGESETZENTWÜRFE 



VON 



D« ALOIS ZUCKER, 

ORD. PROFESSOR AN DER K. K. CARI^FERDINANDS-UNIVERSITÄT 
MIT BÖHMISCHER VORTRAGSSPRACHE IN PRAG. 



PRAG. 

VERLAG VOX FR. filVNAÖ. 

18ft4. 



-f- 



Druck von J. Otto in Praj?. 



Vorwort. 



Aus einer beabsichtigten Besprechung des im Jahre 1892 
erschienenen Fuhr 'sehen Buches über die Polizeiaufsicht ist 
die vorstehende Abhandlung herausgewachsen, was zur Ent- 
schuldigung einzelner, dem Verfasser wohlbekannter Unvoll- 
kommenheiten derselben dienen mag. 

Fuhr sowohl als Berner, die die «Polizeiaufsicht" zum 
Gegenstande einer selbstständigen Behandlunggemacht haben — 
Letzterer im 33. Bande des Gerichtssaals 1881 — widmeten, 
was ihnen nicht zum Vorwurfe gemacht werden will, der 
Polizeiaufsicht nach österreichischem Rechte keine be- 
sondere Aufmerksamkeit. 

Der Verfasser vermeint aber, dass gerade in Österreich 
die Gesetzgebung über Polizeiaufsicht eine sehr beachtens- 
werthe Rolle spielt und dass insbesondere den älteren Be- 
stimmungen über dieselbe eine Bedeutung zukömmt, der man 
bei Gelegenheit der Besprechung der Arbeiten Anderer nicht 
genügend Rechnung zu tragen vermag. 

Diese Bestimmungen, deren Kenntnisnahme vielfach er- 
schwert erscheint, glaubte der Verfasser Jenen nicht vorent- 
halten zu dürfen, die das Institut der „Polizeiaufsicht" einer 
eingehenden Erörterung und Bourtheilung für werth erachten 
sollten. 

Es lag aber noch ein weiterer (irund vor, der den Ver- 
fasser dieser Abhandlung davon abhielt, seine Anschauungen 
über die Polizeiaufsicht in den beschränkten Rahmen einer 
blos.^en Buchanzeige zu zwängen. 
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Nach äusserst langwierigen, sehr umständlichen Vor- 
bereitungen steht die österreichische Legislation im Begriffe 
mit der Schaffung eiqes neuen Strafgesetzes vorzugehen. 

Die Entwürfe des Letztern halten die Polizeiaufsicht in 
einer so strengen, rücksichtslosen Fassung aufrecht, wie selbe — 
etwa mit Ausnahme Italiens — in keinem andern Staate 
der Welt zu finden ist, und doch hat eine ernste und einge- 
hende Discussion über das Ob und Wie der Polizeiaufsicht 
in Österreich noch nirgends stattgefunden. 

Unter diesen Umständen hielt es der Verfasser für seine 
Pflicht, auf die erwähnte Frage in einer selbstständigen Ab- 
handlung hinzuweisen — ein Unternehmen, zu dem er sich 
durch Umfrage bei zahlreichen bewährten Praktikern er- 
muntert und angeeifert sah. 

Welche Aufnahme und welche Beurtheilung sein Votum 
betreffs der Polizeiaufsicht auch immer finden wird, der leb- 
haften Überzeugung glaubt er Ausdruck geben zu dürfen — 
die Wichtigkeit und die Bedeutung der Frage für die österrei- 
chische Gesetzgebung und Praxis lasse eine eingehendere Er 
örterung deraelben nicht geradezu als überflüssig erkennen. 

Regen diese Zeilen eine solche in irgend welcher Form 
an, so wird der Zweck derselben vollkommen erfüllt sein. 

Prag, im September 1893. 

Der Verfasser. 



I. Zur geschichtlichen Entwicklung der Polizeiaufsicht 

in Österreich. 

Bei dem innigen Zusammenhange zwischen dem älteren 
deutschen und österreichischen Rechte darf die geschichtliche 
Entwicklung der Polizeiaufsicht in Deutschland der Darstel- 
lung desselben Institutes im österreichischen Recht zu Grunde 
gelegt werden. 

Wir können daher, um nicht Gesagtes einfach wieder- 
holen zu müssen, Fuhr's dankenswerthe Abhandlung*) zum 
Ausgangspunkte des historischen Theiles unserer Darstellung 
nehmen, soweit nicht Ergänzungen und Berichtigungen der- 
selben sich als noth wendig ergeben werden. 

Eine solche Berichtigung erscheint uns Fuhr gegenüber 
vor Allem in jenem Punkte nothwendig zu sein, in welchem 
derselbe zwar richtig erkennt, dass die Polizeiaufsicht des 
älteren Rechtes zum Theile mit der sog. poena extraordi- 
naria des gemeinen deutschen Rechtes zusammenhänge, 
aber das Aufkommen dieser poena extraordinaria 
unter Berufung aufLudovici als die „älteste Autorität* erst 
in die zweite Hälfte des 18. Jahrhunderts verlegt 
wissen will.**) 

Diese Ansicht, die Fuhr mit zwei Urtheilen aus Meister's 
rechtlichen Erkenntnissen (1786) belegt, können wir nicht 
gelten lassen. 

*) Dr. Karl Führ, Strafrechtspflege und Socialpolitik. Ein Beitrag 
zur Reform der Strafgesetzgebang auf Grund rechtsvergleichender und 
statistischer Erhebungen über die Polizeiaufsicht. Berlin 1892. 

**) Fuhr S. 1 hiezu die Anm. 1, in welcher Fuhr freimüthig be- 
kennt: „Wie weit die Praxis zurückreicht, konnte ich nicht ver- 
folgen, in den Urtheilsgründen wird sich auf Ludovici als die älteste 
Autorität berufen.** 

Dr. Zucker: Ober Polizeianbicht. \ 



Zahlreiche Qaellenstellen, von denen hier nur ein2elne 
citirt werden sollen, lassen deutlich erkennen, dass schon 
lange vor Ludoyici es Gerichtsgebraach war. Jenen, der die 
Tortur überstand, ohne ein Gestiüidniss seiner Schuld abzu- 
legen, zu einer ausserordentlichen Strafe zu verurtheilen, aus 
welcher (poena extraordinaria) dann aUerdings die Polizei- 
aufziicht hervorgegangen ist 

So erklärt Benedictus Carpzow P. III Qu. 125. 25: 
yReam convictam, et in tortura negantem a poena quidem 
ordinaria eximunt, nihilominus tarnen extraordi- 
naria quadam poena eum plectendum esse statunnt.* 
Cari)zow billigt diese Anschauung mit den Worten: «Quae 
(haec) opinio propterea consentanea videtur, quod aequum sit, 
asperitate poenae ordinariae quid remitti ac juris rigorem 
tempcrari, ob tonnen ta, quae reus de crimine convictus in- 
juria perpessus est: Ab omni tarnen poena immnnis hoc 
casu esse nequit Rens semel convictus, plenis probationibus, 
quae vix per tormenta totaliter pnrgari possunt. 
In qnantum vero poena hoc casu sit mitiganda, quodque 
supplicium Reo irrogandum, discretioni judicis commit- 
tendum est, qui ex probationibus factis, caeterisque 
argumentis et circumstantiis poenam definire debet' 

In diesem Sinne und unter Berufung auf Julius Clarus 
rescribirt Carpzow schon im Jahre 1626, also mehr als Ein 
Jahrhundert vor jenem Zeitpunkte, in welchem nach Fuhr's 
Anschauung die Wendung eingetreten sein soll ,ad requisi- 
tionem Praefecti in Newenwalda*: 

.Ob nun wohl Inquisit der an Peter Apeln begangenen 
Entleibung durch der Zeugen gethane eydliche Aussage zur 
gntige überwiesen worden, unnd dannhero mit der ordent- 
lichen Straffe der Todtschläger gar wohl belegt werden mögen. 
Dieweil er aber dennoch in ziemlicher scharpffer Frage, darzu 
mans ihme doch nicht hätte kommen lassen sollen, erhalten, 
dass er an der begangenen Entleibung unschuldig sey, und 
darumb keine Wissenschaft habe etc. So mag er auch dero- 
wegen am Leib oder Leben nicht gestrafft werden. Er wird 
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aber gleichwohl zu drey oder vier Jahr lang dess 
Landes billich verwiesen.* 

Weiters bemerkt Carpzow: 

»In casu simili Relegationis perpetuae poena fait in- 
dicta M. T. Martisburgum an Küchenmeister Mense April 
1601* und rFustigationis quoque poeuam hoc casu dicta- 
vimus cuidam reo facineroso gegen Eissleben Mense Decemb. 
Anno 1613". 

Ebenso lesen wir in Julius Clarus Sent. Hb. V 
§ ult. qu. 24 n. 38 in fine, ^dass zwar Einzelne für den 
Torquirten, der Nichts zugestanden, volle Freiheit in Anspruch 
nehmen*. »Apud nos autem, quandoque etiam post gravem 
torturam et perseverantiam rei in negatione, ubi iudicia sunt 
valde urgentia, solet Senatus reum condemnare non 
quidem ad poenam ordinariam sed extraordinariam 
puta triremem ad tempus et aliquando etiam in perpetuum, 
praesentius quando reus est valde fumosus*", 

dessgleichen «Prosper Farinacius pi-axis crim. qu. 40. 
n. 11 — latro famosus contra quem populi publica vox, et 
fama, quod talis sit maxime urget, si junctis aliis parücala* 
ribus iudiciis et verisimilitudinibus quae isto casu pene con* 
victum reddant, fuerit durissime tortus, et nihilominus in 
tortura perstiterit, licet propter talem persistentinm 
non possit de jure in poenam sanguinis condemnari, 
quia tamen Iudex habet bene animum informatum, quod sit 
malus et quod si eum liberaret, deteriora committeret, po- 
terit propterea illum vel relegare tamquam hominem 
malae famae vel ad opus publicum condemnare, ut 
civitatem malis hominibus purget. 

Aegidii Bossii tractatus tit. de inquisit. n. 30 . . . 
quando in specie gravissimorum delictorum arguebatur, quae 
in tortura, propter magna iudicia sibi illata, nega- 
verat, eum tamen iudicia ita urgerent ut omnino dicendum 
esset, cum deliquisse. In hoc tamen oasu non recorJor, 
quod aliquis fuerit morte damnatus sed vel damnatus 
in exilium vel ad trircmes missus... 

ir 



Lud. Garer, Practica nova causarum criminal. tractatus 
de iudiciis et tortura n. 202. Quid fiendum, si tortus durat 
et persiBtit in tormentis et in negatione? . . . communis 
practica et observantia est, iudex faciat scribi in actis, 
qualit er tortura fuit moderate adhibita et quae iudicia sunt 
purgata, ideo fuit relaxatus fidejussoribus et sie non in 
totum iiberatur aut absolvitur. 

Zenger tractatus de quaestionibus seu torturis reorum 
cap. Y n. 2. Et quod attinet ad eum, qui in tortura negarit 
se deliquisse, effectus hie est ut ratione iudiciorum absolvi 
debeat ab observatione iudicii et carcere sub juramento 
securitatis; unter Berufung auf die Autorität des Hyppo- 
litus de Marsiliis bestreitet Zenger: iudicem posse reum 
quovis modo condemnare, quamvis ante torturam poteret 
ex probationibus delicti. Etenim probationes, quibus nite- 
batur contra reum jam debilitatae sunt propter perse- 
verantiam ipsius rei in tortura . . . 

Die ausserordentliche Strafe gegen den hartnäckig läug- 
nenden, seiner Übelthat durch die Tortur nicht überwiesenen 
Verbrecher wurde endlich, was Fuhr gleichfalls übersehen 
zu haben scheint, auch von der Theresiana selbst ausdrück- 
lich statuirt So bestimmt Art. 38, § 28 derselben, dass der- 
jenige, der die Anwendung der Tortur überstanden, ohne ein 
Geständniss abgelegt zu haben, insgemein los- und ledig 
gesprochen werden solle, wogegen in dem unmittelbar fol- 
genden § 29 normirt wird: 

„Es kann aber gleichwohl nicht nur ein stäts läug- 
nender, der die Tortur in Ansehung der Hauptmissethat mit 
beharrlichem Verneinen überstanden hat, jenen Falls, wenn 
er andere Verbrechen, oder in Ansehen des Hauptverbrechens 
einige sträfliche Umstände und Vergehungen eingestanden, 
oder deren rechtsbehörig überwiesen worden, sondern auch 
ein bekennend- und nach vollendeter Tortur wieder läug- 
nender Inquisit jenen Falls, wenn seine Widerrufung ganz 
unwahrscheinlich und boshaft zu seyn befunden wird, zu einer 
ausserordentlichen Bestraffung verurtheilet, oder be- 
wandten Umständen nach, da selber ein gar verdächtig- und 



gefährliche Person wäre» aus dem betreffenden Bezirk abge- 
schaffet, oder wohl gar, da er ein Ausländer wäre, auch un- 
geachtet, dass er in nichts geständig oder überwiesen 
gewesen, jedoch als ein landsgefährlicher Mensch aus 
Unseren gesammten Erblanden verwiesen werden/ 

An die Stelle dieser „ausserordentlichen Bestrafung", die, 
wie wir sehen, auch die Theresiana bereits genau kennt, 
daher sie unmöglich im Sinne Fuhr's für ein Verlegenheits- 
product der Praxis aus der zweiten Hälfte des 18. Jahr- 
hunderts ausgegeben zu werden vermag, traten später Polizei- 
massregeln zur Verhinderung der Verübung weiterer Ver- 
brechen, u. zw Haft oder strengere Beaufsichtigung des- 
jenigen, der zwar die Folterung überstandeo, aber auch 
weiterhin als „gefährliches* Mitglied der Gesellschaft ange- 
sehen werden musste. 

Aus der Anwendung dieser strengen Sicherheits- 
massregeln ist zunächst die Polizeiaufsicht des 
älteren Rechtes hervorgegangen. 

In ähnlicher Weise, wie die Urtheile aus der Meister'- 
schen Sammlung werden auch die Strafurtheile der „Halle'schen 
Juristenfacultät** seitens des Verfassers der «Strafrechtspflege 
und Socialpolitik" überschätzt, wenn er unter Citirung zweier 
Erkenntnisse aus den Jahren 1796 und 1799 die Anwendung 
von Sicherheitsmassregeln nach verbüsster Strafe auf eine 
durch jene Halle'schen Erkenntnisse inaugurirte Ge- 
richtspraxis zurückzuführen sucht.'*') Fuhr glaubt dies daraus 
folgern zu können, »weil weder in den Urtheilsgründen noch 
in der Rechtfertigung, die Klein gegenüber den mannigfachen 
Angriffen, welche die Facultät wegen dieser Rechtssprechung 
abzuwehren hatte, in seinem Archive veröffentlichte, sich 
eine Bezugnahme auf ältere Rechtslehrer oder frühere Ent- 
scheidungen finde*. 

Die Schwäche einer solchen Argumentation leuchtet von 
selbst ein. Der Mangel einer ausdrücklichen Berufung auf 
andere Autoritäten kann doch wohl nicht den Nachweis dafür 
liefern, dass die Mitglieder der Halle'schen Juristenfacultät das 

*) Fuhr, a. «• 0. S. 6 u. ff. 



oberwähnte Institut der Anwendung von Sicherheitsmassregeln 
gegen den Verurtheilten nach verbüsster Strafe geradezu selbst 
erdacht und erfunden haben sollten. Wenn es überhaupt 
eines Nachweises bedarf, dass die Verhängung von Sicher- 
heitsmassregeln nach verbüsster Strafe bereits früher be- 
kannt war, 80 citiren wir den Urtheilen aus den Jahren 1796 
und 1798 gegenüber das Strafgesetzbuch Josef U. aus dem 
Jahre 1787, welches in seinem IL Theile § 32 ausdrücklich 
bestimmt; 

«Die Strafe des politischen Verbrechens des Diebstahls 
ist nach dem Grade des unterlaufenen Betruges und des dem 
Beschädigten zugefügten Schadens: Arrest, Züchtigung mit 
Sti'eichen und sonstige Verschärfung. 

Bei Wiederholung des Verbrechens ist die Vorsehung zu 
treffen, dass der Schuldige auch nach ausgestandener 
Strafe durch angemessene Zeit unter der Aufmerk- 
samkeyt der Polizey in Ansehung seiner Aufführung 
und ehrbaren Nahrungserwerbung gehalten werde.* 

Die Polizeiaufsicht nach überstandener Strafe erscheint 
hiedurch für Österreich schon betreffs eines weit früheren 
Zeitpunktes als desjenigen, den Fuhr vor Augen hat, ausser 
aller Frage gestellt. 

Indess von den erwähnten Irrthümern abgesehen, lässt 
sich der Darstellung Fuhr's, so weit sie die geschichtliche 
Entwicklung des Institutes der Polizeiaufsicht in Deut?:ch- 
land betrifft, im Allgemeinen beipflichten und insbesondere 
erscheint jener Theil derselben beachtenswerth, in welchem 
die Anschauungen der Halle'schen Juristenfacultät und deren 
Einfluss auf die Theorie des gemeinen Rechtes zu Anfang 
des vorigen und zu Beginn dieses Jahrhunderts unter Klein's 
führender Autorität dargelegt werden. Es ist von Interesse 
anzusehen, wie sehr sich dieser Rechtslehrer durch die Praxis 
bezüglich der poena extraordinaria beunruhigt fühlte 
und wie er in einer Reihe kleinerer Abhandlungen immer 
und immer wieder auf dieses Thema zurückkömmt, um die 
Haltlosigkeit der damaligen Rechtsanschauungen betreffs des 
Wesens und des Zweckes der poena extraordinaria darzuthun 



und deren Ersatz durch Verhängung von ^Sicherheitstnass- 
regeln-*, die ihrem Wesen nach der heutigen Polizeiaufsicht 
gleichkommen, zu befürworten. So stellt er sich zunächst 
(Arch. des Kriminalrechtes — 1,11. 2. S. 27 — ) die Frage, ob 
der Richter die Grenzen seiner Grewalt überschreite, wenn er 
gegen den, welchen er einstweilen freispricht oder auch mit 
einer Strafe belegt, auf Sicherheit sma$sregeln erkennt? Zwar 
scheine es, als ob der Bichter bei einem solchen Verfahren 
den Polizeibeamten in ihr Amt greife und es könnte viel- 
leicht zweckwidrig erscheinen, wenn entfernte Spruchcol- 
legien auf solche Sicherheitsmassregeln erkennen, weil nur 
die Obrigkeit des Ortes zu einer zweckmässigen Bestim- 
mung derselben ,»geschickt* ist; nallein aus alledem,^ so er- 
klärt Klein, ^folge Nichts, als dass der Richter hiebei mit 
Vorsicht verfahren und der Obrigkeit Vieles überlassen müsse.* 

In einem zweiten sich unmittelbar anschliessenden Auf- 
satze — Arch. des Crimr. I, H. 2, S. 29 — wirft Klein die 
Frage auf, ,^ob ein Verbrecher nach ausgestandener Strafe 
nannoch' zur Sicherheit des gemeinen Wesens gefangen 
gehalten werden dürfe"? und in einem dritten Aufsatze (S. 32) 
fragt der unermüdliche Kritiker, ,ob der Unterschied zwischen 
Freiheitfiverlust zur Strafe und zur künftigen Sicherheit des 
Staates sich mit der Meinung „vertrage", dass der Zweck der 
Strafe die Verhütung künftiger Verbrechen sei*? 

Die Herausgeber des Archives des Criminalrechtes, denen 
ein gewisses Verdienst um die rechtliche Begründung des 
Institutes der Polizeiaufsicht, so weit sie in Deutschland und 
Österreich schon vor der Reception des analogen französi- 
schen Rechtsinstitutes zur Geltung gelangte, nicht abge- 
sprochen zu werden vermag, schritten endlich (1798) ,um 
die Auflösung dieser ebenso schwierigen als wichtigen Auf- 
gabe zu bewirken", zur Ausschreibung eines für die dama- 
ligen Verhältnisse ziemlich hohen Preises von 50 Rthlr. in 
Gold und verlangten die Beantwortung der Frage: 

»Inwiefern lässt sich eine ausserordentliche Strafe, welche 
nicht als blosses Sicherheitsmittel, sondern als eigentliche 
Strafe erkannt wird, rechtfertigen? und wenn dieses nicht 
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möglich ist, welches Mittel kann man an deren Stelle setzen, 
um anf der einen Seite das gemeine Wesen gegen listige 
und hartnäckige Verbrecher und auf der andern die ohne 
ihre Schuld Verdächtigen gegen den Eigendunkel und die 
Willkühr des Richters zu schützen?'' 

Von den eingelaufenen Arbeiten gelangten vier zur Ver- 
öffentlichung (Arch. des Criminalrechtes Bd. III), an der 
Spitze derselben die mit dem Preise gekrönte Abhandlung 
£ isen hart's, deren Inhalt Fuhr ziemlich ausführlich skizzirt,"^) 
wogegen wir mit einigen Worten auf die von Fuhr unbe- 
achtet gebliebenen Abhandlungen der übrigen Preiswerber 
zurückkommen zu sollen glauben, weil sich in ihnen die 
gemeinrechtliche Doctrin jener Epoche, die auch auf das 
österreichische Rechtsleben nicht ohne Einfluss blieb, aufs 
Deutlichste abspiegelt. 

Ebenso wie Eisenhart verwirft Vezin (Arch. des Crimi- 
nalrechts B. 3, St. 3, S. 43 u. ff.) die Verhängung einer ausser- 
ordentlichen Strafe bei unvollständigem Beweise; dieselbe sei, 
insoferne sie gegen den nicht vollkommen überwiesenen Be- 
schuldigten verhängt werde, in der That eine sehr ausser- 
ordentliche Strafe. Guilty ar not guilty — darunter gebe es 
kein Mittel! 

Der Angeschuldigte sei des ihm angeschuldigten Ver- 
brechens überwiesen oder nicht überwiesen, mithin in den 
Augen des Richters schuldig oder unschuldig. Ist er jenes, 
so müsse die ordentliche, das heisst die in dem Gesetze auf 
das Verbrechen bestimmte Strafe wider ihn erkannt; ist er 
dieses, so könne er gar nicht gestraft werden. Dieser Satz 
sei unwiderleglich, die entgegengesetzte Meinung sei geradezu 
abenteuerlich. 

Aber es sei Recht und Pflicht des Staates Sicherheit zu 
verschaflen und daher von dem eines Verbrechens nicht voll- 
kommen überführten, aber doch durch eigene Schuld sehr 
verdächtigen, mithin sehr gefährlichen Menschen Bürg- 
schaft zu verlangen, an deren Stelle, wenn sie nicht geleistet 

*) Fuhfj a. a. 0. § 3. 



zu werden vermag, Verwahrung oder strenge Polizei- 
aufsicht zu treten hat. 

Yezin leitet das Recht zu diesen Massregeln aus Art. 176 
der Carolina ab, welcher unter der Überschrift: »Von Straf 
oder Versorgung der Personen, von denen man aus erzeigten 
Ursachen Übel und Missethat warten muss' — ausdrücklich 
Folgendes bestimmt: 

»Wenn von einem Menschen, weil er die Urphede ge- 
brochen, oder nach verbüsster Missethat mit einer ähn- 
lichen gedroht, und doch das Leben nicht verwirkt hätte, 
oder andern genügsamen Ursachen nicht zu erwarten 
stehe, dass er seine Mitbürger mit gewaltsamen thätlichen 
Beschädigungen verschonen, oder sie bei ihren Rechten un- 
gekränkt liesse, und dann dieser Verdacht rechtlich erwiesen 
sey: so solle derselbe, falls er nicht nothdürftige Caution, 
Gewissheit oder Sicherheit zu leisten vermöge, bis dahin, 
dass solches geschehen, im Gefängnisse aufbewahrt werden. ' 

Auf diesen Wortlaut der citirten Bestimmung sich be- 
rufend, vermeint Vezin, dass dort, wo die Carolina gilt, 
nach Art. 176 und da, wo sie nicht gilt, nach der allgemeinen 
Analogie des Strafrechtes der Richter allerdings befugt sei, 
in den Fällen, da man sonst zu der ausserordentlichen Strafe 
seine Zuflucht nahm, mithin gegen zwar unüberführte, aber 
doch durch ihre Schuld verdächtige und gefährliche Personen, 
Sicherungs- und Präventionsübel zu erkennen. 

Ein weiteres Gutachten (Bergk, Arch. des Crimr. III. H. 3 
S. 65) verwirft gleichfalls die ausserordentliche Strafe bei 
unvollständigem Beweise und die weitere Anhaltung eines 
Verbrechers, der seine Strafzeit überstanden hat. Der Staat 
solle im letztern Falle dem Entlassenen Arbeit ver- 
schaffen, er müsse für Arbeitshäuser sorgen, wo es 
für den Unbeschäftigten zu thun gibt. 

Die Polizei mag über einen offenbar Schuldigen, der 
seine Freiheit wieder erhält, wachen und ihn durch ihre 
Aufmerksamkeit vom Verbrechen abhalten, aber diese Ver- 
fügung dürfe nur solche treffen, zu deren Verurtheilung bloss 
noch das Eingeständniss mangelt; darüber, ob Jemand einer 
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derartigeil Aufsicht der Polizei übergeben werden soll, hätten 
Geschworene zu entscheiden. 

Im Gegensatze zu den hier citirten Abhandlungen stellt 
sich die Darlegung Zachariae's — Arch. des Crimr. III. St. 1, 
S. 1 u. flf.) — auf den Standpunkt, dass der Staat berechtigt 
sei, nicht bloss auf Grund eines vollkommenen Beweises, 
sondern auch auf den Verdacht hin, dass der Angeschuldigte 
das Verbrechen begangen habe, eine — ausserordentliche — 
Strafe zu verhängen, diese Strafe sei aber als eine Art von 
Sicherheitsleistung zu betrachten und diese kann erfolgen: 

1. durch ein blosses Versprechen keine weiteren Ver- 
brechen zu begehen, 

2. durch Pfandbestellung und durch Bürgschaftsleistung, 

3. durch die Beschränkung des Aufenthaltes einer ge- 
wissen Person auf einen gewissen Ort (Confination) und durch 
Verhaftung. 



Uns interessirt in der reichhaltigen Doctrin, die sich 
über diese ganze Frage entwickelte, mit Bücksicht auf die 
österreichischen Verhältnisse vornehmlich jener Streitpunkt, 
der darin gipfelte, ob der Richter eine Ingerenz auf die Ver- 
hängung der Polizeiaufsicht auszuüben habe, oder ob Ver- 
hängung und Vollzug derselben ausschliesslich Sache der 
Verwaltungsbehörden sei. Die oben citirten Schriftsteller, 
insbesondere Eisenhart, nehmen die Ausübung des Polizei- 
rechtes für den „peinlichen* Richter in Anspruch. »Wer 
anders als der peinliche Richter könne und dürfe bestimmen, 
ob der Inquisit nur einen unvollständigen Beweis gegen sich 
habe, in welchem Grade er verdächtig ist und ob der ihn 
beschwerende Verdacht von der Beschaffenheit sei, um die 
Ergreifung von Sicherheitsmassregeln zu rechtfertigen.* 

Andere Schriftsteller, wie insbesondere Leyser (medit. 
Sp. 641. 10, 11, 12), Struben (Rechtl. Bed. Th. 2, B. 117) 
und Feuerbach (Revision Th. 1, S. 334) behaupten dagegen, 
dass der peinliche Richter zu nichts Anderem befugt sei, als 
nach dem Gesetze zu urtheilen, und dass derselbe seine Ge- 
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walt widerrechtlich überschreite, wenn er selbst polizeiliche 
Verfügungen erlasse. Er habe daher nur über die Lage der 
Dinge und über die zu treffenden Sicherheitsmassregeln an 
die „höchste" Regierung zu berichten und dieser anheim zu 
geben, was dieselbe darauf zu verfügen für nöthig erachte. 

Der letztere Standpunkt, den insbesondere Feuerbach 
vertrat, hat die österreichische Gesetzgebung vollkommen zu 
dem ihrigen gemacht, indem das Strafgesetz vom 3. Sep- 
tember 1803, Th. II, § 455 Folgendes verfügt: 

„Überzeugt sich das Criminalgericht aus der Untersuchung, 
dass die nur aus Abgang rechtlicher Beweise erfolgende un- 
bedingte Entlassung des Beschuldigten aus dem Gefängnisse 
oder des Verurtheilten aus dem Straforte für die öffentliche 
Sicherheit sehr bedenklich sein würde, so soll es im ersten 
Falle vor der Kundmachung des Urtheils, im zweiten vor 
Ende der Strafzeit die Umstände sammt allen Acten dem 
Obergerichte vorlegen.* 

»Das Obergericht hat die Anzeige an die oberste Justiz- 
stelle, diese aber die weitere Anzeige mit ihrem Gutachten 
an die politische Hofstelle zu machen, damit von derselben 
die zweckmässigen politischen Vorkehrungen getroffen werden.* 

Die im österr. Rechte mit einer gewissen Vorliebe 
festgehaltene Selbstständigkeit der Criminal- und Verwal- 
tungsbehörden, die wir schon bei einem andern Anlasse 
hervorgehoben haben — Meine Untersuchungshaft IL S. 23 
u. ff. — erscheint hier ins volle Licht gestellt. Der Richter 
muss sich an das Obergericht, dieses an die oberste Justiz- 
stelle und letztere an die politische Hofstelle wenden, damit 
erst im Wege des erneuerten Instanzenzuges das Nothwendige 
rücksichtlich der Verhängung der Polizeiaufsicht vorge- 
kehrt werde. 

Die Nicht-Einmengung des Richters in die „Geschäfte* 
der mit der Obsorge für die allgemeine Sicherheit betrauten 
Behörden erscheint hier zum obersten Princip erhoben und 
in nahezu schroffer Unabhängigkeit von einander walten 
Justiz- und Polizeibehörden ihres Amtes; die Justiz hat nur 
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mit der bereits verübten, die Polizei mit der erst zu ge- 
wärtigenden Übelthat zu thun. 

Von dieser Unabhängigkeit der Verwaltung gegenüber 
der Justiz geben jene fast zahllosen politischen Verordnungen 
und Erlässe Zeugniss, durch welche ohne jede Rücksicht auf 
den Inhalt des ergangenen richterlichen Erkenntnisses das 
Verfahren gegen die aus den Strafanstalten tretenden Sträf- 
linge und die wegen Mangel an Beweis (ab instantia) ent- 
lassenen Untersuchungsgefangenen geregelt erscheint. 

So wird nach einer noch in die Begierungszeit der 
Kaiserin Maria Theresia fallenden Hof-Entschliessung 
vom 30. Mai 1778 den aus dem Straforte tretenden Deli- 
quenten , untersagt sich ohne Erlaubniss von ihrem ange- 
wiesenen Aufenthaltsorte wegzubegeben; insofeme sie aber, 
ohne erwirkte Erlaubniss sich dennoch hinweg und zur 
Landstreichung begäben, so ist sogleich von dem betreffenden 
Wirtschaftsamte an das Kreisamt und von da ebenfalls 
unverweilt, nebst Beischliessung der Beschreibung zur nöthi- 
gen zu treffenden Vorkehrung die Anzeige an die Landes- 
stelle zu machen. Eine weitere Bestimmung dieser Hofent- 
schliessung lautet: «Abgestraften Deliquenten soll ins- 
besondere durch Anhaltung zur Arbeit der so viel 
thunliche Lebensunterhalt verschafft werden.** 

Im unmittelbaren Zusammenhange mit der erwähnten 
Hofentschliessung steht das Hofkanzleidecret vom 17. Octo- 
ber 1811, Inhalt dessen „Bei Veränderung des Wohnbezirkes 
diejenige Behörde, in deren Bezirk der entlassene Sträfling 
übertritt, zur gleichmässigen Aufsicht anzuweisen sei 
und die Polizeibehörden, beziehungsweise die Ortsobrigkeiten 
die erforderliche Aufmerksamkeit auf diejenigen Individuen 
zu verwenden haben, welche nach ausgestandener Strafe aus 
den Straforten entlassen worden sind". 

Speciell für Wien wurden nachfolgende, das Wesen der 
damaligen Polizeiaufsicht klar kennzeichnende Verordnungen 
erlassen : 

„Die Polizeybehörde hat darüber zu wachen, dass die 
aus dem Griminal- oder politischen Verhafte entlassenen 
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Sträflinge... ihren ordentlichen Nahrungserwerb fin- 
den nnd hiedurch vom Rückfalle in die abgebüssten oder 
in andere Vergehen abgehalten werden" (Hofkanzleidecret 
vom 3. October 1811). 

«Jeder aus einem Strafarreste entlassene Verbrecher 
oder schwerer Polizeyübertreter ist einer immerwährenden 
Aufsicht zu unterziehen und es ist zu verhüthen, dass sie 
nicht 80 leicht die wieder erhaltene Freiheit missbrauchen *" 
(Hofkanzleidecret vom 28. Juli 1811). 

»Die Polizey-Ober-Direction hat nach den vorhandenen 
Daten selbst die nöthige Aufmerksamkeit auf die betreffenden 
Individuen zu wenden, und zugleich auch die Ortsobrigkeit 
jener Gegend — wohin der Sträfling zu gehen sich 
erklärt — von seiner Ankunft zu benachrichtigen, damit 
der entlassene und wieder in Freiheit gesetzte Sträfling sich 
nicht allein von dem angegebenen Aufenthalte nicht unbe- 
merkt entfernen, sondern auch zugleich unter den Augen 
der wachenden Behörde bleiben kann." 

In einem Circulare der Polizey-Ober-Direction vom 
31, October 1825 wird verordnet, ,dass es noth wendig sei 
alle jene Individuen, welche aus dem Strafhause entlassen 
werden, bei ihren Austritte sogleich einer fortwährenden 
genauen polizeilichen Überwachung zu unterziehen* etc. 

Ein ganzes System von Bestimmungen, wie mit den 
entlassenen Sträflingen zu verfahren sei und von welchen 
Intentionen der Gesetzgeber sich hiebei leiten lasse, gibt 
uns die wiederholt publicirte Verordnung des böhmischen 
Guberniums vom 6. März 1834 Z. 7174 Prov. Ges. S., welche 
lautet : 

«Schon nach der am IG. Februar 1809 Z. 2332 in Folge 
Hofkan55lei-Decrete8 vom 28. Dezember 1808 Z. 24.652 er- 
lassenen Gubernialverordnung haben Se. Majestät bei dem 
Umstände, dass mehrere Fälle vorgekommen sind, wo die 
Sicherheit und das Eigenthum durch Sträflinge verletzt worden 
ist, zu verordnen geruht, dass Verbrecher zwar nach 
ausgestandener Strafe nicht weiter ihrer Freiheit 
beraubt werden können, wohl aber während ihres Arrestes 
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alles Mögliche zur Bewirkung ihrer Besserung vorgekehrt 
und fest darauf gehalten werden müsse, dass die po* 
litischen undPoIizeybehörden dergleichen entlassene 
Sträflinge in strenge Aufsicht nehmen und möglichst 
sorgen, damit sie durch Müssiggang der bürgerlichen 
Gesellschaft nicht wieder schädlich werden/ Nun 
folgt die Aufzählung der einzelnen Verordnungen und Erlässe 
über diesen Gegenstand, worauf es weiter heisst: 

, Ungeachtet dieser allerhöchsten und hohen Verordnungen 
haben doch mehrfältig vorgekommene Fälle die Überzeugung 
geliefert, dass die öfiPentliche Sicherheit, zumal auf dem 
flachen Lande, besonders dadurch gefährdet werde, weil die 
politischen Obrigkeiten die vorgeschriebene Aufsicht über die 
entlassenen Sträflinge nicht gehörig und sorgfältig genug 
führen und dadurch den Hang dieser Menschen zum Müssig- 
gange und zur Landstreicherei mit allen daraus hervor- 
gehenden Verbrechen nähren und begünstigen. 

Das Gubernium findet sich demnach bemüssigt die in 
dieser Beziehung bestehenden gesetzlichen Vorschriften wie- 
derholt zur strengsten Beobachtung zu republiciren.* 

In diesem Sinne wird verordnet: 

1. Dass die Obrigkeit anzuzeigen habe, wenn ein ihr 
als heimkehrend angezeigter Sträfling in seiner Heimats- 
gemeinde nicht zur rechten Zeit eintrifil 

2. u. 3. Dass die Obrigkeit dafür Sorge tragen 
solle, damit der entlassene Sträfling sich seinen 
Unterhalt verdiene. 

4. Dass der entlassene Sträfling in seinem Wohnorte 
unter besondere Aufsicht zu stellen sei, damit das Amt oder 
der Magistrat von jeder seiner Handlungen, durch welche 
die öffentliche oder Privatsicherheit gefährdet erscheinen 
könnte, sogleich Kenntniss erhalte. 

5. Dass die Reisen und Entfernungen vom angewiesenen 
oder sonst gewählten Wohnorte nur gegen besondere Er- 
laubniss vorgenofiimen werden dürfen. 

6. Dass die Unverbesserlichen in das Zwangsarbeitshaus 
abgegeben zu werden haben.'' 
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Verordnungen ähnlichen Inhaltes ergehen in den Jahren 
1836 und 1837, weiters im Jahre 1839 und speciell für 
N.-Österreich im Jahre 1845 u, s. w. 

In die neuere Zeit fällt ein Erlass der Wiener Stadt- 
bauptmannschaft vom 21. Mai 1851 Z. 9828, welcher unter 
Berufung auf vielfache, bereits früher erlassene Vorschriften 
bezüglich der Polizeiaufsicht erklärt: «Diese Beaufsichtigung 
ist jetzt noch dringender angezeigt, als sie es in frühereu 
Jahren war, sie besteht überall und selbst in Frankreich 
müssen gefährliche Subjecte nach abgebüsster Strafe für so 
lange zur Verfügung der politischen Behörden gestellt werden, 
als diese es für nothwendig erachtet, und die für die Sicher- 
heitsbehörden im lombard.-venet. Königreiche aufgestellten 
ndisciplina per una rigorosa serveglianza sui precettati piü 
periculosi" schreiben vor, dass dergleichen Individuen einer 
ganz besondem ununterbrochenen genauen Invigilirung unter- 
zogen, mit eigenen Büchelchen über ihr Thun und Treiben 
versehen, strenge controUirt zum Beimhausebleiben vom 
abendlichen Ave Maria bis zu den Frühstunden verhalten 
und zu diesem Zwecke von Zeit zu Zeit bei Nacht in ihren 
Wohnungen Visitationen vorgenommen werden müssen ..." 

Nach diesem Vorbilde wird für die Stadt Wien ver- 
ordnet: 

1. In jedem Bezirke ein Verzeichniss der unter beson- 
derer Polizeiaufsicht stehenden Personen zu führen u. s. w. 
und die Übersiedlung eines Überwachten in einen anderen 
Bezirk sofort bekannt zu geben; 

2. die überwachten »Subjecte" werden angewiesen den 
jedesmaligen Wechsel ihres Aufenthaltes allsogleich der poli- 
tischen Obrigkeit anzuzeigen, ausserdem jede Woche, oder 
nach Erforderniss auch öfters vor derselben zu erscheinen 
und nachzuweisen, 

a) ob sie eine Beschäftigung oder Erwerb haben; 

b) worin dieser besteht; 

c) ob sie die verflossene Woche hindurch fortwährend bei 
Hause waren oder wo sie sich aufgehalten hatten und 
ob sie 

d) alle Nächte regelmässig zu Hause zubrachten. 
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3. Bei einer etwaigen Entfernung hat das Keiseziel und 
der Reisezweck genau nachgewiesen zu werden. 

4. Diese Beschränkungen haben aber nur so lange fort- 
zudauern, als sich keine ernstliche Besserung des Subjectes 
erwarten lässt. Wenn dagegen eines dieser Individuen ohne 
eigene Schuld und ungeachtet eines guten Willens nicht 
vermögend wäre ein Erwerb zu finden, so ist ihm «hieb ei 
den allerhöchsten Absichten gemäss, nach Möglich- 
keit vermittelnd an die Hand zu gehen*. 

In ähnlicher Weise ergeht die V. 0. des Min. der Justiz 
von 5. März 1853 Nr. 44 R.-G.-B1., mittels welcher das 
Hofd. vom 30. November 1821 Z. 1818 der J. G. S. republi- 
cirt wird; dasselbe enthält in § 5, Abs. die Bestimmung: 
, Überhaupt wird es den Polizei- und politischen Behörden 
zur strengsten Pflicht gemacht, nach Massgabe der beste- 
henden Vorschriften die polizeiliche Aufsicht über entlassene 
Sträflinge zu pflegen.* 

Eine endliche Regelung erfuhr die Polizeiaufsicht durch 
eine nicht publicirte Verordnung des Ministeriums des Inneren 
im Einvernehmen mit dem Justiz- und Polizeiministerium 
vom 15. Juni 1860 Z. 18.795 über die Behandlung der aus 
den Straf- und Zwangsarbeitshäusern tretenden Individuen. 

Nach Inhalt derselben sollen die austretenden Sträflinge 
von der Gefangenhauscommission in drei Classen getheilt 
werden : 

a) in die Gebesserten, b) in die Besserungsfähigen, c) in 
die Unverbesserlichen. 

Bezüglich der entlassenen Sträflinge der 1. Kategorie 
haben sich die Sicherheitsbehörden jeder ostensiblen Be- 
aufsichtigung, wodurch das verbüsste Verbrechen ohne 
Nutzen für die Gesellschaft, wohl aber zum Schaden 
des Sträflinges ruchbar werden könnte, zu enthalten. 

Es ist dnher insbesondere untersagt über das Benehmen 
des Sträflings Erkundigungen bei denjenigen Personen einzu- 
holen, bei welchen derselbe in Arbeit oder in den Dienst 
getreten, oder zu welchen er sonst in Beziehungen gekommen ist. 
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Sträflinge der zweiten Kategorie sind in ihrem 
selbst gewählten Aufenthaltsorte gehörig zu überwachen, 
dürfen sich aus demselben ohne besondere Erlaubnis nicht 
entfernen, die Behörden haben aber mit allem Eifer ihnen 
bei der Suche nach einem redlichen Nahrungserwerbe 
behilflich zu sein. Haben sie — in der Freiheit — 
Proben einer wahrhaften Besserung an den Tag gelegt, so 
sind sie von den politischen oder Polizeibehörden ausser 
Aufsicht zu setzen. 

Sträflinge der dritten Kategorie werden mittels Schub 
in ihre Zuständigkeitsgemeinde gesendet, und dort mittels 
schriftlichen Erkenntnisses der zuständigen Sicherheitsbehörde 
unter öffentliche Aufsicht gestellt, wodurch sie verpflichtet 
wervlen sich ohne behördliche Bewilligung von ihrem Aufenthalts- 
orte nicht zu entfernen und von jeder Veränderung in ihrem 
Unterstände und Erwerbe der Aufsichtsbehörde Anzeige zu 
machen. Insoweit es im Interesse der öffentlichen Sicherheit 
erforderlich und insoweit es dem Zwecke der Besse- 
rung, der auch bei dieser Gattung von Sträflingen 
das vorzüglichste Augenmerk der Behörden sein 
muss, dienlich ist; können dem Sträflinge mit Rücksicht auf 
dessen Alter, Eigenschaften und Neigungen, mit Rücksicht auf 
die von ihm verübten Verbrechen und die Art und Weise, wie 
er sie begangen hat, dann mit Rücksicht auf die örtlichen 
und sonstigen Verhältnisse noch andere Gebote oder Ver- 
bote auferlegt werden, welche die Behörde in ihrem 
Erkenntnisse klar und deutlich zu bezeichnen hat. 

Hiebei wird es aber der erkennenden Behörde zur 
strengsten Pflicht gemacht, keine Beschränkungen 
oder Pflichten aufzuerlegen, die eine überflüssige, 
durch den Zweck der öffentlichen Sicherheit nicht 
gebotene Belästigung enthalten, oder wodurch der 
Sträfling gar gehindert würde, sich seinen Unter" 
halt in ehrlicher Weise zu verdienen. 

Die Behörde hat dieses Erkenntnis dem entlassenen 
Sträflinge vorzulesen und zu behändigen und es strht dem- 
selben der Recurs an die Landesstelle zu. 

Or. Zucker: Über Polizeiaufsicht. 2 
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Übertretungen der im Erkenntnisse ausgedrückten Ge- 
bote oder Verbote sind von der Aufsichtsbehörde nach § 11 
der k. V. 0. vom 20. April 1864, Z. 96 Il.-G.-Bl. zu bestrafen. 

Einzelne Verbote oder Gebote können nach Massgabe 
der Umstände und des Verhaltens des entlassenen Sträflings 
abgeändert und aufgehoben und bei anhaltender Besserung 
des Sträflings hat die Behörde das Erkenntnis ganz ausser 
Kraft zu setzen. 

Bemerkenswerth ist die bezüglich aller drei Kategorien 
der entlassenen Sträflinge erlassene Schlussbestimmung des 
§ 15. Derselbe lautet: 

Die Aufsichtsbehörden haben sich gegenwärtig zu halten, 
dass mit der blossen polizeilichen Überwachung der hier in 
Frage stehenden Individuen ihre Aufgabe nichl abgethan 
ist. Sie haben vielmehr Mittel und Wege zu suchen, 
wodurch dieselben zur Arbeit und Ordnung gewöhnt 
werden. Ist der entlassene Sträfling ein Handwerker, 
so ist dafür zu sorgen, dass er sein Handwerk fort- 
setzen kann. Ist dies nicht der Fall, oder sollte sich 
zur Fortsetzung des Handwerkes keine Gelegenheit 
ergeben, so hat die Aufsichtsbehörde dahin zu wirken, 
dass ein solches Individuum entweder bei Privaten 
in Dienst gebracht oder zu Gemeinde- oder sonstigen 
öffentlichen Arbeiten verwendet werde. DieGemeinde- 
vorsteher sind berufen und verpflichtet zu diesem 
Zwecke mitzuwirken. 

* * * 

Überblicken wir die hier citirten Verordnungen und 
Erlässe, deren Zahl, wenn wir die Bestimmungen über Schub, 
Ausweisung, Errichtung der Zwangsarbeits- und Besserungs- 
anstalten hinzurechnen, sich auf mehr als ein halbes Tau- 
send beläuft, so ergibt sich, dass die so vielfach aufgestellte 
Behauptung: „Die Polizeiaufsicht sei aus dem französischen 
Rechte recipirt worden** eine irrige sei.*) Dieselbe ist ein 



*) Holtsendorff in seinem Rechtslexicon „Polizeiaufsicht". „Aus dem 
französischen Rechte ist sie von den deutschen Strafgesetzbüchern auf* 
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autochthones, durch zahlreiche und eingehende Bestimmungen 
sorgsam geregeltes Institut. 

Hieran wird Nichts geändert, wenn die letztcitirten Ver- 
ordnungen und Erlässe sich stellenweise auf die französische 
Praxis berufen, da dies sich nur auf die äussere Gestaltung des 
Institutes, nicht aber auf die Rechtsbasis desselben bezieht. 

Das entscheidende Moment liegt darin, dass das franzö- 
sische Recht die Polizeiaufsicht als eine Nebenstrafe an- 
sieht, die in bestimmten Fällen mit der Hauptstrafe dem 
Gesetze nach urtheilsmässig verbunden werden kann, wäh- 
rend in Österreich und dies noch vor Kurzem «die Polizei- 
aufsicht gegen entlassene Gefangene* sich nur als eine be- 
sondere Art der auch sonst vorgeschriebenen nothwendigen 
Aufsicht der Sicberheitsbehörde über verdächtige Personen 
darstellte und deshalb ausschliesslich in die Competenz 
der Polizeibehörde fiel. 

Darum hatte die letztere allein den concreten Fall zu 
prüfen und über ihn zu entscheiden, die richterliche Behörde 
war nur befugt, beziehungsweise verpflichtet von ihrer eigenen 
Anschauung der ihr vorgesetzten richterlichen Oberbehörde 
Mittheilung zu machen, die diese Mittheihmg wieder an die 
politische Laudesbehörde zu leiten hatte (5:5 317 der Straf- 
processordnung vom 29. Juli 1853). 

Die Polizeiaufsicht über entlassene Sträflinge und über 
die ab instantia Freigesprochenen hat in Österreich seit 
mehr als einem Jahrhundertc die eingehendste und sorg- 
fältigste Erörterung gefunden. Der aus der Strafauatalt Ent- 
lassene war nach zwei Richtungen hin Gegenstand der eifrig- 
sten Fürsorge der Gesetzgebung. 

Man suchte die Gesellschaft vor ihm, zugleich aber auch 
durch geeignete Übeigangsbestimmung ihn vor der Gesell- 
schaft zu schützen, indem Bestimmungen erlassen wurden, 
welche die Rückkehr des Sträflings zu der Gesellschaft er- 
leichtern und befördern sollten. 



genommen worden.*' Berner Strafgesetzgebnng in Deutschland § 121 in 
fine Hälschner, Das gemeine deutsche Straf recht §231, Schütte^ Lhrb. 
des d. Strafreehtes (2. Aufl.) § 28 n. a. 
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Zwischen der „Obrigkeit*" und dem „Eutlasseueu** 
hat zunächst ein auf den natürlichen Beziehungen der 
Untcrthanenschaft beruhendes, überdies noch insbesondere 
eingehend geregeltes Verhältnis platzgegriffen, in welchem 
neben der Strenge gegen jeden Excess des Beaufsichtigten 
eine wahrhaft väterliche Fürsorge um das ehrliche Fort- 
kommen desselben platzugreifen hatte, und man kann sich 
wohl kaum der Anschauung verschliessen, dass manche Ver- 
ordnung, die dieses Verhältnis zu regeln hatte, das Richtige 
diesfalls zu treffen wusste. 

So war es nicht allein der Obrigkeit der ständischen 
Epoche, sondern auch noch den landesförstlichen Polizeibe- 
hörden einer späteren Zeit zur besonderen Pflicht gemacht, 
Mittel und Wege ausfindig zu machen, um die aus der Strafe 
oder Untersuchungshaft Entlassenen zur Arbeit und zur 
Ordnung anzugewöhnen, dahin zu wirken, dass ein solches 
Individuum einen passenden Dienst erhalte, das erlernte Ge- 
werbe weiter betreibe, kurz sein ehrliches Brod finde, um 
vor Rückfällen in das frühere Leben gewahrt zu sein. 

Erst in, zweiter Linie stand damals die strengere 
Beaufsichtigung des Entlassenen, die Controle seines Thuns 
und Lassens vom Standpunkte der Sorge um die öffentliche 
Sicherheit. 

Es ist in diesem Punkte eine bemerkenswerthe Analogie 
mit dem Systeme des englischen Rechtes, dessen später noch 
gedacht werden soll, zu verzeichnen. Da.s, was in England 
erst nach mehrfachen anderweitig vorgenommenen vergeb- 
lichen Versuchen, als praktische Lösung der Frage erkannt 
wurde: Die amtliche Thätigkeit darauf zu concentriren, zu- 
nächst, um das harte Loos des entlasseneu Sträflings zu 
lindern, sodann aber auch, um jeder Ausschreitung desselben 
mit Festigkeit und Strenge zu begegnen — das wurde früh- 
zeitig auch in Österreich anerkannt, angestrebt, aber leider 
nicht zur wünschenswerthen Entwicklung gebracht! 

Zunieiöt unter dem Einflüsse politischer Verhllltnit^se, 
hat, wie wir zeigen werden, die Ausge;>taltung der Polizei- 
aufsicht in Osterreich eine andere Richtui g eingeschlagen 
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als jene, die ihr ursprünglich eigen war, und gerade da- 
durch gieng die Möglichkeit verloren, zu den angestrebten, 
erspriesslichen Resultaten zu gelangen. 

Auf den bisher entwickelten vielverheissenden Stamm 
wurde die fremdrechtliche Polizeiaufsicht als Neben- 
strafe und Straffolge aufgepfropft und hiedurch büsste 
das Institut jene Eigenschaften ein, die es bisher dazu prae- 
destinirt hatten, auch zu Gunsten des „Beaufsichtigten" wirken 
zu können. 

Die Polizeiaufsicht, die früher über dem Entlassenen 
stand, um sein Verhältnis zur Gesellschaft zu regeln, wandte 
sich nunmehr als Nebenstrafe ausschliesslich gegen den- 
selben und hiebei nahm sie jene kalten bureaukratischen Formen 
an, unter deren Herrcchaft weder das Interesse der Gesell- 
schaft noch jenes des Beaufsichtigten irgend welche wesent- 
liche Förderung zu erfahren vermag. 

Über die Dauer der Strafzeit hinaus sollte nunmehr 
dem Verurtheilten Übles zugefügt werden, und er soll die 
Folgen seines Thuns auch nach der Verbüssung der eigent- 
lichen Strafe zu empfinden haben. 

Das Moment der Fürsorge um den Beaufsichtigten, die 
Berücksichtigung der Lage, in der er s'ch nach seiner 
Entlassung befindet, gelangt in der Gestaltung, welche die 
Polizeiaufsicht in den neueren noch heute geltenden Gesetzen 
erhält, nicht mehr zum Ausdruck; er soll nur mehr der Gewalt 
des Gesetzes sich beugen, das zum Schutze des Gemeinwesens 
wider ihn erlassen wurde. 

Ob aber dieser Schutz des Gemeinwesens durch die Polizei- 
aufsicht verwirklicht zu werden vermag, und ob das Einzeln- 
interesse des Beaufsichtigten jenem Streben zur Gänze auf- 
geopfert werden darf, wird einer eingehenden Erörterung und 
Prüfung zu unterziehen sein. 



II. Die Polizeiaufsicht über entlassene Sträflinge nach 
den gegenwärtigen gesetzlichen Bestinfimungen. 

Die Darstellung derselben muss von § 26 des geltenden 
Strafgesetzes vom 27. Mai 1852 ihren Ausgangspunkt nehmen. 

Der letzte Absatz desselben bestimmt: 

»Die Regelung der Vorschriften über die Stellung abge- 
strafter Verbrecher unter Polizeiaufsicht und die Bestimmung, 
inwiefern die Gerichte dabei Einfluss zu nehmen haben, bleibt 
besonderen Anordnungen vorbehalten* 

Sinn und Zweck der hier citirten Bestimmung erläutert 
in geradezu autoritativer Weise jener österreichische Rechts- 
gelehrte, dem die Hauptarbeit bei der „neuen Ausgabe* des 
Strafgesetzbuches vom 3. September 1803 zugefallen war. 

Hye (Commentar S. 422) erklärt: ^Dieser Schlusssatz ist 
vor der Hand noch rein theoretischen Inhalts, indem 
er die Zukunft eines für die öffentliche Sicherheit sehr noth- 
wendigen Praeventivinstitutes in Aussicht stellt, welches eine 
in der Praxis oft empfundene Lücke in dem Systeme der 
vaterländischen Gesetzgebung ausfüllen soll, obgleich das- 
selbe wenigstens in seinen leitenden Grundsätzen 
dem bisherigen Strafgesetze vom 3. September 1803 
(Zeuge dafür ist sein §455 des ersten Theiles) nicht 
fremd war. 

Allein in den neuen deutschen Strafgesetzen hat man 
dasselbe viel genauer motivirt, und mit Vermeidung jener 
mannigfachen Nachtheile, welche es nach der Erfahrung in 
Frankreich nach sich gezogen hat, nur auf gewisse Verbrechen 
und vorzüglich gefährliche Individuen beschränkt... Dankens- 
werth ist es, dass der höchste Gesetzgeber jetzt schon erklärte, 
„dass auf die Verhängung und Handhabung dieser polizei- 
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liehen Aufsicht auch die Gerichte einen Einfluss haben 
werden, indem gerade dadurch am zuverlässigsten jene man- 
nigfachen Gefahren für die bürgerliche Gesellschaft hintan- 
gehalten werden, welche die einseitige Verhängung und Voll- 
ziehung derselben durch die Polizeigewalt nach sich ziehen 
könnte." 

Die Hoffnung des Verfassers und Commentators des revi- 
dirten Strafgesetzes gieng jedoch nicht sofort in Erfüllung. 

Die am Schlüsse des vorangehenden Abschnittes citirte, 
dem Strafgesetze vom Jahre 1852 nachgefolgte Verordnung 
vom 15. Juni 1860 legte die Statuirung und Durchführung 
der Polizeiaufsicht noch zur Gänze in die Hand der Ver- 
waltung, wenngleich das französische System schon in ein- 
zelnen Punkten bezüglich der Art und Weise der Überwa- 
chung des unter Polizeiaufsicht Gestellten zum Durchbruche 
gelangt war. 

Die volle Reception des französischen Systems, welches 
die Polizeiaufsicht als Neben strafe unter die Ingerenz des 
Richtere gestellt wissen will, vollzog sich erst später, und 
zwar zum grossen Theile unter einem mehr politischen Ge- 
sichtspunkte. 

Die mit dem Jahre 1861 in Österreich eingetretene Ver- 
fassungsaera brachte die üblichen Staatsgrundgesetze betreflfend 
den Schutz der politischen Freiheit, der Freizügigkeit, des 
Hausrechtes auch in Österreich zur formellen Wirksamkeit 
und Anerkennung. 

Mit diesen verfassungsmässigen Freiheiten glaubte mau 
das Institut der Polizeiaufsicht, wie es nach Massgabe der 
bisher geltenden Verordnungen und Erlässe gehandhabt wurde, 
nicht mehr in Einklang bringen zu können und so war man 
bemüht einen Modus zu finden, nach welchem das genannte 
Institut, auf das man nicht verzichten zu können glaubte, 
neben den staatsgrundgesetzlichen Bestimmungen über Frei- 
heit der Person, des Ilausrechtes u. s. w., aufrecht erhalten 
zu werden vermöchte. 

Der Vorgang gestaltete sich hiebei zu einem überaus 
einfachen. 
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Man gab den polizeilichen Befugnissen, die sich bisher 
auf Verordnungen, Circuläre, Erlässe stützten, eine andere 
Basis, indem man erklärte: Die erwähnten Befugnisse werden 
fortan auf Grund eines Gesetzes ausgeübt; sobald die gesetz- 
gebenden Factoren eine Vorlage annahmen, in welcher die 
polizeilichen Befugnisse gesetzliche Sanction erhielten, ver- 
meinte man allen Anforderungen des Rechtsstaates vollkommen 
entsprochen zu haben. 

Weiters recipirte man die französische Lehre von der 
Polizeiaufsicht, indem man dieselbe als Nebenstrafe oder Straf- 
folge bei Verurtheilung wegen bestimmter Delicte statuirte; 
man gab dem Richter die Befugnis die Zulässigkeit der Polizei- 
aufsicht auszusprechen und trug sodann kein Bedenken, der 
Polizeibehörde die wirkliche Verhängung und den Vollzug der- 
selben zu überlassen. Bei dieser überaus einfachen Umge- 
staltung des bis dahin rein polizeilichen Institutes fand man 
es aber für gut, die Bestimmungen bezüglich der Handhabung 
der Polizeiaufsicht aufs äusserste zu verschärfen, so dass 
Östen'eich das traurige Vorrecht besitzt, die strengste Polizei- 
aufsicht zu haben — neben Deutschland, dessen gesetzliche 
Bestimmungen über Polizeiaufsicht durch das deutsche Reichs- 
strafgesetz wesentlich gemildert wurden, neben Ungarn, 
welches das erwähnte Institut nie anerkannt hat. 

In diesem Sinne ergieng zunächst das Gesetz vom 27. Juli 
1871 Nr. 88 R.-G.-Bl. in Betreff der Regelung der polizei- 
lichen Abschaffung und des Schubwesens.*) 



*) Dasselbe lautet in seinen Hnuptbestimmungen §§ If 2, 4, 5, 6, 7: 

§ 1. Die Abschiebung aus einem bestimmten Orte oder Gebiete 
mit der Verweisung an die Zuatändigkeitsgemcinde oder bei Personen, 
welche dem Geltungsgebiete dieses Gesetzes nicht angehören, über die 
Grenze dieses Gebietes darf aus polizeilichen Rücksichten nur gegen 
nachstehend bezeichnete Personen erfolgen, als: a) gegen Landstreicher 
und sonstige arbeitsscheue Personen, welche die öffentliche Mildthli- 
tigkeit in Anspruch nehmen; h) gegen ausweis- und bestimroungslose 
Individuen, welche kein Einkommen und keinen erlaubten Erwerb nach- 
weisen können; c) gegen öffentliche Dirnen, welche dem behördlichen 
Auftrage zur Abreise keine Folge leisten; d) gegen ans der Haft 
tretende Sträflinge und Zwänglinge, insofern sie die Sicher- 
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An dieses schloss sich das Gesetz vom 10. Mni 1873 Nr. 108 
R.-G.-B1., womit polizeistrafrechtluhe Bestimmungen wider 



heit der Person oder des Eigenthums gefährden. Bei wieder- 
holter Abschiebung kann das Vorbot der Rückkehr aiiages prochen 
werden. 

§ 2. Die polizeiliche Abschaffung aus einem oder mehreren 
Orten mit dem Verbote, dahin jemals oder binnen einer bestimmten 
Zeit zurückzukehren, darf nur gegen die im § 1 bezeichneten Personen 
und nach den Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes stattfinden. 
Sic hat dann einzutreten, wenn die Gefährdung der Öffentlichen Inter- 
essen, m deren Schutz die Abschiebung bestimmt ist (§ 1), vorzugs- 
weise nur für den Ort besteht, aus welchem die Person entfernt werden 
soll. Die Abschiebung oder Abschaffung einer Person aus ihrer Zu- 
ständigkeitsgemeindc ist unstatthaft. Mit der Erwerbung der Zustän- 
digkeit an einem Orte erlischt die Wirkung der Abschaffung aus dem- 
selben. Ausserdem können Personen, welche in dem GeUungsgebietc 
dieses Gesetzes nicht heimatberechtigt sind, wenn sich ihr Aufenthalt 
daselbst aus Rücksichten der öffi^ntlichen Ordnung oder Sicherheit als 
uu/.ulässig darstellt, aus dem ganzen Geltungsgebiete dieses Gesetzes 
oder aus einem bcatiamtcn Theile desselben abgeschafft werden. Die 
Fälle, aus denen auf Landesverweisung oder Abschaffung als Strafe 
o«ler Strafver^chärfung zu erkennen ist, werden durch die Strafgesetze 
bestimmt. Das den Gemeinden nach den Gemeindegesetzen zusiehende 
Recht der Auoweisung bleibt durch dieses Gesetz unberührt. 

§ 4. Die Abschiebung einer Person mittelst Zwangspasses oder 
mittelst Schubes, sowie die polizeiliche Abschaffung darf nur auf Grund 
eines rechtskräftigen Erkenntnisses der competentcn Behörde erfolgen. 
Jedem solchen Erkenntnisse hat die Feststellung der Zuständigkeit und 
dos gesetzlichen Grundes zur Abschiebung oder Abschaffung voraus- 
zugehen, und ist hievon dem Landcsausschusse des Heimatlandes die 
Anzeige zu machen. 

§ 5. Zur Fällung der Erkenntnisse auf Abschiebung oder Ab- 
schaffung sind als Scliubbehörden berufen a) die Polizeidiiection und 
deren exponirte Organe und, wo solche nicht bestehen, b) diejenigen 
landesfürstlichen i der Communalbehördcn, welchen die Führung der 
politischen Amtsgeschäfte übertragen ist. Den unter h) bezeichneten 
Contmunalbehörden kann die Fällung der Abschiebung^- und Abschaf 
fungserkenntnisse im Verordnungswege auch an Orten übertragen werden, 
wo sieh eine Polizeidirection befindet. Die Ausführung und Abschiebung 
obliegt jenen Gemeinden, welche als Schubstation bestellt sind. 

§ 6. Durch die Landesgesctzgebung kann auch ausser den Fällen 
des § 5 lit. b), die Fällung der Schuberkenntnisae einzelnen Gemeinden 
des Landes im übertragenen Wirkungskreise zugewiesen werden. 
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Arbeitsscheue und Landstreicher erlassen werden*), wobei 
auf den Inhalt des früher erlassenen Gesetzes gar kein Be- 
dacht genommen wurde. 



§ 7. Über Recnrse gegen Abschiebungs- und Abschaffnngserkennt- 
nisse (§ 5 lit. a und b) entscheidet der Landesohef, gegen dessen 
Entscheidung ein weiterer Reciirs unznISssig ist. Die Recurse gegen 
die Abscbiebnngserkenntnisse sind sofort, gegen die AbschafiTungser- 
kenntnisse aber binnen drei Tagen nach der Kundmachung derselben 
einzubringen und haben aufschiebende Wirkung. 

*) Gesetz vom 10. Mai 1873 Nr. 108 R.-6.-B1., womit polizeistraf 
rechtliche Bestimmungen wider Arbeitsscheue und Landstreicher er- 
lassen worden: 

§ 1. Wer ohne bestimmten Wohnort oder mit Verlassung seines 
Wohnortes geschSfts- oder arbeitslos herumzieht und sich nicht aus- 
weisen vermag dass er die Mittel zu seinem Unterhalte besitze oder 
redlich zu erwerben suche, ist als Landstreicher mit Arrest von acht 
Tagen bis zu einem Monate zu bestrafen. 

Bei wiederholter Verurtheilung ist auf strengen Arrest von einem 
bis drei Monaten und auf eine oder mehrere der im § 253 des Straf- 
gesetzes vom 27. Mai 1852 unter a-e bezeichneten Verschärfungen der 
Strafe zu erkennen. 

§ 2. Arbeitsfähige Personen, welche wegen Verfälschung öffent- 
licher Creditspapiere. Münz Verfälschung, Brandlegung, Raub oder wegen 
Verbrechens der Öffentlichen Gewaltthfttigkeit durch gefährliche Dro- 
hung (§ 99 Str -G.), des Diebstahles oder Betruges oder wiederholt 
wegen Übertretung des Diebstahles, Betruges bestraft worden sind, 
können, wenn seit der Abbüssung ihrer Strafe noch nicht drei Jahre 
verflossen sind, von der Sicherheitsbehörde angewiesen werden, sind 
innerhalb einer ihnen bestimmten Frist darüber auszuweisen, dass sie 
sich auf erlaubte Weise ernähren. 

Kommen sie diesem Auftrage aus Arbeitsscheu nicht nach, so sind 
sie mit Arrest von drei bis vierzehn Tagen zu bestrafen. 

Im Wiederholungsfälle kann auf strengen Arrest bis zu einem 
Monate und auf die im § 253 des Strafgesetzes unter a—e bezeichneten 
Verschärfungen erkannt werden. 

§ -3. Die Ausstellung von Zeugnissen über Unglücksfälle oder 
Armut, welche bestimmt sind, zum Betteln im Herumziehen von Ort zu 
Ort gebraucht zu werden, ist untersagt. 

Die Übertretung dieses Verbotes ist mit. Geldstrafe von zehn bis 
hundert Gulden zu ahnden. 

§ 4. Personen, welche wegen Verfälschung öffentlicher Credits- 
papiere, wegen Münzverfiilschung oder wegen strafbarer Handlungen 



27 



Das letzterwähnte Gesetz erfuhr wieder wesentliche Modi- 
ficationen und wird zum Theil aufgehoben durch das Gesetz 

wider fremdes Eigenthum zu einer mehr als sechnmonatlichen oder 
wiederholt zu kürzeren Freiheitsstrafen, oder welche als Landstreicher 
verurtheilt worden sind, und für die Sicherheit des Eigenthumes ge- 
fährlich erscheinen, können mit den im § 9 dieses Gesetzes bezeichneten 
Wirkungen unter Polizeiaufsicht gestellt werden. 

§ 5. Wenn die Voraussetzungen des § 4 eintreten, hat das in der 
Hauptsache erkennende Strafgericht im Urtheile die Zulässigkeit der 
Stellung unter Polizeiaufsicht auszusprechen. 

Für die Berufung gegen die bezügliche Entscheidung gelton die- 
selben Vorschrif.en, welche fiir die Berufung gegen das in der Haupt- 
sache ergehende Urthoil Anwendung finden. 

§ 6. Hinsichtlich derjenigen Personen, bei welchen zur Zeit der 
Wirksamkeit des gegenwärtigen Gesetzes die im § 4 vorgezeichneten 
Voraussetzungen bereits vorbanden sind, hat das Strafgericht die Zu- 
lässigkeit ihrer Stellung unter Polizeiaufsicht auszusprechen, wenn sie 
neuerdings wegen einer der im § 4 bezeichneten strafbaren Handlungen, 
oder wenn sie wegen der Übertretung des Betteins oder in Gemässheit 
des § 2 des gegenwärtigen Gesetzes wegen Arbeitsscheu verurtheilt 
werden. 

§ 7. Den politischen Behörden erster Instanz und den in einzelnen 
Städten befindlichen 1. f. Polizeibehörden kommt es zu, die vom Str«if- 
gerichte für zulässig erkannte Stellung unter Polizeiaufsicht zu ver- 
hängen. 

Wo neben 1. f. Polizeibehörden Gesrhäfro der Sicherheitspolizei 
den Gemeinden insbesondere übertragen werden, steht diese Verhängung 
der Communalbehörde zu. 

Die Gemeindevorstände sind verpflichtet, zu der Beaufsichtigung 
mitzuwirken und die bezüglichen Anordnungen der politischen Behörde 
zu vollziehen. 

§ 8. Mit der Stellung unter Polizeiaufsicht kann die politische 
Behörde (§ 7) ausser den Fällen des § 4 ai;ch gegen diejenigen ans 
dem Straforte austretenden Verurtheilten vorgehen, rUcksichtlich deren 
das erkennende Gericht noch vor Beginn der Wirksamkeit des gegen- 
wärtigen Gesetzes die Bestimmung des zweiten Absatzes des § 317 der 
Sirafjirocessordnung zur Anwendung gebracht hat. 

§ 9. Die Stellung unter Polizeiaufsicht darf nicht über drei Jahre 
vom Tage der Entlassung aus der Strafe angefangen, ausgedehnt werden. 

Durch dieselbe darf Derjenige, über welchen sie verfügt wird, in 
seiner persönlichen Freiheit nur insoweit beschränkt werden, als es 
die nachfolgenden Bestimmungen gestatten: 
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vom 24. Mai 1^585 Nr. 89 ll.-G.-Bl , womit strafrechtliche 
Bestimmungen in Betreff der Zulässigkeit der Anhaltung in 



a) Es k»Dn ihm von der die Polizeiaufsicht vertiängenden Behörde 
(§ 7) der Aufenthalt in einzelnen Gebieten oder Orten gänzlich 
untersagt oder auch ein bestimmter Ort zum Aufentbalte ange- 
wiesen und zur Pflicht gemacht werden, diesen oder einen von 
ihm selbst gewählten Aufenthaltsort nicht ohne Erlaubnis zu ver- 
lassen. Doch darf ihm der Aufenthalt in seiner Zuständigkeits- 
gemeinde niemals untersagt werden. 

b) Er ist verpflichtet, jeden Wechsel seiner Wohnung noch an dem- 
selben Tage der Sicherheitsbehörde »nzuzeigen, auf jedesmalige 
Aufforderung vor derselben zu erscheinen und über seine Be- 
schäftigung, seinen Unterhalt oder Erwerb, sowie über seinen 
Verkehr mit anderen Personen Auskünfte zu geben. 

c) Die Sicherheitsbehörde kann ihm auch die Verpflichtung aufer- 
legen, sich in bestimmten Fristen bei ihr persönlich zu melden, 
sie kann ihm untersagen an bestimmten Versammlungen Theil zu 
nehmen, gewisse Räumlichkeiten zu besuchen und zur Nachtzeit 
und zur Zeit eines ausserordentlichen Zusammenströmens von 
Menschen ohne zwingenden Giund seine Wohnung zu verlassen. 

d) Es darf bei ihm zum Zwecke der politischen Aufsicht jederzeit 
eine Haus- oder Personsdnrchsuchung vorgenommen werden. 

Die in diesem Paragraphe bezeichneten Massnahmen sind jedoch 
nur in soweit, als sie durch die Umstände geboten erscheinen und stets 
mit thunlichster Schonung des Rufes und Erwerbes der zu überwachenden 
Person in Anwendung zu bringen und wenn ihre Nothwendigkeit ent- 
Hilit, sofort aufzuheben. 

§ 10. Wer unter Polizeiaufsicht gestellt ist und den ihm in Ge- 
mässheit des § 9 a — c auferlegten Beschränkungen und Verpflichtungen 
zuwider handelt oder keine Folge leistet, ist mit Arrest von ein bis 
vierzehn Tagen zu bestrafen. 

Im Wiederholungsfalle kann auf strengen Arrest bis zu einem 
Monate und auf die im § 253 des Str.-6. unter a—e bezeichneten Straf- 
Verschärfungen erkannt werden. 

§ 11. Wird eine unter Polizeiaufsicht stehende Person wcgon einer 
neuen strafbaren Handlung der im § 4 bezeichneten Art vcrurtheilt, 
80 kann die Polizeiaufsicht über dieselbe auf drei Jahre vom Tage der 
Entlassung aus der letzten Strafe angefangen, verlängert werden. 

§ 12. Die Untersuchung und Bestrafung der in den S§ 1» 2, 3 
und 10 bezeichneten Übertretungen findet durch die Gerichte st*itt 

Insolange jedoch in einzelnen Städten die 1. f. Polizeibehörden 
die Gerichtsbarkeit in erster Instanz nach Massgabe des Gesetzes vom 
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Zwaiigsarbeits- oder Besserungsanstalten getroffen wurden — 
ein Gesetz, welches man durch ein am gleichen Tage erlassenes 



22. October 1862 R.-G.-B1. Nr. 72 und des § 9 der Strafprocessordnung 
vom 29. Jali 1863 auszuüben haben, sind dieselben auch berufen in 
gleicher Weise über die bezeichneten Übertretungen abzuurtheilen. 

§ 13. Gegen arbeitsscheue Personen, welche sich der in den §§ 1, 2 
und 10 bezeichneten Übertretungen oder der Übertretung der gewerbs- 
mässigen Unzucht (§§ 509 und 510 Str.-G.) oder der Übertretung des 
Bettcins (%% 517 und 519 Str.-G.) schuldig machen, kann das Strafgericht 
im Urtheile die Zulässigkeit der Anhaltung in einer Zwangsaibeits- 
anstalt aussprechen. 

Bücksichtlich der Berufung gegen einen solchen Ausspruch dos 
Gerichtes hat die Bestimmung des zweiten Absatzes des § 5 zu gelten. 

§ 14 Der gerichtliche Ausspruch über die Zulässigkeit der Ab- 
gabe in eine Zwangsarbeitsanstalt begründet zugleich die Zulässigkeit 
der Stellung unter Polizeiaufsicht. 

§ 15. Den politischen Landesbehörden kommt es zu, die vom 
Strafgerichte für zulässig erkannte Anhaltung in der Zwangsarbcits- 
anstalt zu verhängen und in Vollzug setzen zu lassen. 

§ 16. Die Anhaltung in einer Zwangsarbeitsanstalt darf ununter- 
brochen nicht länger ah drei Jahre dauern. 

Tritt die Besserung früher ein, so ist der Angehaltene vor Ablauf 
dieser Zeit zu entlassen. 

Über den Zeitpunkt der Entlassung entscheidet die politische 
LandcsbehOrde. 

Wird der Angehaltene vor Ablauf von zwei Jähren entlassen und 
zeigt es sich ans dessen Verhalten, dass seine Besserung nicht einge- 
treten i8t, so kann die politische Landesbehörde ohne weiters verfugen, 
dass derselbe in der Zwangsnrbeitsanstalt noch während der ganzen 
Zeit angehalten werde, welche bei seiner Entlassung von dem Zeiträume 
von drei Jahren noch nicht abgelaufen war. 

§ 17. Personen, welche das achtzehnte Lebensjahr noch nicht 
überschritten haben, dürfen, wenn die Voraussetzungen der Abgabe in 
eine Zwangsarbeitaanstalt bei ihnen eintrefifen, nur in Besserungs- 
anstalten für jugendliche Corrigenden abgegeben werden 

Die Anhaltung in einer Besserungsanstalt kann so kngo dauern, 
als es der Zweck der Anhaltung erheischt, jedoch über dss zwanzigste 
Lebensjahr nicht ausgedehnt werden. 

Insolange die Errichtung von besonderen Besserungsanstalten nicht 
bewirkt ist, können Personen, welche das achtzehnte Lebensjahr nicht 
überschritten haben, nur an besondere, flir die Aufnahme jugendlicher 
Corrigenden ausschliesslich bestimmte Abtheilungen der Zwangsarbeits- 
anstalten abgegeben werden. 
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anderes Gesetz in sinngemässer Weise ergänzen zu müssen 
vermeinte. Der Inhalt des ersteren*) regelt die Frage der 



§ 18. Die Abgabe in eine BeBserungsanstalt kunu von dem Straf- 
gerichte auch bei solchen Unmündigen für sulassig erkannt und von 
der politischen Landesbehörde verhängt werden, welche sich einer straf- 
baren Handlung schuldig machen, die nach den Bestimmungen des 
Strafgesetzes nur wegen Unmündigkeit des Thftters nicht als Ver- 
brechen zugerechnet, sondern als Übertretung bestraft wird (§§ 2, Ht. 6, 
237 und 269 bis 272 Str.G.). 

In Fällen, in welchen nach § 273 Str.- 6. der Sicherheitsbehörde 
die Ahndurg und Vorkehriing wegen einer von einem Unmündigen 
begangenen strafbaren Handlung überlassen ist, kann die politische 
Landesbehörde die Abgabe des Unmündigen in eine Besserungsanstalt 
verfügen, wenn derselbe gänzlich verwahrlost und ein anderes Mittel 
zur Erzielung eiüer ordentlichen Erziehung und Beaufsichtigung des- 
selben nicht ausfindig zu machen ist. 

§ 19. Ausser den ia diesem Gesetze bestimmten Fällen darf künftig- 
hin niemand in eine Zwangsar beits- oder Besserungsanstalt abgegeben 
werden und auch die Anhaltung der dermalen darin befindlichen Per- 
sonen darf die in diesem Gesetze bestimmte Dauer nicht überschreiten. 

Durch diese Bestimmung ist jedoch nicht ausgcachlossen, dass auf 
Antrag der gesetzlichen Vertreter und mit Zustimmung der Pflegschaft«- 
behörde jugendliche Personen auch ausser den in diesem Gesetze be- 
zeichneten Fällen in eine Besserungsanstalt für jugendliche Corrigenden 
abgegeben werden. 

§ 20. Als Strafgericht im Sinne dieses Gesetzes ist auch jede der 
im zweiten Absätze des g 12 bezeichneten landesftirstlichen Polizei- 
behörden zu verstehen, insolange die Behörden die Strafgertchtsbarkcit 
über die betreffenden Übertretungen auszuüben haben. 

§ 21. Mit dem Vollzüge dieses Gesetzes sind die Minister dos 
Inneren und der Justiz beauftragt. Dieselben haben die erforderlichen 
Ausführungsverordnungen zu erlassen, welche mit Rücksicht auf die 
gebotene Möglichkeit der Abgabe von Verurtheilten in Zwangsarbeits- 
und Besserungsanstalten den Zeitpunkt bestimmen werden, von welchem 
an die Strafgerichte die Abgabe an solche Anstalten für zulässig zu 
erklären haben. 

*) Gesetz vom 24. Mai 1885, Nr. 99 H.G.-B1., womit strafrecht- 
liche Bestimmungen in Betreff der Zulässigkeit der Anhaltung in Zwange 
arbeits- oder Besserungsanstalten getroffen werden. 

Mit Zustimmung der beiden Häuser des Reichsrathes finde Ich 
anzuordnen, wie folgt: 
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Zulässigkeit der Abgabe der sogenannten Corrigenden in die 
Zwangarbeits- und Besserungsanstalten, während das am 



§ 1. Wer geschfifts- und arbeitslos amberzieht und nicht nachzu- 
weisen vermag, dass er die Mittel zu seinem Unterhalte besitze oder 
redlich zu erwoiben suche, ist als Landstreicher zu bestrafen Die Strafe 
ist strenger Arrest von ein bis zu drei Monaten; auch kanu auf eine 
oder mehrere der im § 253 des Strafgesetzes vom 27. Mai 1852 unter 
a) bis e) bezeichneten Yerschärfhngen der Strafe erkannt werden. 

§ 2. Wegen Betteins ist zu bestrafen: 

1. Wer an öffentlichen Orten oder von Hans zu Haus bettelt oder 
aus Arbeitsscheu die öffentliche Mildthfitigkeit in Anspruch nimmt. 

2. Wer Unmündige zum Betteln verleitet, ausschickt oder Anderen 
überlässt. 

Die Strafe ist strenger Arrest von acht Tagen bis zu drei Monaten. 

§ 3. Arbeitsfähige Personen, welche kein Einkommen und keinen 
erlaubten Erwerb haben und die Sicherheit der Person oder des Eigen- 
thumes gefährden, können von der Sicherheitsbehörde angewiesen 
werden, innerhalb einer ihnen bestimmten Frist nachzuweisen, dass sie 
sich auf erlaubte Weise ernähren. Kommen sio diesem Auftrage aus 
Arbeitsscheu nicht nach, so sind sie mit strengem Arreste von acht 
Tagen bis zu drei Monaten zu bestrafen; auch kann auf eine, oder 
mehrere der im § 253 des Strafgesetzes vom 27. Mai 1852 unter a) bis e) 
bczeichn3tcn Verschärfungen der Strafe erkannt werden. 

§ 4. Jede Gemeinüe, in deren Gebiete eine arbeitsfähige Person 
sich befindet oder betreten wird, welche weder die Mittel zu ihrem 
Unterhalte, noch einen erlaubten Erwerb hat. ist berechtigt, derselben 
eine ihren Fähigkeiten entsprechende Arbeit gegen EUlohnung oder 
Natural Verpflegung zuzuweisen. Wenn diese Person sich weigert, die 
ihr zugewiesene Arbeit zu leisten, so ist sie mit strengem Arrest von 
acht Tagen bis zu einem Monat zu bestrafen. 

§ 5. Die Bestrafung der Frauenspersonen, welche mit ihrem Körper 
unzüchtiges Gewerbe treiben, ist der Sicherheitsbehörde überlassen. 
Wenn solche Frauenspersonen 

1. ihr unzüchtiges Gewerbe ungeachtet der polizeilichen Bestra- 
fung fortsetzen, oder 

2. intofeme polizeiliche Anordnungen bestehen, hiebei denselben 
zuwider handeln, oder 

3. ihr unzüchtiges Gewerbe treiben, obwohl sie wussten, dass sie 
mit einer venerischen Krankheit behafcet sind, oder 

4. durch die Öffentlichkeit ein auffallendes Ärgernis veranlassen, oder 

5. jugendliche Personen verführen, so sind sie mit strengem Arreste, 
und zwar in den unter Ziffer 1 und 2 bezeichneten Fällen in der Dauer 
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gleichen Tage, aber unter einer anderen Nummer (90) des 
Reichsgesetzblattes erlassene Gesetz betreffs die Zwangs- 



von acht Tagen bis zu drei Monaten, in den unter Ziffer 3, 4 und 5 
angefahrten Fällen aber in der Daner von einem bis zu sechs Monaten 
zu bestrafen. 

Personen beiderlei Geschlechtes, welche ansser den Fällen des 
§ 512 des Strafgesetzes vom 27, Mai aus der gewerbsmässigen Unzucht 
anderer ihren Unterhalt suchen, sind mit strengem Arreste von acht 
Tagen bis zu drei Monaten zu bestrafen. 

In den Fallen ZiÖer 1 und 2 tritt die strafgerichtlicho Verfolgung 
auf Begehren der Sicherheitsbehörde ein. 

§ 6. Wer unter Polizeiaufsicht gestellt ist und den ihm in Go- 
mässheit des § 9 lit. a) und e) des Gesetzes vom 10. Mai 1873 (Nr. 108 
R.-G. Hl.) auferlegten Beschränkungen und Verpflichtungen zuwider 
handelt, wird mit strengem Arreste von acht Tagen bis zu drei Mo- 
naten bestraft; auch kann auf eine oder mehrere der im § 253 des 
Strafgesetzes vom 27. Mai 1862 unter a) bis e) bezeichneten Verschär- 
fungen der Strafe erkannt werden. 

§ 7. Die Untersuchung und Bestrafung der in den g§ 1 bis 6 dieses 
Gesetzes bezeichneten Übertretungen, sowie die Untersuchung and 
Bestrafung der Übertretung des § 3 des Gesetzes vom 10. Mai 1873 
(Nr. 108 R. G.-Bl.) findet durch die Gerichte statt. 

Das Gericht kann im Falle der Verurtheilung im Urtheile die Zu- 
iässigkeit der Anhaltung in einer ZwangsarbeitsanstMit aussprechen. 

Bezüglich des Ausspruches auf Znlässigkeit der Anhaltung in 
einer Zwaugsarbeitsanstalt kann die Berufung zu Gunsten des Ange- 
klagten ergriffen werden, wenn auf die Zulässigkeit der Anhaltung 
erkannt wurde un<i zum Nachtheile des Angeklagten, wenn dieselbe 
nicht erkannt wurde. 

§ 8. Die Abgabe in eine Besserungsanstalt kann von dem Straf- 
gerichte auch bei Unmündigen fUr zulässig erkannt werden, welche 
sich einer strafbaren Handlung schuldig machen, die nach den Be- 
stimmungen des Strafgesetzes nur wegen Unmündigkeit des Thäters 
nicht als Verbrechen zugerechnet, sondern als Übertretung bestraft wird 
(§§ 2 lit. d), 237 und 269 bis 272 des Strafgesetzes). 

In Fällen, in welchen nach § 273 des Strafgesetzes der Sicherheits- 
behörde die Ahndung und Vorkehrung wegen einer von einem Un- 
mündigen begangenen strafbaren Handlung überlassen ist, kann die 
Abgabe des Unmündigen in eine Bes.'serungsanstalt verfügt werden, 
wenn derselbe gänzlich verwahrlost und ein anderes Mittel zur Erziel ung 
einer ordentlichen Erziehung und Beaufsichtigung desselben nicht aus- 
findig zu machen ist. 
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arbeits- und Besserungsanstalten*) die Regelung des Verhält- 
nisses von Keich zu Land mit Rücksicht auf frühere Compe- 
tenzbestimmungen vornehmlich zum Zwecke hatte. 

§ 9. Die §§ 509, 510, 511, 517, 518, 519, 520, 521 des allgemeinen 
Strafgesetzes vom 27. Mai 1852 (Nr. 117 R-G.-Bl.), sowie die §§ 1, 2, 
10, 12, 13 und 18 des Gesetzes vom 10. Mai 1873 (Nr. 108 H.-G.-B1.), 
womit polizeistrafrechtliche Bestimmungen wider Arbeitsscheue und 
Landstreicher erlassen wnrden, sind anfgehoben. 

§ 10. Mit dem Vollzuge dieses Gesetzes sind Meine Minister des 
Inneren und der Justiz beauftragt. 

*) Gesetz vom 24 Mai 1885 Nr 90 R.-G -B!., betreffend die Zwangs- 
arbeita- und Besserungsanstalten. 

Mit Zustimmung beider Häuser des Reicbsrathes finde Ich anzu- 
ordnen, wie folgt: 

§ 1. In den im Reicbsrathe vertretenen Königreichen und Ländern 
ist ftir eine den Anforderungen der Öffentlichen Sicherheit entsprechende 
Anzahl von Zwangsarbeitsanstalten vorzusehen. 

Die Vorsorge für die Anstalten ist Sache des Landes. Es können 
auch mehrere Länder sich zur Errichtung einer gemeinschaftlichen 
Zwangsarbeitsanstalt vereinigen. 

Der Landesgesetzgebung bleibt es vorbehalten, zu bestimmen, ob 
solche Anstalten auch von Bezirken oder von Gemeinden zu errichten sind. 

§ 2. Zu den Kosten der Errichtung solcher Anstalten wird der 
Staat nach Massgabe ihrer Noth wendigkeit und Zweckmässigkeit einen 
Beitrag leisten. 

§ 3. Die nicht nach § 2 bedeckten Kosten der Errichtung, sowie 
die Kosten ftir die Erhaltung und Verwaltung der /.wangsarbeitsan- 
stalten und für die Verpflegung der Zwänglinge sind, insoweit sie nicht 
von der Landesgesetzgebung den Bezirken oder Gemeinden, welche 
solche Anstalten errichten, überwiesen werden, von dem Lande auf- 
zubringen. 

Der Landesgesetzgebung bleibt es vorbehalten, zu bestimmen, ob 
und inwieweit die Verpflegskosten, soferne dieselben nicht von den 
Verpflegten oder von den zur Erhaltung derselben verpflichteten Per- 
sonen hereingebracht werden können, von den Bezirken oder Gemeinden 
zu ersetzen sind. 

Als Verpflegskosten lind anzusehen die Auslugen für Kost, Lager- 
stätte, Beheizung Licht, die etwa nöthige ßeischaffung, sowie die 
Reinigung der Wäsche und Kleidung. Die Krankheits- und anteiligen 
Entbindungskosten. 

§ 4. Die Aufnahme in die Zwangsurbeitsanstalten findet ohne 
Rücksicht auf die Heimatszuständigkeit der Aufzunehmenden statt. 

Dr. Zucker: Über Polizeiauf;» icht. q 
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Eine eingehende Darlegung der Bestimmungen der unten 
ifirem ganzen Inhalte nach citirten Gresetze müsste, so 



Für die dem Lande nicht angehörigen Zwanglinge hat jenes Land, 
welchem der Zwängling angehört, nach der mit Zustimmung der poli- 
tischen Landesbehörde fiir den Yerpflegstsg festgesetzten Gebühr den 
Ersatz der Verpflcgskosten zu leisten ; doch steht dem ersatzpflichtigen 
Lande zu, den Zwängiing in eine im eigenen Lande befindliche Zwangs- 
aibeitsanstalt auf eigene Kosten zu übernehmen. 

Dem Lande, welches die Verpflegslcosten ersetzt, bleibt es un- 
benommen, den geleisteten Ersatz nach Massgabe der Bestimmung des 
zweiten Absatzes des § 3 hereinzubringen. 

§ 5. Solange für ein Lnnd Zwangsarbeitsanstaltcn nicht bestehen, 
oder wenn die bestehenden dem vorhandenen Bedarfe nicht genügen, 
können die in eine Zwangsarbeitsanstalt abzugebenden Personen auf 
Kosten des Landes ihrer Heimstsgemeinde in die Anstalt eines anderen 
Landes überstellt werden. Insofern diese Übcrstcllung nicht in eine 
Anstalt des HeiinatlHndcs des Aufzuhaltenden erfolgen soll, kann die- 
selbe nur mit Zustimmung der bctrefTendcn Landesvertretung stattfinden. 

§ 6. Zur Aufnahme in eine Zwangsarbeitsanstalt sind jene Personen 
geeignet, gegen welche von einem Gerichte auf Grund der bestehenden 
gesetzlichen Bestimmungen die Zulassigkeit der Abg^ibc in eine Zwangs- 
arbeitsanstalt ausgesprochen worden ist. 

In eine Zwangoarbeitsanstalt dürfen nicht aufgenommen werden: 

1. Personen, welche selbst nicht zu leichteren Arbeiten ver- 
wendbar sind. 

2. Geisteskranke (Blöde, Irrsinnige). 

3. Personen, welche mit ansteckenden Übeln oder Krankheiten 
behaftet sind, insolange sie nicht genesen sind. 

4. Schwangere und säugende Personen. 

Inwieferne Personen, welche das achtzehnte Lebensjahr noch nicht 
überschritten haben, in Zwangsarbeils-, beziehungsweise Besserungs- 
anstalten aufgenommen werden dürfen, wird in den §§ 13, 14 und 16 
bestimmt. 

§ 7. Den politischen Landesbehörden kommt es zu, die vom Straf- 
gerichte fiir zulässig erkannte Anhaltnng in der Zwangsarbeitsanstalt 
zu verhängen und in Vollzug setzen zu lassen. 

Über die Verhängung der Anhaltung entscheidet eine bei der 
politischen Landesbehörde unter Zuziehung wenigstens eines Vertreters 
des Landesausschusses als stimmfuhrenden Mitgliedes zu bildende 
Commission. 

Wenn Anstalten ffir Bezirke oder Gemeinden bestehen, ist die 
politische Landesbehörde berechtigt, zur Fällung der Erkenntnisse über 
die Verhängung der Anhaltung in einer Zwangsarbeitsanstalt eine ihr 
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dankenswert h sie sich auch darstellen würde, den Rahmen 
dieser Abhandlung ungebührlich ausdehnen. Wir müssen auf 



untergeordnete poUtiache Bezirksbehörde zu delcgiren, bei welcher in 
dieBem Falle eine gemischte Commissiun unter Zuziehung wenigstens 
Eines siironoiuen Organes in ähnlicher Weise zu bilden ist. 

Die näheren Bestimmungen über die Zusammensetzung und die 
Befugnisse bei den politischen BezirksbehOrden zu bildenden Commis- 
sionen werden im Verordnungswege festgesetzt. 

§ 8. Insoweit in einem Lande für die Aufnahme von Personen in 
Zwangsarbeitsanstalten Vorsorge getroffen ist, kann eine Person, rfick- 
sichtlicb welcher vom Gerichte die Zulässigkeit der Abgabe in eine 
Zwangsarbeitsanstalt ausgesprochen worden ist, bis zum Ablaufe von 
vier Wochen nach Beendigung der Strafzeit bei dem Gerichte in Ver- 
wahrung gehalten werden, wenn nicht die politische Lsndesbehörde 
die Entbaftnng verfiigt. 

Über die Verhängnng der Abgabe in die Zwangdarbeitsanstalt ist 
ohne Verzng, jedenfalls aber vor Ablauf von vier Wochen zu ent- 
scheiden. 

§ 9. Die Anhaltung in einer Zwangsarbeitsanstalt darf ununter- 
brochen nicht länger als drei Jahre dauern. 

Tritt die Besserung früher ein, so ist der Angehaltene vor Ablauf 
dieser Zeit zu entlassen. 

Über den Zeitpunkt der Entlassung entscheidet die im § 7 be- 
leichnete Commission. 

Wird der Angehaltene vor Ablauf von zwei Jahren entlassen und 
zeigt es sich aus dessen Verhalten, dass seine Besserung nicht einge- 
treten ist, so kann die im § 7 bezeichnete Commission erkennen, dass 
derselbe in der Zwangsarbeitsanstalt noch während der ganzen Zeit 
angebalten werde, welche bei seiner Entlassung von dem Zeiträume von 
drei Jahren noch nicht abgelaufen war. 

§ 10. Gegen Erkenntnisse der bei der politischen LandesbehOrdc 
eingesetzten Commission (§ 7) findet eine Berufung nicht statt. 

Diese Commission entscheidet über Berufungen gegen die Erkennt- 
nisse der bei den politischen Bezirksbehörden eingesetzten Commissionen. 

§ 11. Die Disciplinargewalt in den Zwangsarbeitsanstalten ist nach 
den bestehenden Vorschriften zu handhaben. 

Die Statuten und Hausordnungen der Zwangsarbeitsanstalten be- 
dürfen der Genehmigung der StsHtsverwaltung. 

Die Statuten haben insbesondere die näheren Bestimmungen über 
die Art und Weise der Beschäftigung der Zwänglinge und Über deren 
Classificirnng, sowie darüber zu enthalten, unter welchen Vorschriften 
die Zwänglinge ausserhalb der Anstalt zu Arbeiten verwendet werden 
dürfen. 
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dieselbe an dieser Stelle verzichten; nur die marquantesten 
Punkte sollen zu dem Zwecke hervorgehoben werden, um die 



§. 12. Die Bestimmungen über die Ernennung der Vorsteher und 
des übrigen Personales der Zwangsarbeitsanstalten bleiben der Landes- 
gesetzgebung vorbehalten. 

Wenn sich mehrere Länder zur Errichtung einer gemeinschaft- 
lichen Zwang^aibeiteansfalt vereinigt haben (§ 1), steht das Ernennungs- 
recht dem Landesausschusse jenes Landes zu, in welchem die Anstalt 
ihren Sitz hat. 

Die Ernennung der Vorsteher bedarf in allen Fällen der Geneh- 
migung der Staatsverwaltung. 

§ 13. Für Personen, welche das achtzehnte Lebensjahr noch nicht 
überschritten haben, sind, insoferne bei denselben die gesetzlichen Vor- 
aussetzungen für die Abgabe in eine Zwangjarbeitsanstalt eintreffen, 
besondere Besserungsanstalten su errichten. 

Diese Anstalten sind derart einzurichten, dass in denselben für 
die moralische und religiöse Erziehung der Corrigenden, sowie für die 
Unterweisung in einer ihren Fähigkeiten entsprechenden und ihrem 
künftigen Fortkommen dienlichen Beschäftigung vorgesorgt wird. 

§ 14. Personen, welche das achtzehnte Lebensjahr noch nicht 
überschritten haben, dürfen, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen der 
Abgabe in eine Zwangsarbeitsanstalt bei ihnen eintreffen, nur in Bes- 
serungsanstalten für jugendliche Corrigenden (§ 13) abgegeben werden. 

Die Anhaltung in einer Besserungsanstalt hat so lange zu danern, 
als es der Zweck der Anhaltung erheischt, darf judoch nicht Über das 
zwanzigste Lebensjahr ausgedehnt werden. 

Insolange die Errichtung von besonderen Besserungsanstalten 
nicht bewirkt ist, können Personen, welche das achtzehnte Lebensjahr 
nicht überschritten haben, an besondere, fiir die Aufnahme jugendlicher 
Corrigenden ausschliesslich bedtimmte Abtheilungen der Zwangsarbeits- 
anstalten abgegeben werden. 

Mit Genehmigung der Staatsverwaltung können solche Corrigenden, 
insolange besondere Besserungsanstalten (§ 13) nicht bestehen, auch in 
Privatbesserungsanstalten fiir jugendliche Personen abgegeben werden. 

§ 15. Die in diesem Gesetze rücksieb tlich der Zwangarbcitsan- 
stalten enthaltenen Bestimmungen finden, insoweit nicht in den §§ 13, 
14, 16 besondere Anordnungen enthalten sind, auch auf die Besserungs 
anstalten für jugendliche Personen Anwendung. 

§ 16. Ausser den gesetzlich bestimmten Fällen darf niemand in 
eine Zwangsarbeits- oder Besserungsanstalt abgegeben werden. 

Durch diese Bestimmung ist jedoch nicht ausgeschlossen, dass 
auf Antrag der gesetzlichen Vertreter und mit Zustimmung der Pfleg- 
schaftsbehörde jugendliche Personen auch ausser den in dem Gesetze 
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Nothwendigkeit einer Revision der ganzen diesfälligen Gesetz- 
gebung ausser Zweifel zu setzen.*) 

Werden die einzelnen Gesetze einander gegenüberge- 
stellt, so ergibt sich Folgendes: 

Zunächst betreffs des Verhältnisses des Gesetzes vom 10. Mal 
1873 zu dem ihm vorangehenden Gesetze vom 27. Juli 1871. 

Im Gesetze vom 10. Mai 1873 § 9a wird verfügt, »dass 
dem unter Polizeiaufsicht Gestellten der Aufenthalt in ein- 
zelnen Gebieten gänzlich untersagt werden kann'', dies 
stimmt dem Sinne und theilweise auch dem Worte 
nach mit der Norm des § 2 des Gesetzes vom 27- Juli 1871 
überein, Inhalt deren 



bezeichneten Fällen in eine Besserungsanstalt für jugendliche Corri- 
genden abgegeben werden. 

§ 17. Die oberste polizeiliche Anfsicht und Überwachnng der 
Zwangsarbeits- nnd Besserangsanstalten bleibt der Staatsverwaltung 
vorbehalten. 

Dieselbe wird zunächst von der politischen Landesbehörde, be- 
ziehungsweise bei Bezirks oder Gemeindeanstalten von den politischen 
Bezirksbehörden am Sitze der Anstalten geübt. 

§ 18. Die §§ 15, 16, 17, 19 nnd 21 des Gesetzes vom 10. Mai 1873 
(Nr. 108 R 'G -Bl ), womit polizeistrafrechtliche Bestimmungen wider 
Arbeitsscheue und Landstreicher erlassen wurden, sind aufgehoben 

§ 19. Mit dem Vollzuge dieses Gesetzes sind die Minister des 
Innern nnd der Justiz beauftragt. 

Dieselben haben auch rttcksichtlich des Königreiches Galizien und 
Lodomerien mit dem Grossherzogthume Krakau nnd des Herzogthnms 
Bukowina die erforderlichen Ausführungsverordnungen zu erlassen, 
welche mit Rücksicht auf die gebotene Möglichkeit der Abgabe von 
Verurtheilten in Zwangsarbeits- und Besserungsanstalten den Zeitpunkt 
bestimmen weiden, von welchem an die Strafgerichte die Abgabe an 
solche Anstalten f&r zulässig zu erklären haben. 

*) Die Gesetze vom 10. Mai 1873, dann vom 24. Mai 1885, 
die hier ihrem vollen Inhalte nach angeführt werden, nm den ausser- 
ö.<itcrrcichischen Lesern die Kenntniss dt^rselben zu vermitteln, haben 
bi.^luT trofz ihres so reichhaltigen Inhaltes noch keine eingehende Dar- 
st«'.llung gefunden. ^Zur Anwendung" derselben in der Praxis verzeichnen 
wir eine werthvolle Abhandlung («/. v, W) in der Allg. Ger.Zrg. 1886 
Nr. 30., dann „Über die Bestrafung des Beltelns'' Dr. Äug, Finger, 
Juristische Blätter 1887 Nr. 12. 



38 



ndie polizeiliche Absehaffang aus einem oder meln*eren 
Orten mit dem Verbote, dahin jemals oder binnen einer 
bestimmten Zeit zurückzukehren, gegen den aus der Haft 
tretenden Sträfling ausgesprochen werden kann*. 

Gleichwohl bedarf es im ersten Falle eines richter- 
lichen, rechtskräftigen Urtheiles, durch welches die Sicher- 
heitsbehörde zur Erlassung einer solchen Verfügung ermäch- 
tigt wird; während im zweiten Falle die Polizeibehörde ganz 
selbstständig vorgehen darf, und ganz allein und uneinge- 
schränkt darüber entscheidet, ob von dem aus der Haft tre- 
tenden Sträflinge eine Gefährdung der Sicherheit der Person 
oder des Eigenthums zu besorgen ist. 

Ebenso ermächtigt § 1 des Gesetzes vom 27. Juli 1871 
die Polizei den aus der Haft tretenden Sträfling an die 
Zuständigkeitsgemeinde zu verweisen, so wie nach 
§ 9 a des Gesetzes vom 10. Mai 1873 dem unter Aufsicht 
Gestellten der Aufenthalt in der Zuständigkeitsge- 
meinde zur Pflicht gemacht werden kann; im ersteren 
Falle geht die Polizei aus eigener Machtvollkommenheit vor, 
während sie im zweiten Falle genau zu demselben amt- 
lichen Vorgehen sich auf ein strafgericbtliches ürtheil 
bci-ufen muss, das gegen den Verurtheilten ergangen ist und 
die Zulässigkeit der Stellung unter Polizeiaufsicht aus- 
gesprochen hat. 

Dieser Widerspruch zwischen zwei formell zu Recht be- 
stehenden Gesetzen ist bemerkenswerth und es ist höchst 
sonderbar, dass die Ausübung der Befugnis derselben Be- 
hörde und zu demselben Vorgange in einem Falle von der 
Zulässigkeitserklärung des Gerichtes abhängig sein soll, wäh- 
rend in dem anderen Falle auf jede Ingerenz des Gerichtes 
verzichtet werden darf* 

Nicht besser ist es um das Verhältnis des Gesetzes vom 
10. Mai 1873 zu den beiden späteren Gesetzen vom 24. Mai 
1885 Z. 89 a 90 K.-G. Bl. bestellt. 

Von 21 Pnragrafen, die ersteres zählt, wurden nicht we- 
niger als 11 durch die beiden letzteren ausdrücklich auf- 
gehoben und nur die §§ 3—9, flanm 11 und 20 unberührt 



39 



gelassen ; diese letzteren aber bilden neben einander gestellt 
und in Verbindung mit den Bestimmungen der beiden Gesetze 
vom 24. Mai 1885 ein recht eigenthümliches Normencomplex 
zur Regelung der Polizeiaufsicht und der Anhaltung in den 
Zwangsarbeits- und Besserungsanstalten. 

Da begegnen wir beispielsweise der geradezu unglaub- 
lichen Bestimmung, dass bezüglich desjenigen, «der auch nur 
einmal und nicht etwa in gewinnsüchtiger Absicht ein 
Bettel.zeugnis ausstellt*^ — die Zulässigkeit der Anhaltung 
in einer Zwangsarbeitsanstalt ausgesprochen werden dürfn! 
(§ 7 des Gesetzes vom 24. Mai 1885 Z. 89 unter ausdrück- 
licher Bezugnahme auf § 3 des Gesetzes vom 10. Mai 1873.) 
Die Wirksamkeit des § 8 des Gesetzes vom 10. Mai 1873 wird 
unverkürzt aufrecht erhalten, wiewohl dieselbe sich ausdrück- 
lich auf § 317 der Strafprocessordnung vom 21). Juli 1853 
stützt, welche durch die Strafprocessordnung vom 23. Mai 1873 
beseitigt erscheint. 

Ebenso wird § 20 des Gesetzes vom 10. Mai 1873 in 
Wirksamkeit belassen, während § 12 desselben Gesetzes, das 
die ausschliessliche Basis des j:^ 20 bildet, ausdrücklich 
aufgehoben wird. (§ l) des Gesetzes vom 24. Mai 1885 Z. 89) 
u. 8. w., u. s. w. 

In dieser Art und Weise ist das Gesetz vom 10. Mai 1873, 
welches die wesentlichsten Bestimmungen über das Institut der 
Polizeiaufsicht enthält, auf die Hälfte seiner früher geltenden 
Bestimmungen zusammengeschrumpft und ist hiedurch zu 
einem hilflosen Gesetzestorso geworden. Als solches befindet 
es sich in einem vielfachen Gegensatze zu den vorangegan- 
genen und nachfolgenden Gesetzen und malmt dringend daran, 
<Inss schon, um der äusseren Form zu genügen, das ganze 
Material der verschiedenen Vorschriften über Schub, Aus- 
weisung, Abschaffung, Polizeiaufsicht u. s w., in ein einheit- 
liches neues Gesetz zu fassen sei. 

Gehen wir nun, zur Frage der Polizeiaufsicht zurück- 
kehrend, an die Prüfung einzelner Bestimmungen des Ge- 
setzes vom 10. Mai 1873. 
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Von einer Fürsorge für den Beaufsichtigten, wie ihn 
die frühere österreichische Regierung kannte und durchge- 
führt wissen wollte, ist im Gesetze Nichts mehr zu entdecken. 

Nichts als Beschränkungen und Behinderungen, die den 
rigorosesten Standpunkt kennzeichnen, finden wir vor. 

So kann nach § 9 des Gesetzes vom 10. Mai 1873 die 
Behörde dem Beaufsichtigten den Aufenthalt in einzelnen 
Gebieten oder Orten gänzlich untersagen oder auch einen 
bestimmten Ort zum Aufenthalt anweisen und zur Pflicht 
machen, diesen ohne Erlaubnis nicht zu verlassen. 

Doch darf ihm — so fügt das Gesetz hinzu — „der 
Aufenthalt in seiner Zuständigkeitsgemeinde nie- 
mals untersagt werden". 

Diese Beschränkung kann zu den grössten Härten für 
den Beaufsichtigten führen, ohne andererseits dem öffent- 
lichen Interesse irgend welchen Nutzen zu bringen. 

Die Untersagung, an einem bestimmten Orte Aufenthalt 
zu nehmen, bedeutet für manchen Beaufsichtigten so viel, als 
ihn von dem einzigen Orte auszuschliessen, an welchem er 
seinen redlichen Erwerb noch zu finden vermag; es gibt 
Industrien, die einen einzigen Standort im ganzen Reiche 
haben; ist der Beaufsichtigte auf einen solchen Erwerb an- 
gewiesen und wird ihm der Aufenthalt an diesem Orte, an 
welchem er früher tliätig war, untersagt, so wird ihm hie- 
durch die Möglichkeit einer Rückkehr zum redlichen Erwerbe 
vollkommen abgeschnitten. 

Das Verlangen sich einen anderen Beruf oder Erwerb 
zu wählen, darf an jeden Anderen früher und mit mehr Aus- 
sicht auf Erfolg gestellt werden, als eben an den moralisch 
schwachen Menschen, gegen den die Zulässigkeit der Stellung 
unter Polizeiaufsicht ausgesprochen wird. 

Individuen dieser Art fehlt es — insbesondere bei vor- 
gerückterem Alter — in der Regel an der erforderlichen 
Kraft und Stärke sicli einen anderen Lebensberuf anzueignen 
und die Schwierigkeiten, welche mit einem solchen Beginnen 
nach der Natur der Sache verknüpft sind, bieten demselben 
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einen Vorwand von jedem Versuche einer B<*8sernng abzu- 
stehen. 

So wird dem Beaufsichtigten die Gelegenheit zum red- 
lichen Erwerbe erschwert und nicht erleichtert. 

Aber noch weit härter und drückender ist jene Art der 
Beschrankung, die den unter Polizeiaufsicht Stehenden für 
die Zeit der Dauer derselben zum Aufenthalte an einem be- 
stimmten Orte zwingt. 

In der Praxis wird fast jeder Beaufsichtigte in seine 
Heimatsgemeinde verwiesen und er bleibt auf derselben 
durch die Dauer der Polizeiaufsicht hindurch confinirt. 
Diese Massregel legt im Allgemeinen den Grund zur voll- 
kommenen Verderbnis des Betroffenen. Denn nirgends findet 
er eine unfreundlichere Aufnahme und ein widerwilligeres 
Entgegenkommen, als dort, wo er entweder die Achtung 
seiner Mitbürger durch früher begangene Übelthaten ver- 
scherzt hat, oder wo er, wie dies nicht selten der Fall, 
gänzlich unbekannt ist und die Gemeindeangeliörigkeit durch 
irgend ein zufälliges Ereignis erworben hat. 

Insbesondere im letzteren Falle ist eine Art von Kriegs- 
zustand zwischen der Gemeinde und ihrem Angehörigen sofort 
von selbst gegeben. 

Die Gemeinde, des öfteru selbst arm, ist vielleicht bereits 
früher zur Zahlung von Kosten und Gebühren für ihren An- 
gehörigen herangezogen worden; nun hat sie den wiederholt 
Bestraften In ihre Mitte aufzunehmen und soll für seine 
Erhaltung Sorge tragen; welchen Empfang kann sie dem Be- 
aufsichtigten unter diesen Umständen bereiten und in welcher 
Stimmung und Verfassung tritt andererseits der polizeilich 
Beaufsichtigte, d. h. der weithin kenntlich Gebrandmarkte in 
das ihm zum Aufenthalte zugewiesene Gebiet? 

Aus diesen beiderseits gegebenen Thatsachen entwickelt 
sich mit Nothwendigkeit ein Verhältnis, das den Beaufsich- 
tigten dem Müssiggange, dem Bettel und der Noth in die 
Hände treibt, das den unter Polizeiaufsicht Gestellten zur 
Begehung neuer Strafthaten zwingt, um wenigstens im Ge- 
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fängnisse Ruhe und eine noch immei'hin angemessene Ver- 
sorgung zu finden. 

Eine zielbewusste Wohlfahrtspflege würde den unter 
Polizeiaufsicht Gestellten in sehr vielen Fällen von seinem 
Zuständigkeitsorte gerade fern zu halten trachten, um 
es ihm zu ermöglichen, Arbeit und Erwerb zu finden; hier 
aber sehen wix, dass die gesetzlichen Bestimmungen den Be- 
aufsichtigten eben an jenen Ort verweisen, an welchem er 
den ungünstigsten Bedingungen für ein redliches Fortkom- 
men begegnen muss. 

Um die Anhäufung gefährlicher Elemente an einem 
Orte zu vermeiden, darf die Behörde den unter Polizeiauf- 
sicht Stehenden den Aufenthalt in einzelnen Gebieten und 
Orten gänzlich untersagen; dagegen wird die sonst so ge- 
fürchtcte Anhäufung behördlich erzwungen, wenn es der 
Zufall will, dass mehrere Gemeindeangehörige gleichzeitig 
unter Polizeiaufsicht gesiellt und an ihre Heimatsgemeinde 
abgegeben werden. 

Der unter Polizeiaufsicht Gestellte soll weiters ohne 
besondere Erlaubnis den ihm angewiesenen Aufenthaltsort 
nicht verlassen dürfen; aber die heutigen Verkehrsverhält- 
nisse machen jede wirksame Controle dieser Beschränkung 
geradezu unmöglich. 

Wenn der Beaufsichtigte es nur ernstlich will, so kann 
ihn Nichts zurückhalten, seinen Aufenthaltsort, so oft es 
ihm beliebt, zu verlassen, um demselben entweder für 
immer Lebewohl zu sagen, oder aber wieder dahin zurück- 
zukehren, ohne dass die „beaufsichtigende" Obrigkeit Ersteres 
zu verhindern, Letzteres einer Ahndung zuzuführen vermag. 

Also nur dem Ängstlichen und dem Verzagten wird diese 
Beaufsichtigung unbequem, der Verwegene und Gefährliche 
spottet einer solchen Bestimmung ob ihrer entschiedenen 
Wirkungslosigkeit. 

Mit vollem Rechte darf von einer solchen Polizeiaufsicht 
gesagt werden: Dat veniam corvis, vexat columbas. 

§ f) h n. c. Der unter Polizeiaufsicht Stehende kann ver- 
pflichtet werden , jeden Wechsel seiner Wohnung noch an 
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demselben Tage der Sicherheitsbehörde anzuzeigen, auf 
jedesmalige Aufforderung vor derselben zu erscheinen und 
über seine Beschäftigung, seinen Unterhalt oder Erwerb, 
sowie über seinen Verkehr mit anderen Personen Auskunft 
zu geben; die Sicherheitsbehörde kann ihm auch die Ver- 
pflichtung auferlegen, sich in bestimmten Fristen bei ihr 
persönlich zu melden, sie kann ihm untersagen an bestimmten 
Versammlungen theilzunehmen, gewisse Räumlichkeiten zu 
besuchen und zur Nachtzeit und zur Zeit eines ausserordent- 
lichen Zusammenströmens von Menschen ohne zwingenden 
Grund seine Wohnung zu verlassen**. 

Welche Unmasse von Bestimmungen, deren Beobachtung 
dem unter polizeiliche Aufsicht Gestellten nur dann möglich 
sein wird, wenn er sich entschliessen kann oder entschliessen 
will, von jeder regelmässigen erwerblichen Thätigkeit abzu- 
sehen, um der Erfüllung der polizeilichen Vorschriften allein 
leben zu können. 

Eine jede geregelte Erwerbsthätigkeit wird ausgeschlossen, 
wenn diese Bestimmungen ins Einzelne befolgt werden sollen. 
Sobald die Polizei in so nahe Beziehuugen zu dem von ihr 
Beaufsichtigten tritt, dass sie von jedem seiner Schritte, von 
seinem ganzen Thun und Lassen unterrichtet werden muss, 
so wird es rein unmöglich die Kenntnis davon Andern zu 
entziehen, und nun lege man sich die Frage vor, ob ein derart 
Beaufsichtigter irgend welchen Erwerb überhaupt zu finden 
vermag. Wer kann eine Person in Dienste nehmen, wenn 
dieselbe angewiesen ist, nicht allein über jedesmalige Auf- 
forderang vor der Sicherheitsbehörde zu erscheinen, um da- 
selbst über die geringsten Details ihrer Lebensweise Aus- 
kunft zu geben, sondern wenn sie auch überdies sich in 
bestimmten Fristen persönlich bei der Polizei zu melden hat 

Das ganze Streben entlassener Sträflinge ist darauf ge- 
richtet die Thatsache, dass sie eine Strafe erlitten haben, 
sorgfältig vor aller Welt geheim zu halten, weil nur dann 
die Möglichkeit für sie vorhanden ist, sich eine Existenz zu 
verschaffen; eine Polizeiaufsicht, wenn dieselbe nach dem 
Gesetze vom 10. Mai 1873 durchgeführt wird, lässt einen 
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solchen Versuch clor (ioheinihaHung von vornherein als einen 
vergeblichen erscheinen. 

Aber gesetzt, den in unsern heutigen Verhältnissen noch 
sehr seltenen Fall, es fände sich ein Brodgeber« der vorur- 
theilslos genug wäre einem unter Polizeiaufsicht Stehenden 
Beschäftigung zukommen zu lassen, die Erfüllung der im 
§ 9 A und c normirten Verpflichtungen nimmt eine solche 
Menge von Zeit in Anspruch, dass sich mit derselben eine 
gewissenhafte Besorgung privater Dienstpflichten gar nicht 
vereinen lässt 

Wenn der Beaufsichtigte seine Tagesarbeit wiederholt 
verlassen muss, um sich vorschriftsgemäss bei der Sicherheits- 
behörde in bestimmten Fristen persönlich melden zu können, 
80 muss er seine Entlassung auch bei einem solchen Dienst- 
herrn gewärtigen, der sich grossmüthig über den Makel der 
Polizeiaufsicht hinwegsetzen wollte. 

Mit einem Worte, man muss geradezu ,. arbeitslos" sein, 
um all das zu erfüllen, was die Sicherheitsbehördc im Rahmen 
der citirtui gesetzlichen Bestimmung auferlegen kann, und 
doch glaubte man das Gesetz vom 10. Mai 1873 zur Be- 
kämpfung der „Arbeitsscheu" erlassen zu müssen. 

Einen gewissen Erfolg vermeint man durch das Verbot 
des Besuches bestimmter Räumlichkeiten, als des Theaters 
und anderer öffentlicher Belustigungsplätze zu erreichen, 
welche der unter Polizeiaufsicht Stehende aufsuchen könnte, 
um Diebstähle oder andere eigeuthumsgefährliche Handlungen 
zu verüben; docli man übersieht hier in der Regel Folgendes. 

Ein solches Verbot kann nur dann mit Aussicht auf 
Erfolg ausgesprochen weiden, wenn der Beaufsichtigte be- 
sorgen muss, bei einem solchen Besuche erkannt, festgehalten 
und der Strafe überliefert zu werden, mit anderen Worten, 
wenn er nach der angedeuteten Richtung überwacht wird. 

Ist aber dies der Fall, dann erscheint es uns weit zweck- 
mässiger zu sein, der Thätigkeit des Verdächtigen an solchen 
Plätzen das Augenmerk zuzuwenden, als seiner blossen Gegen- 
wart, die noeli lange nicht mit dem Voi-satze st.r.ifbarc Hand- 
luujxen zu begehen identificirt zu werden vermasr. 
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Überdies geht die Neigung der Sicherheitsbehörde zu einer 
extensiven Interpretation des Begriffes ^Räumlichkeit'* so weit, 
dass auch der Besuch von Kirchen und Gotteshäusern 
überhaupt den unter Polizeiaufsicht stehenden Personen unter- 
sagt wird.*) 

Wenn endlich es dem Beaufsichtigten zur Pflicht ge- 
macht werden kann, ,,zur Nachtzeit und zur Zeit eines ausser- 
ordentlichen Zusammenströmens von Menschen seine Wohnung 
ohne zwingenden Grund nicht zu verlassen **, so ist wohl leicht 
einzusehen, dass die Umgehung dieses Verbotes keine beson- 
deren Schwierigkeiten zu bereiten vermag. 

Der , zwingende Grund" zum Verlassen der Wohnung 
wird sich jederzeit mit grosser Leichtigkeit erfinden lassen 
und so wird der Beaufsichtigte zur Lüge und Verstellung, 
zu Ausflüchten und Ausreden förmlich inducirt, wodurch die 
beabsichtigte Besserung schwerlich gefördert zu werden vermag. 

Als ein wirksames Mittel der Polizeiaufsicht bezeichnet 
man endlich die Bestimmung 

§ 9 d, nach welcher bei dem unter Polizeiaufsicht Stehen- 
den jederzeit eine Haus- oder Personsdurchsuchung vorge- 
nommen werden kann. 

Wir können auch gegenüber dieser Bestimmung unseren 
berechtigten Skepticismus nicht aufgeben. 

Zunächst verweisen wir auf die Bestimmungen der öster- 
reichischen Strafprocessordnung, welche so weit gehen, dass 
bei jedem berechtigten, wenn auch entferntem Verdachte 
die Hans- und Personsdurchsuchung vorgenommen werden 
kann, weshalb es von diesem Standpunkte aus der erwähnten 
Norm gar nicht einmal bedurfte. 

§ 139 der Strafprocessordnung vom 23. Mai 1873 erklärt 
die richterliche Haus- und Personsdurchsuchung ohne das 
Erfordernis des „dringenden"" Verdachtes ausdrücklich 
dann für zulässig, wenn es sich um „übel berüchtigte*" 
Personen handelt, eine Norm, die § 140 St.-Pr.-0. wiederholt 
und hinzufügt, dass auch die Gefahr am Verzuge es zu- 

*) Uns ist ein solcher Fall von ganz sntoritstiver Seite mitge* 
tbeilt worden. 
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likjsig erscheinen lässt von den sonst erforderlichen gesetzlichen 
Bedingungen für die Vornahme einer Durchsuchung abzu*- 
sehen. 

§ 141 überträgt dieselben Befugnisse bei Gefahr am 
Verzuge auf die Beamten der Sicherheitsbehörde, sobald 
der „öffentliche" Ruf Jemanden als einer strafbaren Hand- 
lung verdächtig bezeichnet. 

Mit diesen Befugnissen ausgestattet, kann die Sicherheits- 
behörde übelberüchtigten Personen gegenüber mit voller Be- 
ruhigung ihres schwierigen Amtes walten, und es bedarf 
keineswegs einer noch weiter gehenden Ausdehnung ihrer 
Berechtigung. 

Haus- und Personsdurchsuchungen ohne jedweden Ver- 
dacht aufs geradewohl vorzunehmen, ist aber nicht mehr Aus- 
übung einer wirklichen, nothwendigen Polizeiaufsicht, 
sondern eine blosse Quälerei des Beaufsichtigten, die nicht 
minder verhängnisvoll in dessen Existenzbedingungen ein- 
greifen muss, als die im § 10, Absatz 2^ und c angeführten 
Überwachungsmodalitäten. 

Dabei kömmt zu erwägen, dass eine jede erfolglos vor- 
genommene Hausdurchsuchung das Ansehen der Polizeibe- 
hörde beeinträchtigt und den Trotz des unter Polizeiaufsicht 
Stehenden erhöht, und dass andererseits mit jeder Durch- 
suchung eine peinliche Belästigung nicht bloss des Betrof- 
fenen und seiner Familie, sondern auch der übrigen Miether 
oder Bewohner desselben Hauses verbunden ist 

Wohl scheint die ganz ungewöhnliche Strenge der hier 
vorstehend erörterten Massnahmen durch den Schlussabsatz 
des i^ 9 eine wesentliche Milderung zu erfahren, da diese 
Massnahmen ^uur insoweit, als sie durch die Umstände ge- 
boten erscheinen, und stets mit thunlichster Schonung des 
Rufes und Erwerbes der zu überwachenden Person in An- 
wendung zu bringen und wenn ihre Nothwendigkeit entfällt, 
sofort aufzuheben sind* — aber von dieser einschränkenden 
Bestimmung wird in der Praxis kein irgendwie nennens 
wertiier Gebrauch gemacht; immer wird der ganze Inhalt 
des § 9 des Ges. vom 10. Mai 1873 in das erlassene Notions- 
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erkcnntnis aufgenommen, um jeder Verantwortung für das 
Gebahren des Beaufsichtigten überhoben zu sein. 

So finden wir denn eine Polizeiaufsicht vor uns, welche 
die strengsten und starrsten Bestimmungen einer früheren 
Epoche überbietet, wenngleich sie mit den üblichen Schlag- 
worten von »thunlicher Schonung des Rufes und Erwerbes 
der zu überwachenden Person* verbrämt erscheint — Die 
Lage des polizeilich Beaufsichtigten hat sich gegen früher, 
insbesondere gegen die Zeit, in welcher die , Obrigkeit*' die 
Polizeiaufsicht gegen ihre Unteethanen handhabte, ent- 
schieden verschlimmert. 

Von jener Fürsorge für den Entlassenen, die, wie wir oben 
gesehen haben, früher den Behörden ausdrücklich zur Pflicht 
gemacht war, und bezüglich deren- eingehende Belehrungen der 
Obrigkeit ertheilt wurden, ist im Gesetze keine Spur mehr 
vorhanden; die patriarchalische Stellung gegenüber dem Be- 
aufsichtigten ist zur Gänze aufgegeben ; das Verhältnis ist ein 
kalt nüchternes, rein bureankratisches geworden« in welchem 
dem Beaufsichtigten die Wahl freigestellt wird, sich entweder 
d£n drückendsten Beschränkungen seiner persönlichen Freiheit 
und erwerblichen Thätigkeit einfach zu fügen, oder dieselben 
gegen das Risico neuer Bestrafungen zu umgehen ; kein warmer 
Strahl jener Menschenliebe, auf die selbst noch die Verord- 
nung vom 15. Juni 1860 nicht verzichten zu sollen vermeinte, 
erhellt die Beziehungen zwischen der Sicherheitsbehörde und 
dem «ihr zur Verfügung gestellten'' entlassenen Sträfling; die 
Polizeiaufsicht in einer fremdartigen, geradezu widerwärtigen 
Gestalt — als surveillance de la baute police — ein Product 
des Misstrauens und der äussersten Härte wider den Beauf- 
sichtigten, so erscheint sie in jener Gruppe der vier oben 
citirten Gesetze zur Wirksamkeit gebracht, und dies in einer 
Zeit, wo der Versuch der Lösung der socialen Frage, die 
äusserste Vorsicht und alle Rücksichtsnahme auf Wohl und 
Wehe des Einzelnen zur gebieterischen Pflicht machen sollte!! 



III. Die bisherigen Erfolge der Polizeiaufsicht. 

Bei der Beurtheilang der bisherigen Erfolge der Polizei- 
aufsicht lassen wir der Praxis den Vortritt. Im Allgemeinen 
sind Praktiker zu Gunsten aller jener Massregeln gestimmt, 
deren Handhabung sie zu besorgen oder auch nur zu über* 
wachen haben. Es ist dies zum Theile in der Natur der Sache 
gelegen. Man verweist gerne auf Erfolge eigener Berufsthä- 
tigkeit und sucht darum der letzteren mit gewisser Vorliebe 
eine bessere Seite abzugewinnen; dieses gunstige Vorurtheil 
überträgt man fast unbewusst auf die Institutionen, die man 
handhabt und so ist man fast ausnahmslos zu deren Gunsten 
praeoccupirt, des Umstandes nicht zu gedenken, dass man 
sich durch die Handhabung selbst, mit ihnen bis zu einem 
gewissen Grade zu befreunden vermag. ^ 

Durch diese Thatsache wird die Erscheinung erklärt, 
dass Reformen an den Praktikern fast immer ihre entschie- 
dene Widersacher finden, dass die letzteren sich mit dem 
Bestehenden in der Regel zufrieden geben und angestrebten 
Neuerungen sich nicht selten beharrlich entgegenstellen. 

So wurde beispielsweise die Tortur am zähesten von den 
Inquirenten selbst vertheidigt und dem Streben, dieselbe auf- 
zuheben, die ernst vorgebrachte Besorgnis eutgegengesetzt, 
das Strafverfahren werde durch die Beseitigung dieses Insti- 
tutes eine wesentliche Beeinträchtigung erfahren. 

In ähnlicher Weise wird an der Erspriesslichkeit der Unter- 
suchungshaft und des „Arbeitens auf Geständnis'' am energi- 
schesten von den Untersuchungsorganen festgehalten und die 
Leibes- und Todesstrafen zählen zumeist in den Reihen der 
Justizbeamten ihre Anhänger und Vertheidiger. 

Ist diese Annahme richtig, so verdient es umsomehr 
Beachtung, wenn die Praktiker sich mit einem bestimmten 
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Institute nicht zu befreunden vermögen, wenn sie, allen 
übrigen Beurtheilern voran, den nachtheiligen Einfluss eines 
Institutes hervorheben und diesem gegenüber den etwaigen 
Nutzen nur sehr gering veranschlagen. 

Wenn auf Grund eigener persönlicher Erfahrungen nach- 
theilige Wirkungen einer Massregel festgestellt werden, so 
vermag eine Vertheidigung derselben, die nur von theore- 
tischen Suppositionen ausgeht, keinen Anspruch auf irgend 
welche Anerkennung zu erheben. 

Wird ein positiver Misserfolg betreffs der praktischen 
Wirksamkeit eines Institutes von Jenen constatirt, denen die 
Handhabung desselben obliegt, dann verdient ein solches 
Votum eine gewissenhafte Bedachtnahme. 

Warnungen solcher Art dürfen von einer zielbewussten 
Gesetzgebung nicht in den Wind geschlagen werden. 

Dies vorausgeschickt, sollen nunmehr die Erfahrungen 
besprochen werden, die man in einzelnen Staaten mit der 
Polizeiaufsicht gemacht hat 

Wir beginnen mit Frankreich, als dem Mutterlande des 
Institutes in dessen jetziger Gestaltung. 

Die eingehenden Darstellungen Fuhr's und Berner's,*) 
die unter Benützung zahlreicher französischer Abhandlungen**) 
ein anschauliches Bild von der Entwicklung des Institutes im 
französischen Rechte geben, lassen deutlich erkennen, dass 
die Geschichte der „surveillance de la haute police" in Frank- 
reich eigentlich eine Geschichte ihrer unausgesetzten Miss- 
erfolge ist. 



*) Fuhr, Strafrechtspflege UDd Socialpolitik Seite 36—73. Bemer, 
Polizeiaufsicht in Ger. Saal B. XXXIII S. 352-367. 

**) Bonneville des institutions eomplämentaires du regime peni- 
tentiaire p. 326, 349—387, 456—41^7. Chatagnier du renvoi sous la sur- 
veilUnce de la haute police. Migrieret de la snrveillance legale in der 
Revue de l^gislation et de jurisprudence 1871—1872, p. 363. Garraud 
pr^cia de droit criminel. Oi-iolan Clements de droit p^nal. Chauveau 
et Bilie thöorie du code pönal. Gouin de la surveiliance de la haute 
police et de ses effets in der Revue de lögislatiou et de jurisprudence 
1840. Fregier des classes datgereuses. Bretignier de CourteiUes les con- 
damnös et les prisons. Nadault de Bvjfon de la surveiliance n. s. w., u. s. w. 

Dr. Zucker: Über Polizeiaufsicht. ^ 
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Ein Versuch reicht dem anderen förmlich die Hand, um 
den üblen Einfluss des Institutes auf die Rechtspflege hintan- 
zuhalten, und jedesmal misslingt die mit allem Aufwände 
von Geist und Erfindungsgabe in Scene gesetzte Reform des 
Institutes. 

Versagt die Strenge der Bestimmungen über die durch die 
Polizeiaufsicht auferlegten Beschränkungen den gewünschten 
Erfolg, so versucht man es mit einer Milderung derselben 
und wenn auch diese die in sie gesetzten Erwartungen täuscht, 
so glaubt man durch eine Rückkehr zu früherer Strenge den 
Erfolg erzwingen zu können, bis die neuerliche Fesstellung 
ungünstiger Ergebnisse ein abermaliges entgegengesetztes 
Experiment herbeiführt. 

Das Bedenklichste ist die grosse Abhängigkeit dieses 
„Rechtsinstitutes" von den wechselnden politischen Strö- 
mungen, an welchen Frankreich so reich ist, und so muss 
der Mangel einer j^den consequenten Verfolgung der einmal 
eingeschlagenen Richtung den Übelstand nur noch erhöhen. 

Verdächtig ist schon der Ursprung des Institutes, der auf 
den III. Titel des S^natus consulte organique vom 28. Flor^alXII 
(18. Mai 1804) zurückführt, durch welchen für die Aburthei- 
lung der von Mitgliedern der kaiserlichen Familie, Gross- 
würdenträgern des Staates, Ministern und Staatssecretären, 
von Senatoren und Staatsräthen begangenen Delicte, so wie 
aller Amtsvergehen und der Verbrechen des Hoch- und Landes- 
verraths ein besonderer Gerichtshof — la Haute Cour impe- 
riale eingesetzt wird. 

Bezüglich des Verfahrens dieser Cour Imperiale wurde 
bestimmt (§ 131): 

Lorsq'elle acquitte, eile peut mettre ceux, qui sont 
absous sons la surveillance ou la disposition de la haute 
police de l'fitet pour le teraps qu'elle d^termine. Dieser 
richtertiche Ausspruch gab den Verdächtigen aller Willkühr 
der Regierung preis, denn durch dieselbe wurde der nicht 
überwiesene Angeklagte der schrankenlosen Gewalt der Staats- 
polizei überantwortet. 
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Im Decrete vom 19 ventose des J. XIII erscheint bereits 
diese surveillance auf nicht politische Verbrecher ausgedehnt 
und durch ein Decret vom 7. Juli 1806 dahin verschärft, dass 
den Verurtheilten der Aufenthalt in Paris und anderen 
grösseren Städten verboten werden konnte. 

Nunmehr erfolgte erst die Aufnahme der Polizeiaufsicht 
in den code p^nal des Jahres 1810, indem Art. 44 desselben 
bestimmte: dass der Verurtheilte nach Verbüssung seiner 
Strafe eine Caution für gute Aufführung zu leisten habe . . . 
Faute de fournir cette cautiounement, le condamn6 de- 
meure a la disposition du gouvernement, qui a le 
droit d'ordonner, soit Töloignement de l'individu 
d'un certain Heu, soit sar^sidence continue dans un 
lieu d6termine dans Tun des departements de l'Empire. 

Von der Verhängung der Caution wurde wegen vielfach 
hervorgekommener Unzukömmlichkeiten Anfangs selten, später 
gar kein Gebrauch gemacht; die Verstrick^jng des Entlassenen 
an einem bestimmten Orte machte es demselben in den 
meisten Fällen unmöglich einen redlichen Erwerb zu finden, 
er verfiel dem Elend und wurde dem Verbrechen wieder in 
die Arme getrieben." 

Angesichts der eclatanten Misserfolge der Polizeiaufsicht 
musste man an eine Revision der bezüglichen Bestimmungen 
gehen, deren Resultat im Gesetze vom 28. April 1832 zu 
folgender Änderung des Wortlautes des Art. 44 führte: 

„L'effet du renvoi sous la surveillance de la haute police 
sera de donner au gouvernement le droit de d^terminer certains 
lieux, dans lesquels il sera interdit au condamnä de paraitre, 
apres qu'il aiira subi sa peine** . . . 

Wir sehen, dass hier die Confinirung des unter Aufsicht 
Gestellten an einen bestimmten Ort gefallen ist, und dass 
nur die Ortsuntersagung stehen blieb. Die Hoffnung, die man 
auf die vollzogene Änderung der Bestimmungen des Art. 44 
setzen zu dürfen vermeinte, gieng jedoch nicht in Erfüllung. 

Gouin, procureur du Roi, ein also gewiss ganz un- 
bedenklicher Gewährsmann, soweit es sich um die Schatten- 
seiten eines zu Gunsten der Staatsgewalt geschaffenen Insti- 
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tutes handelt, schildert in einem Aufsatze ,De la surveillance 
de la haute police et de ses eflfets — Revue de la l^gislatlon 
et de jurisprüdence. n. 1840" das traurigeLoos der ,surveilles" 
in ergreifender Weise und gelangt zu folgenden Ergebnissen: 

1. Die Polizeiaufsicht stösst den Verurtheilten in das 
Laster zurück, sie verursacht das, was sie bestraft hat, 

2. sie ist unzureichend und überflüssig als Polizei- und 
Präventivmassregel, 

3. sie ist nachtheilig für den Verurtheilten ... sie ver- 
pestet die Gefängnisse und erzeugt Unverbesserliche. 

Schon im Jahre 1842 berief die Regierung eine Enquete 
um festzustellen, welche Wirkungen die im Jahre 1832 voU- 
zogenene Reform der „haute surveillance" aufzuweisen habe 
und auf Grund der ungünstigen Ergebnisse dieser Enquete 
wurde im J. 1844 in den Kammern ein neuer Gesetzentwurf 
über die Polizeiaufsicht vorgelegt, in welchem zum Theile 

• 

auf die Principien der ursprünglichen Bestimmungen der 
Artikel 44—50 des code penal zurück gegriffen wurde. 

Dieser Entwurf gelangte jedoch nicht zur Annahme. Die 
politischen Verhältnisse des Kaiserreiches führten das Decret 
vom 8. December 1851 herbei, welches die Confinirung des 
entlassenen Sträflings in einem bestimmten Orte wieder 
zulässt und die Deportation nach Cayenne oder Algier auf 
die Übertretungen des Bannbruches — rupture du ban — setzte. 

Auch dieses Decret vom 8. December 1851 hatte die 
schlechtesten Erfolge aufzuweisen. Garraud fasst dieselben 
in die benierkenswerthen Worte zusammen: „La surveillance 
ainsi organis^e deviut un fleau pour leß lib^res . . et un 
danger pour la societe** . . . 

Im J. 1871 ergiengen über Beschluss der französischen 
Nationalversammlung auf Antrag des Vicomte d'Haussonville 
Anfragen an die französischen Appelhöfe, um; festzustellen, 
welche Erfolge die Polizeiaufsicht aufzuweisen habe und 
wie sich das Verhältnis derselben zu den, sog. Schutz-r oder 
Fürsorge-Vereinen fpatronages), die sich die Sorge um die 
entlassenen Sträflinge zu ihrer Aufgabe machten, gestalte. 
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Die Gutachten der Appellhöfe, denen die Erfahrungen 
d er Prax i 8 zu Grunde gelegt wurden, sprachen sich in geradezu 
drastischer Weise gegen das Institut der Polizeiaufsicht aus. 
So erklärt der Appellhof von IJourges, „dass die Polizeiauf- 
sicht der Thätigkeit der Schutzvereine nicht bloss ungünstig, 
sondern mit ihr geradezu unverträglich sei. Wie können 
ein oder mehrere Patrone, welche ihren Einfluss zu Gunsten 
unglücklicher Entlassener aufwenden wollen, diese zu em- 
pfehlen wagen, wenn dieselben unter polizeilicher Aufsicht 
stehen? . . . Das Patronat werde durch die Polizeiaufsicht 
unmöglich gemacht. 

Bei dem gegenwärtigen Stande der Dinge stifte die 
Polizeiaufsicht gar keinen Nutzen, wenn sie eine kleine 
Anzahl von Individuen von der Rückkehr zum Bösen abhalte, 
so hindere sie eine weit grössere Anzahl an der 
Rückkehr zum Guten . . .** 

Der Appellhof von Lyon gibt folgendes Gutachten ab: 
„In ihrer gegenwärtigen Organisation sei die Polizeiaufsicht 
der Thätigkeit der Schutzvereine hinderlich. Die Polizei- 
aufsicht ist für den Betroffenen eine Art Brand- 
markung, sie kennzeichne ihn für die Verachtung 
und das Misstrauen des Publikums und bildet auf 
diese Weise nur zu oft ein Hindernis für seine sitt- 
liche Erneuerung." 

Die Commission des Appellhofes von Toulouse findet, 
„dass die im Art. 44 des code p^nal angeordnete Polizei- 
aufsicht erfahrungsgemäss das Gegentheil des von 
ihr beabsichtigten Resultates bewirkt . . . Die Beauf- 
sichtigten sind als solche dem Misstrauen ihrer Dienst- 
herren und der Verachtung der Arbeiter preisge- 
geben und werden aus vielen Häusern weggejagt. 
Die Offenkundigkeit der Polizeiaufsicht erschwere 
so sehr alle ihre Bewegungen, dass es ihnen un- 
möglich gemacht wird, ehrlich ihr Brod zu erwerben. 
Dann sehe man sie von Entmuthigung ergriffen, 
einen verzweifelten Kampf gegen die Gesellschaft 
unternehmen und aufs Ungewisse im ganzen Lande 
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umherirren; sie häufen Verurtheilungen auf Verur- 
theilungen und kommen nur aus dem einen Gefäng- 
nisse heraus, um in das andere hinein zu wandern . . / 

Aus diesen und anderen Gründen beantragte die Com- 
mission die „abrogation pure et simple du regime de 
la surveillance* — 

Dieser Antrag gieng aber erst im Jahre 1885 in Erfül- 
lung. Durch volle 14 Jahre sah man den weiteren trostlosen 
Ergebnissen der «surveillance" zu, welche die Zahl der 
llecidivisten stets mehrte, statt sie zu mindern, bis man 
sich endlich dazu entschloss, durch das Gesetz vom 27. Mai 
1885, Art. 19, zu erklären: ^La peine de la surveillauce 
de la haute police est supprimee" — , wobei jedoch in 
ganz inconsequenter Weise einzelne Bestimmungen des Art. 45 
des Code p6nal aufrecht erhalten wurden. 

Auch in Italien erfuhr die Polizei aufsieht, die im Ganzen 
und Grossen jener des französischen Rechtes nachgebildet ist, 
seitens der Praktiker eine äusserst abfällige Beurtheilung. 

Luchini theilt in seinem über diese Frage an den inter- 
nationalen Congress in Turin (1880) erstatteten Gutachten 
folgendes Urtheil eines italienischen Juristen mit, dem er 
sich anschliessen zu müssen erklärt: „Mit diesem Systeme, 
bei welchem man jegliches Gefühl für Ehre und Menschlich- 
keit vermisst und durch dessen Anwendung man allen Grund- 
sätzen von Recht und Rechtspflege ins Gesicht schlägt, treibt 
man nur diese unglückliche Menschenclasse (die polizeilich 
Beaufsichtigten) zur äussersten Verzweiflung. 

Wenn die Gesellschaft einen Menschen auf Grund des 
Strafgesetzes seiner Freiheit beraubt, so übernimmt sie auch 
die Sorge für seinen Unterhalt, und die Sache nimmt ihren 
regelmässigen Gang; wenn sie aber bei der Entlassung aus 
dem Gefängnisse ihm selbst die Sorge für seine Lebensnoth- 
durft überlässt, und ihm nichtsdestoweniger Verpflichtungen 
auferlegt, welchen zu genügen ihm unmöglich ist, so heisst 
dies: ihn mit Nothwendigkeit zum Verbrechen ver- 
urtheileu . .." 
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So hält Luchini «die Polizeiaufsicht in ihrer dermaligen 
Gestaltung und Handhabung nur für nachtheilig, das 
Gegentheil von dem wirkend, was sie sollte, für eine 
Geissei des entlassenen Sträflings, weil sie ihn in der 
freien Bewegung, in der Aufsuchung seines Unterhaltes be- 
hindere, ihn dem Elend und der Verachtung der Menschen 
preisgebe; auf der andern Seite werde das Ansehen der 
Staatsgewalt infolge der vielfachen Undurchführbarkeit der 
Massregel und Uncontrolierbarkeit ihrer Übertretung ge- 
schwächt; so sei die Polizeiaufsicht ungerecht gegen- 
über dem Gebesserten und nutzlos gegenüber dem 
Unverbesserlichen.* 

Trotz dieser und ähnlicher anderweitig geäusserter Be- 
denken wurde indess die Polizeiaufsicht im neuen Straf- 
gesetze vom 30. Juni 1889 und in einem besonderen Gesetze 
,di Pubblica Sicurezza'' von demselben Datum in ziemlich 
bedeutendem Umfange und mit sehr einschneidenden Wir- 
kungen aufrecht erhalten. 

Die Motive Zanardelli's suchen dieses Experiment mit 
unverkennbarer Befangenheit folgendermassen zu rechtfer- 
tigen. Sie erklären: „Zahlreich sind die Einwände und Gründe, 
welche der Polizeiaufsicht entgegenstehen, und es fehlt nicht 
an Beispielen in den auswärtigen Gesetzgebungen, welche 
dieselben als Massregel des gemeinen Rechtes abgeschafft 
haben, es fehlt auch nicht an Stimmen, welche ihre Unter- 
drückung auch bei uns verlangen. Gestatten auf der einen 
Seite die noch nicht vollständig normalen Zustände 
bezüglich der öffentlichen Sicherheit in Italien . . . 
gegenwärtig es noch nicht, dieselbe zu unterdrücken, so 
kann doch auf der anderen Seite sich nicht den ver- 
derblichen Folgen verschlossen werden, welche die- 
selbe für den von ihr Betroffenen mit sich führt* 

Die Berufung auf anormale Zustände der öffentlichen 
Sicherheit in Italien und das freimüthige Zugeständnis, dass 
die Polizeiaufsicht für den von ihr Betroffenen verderb- 
liche Folgen mit sich führen, ist wohl kaum geeignet, die 
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Gegner der Polizeiaufsicht zu bekehren und dem Institute 
neue Anhänger zu erwerben. 

In Belgien erscheint die Polizeiaufsicht „surveillance 
speciale de la police" nach Art. 35 des Gesetzes vom 15. October 
1876 in der Weise geregelt, wie es im Art. 44 des franzö- 
sischen Code pönal nach dem Gesetze vom 28. April 1832 der 
Fall war. 

Der bewährte Kenner des belgischen Gefängniswesens 
Prins spricht sich in seinem berühmt gewordenen Werke 
»Criminalit6 ^t Repression" S. 171 u. flF. folgendermassen 
über dieselbe aus: 

,11 est incontestable que la societ6 doit faire surveiller 
les repris de justice. On peut se demander, toutefois, si cette 
peine n'est pas illusoire, si eile est bien un obstacle ä la 
röcidive et si, en assignant, avec les formalitös actuelles, une 
rösidence aux lib^rös surveillös, la justice ne prot6ge pas, en 
g6n6ral les grandes villes au dötriment des compagnes. 

Un fait est certain dans tous les cas: les obliga- 
tions que la surveillance entraine, signalent les 
liberös ä la malveillance de leurs concitoyens et les 
empÄchent de trouver du travail. 

Qu'on en rencontre dans les prisons de cas d6tenus 
ayant subi vingt, trente condaranations, pour rupture de ban 
ou pour d'autres dölits, et qui declarent que la surveil- 
lance de la police, en les mettant dans Timpossibi- 
lite absolue de trouver une Situation, les a obliges 
a rentrer en prison. Pour beaucoup, c'est une all6gation 
mensongere; pour quelques-uns c'est l'expression de la 
vörite. 

Oiivrir la porte d'une prison a un ouvrier sans res- 
sources, sans existence assuröe, ayant k lutter contre les 
soup§ons de la foule, et Tastreindre, de plus, a des formalit6s 
qui le signalent ä tous comme un etre dangereux, et cela sans 
le contrepoids d'un comit6 de patronage, c'est övidemment, 
dans certains cas, l'obliger ä voler et il suffit que 
ces cas puissent se präsenter pour qiic Ton cherche un remöde. 
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Le remede le plus radical serait la suppression de 
la peine de la surveillance de la poIice comminee pas 
Tarticle 35 du code p6nal. Avec une police mal faite, 
cette peine ne produit aucun r^sultat et n'empeche 
pas un crime. Avec^une police bien falte cette peine 
n'est pas nöcessaire pour surveiller les crirainels 
dangereux. On compirend donc, que la suppression pur et 
simple de Tarticle 35 puisse 6tre demandee. 

So mit grossem Nachdrucke und mit der ihm eigen- 
thümlichen Lebhaftigkeit Prins, aber vor den natürlichsten 
Consequenzen einer solchen Überzeugung scheut er gleich- 
wohl zurück. — Er bemerkt: Comme il faut compter, 
toutefois, avec les traditions regues et des craintes 
qui, pour etre discutables, n'en sont pas moins reelles, 
on pourrait trouver un moyen terme et maintenir en principe 
le renvoi sous la surveillance de la police de l'article, en 
le corrigeant par Tinstitution de la »caution pönale**. 

Für den Armen könnte eine Körperschaft, ein Verein, 
ein ehren werther Privater die Bürgschaft für das Wohlver- 
halten übernehmen, was allerdings selten geschehen werde; 
in den übrigen Fällen würde eine hinterlegte Geldsumme 
für die gute Aufführung des Entlassenen zu haften haben, 
dem man dagegen die Beschränkungen der Polizeiaufsicht 
nicht auferlegen dürfte. 

Dass diese Art von „Correctur" der Polizeiaufsicht 
darauf hinausläuft, dem Armen Schwierigkeiten im Erwerbe 
zu bereiten, dagegen dem Vermögenden dieselben aus dem 
Wege zu räumen, kann nicht bestritten werden, und darum 
dürfte sich die Einführung dieser Strafcautiön im Hinblicke 
auf die besondere sociale Empfindlichkeit unserer Tage wohl 
kaum empfehlen lassen. 

In England findet eine Polizeiaufsicht nach der Preven- 
tion of Crimes Act vom 21. Aug. 1871 in der Weise statt, dass 
wenn eine Person wegen eines Verbrechens von einem Schwur- 
gerichte abgeurtheilt ist und eine vorhergehende Verurthei- 
lung wegen eines anderen Verbrechens derselben nachge- 
wiesen wird, der Gerichtshof bestimmen kann, dass der Ver- 
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urtheilte der Aufsicht der Polizei für die Dauer von 7 Jahren 
oder eine geringere Dauer, die unmittelbar mit dem Ende 
der vollstreckten Strafe beginnt, unterworfen werden solle. 

Diese Polizeiaufsicht legt dem Entlassenen lediglich die 
Pflicht auf, sich jeden Monat im Polizeiburean des Bezirkes 
zu stellen, er kann aber seinen Aufenthalt jederzeit frei 
ändern und unterliegt anderen Aufenthaltsbeschränkungen in 
keinerlei Weise. 

Ein Gesetz vom 15. August 1879 fQhrte noch zu weiteren 
Erleichterungen. Zur Handhabung dieser Polizeiaufsicht be- 
steht in London eine besondere Polizeiabtheilung, die 
Hand in Hand mit den zahlreichen Unterstützungsvereinen 
(in London allein an 10) arbeitet und deren Eingreifen in 
die Strafrechtspflege erleichtert. 

Diese Polizeiabtheilung sammelt Adressen solcher Arbeits- 
geber, welche entlassene Sträflinge in Arbeit nehmen und ver- 
mittelt die Beziehungen zwischen ihnen und ihren Arbeitern. 

Über dieses System erstattet Baker an den internatio- 
nalen Gefängnis- Congress zu Stockholm 1878 einen ausführ- 
lichen Bericht, in welchem er sich über das Institut in folgender 
charakteristischer Weise auslässt: «Der Sträfling verlasse das 
Gefängnis mit den besten Absichten und mit dem Wunsche 
ehrlich zu bleiben. Aber von Natur geistig und moralisch 
schwach, bedürfe er gerade in dem Momente der Entlassung 
einer Stütze, der Fürsorge eines Freundes. 

Die privaten Fürsorgevereine hält Baker für die Ge- 
währung dieses Schutzes weniger geeignet als die Polizei, 
verlangt aber dafür eine sorgfältige Auswahl der Polizeibe- 
amten. «Verständige, gute und feste Männer, beseelt 
von warmer Menschenliebe, müssen es sein, die ihren 
Ehrgeiz mehr in dem Verhüten, als in dem Ermitteln von 
Verbrechen suchen. Ritter Bayard ohne Furcht und 
Tadel. Der Beistand eines solchen Polizeibeamten kann für 
den aus Unfreiheit plötzlich in die tausend Versuchungen 
der Freiheit, Entlassenen von segensreichster Wirkung sein ; 
er wird sein Freund sein in einem Augenblicke, wo sich 
noch wenig Menschen hiezu geneigt finden. Der Beamte wird 
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seine gnten Entschlüsse und guten Absichten achten and 
ermuthigen, bis sie sich befestigt haben und ausgereift sind 
in der Berührung mit der Aussen weit ..." 

Wir glauben, dass diese bedingnisweise Anerkennung 
der Wirksamkeit der Polizeiaufsicht eher gegen als für das 
Institut ausserhalb Englands und insbesondere in unseren 
Ländern spricht. Uns stehen M&nner, welche den Anforde- 
rungen Baker's zum Polizeidienst entsprechen würden, nicht 
zur Verfügung und ein Freundschaftsbund zwischen der über- 
wachenden Polizei und dem unter Aufsicht Gestellten^ wie 
ihn Baker zur Erfüllung seiner edlen Absichten vor Augen 
hat, gehört einfach in das Gebiet der unerreichbaren Ideale. 

Auch mangelt es zur Zeit in Österreich an jenen Schutz- 
vereinen'''), welche die geschilderte Wirksamkeit der Polizei- 
organe zu unterstützen und zu fördern geeignet wären. 

Übrigens fehlt es auch in England an Schatten nicht« 
So wurde zur Untersuchung verschiedener bei der Handhabung 
der Polizeiaufsicht hervorgekommener ÜbeUiände im Jahre 
1878 in England eine königliche Gommission eingesetzt, 
welche es als einen unvermeidbaren Nachtheil des Sy- 
stems der Polizeiaufsicht erkennt: dass während diejenigen 
der Entlassenen, welche gesonnen waren, ihren Lebensunter- 
halt ehrlich zu erwerben, sich regelmässig bei der Polizei 
meldeten, diejenigen, welche sich wieder einem ver- 
brecherischen Lebenswandel hingaben, es auch mit 
der Meldung nicht genau nahmen und auf diese Art 
»unglücklicherweise'' gerade diejenigen Verbrecher, 
die der meisten Aufsicht bedurften, sich derselben 
zu entziehen wussten. 

In Deutschland vollzog sich vom dritten Jahrzehent 
dieses Jahrhunderts angefangen die Reception der französi- 
schen «surveillance'* indem man, wie dies in Österreich später 



*) Erst in unseren Tagen f&llt der ernstliche Versuch eine grössere 
Ziihl derselben unter staatlichen Beistande zu begründen: der Erfolg 
dieser gewiss sehr lobenswerthen Bestrebungen muss abgewartet werden; 
in keinem Falle werden die diesfiills gehegten Hoffnungen und Erwar- 
tungen rasch in Erftlllung geben können. 
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geschah, die Entwicklung des heimischen Institutes aufgah 
und nicht zum Vortheile der Strafrechtspflege das fremde 
System adoptirte. 

Aber dieser Obergang erfolgte in den einzelnen Ländern 
nicht ohne entschiedenen Widerstand und waren es auch 
hier zumeist die Männer der Praxis, welche die ernste- 
sten Bedenken gegen die Reform des Institutes nach fran- 
zösischem Vorbilde erhoben. 

So machte gegen den diesbezüglichen hessischen Ent- 
wurf [nachdem in demselben ursprünglich (1824) die Polizei- 
aufsicht in Vorschlag gebracht, im Jahre 1830 auf Betreiben 
Mittermaier's fallen gelassen und im Jahre 1837 wieder 
aufgenommen worden war] der Abg. Hesse geltend: 

„Die Polizeiaufsicht bewirke häufig das Gegentheil 
von dem, was sie bewirken soll, sie triflPt in vielen 
Fällen einen Unschuldigen und beruht nicht auf dem Beweise 
dessen, was der Angeklagte begangen habe, sondern auf dem 
Verdacht dessen, was er etwa für die Zukunft noch begehen 
könnte. Mit einem Worte, es geht ihr jedes rechtliche Funda- 
ment ab. 

Man erschwert durch solche polizeiliche Hemmungen das 
weitere Fortkommen des Gebesserten und erhält dadurch 
gegen den nicht Gebesserten doch keinen Schutz." 

Einen noch entschiedeneren Widerstand fand die Polizei- 
aufsicht im Königreiche Sachsen, (Landtagsverhandlungen 
1836 — 1837) eine diesbezügliche Bestimmung des Entwurfes 
wurde verworfen, weil die Erfahrung gelehrt hat, dass 
die Polizeiaufsicht ebenso theoretisch unbegründet als 
praktisch unnütz sei. 

Der Ausschussbericht der baierischen Kammer (1851) 
nennt die Polizeiaufsicht eine moralische Brandmarkung 
und beantragt die Streichung der diesbezüglichen Bestim- 
mungen, womit sich Mittermaier (Archiv des C. R. 1851 
S. 598) vollkommen einverstanden erklärt. 

Am schärfsten spricht sich Fu es sl in, Zuchthausdirektor 
in Bruchsal, gegen die im b ad i sehen Strafgesetz vom 6. März 
1845 normirte Polizeiaufsicht aus. 
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Auf Grund mehrjähriger Erfahrungen ist er zur Über- 
zeugung gekommen, dass die Stellung unter Polizei- 
aufsicht nachtheilig sei, sowohl für die Gefangenen 
während der Haft und nach der Entlassung, als auch für 
die bürgerliche Gesellschaft, dass somit die Absicht des 
Gesetzgebers in den weitaus meisten Fällen nicht nur niclit 
erreicht, sondern geradezu die Rückfälle hervorgerufen und 
begünstigt wurden. 

Fuesslin begründete diese seine Anschuung wie folgt: 

1. Die urtheilsmässige Stellung unter Polizeiaufsicht ist 
ni( ht erspriesslich für die ihr Unterworfenen schon während 
der Strafvollstreckung, weil dem Gefangenen durch die Aus- 
sicht auf ein Leben voller Hemmnisse und Noth, nach der 
Entlassung, die Thatkraft, der gute Muth und die Liebe zur 
Arbeit erlahmen und eine trübe oder bittere Stimmung her- 
vorrufen wird. 

Noch grösser und gewichtiger sind aber die Einflüsse 
der Polizeiaufsicht auf die Gefangeneii nach dei Entlassung. 

a) Für die aus der Anstalt entlassenen Gebesserten ist 
die Stellung unter Polizeiaufsicht nicht nur zwecklos, wenn 
sie bloss vorbeugende Massregel sein soll, sondern sogar un- 
gerecht und schädlich, weil der Entlassene dadurch in 
eine Lage versetzt wird, die seine guten Grundsätze er. 
schüttern, das Gemüth häufig beunruhigen, und in leiden- 
schaftliche Aufregung versetzen und ihn dadurch in Ver- 
bindung mit elenden äusseren Verhältnissen zu Verbrechen 
hinreissen müssen, denn Leidenschaft und Noth sind stärker 
als gute, aber noch nicht tief gewurzelte Grundsätze. Mancher 
Rückfällige habe sich geäussert: „Wenn ich im Zuchthause 
meine Pflicht thue, die Hausordnung befolge und fleissig 
arbeite, giebt man mir zu essen und ich bin doch vor Hunger 
geschützt; zu Hause werde ich überall herumgestossen, ver- 
achtet, verhöhnt, niemand giebt mir Arbeit, niemand Brod.* 
So konnten nach den Berichten der Bürgermeister von 112 
im Januar 1853 nach ihrer Entlassung zur Polizeiaufsicht 
Verurtheilten über 80 keine Arbeit zu Hause finden. 
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h) Für die ungebessert Entlassenen ist die Polizeiauf- 
sicht ungenügend und für die bürgerliche Gesellschaft eine 
zu geringe Sicherheit gegen neue Verbrechen derselben. 

Im Jahre 1853 legte die Regierung in Württemberg einen 
besonderen Gesetzentwurf über die Regelung der polizeilichen 
Aufsicht vor, Inhalt dessen die Bestimmungen des Strafge- 
setzes vom Jahre 1839, durch welche das französische Institut 
adoptirt worden war, abgeändert wurden. 

Die Staatsregierung erklärt hiebe!, dass die Erfahrungen 
über die Wirkungen der Massregel — ungünstig waren, und 
dass die Berichte der Beamten dringend auf Verbesserung 
des Gesetzes antrugen. 

Es wird anerkannt, dass die bisher geübte Polizeiauf- 
sicht ebenso der Besserung der Gefangenen schon in der 
Gefangenenanstalt entgegenstehe, und dass sie nach der Ent- 
lassung häufig Veranlassung zur Verübung neuer Verbrechen 
wird. 

Der Gesetzentwurf lässt daher einige Erleichterungen 
eintreten, bei deren Beurtheilung sich Mittermaier, Arch. 
des Crim.-R. 1856 S. 341 Nachstehendes äussert: 

„Der vorgelegte Gesetzentwurf kann allerdings beitragen, 
manche Nachtheile des bisherigen Systems zu beseitigen, allein 
eine gründliche Abhilfe darf nicht erwartet werden; nach der 
Erklärung bewährter Gefäugnisdirectoren und Geistlichen 
liegt in dem Bewusstsein der Sträflinge, dass nach ihrer 
Entlassung die Strafe der Polizeiaufsicht wirksam werden 
wird, ein Grund, welcher der sittlichen Erhebung und dem 
Selbstvertrauen des Sträflings hindernd in den Weg tritt. 

Auf keinen Fall sollte unter den Wirkungen der Auf- 
sicht auch die sein, dass zu jeder Zeit bei den Beaufsich- 
tigten Haussuchung gehalten werden kann. 

Nach der Erfahrung liegt in dieser Massregel ein 
Hauptgrund, aus welchem entlassene Sträflinge so schwer 
in Dienste genommen werden, und andere Personen nicht 
neben ihnen dienen wollen." 

In Preussen finden sich Vorschriften über die Polizei- 
aufsicht zuerst im Entwürfe des Jahres 1843. Nach dem- 
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selben soll gegen Verbrecher, welche der öffentlichen Sicherheit 
gefährlich sind, nach Abbüssung der Strafe in den vom 
Gesetzebestimmten Fällen dieStellungunter Polizei- 
aufsicht stattfinden. 

Im Strafgesetzbache vom Jahre 1851 wurde zwischen 
Verbrechen unterschieden, bei welchen die Polizeiaufsicht 
eintreten muss und zwischen solchen, bei welchen auf Stel- 
lung unter Polizeiaufsicht erkannt werden kann. 

Sie hat nach § 27 folgende Wirkungen: 

1. Es kann dem Verurtheilten der Aufenthalt an ein- 
zelnen bestimmten Orten von der Landespolizeibehörde unter- 
sagt werden. 

2. Haussuchungen unterliegen keiner Beschränkung hin- 
sichtlich der Zeit, zu welcher sie stattfinden dürfen. 

Bei erfolgter Verurtheilung wegen Diebstahls, Raubes 
oder Hehlerei kann die Ortspolizeibehörde die Aufsicht dahin 
erweitern, dass die Beaufsichtigten während der Nachtszeit 
ihren Wohnort und selbst ihre Wohnung ohne Erlaubnis 
nicht verlassen dürfen. 

Auch diese Bestimmungen gaben in ihrer Handhabung 
vielfachen Anlass zu lebhaften Klagen.'*') 

Die aus den Strafanstalten eingehenden Berichte ent* 
hielten fortdauernd eine Anzahl Fälle, in welchen frühere 
Gefangene, welche mit den besten Vorsätzen die Anstalt ver- 
lassen hatten, hauptsächlich nur durch die rücksichtslobe Art 
und Weise, mit welcher viele Polizeibehörden die Polizei- 
aufsieht handhabten, in der Erlangung eines ehrlichen Brod- 
erwerbes wesentlich behindert oder geradezu eines mit vieler 
Mühe kaum erlangten ordentlichen Unterkommens, wieder 
verlustig geworden und infolge dessen dem Rückfalle von 
neuem zugeführt worden waren. 

Um diesem Übelstande abzuhelfen, ergieng eine An- 
weisung des Ministers des Innern vom 22. Mai 1866, durch 
welche die polizeilich Überwachten in zwei Classen getheilt 



*) Ladendarf in Holtzendorffa Allg. d. Strafrechtszeitung 186B, 
S. 200. SehiUik in derselben Zeitschrifc 1868, 8. 486. 



64 



wurden, von denen die ersteren fast von jedweder Aufsicht 
eximirt werden sollten, während gegenüber der zweiten Classe 
wohl die gesetzlichen Massregeln im vollen Umfange, jedoch 
unter steter Rücksichtnahme auf Erleichterung des redlichen 
Fortkommens des Beaufsichtigten in Anwendung gebracht 
wurden. 

In wesentlich gemilderter Form wurden diese Bestim- 
mungen über die Polizeiaufsicht dem Deutschen Strafgesetze 
zu Grunde gelegt — (Motive zu dem Entwürfe eines Straf- 
gesetzes für den norddeutschen Bund Anhang III). Die Polizei- 
aufsicht sollte nur mehr facultativ über Ausspruch des Richters 
verhängt werden dürfen, die Maximaldauer derselben wurde 
auf fünf Jahre herabgesetzt und die Untersagung des Wohn- 
ortes oder des Verlassens der Wohnung zur Nachtzeit entfiel 
zur Gänze. 

Die Wirksamkeit der so restringirten Bestimmungen der 
früheren deutschen Reichsstrafgesetzes (§§ 38 und 39) wurde 
in der Versammlung deutscher Strafanstaltsbeamten in Bremen 
(1880) einer eingehenden Erörterung unterzogen. 

Der Verhandlung lag ein Gutachten des Strafanstalts- 
directors PockeTs zu Grunde, welcher seine Anschauung in 
Nachstehendem präcisirte: 

Er erkenne zwar an, dass das deutsche Strafgesetzbuch 
die Präventivmassregel der Polizeiaufsicht ihrer nachtheiligen 
Wirkungen nach Möglichkeit zu entkleiden gesucht höbe, aber 
vom reiu praktischen Standpunkte glaube er sich dennoch 
gegen die Polizeiaufsicht aussprechen zu müssen, sein auf 
positiveWahrnehmung gestütztesUrtheil gehedahin, 
dass die Polizeiaufsicht einerseits der Gesellschaft 
Nichts nütze, andererseits dem Entlassenen schade. 

Die Polizeiaufsicht nütze der Gesellschaft Nichts, weil 
die verschlagenen Gauner von Profession ihre verbrecheri- 
schen Projecte vor der Polizei zu verbergen wissen und nur 
die minder gefährlichen Dummkopfe sich verrathen Durch 
das Verbot des Aufenthaltes an einzelnen bestimmten Orten 
fühle sich der gefährliche Gewohnheitsverbrecher nicht be- 
engt, da ihm die ganze übrige Welt offen steht und es ihm 
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leicht sei, die Behörden über das Ziel seiner Reise zu täuschen. 
Nächtliche Haussuchungen — die die Polizeiaufsicht gestatte — 
kämen fast ausschliesslich nur bei Betretung auf frischer That 
oder bei Gefahr im Verzuge vor, und seien in dieserVor- 
aussetzung auch bei den nicht unter Polizeiaufsicht 
stehenden Personen statthaft. 

So gelangt Po ekel 8 zum Schlüsse, „dass die Zulässig- 
keit der Polizeiaufsicht — weil deren Vollstreckung, 
ohne die Begehung von Verbrechen zu hindern oder 
a|uch nur zu erschweren, der Rehabilitation des ent- 
lassenen Sträflings nachtheilig sei — aus der Reihe 
der Strafmittel gestrichen werde. 

Auf derselben Versammlung*) erklärt Strafanstalts- 
director Eckert, dass die Polizeiaufsicht nichts nütze, 
vielleicht eher schade, sie verhindere die Begehung 
strafbarer Handlungen niemals. 

Cruse, Director der Strafanstalt in Wolfenbüttel, be- 
hauptet auf Grund 16jähriger Erfahrung als Polizeibeamter, 
dass in der Praxis ein Nutzen durch Ausübung der 
Polizeiaufsicht nicht bemerkbar geworden sei. 

Gegenüber diesen schwer wiegenden durchaus abfälligen 
Voten soll nicht verschwiegen werden, dass sich bei diesem 
Anlasse auch einzelne Praktiker für die Aufrechterhaltung 
der Polizeiaufsicht ausgesprochen haben und dass die Ver- 
sammlung einen diesbezüglichen Antrag des Pastors Scheffer 
angenommen hat, aber die Ausführungen der Anwälte der 
Polizeiaufsicht und der Beschluss des Congresses können das 
Gewicht der gegen die Polizeiaufsicht geltend gemachten Be- 
denken nur in sehr bescheidenem Masse beeinträchtigen. 

So gibt beispielsweise der Antragsteller Scheffer frei- 
müthig zu, „dass er seit längeren Jahren nicht mehr in un- 
mittelbarer Berührung mit der vorliegenden Frage stehe, 
dass die Bilder früherer Erfahrungen und Erleb- 
nisse schon sehr verblasst sind und dass das Thema 
selbst der Sphäre seiner— pastoralen — Thätigkeit überhaupt 
ferner liegt*. 

*) Blätter fiir Gefangniskunde XV. Bd., 1. u. 2. Heft, S. 43 u. ff. 

Dr. Zucker: Über Polizeiaufsicht. 5 
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Er fährt dann weiter fort: 

«Das Gutachten Pockels verlangt eine völlige Aufhebung 
der Polizeiaufsicht, das will sagen, das Aufgeben eines Rechtes, 
welches den Sicherheitsorganen des Staates die Überwachung 
bedenklicher Subjecte bisher nicht nur zu einem Rechte, 
sondern auch zu einer Pflicht machte. An die Stelle dieser 
gesetzlichen Polizeiaufsicht soll nur ein unbemerktes Beob- 
achten und Controliren unter der Hand treten, wozu der 
Polizei reichlich Mittel und Wege zu Gebot stünden. Motivirt 
wird dieser Antrag Pockels durch den Nachweis, dass die 
Polizeiaufsicht in der gesetzlichen Beschränkung, wie sie zur 
Zeit besteht, ihren Zweck doch vollkommen verfehle und also, 
ohnehin illusorisch, als eine andererseits gewissermassen ge- 
hässige und immerhin noch zu Yexationen die Handhabe 
bietende Institution, überhaupt abzuschaffen sei. Dieser Nach- 
weis ist denn auch mit vieler Wärme und gründlicher sach- 
licher Behandlung auch meines Erachtens theilweise gelungen/ 

Trotz dieses bezeichnenden Geständnisses plaidirt der 
Antragsteller für die Beibehaltung der Polizeiaufsicht aber in 
wesentlich schärferer Gestalt, um eben dem Vorwurfe der 
Nutzlosigkeit zu begegnen. 

Genau in derselben Art und Weise geben die anderen 
Vertheidiger der Polizeiaufsicht, wieStrosser, Stursbergund 
theilweise auch Krohne zu, dass nach ihrer eigenen Erfahrung 
in einer ganzen Reihe von Fällen die Polizeiaufsicht für die 
Rehabilitirung solcher Sträflinge, die sich bessern 
wollten, hinderlich gewesen sei, gleichwohl hegen sie 
theoretische Bedenken gegen die gänzliche Beseitigung und 
sprechen sich, um dem gerechtfertigten Vorwurfe der Nutz- 
losigkeit zu begegnen, für die Herstellung der Polizeiaufsicht 
in schärferer Form aus, welche Anschauung denn auch von 
der Majorität der Versammlung acceptirt wurde. 

Diesen Anschauungen und dem sich denselben anschlies- 
senden Majoritätsbeschlüsse der Bremer Versammlung gegen- 
über kömmt Folgendes zu bemerken: 

Die Polizeiaufsichtsgesetzgebung in den deutschen Staaten 
hat sich seit Beginn der Reception der französischen „sur- 
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veillance" des code p6nal fast unausgesetzt mit der Aufgabe 
beschäftigt, die Schärfen dieser „surveillance** zu mildern, weil 
die Handhabung derselben in ihrem unheilvollen Einflüsse 
auf die Betroffenen geradezu unerträglich erschien: auf diesem 
Wege stätig fortschreitender Entwicklung gelangte die deutsche 
Gesetzgebung, wie es die Motive zum Entwürfe bezeugen 
(Anhang III, S. 198 u. ff.) zu der Fassung der §§ 38 u. 39. 
in welchen die Polizeiaufsicht in wesentlich milderer Gestal- 
tung in Wirksamkeit belassen wurde. 

Hegen nunmehr die Praktiker Bedenken bezüglich dieser 
Polizeiaufsicht, so kann der Weg zu den bereits früher ver- 
lassenen strengeren Bestimmungen nicht wieder zurück- 
gegangen werden, vielmehr ergibt sich als einfache, allein 
richtige Consequenz, dass die Polizeiaufsicht zur Gänze 
zu entfallen habe. 

Es geht nicht an, ein bereits einmal durchgeführtes 
Experiment einfach zu wiederholen, um .möglicherweise* nun- 
mehr zu einem günstigeren Resultate zu gelangen. 

Wurde die Polizeiaufsicht in ihrer früheren strengeren 
Getaltung eben um ihrer Härte und Unerträglichkeit willen 
aufgegeben und ist sie nach erfolgter Milderung ihrer Be- 
stimmungen für das öffentliche Interesse von geringerem oder 
gar keinem Nutzen, dann empfiehlt es sich aus Gründen 
der Gesetzgebungspolitik auf dieses Institut zu verzichten 
und durch das Beispiel Frankreichs belehrt, von weiteren 
Versuchen mit demselben gänzlich abzustehen. 

In entschiedener Weise spricht sich bei der HI. General- 
versammlung des Görlitzer Fürsorgevereines der königl. Straf- 
anstaltsdirector v. Held gegen das Institut der Polizeiaufsicht 
aus; er erklärt: ^.Früher wurde der Verbrecher auf barba- 
rische Weise gekennzeichnet, um ihn unschädlich zu machen 
und die bürgerliche Gesellschaft gegen ihn sicherzustellen 
wenn nun auch die Brandmarkungen und Verstümmelungen 
bei civilisirten Völkern nicht mehr stattfinden, so haben 
die modernen Strafgesetzgebungen, nachdem die Freiheits- 
entziehung an die Stelle sonst aller anderen Strafmittel 
getreten sind, doch andere Mittel zu demselben Zwecke an- 
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wenden zu müssen geglaubt... Ganz besonders ist es 
das Institut der Polizeiaufsicht, welche nun die Sicher- 
stellung der bürgerlichen Gesellschaft gegen ein praesumptiv 
schädliches Element im Auge hat und in diesem einsei- 
tigen Streben den Bestraften die Rückkehr zu einem 
geordneten Leben erschwert^denbeabsichtigtenZweck, 
aber unter dem Einflüsse der ganzen modernen Zeit- 
richtung nicht einmal erreicht. Wenn auch die Polizei- 
aufsicht gegenwärtig nachsichtiger als früher gehand- 
habt wird, so kann sie doch die ihr innewohnende 
Tendenz nie ganz verleugnen und ist deshalb vom 
Uibel . . . der Staat hat zunächst durch die Gesetzgebung 
die Strafen der Verschuldung anzupassen und Strafbestim- 
mungen, deren Schädlichkeit oder Unangemässen- 
heiten erkannt worden ist, wieder — aufzuheben." 

Braune,*) der uns diese Darstellung Held's übermittelt, 
fügt hinzu. 

„Wer mit Gefangenen umgeht — und namentlich 
mit Rückfälligen und ist nicht gerade taub gegen 
Alles, was diese Leute vorbringen, muss diese Klage 
gerechtfertigt finden. „Wehe,** so fährt Braune in einer 
gewiss ungeheuchelten Hitze weiter fort „wer in das Ge- 
triebe dieses Systems von Nebenstrafen geräth, 
welches dem Bestraften die Rückkehr zu einem ge- 
ordneten Leben erschwert... ganz abgesehen davon, 
dass er ihm beim Aufsuchen eines redlichen Erwerbes 
hemmend entgegentritt. ** 

Braune schildert nun weiters**), wie ihm unter Polizei- 
aufsicht stehende Leute ihr trauriges Loos schilderten, wie 
sie wegen der über sie verhängten Aufsicht von Ort zu Ort 
getrieben wurden, wie sie weder Arbeit noch Wohnung finden 
konnten und nur dadurch wieder zum Rückfall förmlich ge- 
drängt waren . . . und erklärt: Zu Hunderten und aber 
Hunderten habe er die Klagen solcher Leute über 

•) Braune Austaltsgeistlicher zu Görlitz. Wi d e r die Polizeiaufsicht 
Ztschft. für ges. StrafrechtswiBsenschaflk IX B. 6. H. S. 807 u. f. f 
**) Braune a. a. O. S. 819 u. f. f. 
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die Polizeiaufsicht gehört. Es habe lange Zeit ge- 
dauert, ehe er selbst ein Ohr für solche Klagen be- 
kommen hat. Es sei ja auch nicht anders möglich, als den 
Schilderungen der rückfälligen Sträflinge und ihren Betheue- 
rungen der Unschuld — anfangs — mit Misstrauen zu be- 
gegnen ... Er — so sagt Braune von sich „stehe lange genug 
in Gefängnisarbeit, um bestätigen zu können, dass es bös- 
willige Subjecte genug gibt, die durchaus zur Begehung vom 
Verbrechen veranlagt sind und an welchen alle Besserungs- 
versuche scheitern — aber das wird sich andererseits 
nicht leugnen lassen, dass durch verkehrte Gesetz- 
gebung undnamentlich durch die Ausübung der Polizei- 
aufsicht reichlich für den Rückfall der einmal Ge- 
straften gesorgt worden ist*. 

Wir haben diesen Worten Nichts hinzuzufügen, wer durch 
den Inhalt derselben, welche so klar und mit so viel in- 
nerer Wahrhaftigkeit andeuten, wie Braune sich durch ge- 
sammelte Erfahrungen zu seiner festen Überzeugung von der 
positiven Schädlichkeit der Polizeiaufsicht durchgerungen 
habe, nicht eines Besseren belehrt wird, der ist überhaupt nicht 
zu überzeugen. 

Wo lässt sich all diesen so tief begründeten Klagen und 
Beschwerden auch nur Eine unverkürzte, entschiedene Aner- 
kennung der Polizeiaufsicht entgegenstellen? 

Uns ist keine je bekannt geworden ; und wir müssen es 
für eine verhältnismässig noch günstige Beurtheilung der 
Polizeiaufsicht erklären, wenn, wie uns Fuhr (a. a. 0. S. 234 
u. f. f.) mittheilt, eine Reihe von Behörden, denen die Hand- 
habung der Polizeiaufsicht in gewiss sehr hervorragender 
Weise überantwortet ist, von einer Wirksamkeit und einem 
Einflüsse derselben nur Negatives zu sagen weiss. 

So erhielt Fuhr über eine Anfrage nach der Wirksam- 
keit der Polizeiaufsicht von dem Polizeipraesidium Berlin- 
Charlottenburg die Erklärung, dass der Erfolg gleich Null 
anzusehen sei. 

Die Polizeidirection München erklärt: die Polizeiaufsicht 
als Praeventionsmassregel zum Schutze des Publicums hat sich 
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wenig wirksam erwiesen. Der Kreis Wolfenbüttel er- 
klärt: Der Erfolg sei gleich Null, ebenso das Landesamt 
Kobnrg Kreisamt Lauterbach: Bei den wenigen bekannten 
Fallen: absolut Null. 

Des Weiteren erklart Fuhr: , Gegenüber diesen durchaus 
abfälligen Äusserungen wissen nur sehr wenig Behörden 
vom günstigen Erfolge der Polizeiaufsicht zu berichten 
und sie können zum Theil dieselben nicht mit Erfahrungen 
belegen, sondern theilen nur ihre Ansicht, ihren Glauben 
mit, zum Theil sind die sonstigen Erfolge auf einzelne Fälle 
beschränkt 

Unbekannt ist die Polizeiaufsicht in Dänemark, Hol- 
land, Spanien und Ungarn geblieben! 

In Österreich ist es zu einer amtlichen Beurtheilung 
der Ergebnisse der Polizeiaufsicht noch nicht gekommen und 
dieselbe dürfte um so weniger in absehbarer Zeit zu gewarti- 
gen sein, als es an einem statistischen Verzeichnisse der 
Fälle, in welchen die Polizeiaufsicht für zulässig erklärt und 
in welchen sie in Wirklichkeit in Vollzug gesetzt wurde, voll- 
ständig gebricht.*) Bemerkenswerth aber erscheint es, dass 
schon bei der parlamentarischen Berathung des Gesetzes vom 
10. Mai 1873, durch welches die Polizeiaufsicht iu ihrer 
jetzigen Gestaltung gesetzlich eingeführt wurde, sich 
sehr gewichtige Stimmen vernehmen Hessen, die der Polizei- 
aufsicht ein entschieden ungünstiges Prognosticon stellten. 

So sagt im Abgeordnetenhause (82. Sitzung VIL Session 
Prot. S. 1711 u. f.) der Abg. Mende, dessen hohe amtliche 
Stellung es voraussetzen lässt, dass er die Verhältnisse der 
Justiz- Verwaltung genau kannte. „Wenn man von diesem 



*) Die Ergebnisse der Strafrechtspfiege Oesterr. Sta- 
tistik XXX B. Heflt 3. S. XXVII. „Vollständige und genaue Nach- 
weisungen über die Zahl der Verartheilten, bezüglich welcher die Zulässig- 
keit der Stellung unter Polizeiaufsicht von den Strafgerichten ausge- 
sprochen wurde, fehlen gänzlich, weil die Geschäfcsansweise der 
Gerichtshöfe hierüber keine Daten enthalten und in den Geschäfts- 
ausweisen der Bezirksgerichte die Erkenntnisse auf Stellung unter 
Polizeiaufsicht mit dem Erkenntnisse auf Abgabe in ein Zwangsarbeits- 
haus cumulirt werden. 
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Gesetze glauben sollte, dass es dem Unwesen des Bettler- und 
Vagabundenthums ein Ende machen werde, so würde man sich 
sehr täuschen'' — das Gesetz werde nur sehr wenig zu 
leisten im Stande sein — es fehle zunächst an den geeigne- 
ten Organen zur Durchführung der Polizeiaufsicht; Hilfe 
gegen die Uibelstände, welche durch die Polizeiaufsicht be- 
kämpft werden sollten, sei nur von einer Einführung, resp. 
Vermehrung der Zwangsarbeitshäuser zu erwarten. 

In demselben Sinne spricht sich auch der Berichterstatter 
der Gesetzes der Abg. Czedik aus. 

Auch das Herrenhaus gibt durch seine Redner dem Ge- 
setze ungünstige Prophezeiungen auf den Weg. 

So erklärt das Mitglied desselben Kaisersfeld (S. 502 
der Protokolle der VH. Session): Niemand erwarte vom Ge- 
setze grosse Wirkungen, die Sache — nämlich der Uibel- 
stand der Bettler- und Vagantenthums werde noch schlimmer 
werden. Das Verfahren sei unpraktisch und nur die Zahl der 
strafbaren Handlungen werde durch dasselbe vermehrt werden. 

Gf. Gleispach macht geltend: „Dieses Gesetz werde 
Befriedigung — unter den Vagabunden hervorrufen, es werde 
so wirkungslos sein, wie die bisherigen Bestimmungen.* 

Die Thatsachen haben den Berathern des Gesetzes, die 
über den voraussichtlichen Misserfolg desselben so ziemlich 
eines Sinnes gewesen zu sein scheinen, dabei aber merk- 
würdigerweise das Gesetz gleichwohl ohne viel Bedenken 
votirten — nur allzusehr Recht gegeben." 

So weit sich der Verfasser bei der verschiedensten 
Behörden über den Erfolg der Polizeiaufsicht erkundigen 
konnte, überall lautet der bestimmte und ernste Bescheid 
dahin: Es schade weit mehr, als es nütze. 

Personen, die durch ihre Stellung vor jedem Verdachte 
einer Parteinahme für sog. «liberale** Strömungen freigespro- 
chen werden müssen, wussten aus ihrer eigenen Praxis Fälle 
mitzutheiien, in welchen durch die Anwendung des Gesetzes 
dem Einzelnen und der Gesammtheit bedeutender Schade 
zugefügt wurde. 
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Ein alter erfahrener Richter meinte: „Das Gesetz macht 
Leute, die redlich werden wollen, erbarmungslos wieder zu 
Lumpen — es ist ein schlechtes Gesetz!** 

Da gibt es entlassene Sträflinge, die nach monatlangem 
Suchen ihren Dienst fanden und ehrlich und arbeitsam ihre 
Pflicht thaten zur vollen Zufriedenheit ihres Dienstherrn. 

Nun kommt der Gensd'arm durch's Dorf, welcher von 
dem Dieusteintritte des unter Polizeiaufsicht Stehenden hört, 
er hält es für seine Pflicht sich bei dem Dienstherrn nach 
„seinem Schützling*' zu erkundigen — am anderen Tage hat 
der Bedienstete seine Kündigung und nun kann er wieder 
betteln — oder stehlen, denn auf Meilen im Umkreise nimmt 
ihn Niemand mehr in Dienst/ 

Ein hoher Österreich. Justizbeamte, dem die Aufsicht 
über mehrere grössere Strafanstalten untersteht, gab ganz 
erregt seine Ansicht dahin ab: ^Oh, das ist ein sehr hartes, 
ja ein schlechtes Gesetz. Das macht die besten Erfolge unserer 
Strafanstalten zunichte. Da sehen Sie, erklärte er eifrig. 
Eine Person, die zweimal vielleicht aus Noth, vielleicht unter 
dem Drucke der Verführung gestohlen hat, kömmt zu einer 
längeren Freiheitsstrafe verurtheilt in „unsere* Anstalt; sie 
lernt da mit vielen Mühen das Feinnäheu und bringt es durch 
ihren Fleiss und Eifer zu einer ziemlichen Fertigkeit, die 
sie in den Stand setzen würde, sich nunmehr ihr Brod zu 
verdienen. Doch weit gefehlt! Unter Polizeiaufsicht gestellt, 
muss sie nach ihrer Strafverbüssung in ihrer Zuständigkeits- 
gemeinde bleibenden Aufenthalt nehmen — das ist eine Ge- 
meinde, in welcher die Armut zu Hause und für das Feiu- 
nähen absolut kein Bedürfnis vorhanden ist. Die Bettlerin 
und Vagantin ist , fertig" — eine Person, die in der Stadt 
vielleicht einen sehr lohnenden Erwerb gefunden hätte, geht 
in ilirem Heimatsdorfe rettungslos zu Grunde. 

Da haben Sie die Erfolge der Polizeiaufsicht!" 

Äusserungen desselben Inhaltes hörten wir wiederholt 
von Directoren und Leitern grosser Strafanstalten- der Corri- 
gendenhäuser, Arbeit?anstalten etc. 
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Ebenso decidirt brachen Sicherheits- und Polizeibehörden 
den Stab über die Polizeiaufsicht. 

Als die die Polizeiaufsicht verhängende und theilweise 
handhabende Behörde fungirt am Land die Bezirkshauptmann- 
schaft; die Organe derselben sind erdrückt von der Last der 
regelmässigen Yerwaltungsgeschäfte, sie erklären es für die 
härteste, unbilligste Zumuthung, dass sie in einem Sprengel, 
der sich auf viele Meilen ausdehnt, mit einigen wenigen 
Gensd'armen die „Polizeiaufsicht'' im Sinne des Gesetzes 
über verderbte Individuen führen sollen, die ihnen — wenn 
sie wollen — jedes Schnippchen schlagen können, ohne dass 
sie in der Lage wären diesem Unwesen, das sie oft dem allge- 
meinen Spotte aussetzt, steuern zu können. 

Auch die 1. f. Polizeibehörden in grösseren Städten, wiewohl 
ihnen eine grössere Anzahl von Beamten und Dienern zur 
Verfügung steht, vermögen sich mit dem Institute der Polizei- 
aufsicht in seiner heutigen Gestalt nicht zu befreunden. Sie 
meinen, dass die „unaufßtUige* Beobachtung, die sie vor 
Eintritt der Wirksamkeit des Gesetzes vom 10. Mai 1873 
gegen entlassene Sträflinge ausübten, weit wirksamer war, 
als die Polizeiaufsicht von heute. 

Dieses Urtheil leuchtet Jedem, der mit Unbefangenheit 
die Sachlage beurtheilt, vollkommen ein. Eine wirksame 
Beaufsichtigung setzt eine unauffällige Beobachtung voraus. 

Die ostentative Form der „Polizeiaufsicht* mahnt den 
Beaufsichtigten nur zur grösseren Vorsicht, setzt ihn aber 
durchaus nicht in die Unmöglichkeit eine beabsichtigte straf- 
bare Handlung zu begehen. 

Hat die Behörde die I^olizeiaufsicht verhängt, so wendet 
sie naturgemäss ihre Aufmerksamkeit mehr dem Verhalten 
des Beaufsichtigten zu der Aufsicht selbst, als seinem 
sonstigen Gebahren zu und meint ihrer Verpflichtung genügt 
zu haben, wenn sie jeden Fehltritt gegen die auferlegten Be- 
schränkungen überwacht und zur Kenntnis des Gerichtes 
bringt. 

Es ist eine natürliche Pflicht der Sicherheitsbehörde 
und sie hat davon den Namen, das Verhalten verdächtiger 
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Personen zu überwachen ; diese Überwachung erfordert Frei- 
heit der Bewegung und ein thatkräftiges Handeln 
nach eigenem Ermessen und zu geeigneter Zeit; im Insti- 
tute der gesetzlichen Polizeiaufsicht tritt der Versuch zu 
Tage jene Thätigkeit in gewisse Formen zu bringen, sie nach 
einem bestimmten Schema abzuzirkeln; ein solcher Versuch 
trägt den Keim des Misslingens in sich. Es wird durch die 
Bestimmungen eine Last der Polizeibehörde und dem Beauf- 
sichtigten aufgebürdet, die insbesondere den Letzteren gänzlich 
niederdrücken kann — eine Förderung des eigentlichen 
Zw^eckes der Polizeiaufsicht befürchtete Übelthaten zu ver- 
hindern wird nicht verwirklicht. 

Auch die Theorie weiss der Polizeiaufsicht wenig Gün- 
stiges nachzusagen. Der Bedenken der Juristen einer früheren 
Zeit haben wir bereits Erwähnung gethan. 

Die Strafrechtslehrer der Gegenwart geben eine kurze 
Darstellung der gesetzlichen Bestimmungen, enthalten sich 
aber zumeist jeder eingehenden Beurtheilung der Zweck- 
mässigkeit des Institutes; wo dies geschieht, verzeichnen wir 
Zweifel an dieselben, zumeist in knappen Sätzen zum Aus- 
drucke gebracht, so bei Merkel.*) .Die Polizeiaufsicht soll 
die Gefahr des Rückfalles mildern, doch las st sich nicht 
sagen, dass sie in ihrer bisherigen Gestalt in dieser 
Richtung grosse Erfolge erzielt habe.* 

Lisszt**) „Im Allgemeinen hat sie wenig genützt 
und viel geschadet.** 

Krohne***) erkennt an, „dass die Handhabung der Polizei- 
aufsicht durch die unteren Polizeibeamten so taktlos geschehe, 
(lass dadurch der öffentlichen Sicherheit nichts genützt, wohl 
aber der Bestrafte am ehrlichen Erwerbe gehindert, dem Ver- 
brechen wieder in die Arme getrieben werde; er hält aber 
eine Umgestaltung dieser Misstände für möglich — das Verbot 
des Aufenthaltes an einem bestimmten Orte dürfte nur in 
den äussersten Fällen nachgewiesener Nothwendigkeit ausge- 

♦; Lehrbuch S. 222. 
**) Lehrbuch (IV Aufl.) S. 275. 
***) Lehrbuch der Geßingniskunde § 46 
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sprechen und die Durchsuchung der Wohnung müssle auf 
die von der Strafprocessordnung vorgesehenen Fälle beschränkt 
werden. — «Was dann allerdings für die Polizeiaufsicht noch 
übrig bleibe, ist schwer abzusehen, zumal wenn Krohne hin- 
zufügt, dass die Polizeibehörden anzuweisen seien mit den 
Schutzvereinen zu arbeiten und diesen die Fürsorge und 
Aufsicht zu überlassen. 

Ausführlicher haben sich nur Berner, Holtzendorff- 
Seuffert, Wahlberg und Fuhr über die Vorzüge und Nach- 
theile des Institutes geäussert, deren Urtheile hier einer ge- 
drängten Erörterung unterzogen werden sollen. 

Berner*) kritisirt zunächst gleich uns den Beschluss 
der Bremer Versammlung, die Polizeiaufsicht in „schärferer" 
Form wieder herzustellen, und meint, dass die Vortheile, welche 
ein solcher Schritt verschaffen könnte, durch die unvermeid- 
lich mit ihm verbundenen Nachtheile aufgewogen, ja mehr 
als aufgewogen werden. 

Er hält einen festen Zusammenhang zwischen der Polizei 
und dem Beaufsichtigten für nothwendig, der durch die An- 
ziehungskraft herbeigeführt werden könne, welchen die 
Fürsorge der Polizei auf den Entlassenen ausüben soll. 

Der Gedanke, dass der Entlassene in dem Poli/ei- 
beamten, welcher Hand in Hand mit dem Fürsorgevereiue zu 
gehen habe, einen Schutzengel zu suchen und zu finden 
habe, findet bei Berner eine warme, ja nahezu begeisterte 
Aufnahme. 

Von den Fürsorgevereinen, an die nach der Anschauung 
mancher Praktiker die Handhabung der Polizeiaufsicht in 
geeigneter Weise abzutreten wäre, erwartet Berner nicht 
viel, indem er trocken bemerkt, „dass solche zunächst in 
genügender Anzahl vorhanden sein müssten, was aber be- 
kanntlich nicht der Fall sei. Es empfehle sich bis auf Weiteres, 
die Erreichung der staatlichen Zwecke durch die Betheiligung 
geeigneter, von der rechten Gesinnung durchdrungener 
und zurückhaltend wirkender höherer Polizeibeamten sicher- 
zustellen.* 

•) Gerichtssaal 1881. S. 374 u. f. f. 
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Wir zweifeln an die Möglichkeit solche Polizeibeamte 
zu finden, halten es für unwahrscheinlich, dass sie eine solche 
, Fürsorge" wie sie Berner vor Augen zu haben scheint, zu 
entwickeln überhaupt im Stande wären und selbst alF dies 
zugegeben, ist es uns dann erst recht zweifelhaft, welche Rolle 
die Polizeiaufsicht neben einer solchen Fürsorge spielen 
könnte, wozu bedarf es dann in einem solchen Falle jener 
polizeilichen Einschränkungen der Freiheit und Thätigkeit 
des aus der Strafhaft Entlassenen? 

Holtzendorff*) hält die Polizeiaufsicht nicht für schäd- 
lich, sondern nur für unzulänglich und stellt ihr die Auf- 
gabe: „Für Bestrafte solche Existenzbedingungen nach der 
Freilassung zu setzen, dass ihnen die erfahrungsmässig von 
ihnen gesuchten Gelegenheiten zur Begehung bestimmter 
Delictsgruppen entfernter gerückt werden und die Entdeckung 
ihrer Missethat andererseits erleichtert werde. 

Da Holtzendorff es vermeidet Vorschläge zu erstatten, 
wie dieses gewiss dankenswerthe Ziel durch die Polizei- 
aufsicht zu erreichen sei, so kann einer solchen Art von 
Parteinahme für die Polizeiaufsicht kein bedeutendes 
Gewicht beigemessen werden. 

Seuffert**) erklärt die gegen die Polizeiaufsicht gerich- 
teten AngriflFe für gerechtfertigt; gleichwohl erklärt er 
aber den Gedanken der der Polizeiaufsicht zu Grunde liegt, 
für einen gesunden. 

Bei der Entwicklung seiner Reformvorschläge nehmen 
wir indess wahr, dass von der Polizeiaufsicht Nichts übrig 
bleibt. Er verlängt Fürsorgevereine, die nicht mit der 
Polizei, sondern mit der Gefängnisverwaltung in Verbin- 
dung stehen. 

Die Controle soll nicht durch Haussuchungen und Nach- 
forschungen, sondern mittelst der Durchführung der Melde- 
pflicht in Vollzug gesetzt werden. Es soll die Meldung bei 
dem Vorstande des Schutzvereines, dem sich der Entlassene 

<) Handbuch des Gefangniswesens B. I. S. 425 u. f. f. 
•*; SiengeVs Wörterbuch des deutachen Venvaltungsrecht« § 9, 
S. 257. 
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unterstellt hat, genügen. Auch dem Arbeitgeber des Entlas- 
senen könne die Controle übertragen werden. 

Seuffert verweist auf die englische Praxis, die es sogar 
dem Entlassenen gestattet einen anderen Namen zu führen, und 
auf die strenge Wahrung des Geheimnisses der früheren 
Abstrafung (auf 1500 Entlassene in fünf Jahren nur 5 Preis- 
gebungen desselben) und erklärt, dass bei solcher Hand- 
habung der Polizeiaufsicht, mau dieselbe beibehalten könnte. 

Das ist aber ein Plaidoyor gegen und nicht für die 
Polizeiaufsicht, wie dieselbe zur Stunde gesetzlich geregelt 
erscheint I 

Jagemann*) spricht sich für die Einführung der Polizei- 
aufsicht nach englischem Vorbilde aus, die Strenge und Will- 
kübr der französischen Polizeiaufsicht-Verstrickung an be- 
stimmte Orte, An- und Abmeldung hemme jede Berufs- und 
Erwerbsthätigkeit und schaffe geradezu Rückfällige; die 
ihr Unterstellten sahen sich als Verlorene und entzogen sich 
ihr, wenn sie nur konnten trotz der hohen auf die „rupture 
de ban* gesetzten Strafen . . . Eine wirkliche Sicherung gegen 
das unverbesserliche professionelle Verbrecherthum müsse auf 
anderem Wege (Nachhaft bis zur Möglichkeit lebenslänglicher 
Einsperrung) gesucht werden. 

Auch Wahlberg**) vermögen wir nicht als einen An- 
hänger der Polizeiaufsicht im Sinne des heutigen Rechtes 
anzuerkennen, denn er glaubt nur dann an einen Erfolg 
derselben, wenn derselben wohl organisirte Unterstützungs- 
vereine zur Seite stehen; an diesen mangelt es aber in Öster- 
reich, und es ist für eine absehbare Zeit an deren organi- 
sirte Thätigkeit gar nicht zu denken, wie sie heute zu 
Rechtens besteht. 



*) Jagemann in Holtzendorff« Handbuch des Gefängnis wesena 
Bd. II. S. 126 u. f. f. 

**) Das von demselben an den Stockholmer Congress erstattete 
Gutachten „Quel serait, le meilleur moyen de combattre le r^cidive". 
Rapports s. 169 f. 
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Ein etwas complicirtes und darum wohl kaum durch- 
führbares System stellt Fuhr*) auf. 

Er theilt mit Wahlberg die Gewohnheitsverbrechen in 
besserungsfähige und unverbesserliche. 

Für erstere hat das aufzustellende Strafensystem von 
der Freiheitsstrafe auf unbestimmte Zeit auszugehen, 
deren Minimalgrenze je nach der Schwere des Falles höher 
oder niedriger zu bemessen ist, die aber in keinem Falle 
über drei Jahre reichen darf. 

Zwei Jahre nach Ablauf der Minimaldauer darf der 
Sträfling seine probeweise Entlassung beantragen, welche 
unter Statuirung der Polizeiaufsicht verfügt werden kann. 

Für die unverbesserlichen Gewohnheitsverbrecher ist 
die Strafe: Lebenslängliche Einsperrung; um aber selbst 
diesen Individuen einen Anreiz zur Besserung zu geben und 
die Möglichkeit offen zu lassen, durch wirkliche dauernde 
Sinnesänderung die Freiheit sich zu verdienen, kann auch 
hier nach einer mindestens siebenjährigen Einsperrung eine 
jederzeit wegen schlechten Betragens widerrufliche Entlassung, 
mit welcher eine Stellung unter Polizeiaufsicht verbunden 
ist, erfolgen. 

Es käme also die Stellung unter Polizeiaufsicht als 
Übergangsmassregel von der Freiheitsstrafe zu völligen Frei- 
heit nur für Gewohnheitsverbrecher bei deren bedingten 
Entlassung in Betracht. 

Hier allein sei die Polizeiaufsicht am Platze. 

Nun entwirft Fuhr eine geradezu sentimentale Schilde- 
rung von der Lage desjenigen, der nach mindestens drei- 
oder siebenjähriger Freiheitsbeschränkung das Gefängnis 
verlässt. Er — dem Leben Entfremdete — »werde bei seinem 
Austritte aus dem Gefängnis in der Mehrzahl der Fälle des 
freundlichen Rathes, der hilfreicher That sehr bedürftig sein, 
um sich in den neuen Verhältnissen, in welche er hinein 
gekommen, zurecht zu finden, Zutrauen zu sich selbst und 
seinen Mitmenschen, festen Boden unter seinen Füssen zu 
gewinnen 






*) Ä. a. 0. S 290 11. f. f. 
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Von manchem rauh abgewiesen, dem er sein Herz ge- 
öffnet, dem er seine Lage anvertraut, wird er sich nach einem 
Freunde sehnen, bei dem er Vertrauen geniesst, der sich 
seiner in der Noth annimmt und ihm allezeit mit Rath und 
That zur Seite steht. An dessen Vertrauen und Zuspruch 
wird er sich stets von neuem aufrichten und von der Ver- 
zweiflung bewahrt sein, die sonst des überall Abgestossenen 
und sich noch mehr misstrachtet Wähnenden nur allzuleicht 
bemächtigt. Und dieser Freund werde der Polizeibeamte zu 
sein haben! 

Fuhr verlangt daher Aufsicht und Fürsorge; Schutz 
der Gesellschaft durch Erleichterung der Lebensbedingungen 
des Entlassenen und gleichzeitig scharfe Überwachung von 
de.<^sen Thun und Lassen. 

Zum Schlüsse entwirft er das Bild eines äusserst com- 
plicirten amtlichen Organismus, durch den er Polizeiaufsicht 
und Fürsorge der Verwirklichung zuführen zu können glaubt. 

Strafvollzugsämter im Sinne Liszt's, die die Entlassung 
bewilligen und in Vollzug setzen, der Strafrichter des Auf- 
enthaltsortes des Entlassenen und Überwachten, welcher die 
Obsorge über denselben zukömmt, ein Disciplinarstrafrecht 
betreffs der Nichtbefolgung der Vorschriften u. s. w. 

Den Vorschlägen Fuhr's fehlt die reale Basis, weil die 
Bedingungen, unter welchen er Polizeiaufsicht empfiehlt, ein- 
fach nicht vorhanden sind. 

Wir haben noch keine ürtheile mit unbestimmter Straf- 
dauer und es dürfte allem Anschein nach noch lange währen, 
bevor ein derartiges unserer heutigen Strafbemessung so 
ganz entgegengesetztes Princip zur Anerkennung und zum ge- 
setzlichen Durchbrüche gelangen wird. 

Auch die Unterscheidung zwischen erstmaligen Ver- 
brechern und Gelegenheitsverbrechern, zwischen besse- 
rungsfähigen und unverbesserlichen Gewohnheitsver- 
brechern, welchen Letzteren aber wieder die Möglichkeit 
offen gelassen werden soll, durch wirkliche dauernde Sin- 
nesänderung die Freiheit sich zu verdienen; gehört wohl 
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erst der Zukunft an und hat mit der entscheidenden Frage 
ob die Polizeiaufsicht in dem heutigem Strafensysteme 
aufrecht erhalten werden solle, nichts zu schaffen. 



Bevor wir daran gehen unser Votum über das Institut 
der Polizeiaufsicht zu füllen, glauben wir mit einer Beurthei- 
lung der bisher geäusserten Anschauungen betreffs der Wirk- 
samkeit der Polizeiaufsickt. nicht zurückhalten zu sollen. 

Wir finden vielfach die entschiedenste Verurtheilung der 
Wirksamkeit der Polizeiaufsicht vor und nur in sehr wenigen 
Fällen eine schüchterne, überdies nur bedingte Anerkennung 
derselben. — 

Angesichts dieser Thatsache muss es wohl auffallen, dass 
es der entschiedenen Voten für die einfache Beseitigung der 
Polizeiaufsicht so wenige gibt, dass man es nicht selten ver- 
sucht, die ungünstigen Ergebnisse auf Rechnung einer un- 
geschickten Handhabung der Polizeiaufsicht zu stellen und 
dass man mit Reformen nach fremden und früheren Vor- 
bildern die Polizeiaufsicht von ihrem längst verdienten Schick- 
sale zu bewahren bestrebt ist. 

Die Erklärung hiefür liegt in einer fast traditionell ge- 
wordenen Scheu ein einmal zu Recht bestehendes Institut zu 
beseitigen. Der Zweifel an die Erspriesslichkeit desselben 
mag noch so bedeutend, der Nachweis der positiven Nach- 
theile mag ein noch so stringenter sein, im entscheidenden 
Augenblicke gebricht es fast immer an der nöthigen Ent- 
schlossenheit auf eine zur Bekämpfung von Übelthaten ge- 
schlossene Massregel einfach zu verzichten. 

Eine pessimistische Auffassung der Ergebnisse der 
Strafrechtspflege der Gegenwart, die wir auf das Mass ihrer 
Berechtigung noch zu prüfen haben werden, trägt dazu bei, 
<lie einfache Aufhebung der Polizeiaufsicht zu perhorrescirea 
und sich der Hoffnung hinzugeben, es werde gelingen die 
Mängel des Institutes zu beseitigen, dagegen vermeintliche 
Vorzüge desselben zu erhalten und sogar noch zu steigern. 
Dergleichen Bestrebungen tragen den Stempel einer Unglück- 
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liehen Halbheit an sich, durch welche eine ernste Sorge 
um die Heilung socialer Übelstände keine Förderung zu 
finden vermag; erscheint es festgestellt, und die Erfahrung 
des täglichen Lebens bezeugt es — dass die Polizeiaufsicht 
die Erwerbsthätigkeit der aus der Strafe Entlassenen in un- 
günstiger Weise beeinflusst und den directen Anlass zu dem 
sich immer mehr häufenden Recidiven gibt,*) dann darf die 
Polizeiaufsicht nicht länger aufrecht erhalten werden. 

Der schüchterne Hinweis auf die „Möglichkeit", dass 
die Polizeiaufsicht in einzelnen Fällen von vortheilhaftem 
Einflüsse sein könnte, sollte das Institut vor dem wohl- 
verdienten Schicksale der gänzlichen Beseitigung nicht be- 
wahren. 

Es gibt im ^gesellschaftlichen und insbesondere im Rechts- 
leben kein Institut, dem sich nicht irgend etwas Vortheil- 
haftes nachsagen lassen würde; hieraus kann aber, wenn die 
Behauptung positiver grösserer Nachtheile nicht widerlegt zu 
werden vermag, keine Folgerung zu Gunsten des Fortbestandes 
eines solchen Institutes gezogen werden. 

Am allerwenigsten behagt uns aber jene Art der Ver- 
tbeidigung der Polizeiaufsicht, die sich darin gefällt, eine 
nicht bestehende Sachlage zu supponiren, um die Gründe für 
die Beseitigung der Polizeiaufsicht mit einem scheinbaren 
Eifer bekämpfen zu können. 

In dieser Art und Weise geschah die Befürwortung der 
Polizeiaufsicht bei der Reception in das Strafgesetz des deut- 
schen Reiches. 

Wir lesen in den Motiven zum norddeutschen Entwürfe 
hierüber: 

Bei der principiellen Entscheidung der Frage über 
die Möglichkeit oder die Nothwendigkeit einer Beibehaltung 
der Stellung unter Polizeiaufsicht wird die Frage ausschlag- 
gebend sein: ob die bürgerliche Gesellschaft gegen die verbre- 
cherischen Neigungen der sich als unverbesserlich zeigenden 
Individuen hinreichend geschützt bleiben kann, wenn der 



*) S. nnten 8. 96 n. ff.- 

Dr. Zucker: Ober Polizeiaufsicht. 



82 



Staatsgewalt die Befugnis entzogen wird, schwere 
Verbrecher auch nach der Haftverbüssung hinsicht- 
lich ihres Aufenthaltes und Treibens einer wirk- 
samen Aufsicht zu unterwerfen. 

Wenn die Frage so gestellt wird, dann ist es allerdings be- 
greiflich, dass man sich im Allgemeinen schwer entschliesst auf 
die Polizeiaufsicht zu verzichten — aber wer bestreitet denn 
der Staatsgewalt die Befugnis, gefährliche Leute, sie mögen nun 
gestraft sein oder nicht, zu überwachen; diese Überwachung 
wünscht Jeder, ja Jeder verlangt sie; die Frage ist aber, ob 
die , Polizeiaufsicht", wie sie gesetzlich construirt erscheint, 
das geeignete, das rechtmässige Mittel sei, um diese Über- 
wachung durchzuführen. — Dieser entscheidenden Frage wird 
mit einer gewissen Hartnäckigkeit aus dem Wege gegangen, 
weil sich ja die Bejahung derselben nicht so leichten Her- 
zens erwarten lässt, es wäre denn, man stimmt der weitern 
Argumentation der Motive bei, die wo möglich noch unglück- 
licher ist, als die oben angeführte. 

Dieselben berufen sich nämlich: auf die Erweiterung der 
freiheitlichen Rechte in der neueren Zeit und erklären: »Ist 
nicht nun in Abrede zu stellen, dass die durch die 
Gesetze verbürgte Freiheit der Bewegung an sich auf Die- 
jenigen berechnet ist, welche dem Gesetze gemäss leben 
und handeln, so lässt sich die Ansicht Derer, welche be- 
haupten, dass Verbrechern gegenüber der durch ihre Hand- 
lungen angezeigten Gefahr eines Missbrauches der Freiheit 
vorgebeugt werden müsse, die Berechtigung nicht bestreiten.* 

Fast bis aufs Wort stimmt diese „Begründung* der 
Beibehaltung der Polizeiaufsicht mit jenen famosen „obser- 
vations* überein, mit welchen Target die Bestimmung des 
Art. 44 des code p^nal vom J. 1810 zu rechtfertigen ver- 
suchte, "^j und sie theilt darum auch das Schicksal derselben, 



*) Target observations sur le projet da code criminel abgedruckt 
bei Locri T. XXIX. S. 28. 

„Die Verfassung der freien Völker garantirt den Bürgern, daas 
ihre Freiheit einzig und allein den durch das Gesetz ausgesprochenen 
Beschränkungen unterworfen sein solle 
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auf eine Anerkennung nicht den entferntesten Anspruch erheben 
zu dürfen. 

Nein und abermals Nein! — die Theorie, welche den 
Schutz der freiheitlichen Gesetzgebung nur den „Rechtlichen* 
zugestehen will diese Theorie, welche bezüglich des Genusses 
der verfassungsmässigen Rechte die Böcke von den Lämmern 
scheidet — ist grundfalsch und jede aus ihr gezogene Con- 
clusion ist absolut hinfällig; die gesetzlichen Freiheiten müssen 
entweder Allen zugänglich sein, oder sie dürfen für Nie- 
manden zu Recht bestehen, und lässt sich die Polizeiaufsicht 
nur durch eine solche Begründung aufrecht halten, dann 
hätte man bei der Schaffung eines allgemeinen deutschen 
Strafgesetzes von diesem Institute es sein Abkommen finden 
lassen sollen. 

Auch der Versuch, das Princip der Polizeiaufsicht dadurch 
zu retten, dass man sie mit der Thätigkeit der sog. Fürsorge- 
vereine in organische Verbindung bringt, muss fehlgehen. 
Wir vermögen uns die 'organische Verbindung zwischen Po- 
lizeiaufsicht und Fürsorgevereiuen nicht vorzustellen und wir 
verweisen auf die oben citirten Gutachten der französischen 
Appellhöfe, welche ganz richtig hervorheben, dass die Po- 
lizeiaufsicht die Thätigkeit der Fürsorgevereine nur zu 
hindern, nicht aber zu fördern vermag. Abgesehen davon, 
dass in Österreich die Fürsorgevereine erst im Entstehen 



Nirgends jedoch wurden solche Bestimmungen aufgestellt für 
.tiberführte und abgeurtheilte Verbrecher. 

Nach Ahlanf der gesetslichen Strsfdaaer treten sie nicht wieder 
in die dnrch die Verurtheilung verlorenen Rechte. 

Die Ehrlosigkeit erlischt nicht durch den Ablauf der Zeit; der 
Verurtheilte erlangt nie die Ehre, nie die Rechte wieder, deren ihn 
die Infamie entkleidet. 

Der Verbannte. b 1 e i b t ohne nach dem Gesetze infam zu sein, für 
immer aller bürgerlichen Rechte beraubt. Nicht diesen 
Leuten steht das Recht zu, die durch die Verfassung, 
welche nicht für sie gegeben ist, gewährten Vortheile 
für sich in Anspruch zu nehmen. Sie sind rechtlos und das 
Gesetz wird sie unter die Aufsicht der Regierung stellen. 

* 
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begrifFen sind und noch geraume Zeit verfiiessen durfte, bevor 
sie zur erspriesslichen Wirksamkeit gelangen können, ist es 
uns ganz unbegreiflich, wie das Werk der Carität mit dem 
Producta des Misstrauens und der argwöhnischen C^berwachung 
zu einem harmonischen Ganzen verbunden werden will. Eine 
Reform der Polizeiaufsicht, die dies zu Stande bringen wollte, 

• 

müsste dieselbe vom Grunde aus umändern ; in ihrer heutigen 
gesetzlichen Gestaltung kann die Polizeiaufsicht nur einen 
Hemmschuh für die Thätigkeit der Fürsorgevereine bilden^ 
sowie umgekehrt die letztere die nachtheiligen Folgen der 
Wirksamkeit der Polizeiaufsicht in Nichts zu mildern verniflg. 

So sprechen wir uns denn mit vollster Entschie- 
denheit für die Beseitigung der Polizeiaufsicht aus 
und vermeinen unsere Anschauung, der wir übrigens 
im Laufe dieser Darstellung bereits wiederholt lebhaften Aus- 
druck gegeben haben, noch durch folgende bisher we- 
niger beachtete Argumente rechtfertigen zu dürfen. 

Zunächst erscheint es uns zweifelhaft, ob das Gesetz vom 
27. Juli 1871 Nr. 88 und jenes vom 10. Mai 1873 Nr. 108 
R.-G.-B1., betreffend die polizeiliche Abschaffung und die Ein- 
führung der Polizeiaufsicht verfassungsmässig zu Stande 
gekommen sind. 

Hier kommt zunächst Art. 6 des Staatsgrunclgesetze& 
vom 21. December 1867 Nr. 142 RGBl, in Betracht. Derselbe 
lautet: Jeder Staatsbürger kann an jedem Orte des Staats- 
gebietes seinen Aufenthalt und Wohnsitz nehmen. 

Diese Bestimmung wird im Gesetze als eine ganz aus- 
nahmslose und unbedingte hingestellt und es wird im be- 
zeichnenden Gegensatze zu dem Wortlaute der Art. 5, 10, 
12, 13 u. s. w. des erwähnten Gesetzes einer Beschränkung 
oder Aufhebung dieses Rechtes durch besondere entgegen- 
stehende Gesetze nicht erwähnt. 

Neben der citirten Bestimmung des Art. 6 finden wir 
jene des Art. 18 desselben Staatsgrundgesetzes, nach welcher 
es Jedermann freisteht, seinen Benif zu wählen und sich für 
denselben auszubilden wie und wo er will." 
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Auch bei dieser BestimmuBg .finden wir keine wie inuner 
geartete Einschränkung angeführt. 

Gemäss § 15. Absatz 2 des Ges. vom 21. December 1867 
Nr. 141 kann die Änderung eines Staatsgrundgesetzes nur 
Uiit einer Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen 
der Anwesenden und im Abgeordnetenhause nur bei 
Anwesenheit von mindestens der Hälfte der Mit- 
glieder giltig beschlossen werden. 

Wird von diesem Gesichtspunkte aus zunächst auf die 
Entstehung des Gesetzes vom 27. Juli 1871 zurück- 
gesehen, 80 ergibt sich, dass sich bei Einbringung des 
bezüglichen Entwurfes die Regierung dessen wohl bewusst 
war, dass durch das neu zu schaffende Gesetz, die oben ci- 
tirte Bestimmung des Staatsgrundgesetzes über die allgemeinen 
Rechte der Staatsbürger eine Änderung, beziehungsweise 
eine Einschränkung erfahren solle.*) 

Es bedurfte daher zur formellen Giltigkeit des Zustande- 
kommens des von der Regierung in Antrag gebrachten Ge- 
setzes der Feststellung der oben erwähnten qualificirten 
Majorität. Diesem,Erfordernisse wurde aber bei der Abstimmung 
über den Gesetzentwurf nicht entsprochen.. 

(Protokolle der Verhandlungen des österr. Abgeordneten- 
hauses VI. Session S. 1392—1398.) 

Ebenso verhält es sich mit dem Gesetze vom 10. Mai 1873 
betreffend die Einführung der Polizeiaufsicht; nur dass hier 
schon bei der Einbringung des Entwurfes des Verhältnisses des 
Gesetzes zu den Staatsgrundgesetzen keinerlei Erwähnung 
geschah. 

Die Regierungsvorlage (Nr. 151 der Beiläge zu den 
Protokollen der VII. Session) entbehrt jeder Motivirung, der 
Bericht des Ausschusses (Nr. 312 der Beilage) enthält Nichts 



*) No. XI der Beilagen zu den Stenograf. ProtokoUen des öeterr. 
Abgeordnetenhauses V. Session „Die Erlassung eines Gesetzes über 
4ie Abschaffung und Abschiebung ist nothwendig, um das diesfaUs 
bestehende System der Freiheitsbeschränkung mit den Bestimmun- 
gen der Staatsgrnndgesetze in Einklang und diese selbst 
zur entsprechenden Durchführung zu brin^en.^ 
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Über diese {"rage; dagegen fand dieselbe wenigstens in der 
Debatte des Hauses (Protokolle der VII. Session S 1711) 
ihren Anwalt, indem Ein Abgeordneter den Widerspruch 
zwischen dem erwähnten Gesetze und den Staatsgrundgesetzen 
hervorhob und die Bemerkung machte* »Der Geist, der im 
Gesetzentwurfe lebe, sei nicht der Geist der Verfassung" . . . 
»aber/ so fügte er resignirt hinzu, „ich weiss, dass die 
Herren, die nach Hause eilen, meine Worte nicht mit Wohl- 
gefallen vernehmen.* 

Indess den Bedenken dieses einzigen Abgeordneten 
wurde keine Beachtung geschenkt und der Norm des § 15 
Absatz 2 des Gesetzes vom 21. December 1807 Nr. 141 auch 
in diesem Falle bei der Abstimmung des Gesetzes keine 
Rechnung getragen.*) 



*) Man wird sich znr Widerlegung unserer Anschauung, dass die 
beiden Ges. vom 27. Juli 1871 und vom 10. Mai 1873 nicht verfassungs- 
mässig SU Stande gekommen sind, vielleicht auf das Ges., am 27. Okt 
1882 berufen, und ans dem Wortlaut des § 5 des- erwähnten Ges. dedn- 
ciren wollen, dass es keiner qnalificirton Majoritä bei der Abstimmung 
über die Gesetze vom 27. Juli 1871 und vom 10. Mai 1872 bedürft 
habe — eine solche Argumentation wäre wohl nicht stichhältig. 

Der erwähnte § 5 lautet: 

„Niemand kann zum Aufenthalte in einem bestimmten Orte oder 
Gebiete ohne rechtlich gegründete Verpflichtung verhalten (internirt, 
confinirt) werden. 

Ebenso darf Niemand ausser den durch ein Gesetz bezeichneten 
Fällen aus einem bestimmten Orte oder Gebiete ausgewiesen werden." 

Der eit § beruft sich zwar auf eine ^rechtlich'' begründete 
Verpflichtung der Intemirung, auf eine Ausweisung in den 
durch ein Gesetz bezeichneten Fällen: aber damit wird die 
Bestimmung des § 25. Abs. 2 über das Erfordernis der qualificirten 
Majorität zum Zustandekommen eines solchen Gesetzes nicht auf- 
gehoben. 

Auch ist das Ges. vom 27. Oktober 1862 strafrechtlicher 
Natur erlassen, um die Freiheit der Person gegen die Uibergriffo der 
Organe der öffentlichen Gesellschaft zu schürzen. 

Daraus, dass es dem Beamten bei Strafe verboten ist, Jeman- 
den zu interniren oder Jemanden aus einem bestimmten Orte oder 
Gebiete auszuweisen, daraus geht nicht im entferntesten hervor, dass 
gegen die Bestimmung des § 15. 2 des Ges. vom 21. Decbr. 1867 
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Indess selbst dann, wenn gegen unsere Anschauung die 
formelle Giltigkeit der Gesetze vom 27. Juli 1871 und vom 
10. Mai 1883 behauptet werden wollte, so bleiben gegen den 
Inhalt derselben noch folgende Bedenken aufrecht. 

Wenn eine Norm staatsgrundgesetzlich fixirt ist, 
und eine Ausnahme hievon durch ein Gesetz statuin werden 
will, so genügt es, um eine solche Ausnahmsbestimmung 
zu treffen, keineswegs: eine bisher bestandene Übung, die 
mit dem betreifenden Staatsgrundgesetze im directen Wider- 
spruche steht, einfach durch ein Gesetz zu sanctionireu. 

Die materielle Vorbedingung für die Erlassung einer im 
Staatsgrandgesetz derogirenden Norm ist der stringente 
Nachweis, dass in einem bestimmten Falle ein weitaus 
überwiegendes gesellschaftliches Interesse mit der erlasse- 
nen staatsgrundgesetzlichen Bestimmung collidire und dass 
in concreto letztere dem ersteren zu weichen habe. 

Nur einen solchen Nachweis vorausgesetzt, darf man 
zur Erlassung einer Ausnahmsbestimmung schreiten, nicht 
darf aber ein Gesetz bloss zu dem Zwecke erlassen werden, 
um eben in einem beliebigen Falle eine Ausnahme von der 
Wirksamkeit des Staatsgrundgesetzes zu statuiren. 

Gesetze sollen nicht dazu herhalten, um die Schwach- 
müthjgkeit, die man gegenüber der Wirksamkeit einer all- 
gemeinen Norm empfindet, verdecken zu helfen; mangelt es 
an den nöthigeu Kraftgefühl, uro eine solche allgemeine 
Norm in Wirksamkeit zu belassen und die hiedurch etwa 
geschaffenen Verhältnisse zu ertragen, dann vermeide man 
es lieber eine solche allgemeine Rechtsnorm zu erlassen; 
glaubt man aber dies thun zu können, dann erscheint es 
absolut unzulässig sofort und ohne jeden durch die positiven 
Verhältnisse gebotenen concreten Anlass mit Gesetzes- 
bestimmungen hervorzutreten, um Ausnahmen von einer eben 
erst beschlossenen aligemeinen Rechtsnorm herbeizuführen. 

Nichts hat unsere ganze Verfassungsgesetzgebung in 
einen so betrübenden — und sagen wir es nur gerade her- 

No. 141. R.-G.-61. ein giltiges Gesetz zu Stande kommen könnte, welches 
die in den Art. G und 18 der Staatsgrundgesetze enthaltenen Normen 
ausser Wirksamkeit zu setzen vermöchte. 
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aus — in einen so wohlverdienten Misscredit gebracht« als 
jene Methode, nach der man ohne vieles Besinnen manche 
Gesetze schuf, durch welche die Rechtswirksamkeit eines 
Principes aufgehoben wurde, das man ganz kurz zuvor 
feierlich urbi et orbi als ein staatsgrundgesetzlich verbürgtes 
verkündet hatte. 

Vorgänge dieser Art haben unseren politischen Verhält- 
nissen den giössten Abbruch zugefügt, dehn sie haben sie 
unfähig gemacht, dem Drängen einer neuen Zeitrichtuüg 
einen entschiedenen. Widerstand zu leisten. Mit diesem Zuge 
der Unaufrichtigkeit, der das, was er mit der einen Hand 
scheinbar freigebig spendete, fast unmittelbar darauf mit der 
andern Hand, wenn nicht zur Gänze, so doch zuiti guteh 
Theile wegnimmt, oder doch wesentlich verkürzt, kann sich 
eine neu heranziehende Epoche nicht befreunden. 

Vielfach hat man, wenn auch nicht immer offen 
diesen Vorgang damit zu rechtfertigen versucht, dass man 
auf jene Gesellschaftsklassen hinwies, welche durch solche 
dem Geiste und Wortlaute der Staatsgrundgesetze zuwider- 
laufende Bestimmungen zunächst betroffen werden. 

„Bettter und Landstreicher, ausweis- und bestimmungs- 
lose Individuen, Leute ohne nachweisbares Einkommen und 
ohne Erwerb, diese hätten, so meint man, keinen Anspruch 
auf eine stricte Wahrung staatsgrundgesetzlicher Bestim- 
mungen und es wäre eine bedauerliche, unzeitgeraässe 
Schwäche sich gegenüber dieser Klasse von Menschen von 
den allgemeinen Grundsätzen über den Schutz persönlicher 
Freiheit leiten zu lassen. 

Gegenüber diesen vielfach leider nur allzuhäufig ge- 
brauchten Argumenten ist Folgendes anzuführen. 

Der Begriff des ausweis- und bestimmungslosen Indivi- 
duums, des Menschen ohne Einkommen und Erwerb ist ein 
sehr vieldeutiger*; und darf keiner Behörde eine Handhabe 

*) Besonders aus Arbeiterkreisen wird über die praktische Hand- 
habung der Polizeiaufsicht und der mit ihr verwandten Institute leb- 
hafte und wie es scheint, vielfach begründete Klage erhoben. Man 
wendet gegen Arbeiter das Gesetz vom 27. Juli 1871 und insbeson- 
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bieten, unbillige Massregeln gegen momentan ihr nüissliebige 
Bevölkerungsklassen zu ergreifen. 

Aber selbst Toraosgesetzt, die Polizeiaufsicht würde nnr 
solchen .Bevölkerungsschichten gegenüber zur Wirksamkeit 
gelangen, deren sociale Grefährlichkeit dargethan erscheint, 
so . ist hiedurch für die Rechtfertigung des Institutes noch 
vi?enig gewonnen. 

Je strenger und entschiedener man gegen jene Staats- 
bürger vorgehen zu dürfen glaubt, von deren socialer Ge- 

dern die Bestimmuog des § 1 Absatz b in F&llen ao, in welchen sieh 
die Abschiebung und Abscfaiiffung als äusserst unbillige Härte, ja 
geradezu als gransame Massregeln darstellen. 

Wenn der Arbeiter sich an einem Ausstande betheiligt oder sonst 
aus andern Gründen die Arbeit bei seinem Brodgeber verliert, ohne 
solche sofort bei einem Andern wieder zn finden, so wird, sobald er 
pSocialistischer Umtriebe" verdächtig erscheint, nicht selten gegen ihn 
die Bestimmung des citirten Gesetzes in Anwendung gebracht Er wird 
mit seiner Familie aus seinem bisherigen Arbeits* und Aufenthaltsorte 
▼erwiesen und in seine Heimatsgemeinde „abgeschoben'*. — Auch scheut 
man sich nicht ihn sogar als Landstreicher zu verfolgen und 
nach erfolgter Verurtheilung unter Polizeiaufsicht zu stellen. 

Dieser Strenge der Auffassung liegt vielfach die Tendenz zu 
Grunde die „Hetzer** aus den Haupt- und Industriesfädten wegzuschaffen, 
weil man vermeint, dass die sociale Bewegung nur durch die agitato> 
rische Thätigkeit Einzelner genährt und erhalten werde und dass sie 
mit derselben stehe und falle. 

Der beabsichtigte Zweck wird aber durch dieses Vorgehen nicht 
erreicht. Der abgeschaffte, in manchen Fällen sogar abgeschobene Ar- 
beiter, der in seiner Heimatsgemeinde seinen Erwerb nicht zu finden 
vermag, weil es oft daselbst keinen gibt, wird durch diese Massregel 
nur verbittert und in dieser Verbitterung steigert sich seine Gegner- 
schaft zur bestehenden Gesellschaftsordnung erst recht zu einem 
bedenklichen Grade ; dabei aber fallen seine Anschauungen und Lehren 
auch ausserhalb der Grosstädte auf keinen unfruchtbaren Boden mehr. 
Diese und ähnliche Massregeln haben die Polizeiaufsicht äusserst 
unpopulär gemacht und man spricht von der alten Polizei wirthscbaft, 
die im „Rechtsstaate" nach wie vor ihren weiteren Bestand und ihre 
volle Anwendung finde. 

Ist nun aber der Glaube an freiheitliche Errungenschaften nach 
einer Richtung hin erschüttert, so wird auch das Misstrauen gegen 
andere Institutionen geweckt und so wird durch solche Verhältnisse 
das Vertrauen zn allen bestehenden Verhältnissen, viel&oh untergraben. 
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fährlichkeit man überzeugt sein will, desto ängstlicher und 
gewissenhafter müssen gerade ihnen gegenüber die all- 
gemeinen Rechtsgrundsätze gewahrt werden, die sich die 
Gesellschaft selbst zu geben einmal entschlossen hat. 

Gerade diesen Gegnern darf kein gerechtfertigter Anlass 
zur Klage über eine ihnen zugefügte Verkürzung ihrer Rechte 
gegeben werden. 

Jede Verbitterung, die durch eine solche ungerechte 
Kanipfweise hervorgerufen wird, erschwert die Action der 
Gesellschaft, mindert die Chancen des Erfolges und, nachdem 
die Erfahrung lehrt, dass ein jeder solcher Kampf mit Zu- 
geständnissen der bestehenden gesellschaftlichen Organisation 
an die Unzufriedenen geendet hat, so erhöht jenes Vorgehen 
den Preis, welcher für das endliche Abkommen gezahlt 
werden muss, in geradezu unverhältnismässiger Weise. 

Der legislatorische Fehlgriff, dessen man sich bei der 
Erlassung der österreichischen Gesetze über Polizei-Ab- 
schaffung und Aufsicht schuldig gemacht hat, erscheint aber 
um so auffallender und tadelnswerther, als er bei einem frü- 
heren Anlasse derselben Art sorgsam vermieden wurde, indem 
man sich damals des Gegensatzes zwischen den fraglichen 
Bestimmungen und den staatsgrundgesetzlicben Normen be- 
treff:? der ünverletzlichkeit der persönlichen Freiheit, der 
Freizügigkeit und der ungehinderten Erwerbsthätigkelt g;uu 
wohl bewusst war und den vorhandenen Gegensatz auch zur 
vollen Wirksamkeit brachte. 

Der im Jahre 1867 dem österreichischen Abgeordneten- 
hause vorgelegte Entwurf eines neuen Strafgesetzes (§§ 59. 
bis 61) enthält ausführliche Bestimmungen über die Stellung 
unter Polizeiaufsicht, welche sich allerdings ungleich milder 
und dabei auch weit rationeller darstellen als jene, welche 
das Gesetz vom 10. Mai 1873 im Systeme des österreichischen 
Gesetzes zur Geltung gebracht hat.*) 



*) § 59. Die Stellung: unter Polizeiaufsicht, nnf welche von dem er- 
kennenden Gerichte höchstens in der Daaer von vier Jahren und nur 
gegen solche eines Verbrechens oder Vergehens schnidige Personen er- 
kannt werden kann, welche sich durch Wiederholung von strafbaren 
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Diese Milde der BestimmuDgen hat jedoch die Prüfung 
der Frage, ob sich die Polizeiaufsicht mit dem Inhalte der 
Staatsgrundgesetze in Einklang bringen lasse, nicht zu be- 
seitigen vermocht. 

Die Commission des Abgeordnetenhauses verwarf die 
Bestimmungen über die Polizeiaufsicht und gab ihrer Über- 
zeugung Ausdruck, „dass sich dieselben mit den staatsgrund- 
gesetzlichen Bestimmungen über die Freiheit der Person 
nicht in Einklang bringen lassen''. Damals also, es war dies 
allerdings kurz nach der Publikation der Staatsgrundgesetze, 
hielt man das Institut der Polizeiaufsicht für unverträglich mit 
dem Principe der persönlichen Freiheit; aber schon wenige 
Jahre später — in den Jahren 1871 und 1873 und bei den 
Berathungen der seit dem Jahre 1874 vorgelegten Straf- 
gesetzentwürfe, war die Erinnerung an die Grundgesetze des 
Jahres 1867 schon so sehr verhlasst, dass man sich jenes 
Gegensatzes nicht einmal mehr bewusst war! 



Handlangen wider fremdes Eigentham oder gegen die öffentliche Sitl> 
lichke-t oder darch wiederholte Grewaltthätigkeit gegen anderen 
Personen besonders gefährlich gezeigt haben. 

§ 60. Darch die Stellung unter Polizeiaufsicht darf derjenige, über 
welchen sie verfUgt wird, in seiner Freiheit aaf keine andere Weise 
beirrt werden, als es die nachfolgenden Bestimmungen gestatten. 

Die AafsichtsbehOrde kann ihm den Aufenthalt in gewidsen 
Orten oder Bezirken, so wie den Besach bestimmter Räumlichkeiten 
gänzlich untersngen, oder auch einen bestimmten Ort zum Aufenthalt 
anweisen and zur Pflicht machen, diesen oder dem von ihm selbst 
gewählten Aufenthaltsort nicht ohne Erlaubnis der Behörde zu verlassen. 
Es darf bei ihm auch ohne die sonst hierza geforderten Bedin- 
gangen eine Haas- und Personsdurchsuchang mit möglichster Schonung 
des za Untersuchenden und derjenigen Personen, bei welchen er seinen 
Aufenthalt hat, und nur in sehr dringenden Fällen zipr Nachtzeit vor- 
genommen werden. 

§ 61. Solchen Sträflingen, welche durch ein besonders gutes Ver- 
halten, sei es nun während der Strafe selbst oder während ihrer 
bedingnisweisen Entlassung aus der Strafanstalt, oder während der 
Diuer der Stellung unter Polizeiaufsicht volle Beruhigung gewährt 
haben, dass die durch Urtheil gegen sie verhängte Stellung unter Polizei- 
aufsieht entbehrlich werde, kann dieselbe ganz oder theilweise nach- 
gesehen werden. 
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Ein weiterer Grund, der uns veranlasst unser-e Stimme 
tü'it alter Entscliiedenheit gegen di« Polizeiaufsicht zu er- 
heben, hängt mit unserer Überzeugung zusammen, dass die 
Handhabung derselben die Ergebnisse der österreichischen 
Strafrechtspflege sehr nn günstig beeinflusst 

ff 

Wir stimmen den üblichen Klagen über eine beängsti- 
gende Zunahme der strafbaren Handlungen im Allgemeinen 
nicht bei, wir constatiren vielmehr, dass trotz der Zunahme 
der Bevölkerung und trotz der Jceineswegs günstigen wirth- 
schaftlichen Verhältnisse die Zahl der Verbrechen als der 
gefährlicheren Handlungen seit einer Anzahl von Jahren in 
coustanter, erfreulicher Abnahme begriffen ist, ein Um- 
stand, der von der Legislative nicht nach Gebühr gewürdigt 
zu werden scheint. 

Lassen wir die Ziffern der officiellen Statistik für uns 
sprechen.*) Die Zahl der jährlich wegen Verbrechen gefällten 
Strafurtheile ist vom J. 1881 bis zum J. 1889 von 33.469 
auf 28.516 zurückgegangen. Ist schon dieses Gesämmtergcbnis 
ein solches, welches als ein befriedigendes bezeichnet werden 
kann, so muss sich die Beurtheilung um so günstiger ge- 
stalten, wenn man die einzelnen Gattungen der bestraften 
Verbrechen, bei welchen ein Rückgang stattgefunden hat, ins 
Auge fasst. So sank in dem erwähnten Zeiträume (1881 bis 
1889) die Zahl 

der Verbrechen des Diebstahls von 20.074 auf 14 511 
, der Veruntreuung , 1.002 , 620 

„ ^ des Baubes „ 174 ^ 128 

„ ^ des Mordes „ 162 \ 102 

„ » , der Brandlegung , 282 « 188 

des Todschlages „ 244 / 195 



9 



der Creditpapier- 



verfälschung ^ 58 



*) Wir legen unserer Darstellung das (letite) 3te Heft des XXXVII. 
Bandes der österr. Statistik enthaltend die Ergebnisse der Strafrechts- 
pflege bis zum Schiasse des Jahres 1889 zu Grunde. 
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Dieser entschiedenen Abnahme der wichtigsten Ver- 
brechen steht aber eine umso auffallendere und bedenkli- 
chere Zunahme der Übertretungen gegenüber.*) 

Im Jahre 1881 sind 437.753, im Jahre 1889 dagegen 
542.714 Personen wegen Übertretungen verurtheilt worden^ 
es hat also die Zahl der jährlichen Verurtheilungen wegen 
dieser Delicte um mehr als 100000 Fälle zugenommen— eine 
wahrhaft erschreckende Ziifer, die zu einer ernsten Prüfung 
der Verhältnisse der Strafrechtspflege hei'ausfordert. 

Während in den grösseren Strafanstalten ganze Flügel 
leer stehen,**) leiden die kleineren Gefängnisse und Arrest- 
localitäten vielfach an einer bedenklicken Überfüll ung.***> 
Hier Wandel zu schaffen, ist ein dringendes Bedürfnis 
der Rechtspflege. Dieser Zunahme der Übertretungen und 
der mit ihr in causalen Nexuo stehenden theilweisen Ver- 
schlechterung des Strafvollzuges sollte nicht länger mehr un- 
thätig zugesehen werden. 

Wenn in den Kronländern Ober- und Niederösterreich^ 
Steiermark und Mähren die einfache Errichtung von sog. 
Natural- Verpflegsstationen es zu Stande brachte, dass in d?n 
letzten Jahren daselbst die Zahl gewisser Übertretungen um 
nahezu 50 Procent abgenommen hat, f) so liegt wohl hierin 



*) Die Zahl der Vergeben ist seit dem Jahre 1883 nach ZaweisuDg: 
der strafbaren Handlungen gegen das Thierseucben- und Rinderpest-^ 
gesetz an die Bezirksgerichte so ziemlich stationär geblieben. 

**) Wir verdanken diese erfreuliche Mittheilung, die aUerdings 
auf die Verhältnisse vor zwei Jahren Bezug hat, dem obersten Leiter 
des österr. Oefängniswesens — die Sachlage hat sich seither nicht 
zu Ungunsten geändert. 

***) Es wurden uns bezirksgerichtliche Locale genannt, in welchen 
zu gewissen Zeiten die Häftlinge in der Nacht abwechselnd schlafen 
müssen, weil keine genügenden Lagerräume tür dieselben vorhan- 
den sind. 

t) In Niederösterreich sank vom J. 1886 die Zahl der Übertretungen 
der Landstreicherei von 19516 auf 10447; in Oberösterreich von 6034 
auf >102; in Steiermark von 5940 auf 3832; in Mähren sank vom 1887 
die Zahl der genannten Uibertretungen von 14487 auf 11464. 
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eine Errounterang es auch mit andern gesetzlichen Mass- 
nahmen zu versuchen, die nicht ohne wohlthätige Einwir- 
kung auf die Strafrechtspflege bleiben dürften. 

Zunächst wäre es wohl von grosser Wichtigkeit, die 
Ursachen für die so auffallend grosse Zahl der Übertretungen 
festzustellen, aber gerade hierin stossun wir auf nicht geringe 
Schwierigkeiten. 

Die statistischen Erhebungen versagen betreffs der per- 
sönlichen Verhältnisse der wegen Übertretungen veiiirtheilten 
Personen jede Auskunft.*) 

Indess gewisse Thatsachen berechtigen wohl zur ver- 
lässlichen Annahme, dass bei der grossen Zahl der Über- 
tretungen der Rückfall die entscheidende Rolle spielt. Zu- 
nächst die stets wachsende Zahl Derjenigen, die sich nach 
überstandener Strafe wegen einer Übertretung eines Ver- 
brechens schuldig machen. 

Ist diese Thatsache festgestellt, so darf umso weniger 
bezweifelt werden, dass die ausgestandene Strafe wegen einer 
Übertretung eine umso grössere Geneigtheit zum Rückfalle 
bezüglich der Übertretung selbst hervorruft 

Theilt man die wegen Verbrechens verurtheilten bereits 
vorbestraften Personeu mit Rücksicht auf die Delicte, derent- 
wegen sie jene Vorbestrafung erlitten haben, in zwei Kate- 
gorien u. zw.: 

fi) in solche, welche vor ihrer Verurtheilung bereits 
wegen eines Verbrechens und 

b) in folche, welche vor ihrer Verurtheilung bereits 
wegen eines Vergehens oder einer Übertretung 
bestraft worden waren, so ergibt sich Folgendes: 

Seit dem Jahre 1860 hat die Zahl der Erstem abge- 
nommen, indem der Percentsatz derselben von 26 auf 24 
herabgegangen ist; dagegen hat die Zahl der Letzteren und 



*) Über die pereönlichen Verbältoisse der wegen Übertretungen 
verurtheilten Personen liegen weder von Seite der Gerichte noch 
von Seite der staatBanwaltschaftlichen Functionäre Bta- 
tistische Nachweisungen vor... Österr. Statistik XXXVI. B. 3 H. 
S. XXIV. 
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zwar wesentlich zugenommen, indem der Percent- 
satz derselben von 19 2 auf 27'5, also um mehr als8 Pro- 
cent gestiegen ist. 

Aus dieser Thatsache ergibt sich, dass die Übertretungs- 
strafe einen weit minder nachhaltigen Eindruck auf den 
Verun heilten ausübt, als die Strafe wegen eines Verbrechens, 
dass also der Rückfall im ersteren Falle weit häufiger platz- 
greifen muss, als in letzterem — und dies umsomehr rück- 
sichtlich der Über tretuu gen, um derentwillen der bereits 
Verurtheilte eine mildere Strafe zu gewärtigen hat als be- 
züglich eines Verbrechens. 

Ein weiterer Beweis für die Häufigkeit des Rückfalles 
bei Übertretungen liefern uns die sog. Auskunftstabellen der 
Verurtheilten. 

Den Beschwerden, welche Fuhr*) gegen die Strafrechts- 
I>flege im deutschen Reiche erhebt, indem er einzelne Vor- 
straflisten citirt, die zahlreiche zumeist geringfügigere Frei- 
heitsstrafen feststellen; diesen Beschwerden können wir gleiche 
und vieüeicht noch berechtigtere betreffs der österreichischen 
Strafrechtspflege an die Seite stellen.**) 

Vorstrafli^ten ähnlicher und noch weit bedenklicherer Art 
kommen auch in Österreich häufig vor und es böte wohl 
keine besonderen Schwierigkeiten, statistische Verzeichnisse 
solcher über einzelne Personen verhängter Massenstrafen an- 
zulegen, um das erwähnte Übel in seinem ganzen bedenklichen 
Umfange kennen zu lernen. 

In Ermangelung solcher Listen, welche wohl die unge- 
mein wichtige Stelle des Rückfalles in unserer Strafrechts- 
pflege am klarsten beleuchten würden, müssen wir uns hier 
mit zwei Straf Verzeichnissen begnügen, welche das Vorleben 
der in den Jahren 1883 und 1893 in der kgl. böhmischen 
Landes-Zwangs-Arbeitsaustalt detinirter Zöglinge illustriren. 

*) Fuhr, PolizeiÄufdicht § 115. 

**) In unseren „Rriminalistischen Zeit and Streitfragen*' (6.-S.-B. 
XLIV, S. 28 u. ff.) haben wir diesen Gegenstand eingehend erörtert 
and das Sinn- und Zwecklose derartiger „Abstrafang'en" dargelegt. 
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Von den im Jahre 1883 detinirten 148 ZwäagUngeu 
waren bereits bestraft 

47 Zwänglinge 1 — IQmal 
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Sie hatten 1147 Strafen erlitten, so dass durchschnittlich 
der Einzelne 7'ö Strafen verbüsst hatte, bevor er in das 
Zwangsarbeitshaus abgeliefert wurde.*) 

Zu Anfang des Monates Juli 1893 waren in derselben 
Zwangsarbeitsanstalt 228 Zwänglinge detinirt, davon hatten 
vor Übergabe an die Zwangsarbeitsanstalt 

48 Zwänglinge 1 — 10 Strafen 
69 „ 11— 20 . 

45 , 21— 30 „ 

25 r, 31- 40 « 

17 , 41— 50 , 

9 , 51— 60 , 

3 . 61— 80 „ 

5 . 71— 80 „ 

3 . 81— 90 , 

3 , 91—100 . 

1 sogar 108, sage Hundertacht Strafen über- 
standen. 

Die Gesaramtzahl aller Strafen betrug betreffs der im 
Jahre 1893 detinirten Zwänglinge 5772 — darunter nur 
405 wegen Verbrechen, dagegen 4700 Strafen wegen der 
Übertretungen gegen das Vagabundengesetz, gegen öffentliche 
Anstalten und Vorkehrungen. 

Die auffällige Verschlechterung der Verhältnisse tritt 
wohl daiin am marquantesten hervor, dass die durchschnitt- 

*) Bräf, Dvö nutnö opravy. S. 64-66. 
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liehe Zahl der erlittenen Vorbestrafungen des einzelnen 
Zwänglings von 7 -5 des Jahres 1883 binnen 10 Jahren auf 
mehr als 25 gestiegen ist. 

Bezüglich der Polizeiaufsicht bestätigt die Zwangsarbeits- 
nnstdit, der wir diese hochwichtigen Daten zu danken haben, 
«dass die meisten Corrigenden mehrmals unter Polizei- 
aufsicht gestellt waren und dass die wiederholte Abstraf uug 
sehr vieler Corrigenden wegen Polizeiaufsichtsbruch aus 
den Strafacten ersichtlich ist". 

Die Verhältnisse, wie sie in den beiden hier erwähnten 
Verzeichnissen zum Ausdrucke gelangen, sind symptomatisch. 

Jeder Sinn und jede Vernunft des heutigen Strafvollzuges 
werden durch dieselben bereits ernstlich in Frage gestellt. 
Eine Gesellschaft, welche hunderte von Strafthaten von dem 
Einzelnen auf einander häufen lässt und gegen dieselben 
immer nur wieder mit jenen kurzen Freiheitsstrafen reagirt, 
die nicht bessern noch abschrecken, sondern zu neuen Straf- 
thaten förmlich einladen, eine solche Gesellschaft verwirkt 
nachgerade das Recht über das kriminalsocialistische Übel 
der erwähnten Art Klage zu führen. 

Nicht eine blosse Zwecklosigkeit, eine durch die cha- 
blonenbafte Verhängung der kurzzeitigen Freiheitsstrafen 
herbeigeführte Verderbnis illustriren derartige Straf- 
verzeichnisse, von denen wir nur zwei aus Einem Jahrzehent 
und von einer einzigen Anstalt ihrem hauptsächlichen Inhalte 
nach angeführt haben. 

Und welches ist die Rolle, welche die Polizeiaufsicht 
dabei spielt? 

Von der Gesetzgebung zu dem Zwecke erlassen, um den 
Rückfall der aus der Strafe Entlassenen zu verhindern, vermag 
sie ihrer Aufgabe nicht zu genügen, und es sind gerade die 
von ior Betroifenen, die, wie die Zwangsarbeitsanstalten be- 
zeugen, das allerstärkste Contingent zu jenen gewohnheits- 
mftssigen Übelthätern stellen, welche die Gefängnisse bevölkern. 

Aber nicht genug daran! 

Die erfahrenen Praktiker behaupten, dass die unter Po- 
lizeiaufsicht stehenden Personen sich jener zahllosen Uber- 

Dr. Zacker: Über Polizeiaufsicht. 7 



98 



tretangen gerade el>en darum schuldig inachen, weil ihnen 
durch die Polizeiaufsicht jede Möglichkeit zum straffreien 
Leben zurückzukehren beno^innen wird.^) 

Auf ihre Heiinatsgemeinde beschränkt, in welcher sie 
eben um der Polizeiaufsicht willen keinen redlichen Erwerb 
zu finden vermögen, werden sie gerade zu dem, was eben 
durch diese Polizeiaufsicht in zweckwidrigster Weise ver- 
mieden werden will — zu Gewohnheitsübelthätern der schlech- 
testen Art, 

Sie vermeiden in der Regel grössere Übelthaten, welche 
die Verhftngung längerer Freiheitsstrafen zur Folge haben 
könnten, weil sie keine Hoffnung haben unentdeckt und im 
Falle der Entdeckung uuüberführt zu bleiben und weil ihnen 
zur Vertibung bedeutender Verbrechen bereits der Muth und 
die nöthige Thatkraft mangeln, dafür aber reihen sie wahllos 
die kleineren Übelthaten an einander, um in gericgen 
Zwischenräumen jene kurzen Freiheitsstrafen abbüsseu zu 
können, die trotz absoluter Zwecklosigkeit mit wahrhaft be- 
trübender Chablone die Gerichte über sie verhängen und 
in Vollzug setzen. 

So werden sie heute als Bettler, morgen als Landstreicher, 
dann wieder wegen Bruch der Polizeiaufsicht und endlich 
wegen kleiner Diebstähle und Betrügereien aufgegriflfen, vor 
Gericht gebracht (dem sie sich zumeist selbst, je nachdem sie 
sich zu dem einzelnen derselben hingezogen fühlen,**) zur Ver- 



*) So erklärt auch J. v W. in den oben cit Abhandlung. «Allg. 
Ö8t. Ger. Ztg. 1886 S. 222*^, dass es die Stellung unter Polizei- 
aufsicht ist, die den Verurtheilten zum Landstreicher quali- 
ficirt, weil sie ihm die Rückkehr znr redlichen Arbeit er* 
Bchwert und dass diese Personen in der Regel rückfällig 
werden. 

**) Die Vorstände der kleineren Gerichtsbezirke — unsere Bezirks- 
richter — wissen von einer förmlich organisirten Strafabbüssungsindustrie 
der „Pensionaire" der kleineren Gefangnisse zu erzählen, welche die 
verschiedenen Jahreszeiten, die Art der Verpflegung, Heizung und 
Beschäftigung in Betracht zieht und nach Massgabe derselben den „Ver- 
sorgungsbedürftigen'' veranlasst, bald diesen, bald jenen Gerichtsbezirk 
snifzusuchcn, um in demselben die gewohnte Strafthat zu begehen und 
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fiiguDg stellen) verurtheüt und so wandern sie immer wieder 
in das Arrestlocal des «eigenen' oder des Nachbargerichtes, 
als dessen ständige Kostgänger sie sich mit Recht betrachten 
dürfen, weil es eben mit Rücksicht auf die Folgen und 
die Wirksamkeit der Polizeiaufsicht gar kein Mittel 
gibt, sich ihrer bleibend oder auch nur für längere 
Zeit zu entledigen. 

Die Besserung oder die Abschreckung eines derartigen 
unter Polizeiaufsicht stehenden Gewohnheits-Delinquenten ist 
geradezu undenkbar, aber es ist auch unmöglich, jenes Übel 
hintanzuhalten, welches sich mit Nothwendigkeit daraus er- 
gibt, dass diese Stammgäste einzelner kleiner Gefängnisse 
der Reihe nach mit allen in demselben Gerichtsbezirke ver- 
urtheilten Personen in geradezu verpestende Berührung 
kommen. 

Wo kann angesichts solcher Thatsachen, auf welche von 
bewährten Praktikern wiederholt als auf die eigentliche ma* 
teria peccans der heutigen Strafrechtspflege hingewiesen wird, 
noch irgend Etwas zu Gunsten der Polizeiaufsicht vorgebracht 
werden^ was diese furchtbaren Übelstäude auch nur im ent- 
ferntesten aufzuwiegen vermöchte? Wie minimal erscheinen 
die vermeintlichen Vorzüge gegenüber den geradezu unge- 
messenen Schäden, die durch die Handhabung der Polizei- 
aufsicht zugefügt werden. 

Und wenn sich übrigens diese Schäden nur auf die Wirk- 
samkeit und die Folgen der Polizeiaufsicht allein beschräuken 
würden?! Die von uns oben citirten Verzeichnisse thun dar, 
dass durch die Handhabung der Polizeiaufsicht auch andere 
Institutionen und gerade solche beeinträchtigt werden müssen, 
von deren zweckmässiger und zielbewusster Ausgestaltung 



die et wartete Strafe Über aicb erKehen zu lassen. Dergleichen Indivi- 
duen ziehen neben der eigenen Übertretung sogar die Strenge oder 
Milde der Richter in den Kreis ihrer Berechnung, um wenigstens 
Approximativ in vorhinein die LIinge der Dauer ihrer Strafzeit zu be- 
rechnen und ihre allerdings auf beschränkte Strecken unternommeneu 
Delict-Rundreisen darnach einrichten zu kOnnen. 
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allein noch ein nennenswerther Erfolg für die Strafrechts- 
pflege mit einiger Zuversicht könnte erwartet werden. 

Wir meinen das Institut der Zwangsarbeits- und Besse- 
rungsanstalten. 

Werfen wir zunächst einen raschen Blick auf die histo- 
rische Entwicklung derselben in Österreich. 

Hippel*) scheint die Priorität der Errichtung öifentlicher 
Arbeitshäuser für Preussen in Anspruch nehmen zu wollen, 
und beruft sich diesfalls auf die Begründung des Arbeits- 
hauses in Straussberg, die im Jahre 1791 erfolgte. 

Die Errichtung des ersten öflentlichen Arbeitshauses iu 
Österreich trägt ein älteres Datum. 

Eine Hofentschliessung vom 11. October 1783 gibt de» 
Zweck eines bereits damals in Wien errichteten öffent- 
lichen Arbeitshauses dahin an: „Es sei zur Ausrottung de& 
Müssigganges bestimmt, und es sei, da jeder Arbeitssuchende 
sich dort einen Verdienst erwerben könne, dem Müssiggänger 
nun jede Ausflucht benommen." 

Mittels der Hofdecrete vom 28. Februar 1785 und vom 
9. Januar 1786 werden als vorzüglichste Arbeiten „Spinnen 
und Farbholzschneiden" eingeführt und mittels der Decrete 
vom 8. und 14. August 1785 die arbeitsfähigen Bettler dahin 
verwiesen. 

Zu Anfang dieses Jahrhunderts (»Weisung* der Wohl- 
thätigkeits-Hofcommission vom 7. Mai 1803) sehen wir in 
dem gedachten Arbeitshause eine besondere Zwangs- 
arbeitsaastalt entstehen, die wir wohl als das Vorbild 
der heutigen Instivute des gleichen Namens anzusehen be- 
rechtigt sind. 

Von den mit dem Decrete der Wohlthätigkeitscomini'^sioa 
vom 15. JuQi 1811 publicirten Directivregeln über die Auf- 
nahme in die Zwangsarbeitsansfalt sollen zunächst jene her- 
vorgehoben werden, die sich bis auf die Gegenwart erhalte» 
haben und zum Theile wörtlich in das geltende Gesetz vom. 
24. Mai 1885 Nr. 90 R.-G.-Bl. § 6. übergegangen sind. 



*) Hippel, Die correctionelle N&chhaft S. 9. 
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So die Bestimmung, gemäss deren von der Aufnahme 
ausgeschlossen sein sollen: Geisteskranke, Personen, welche 
mit ansteckenden Übeln oder Krankheiten behaftet sind, 
insolange sie nicht Heilung gefunden haben, schwangere und 
säugende Personen und Personen, welche selbst nicht einmal 
zu leichteren Arbeiten verwendet werden können. 

Im theilweisen Widerspruche zu den heutigen Normen 
sind dagegen jene, welche den Unterschied zwischen Straf- 
anstalten und Zwangsarbeitshäusern scharf hervor- 
heben und, was nicht ohne Bedeutung ist, die Feststellung 
dieses Unterschiedes auf die ausdrückliche Willenserklä- 
rung des Monarchen zurückführen. So heisst es in der Aller- 
höchsten EntSchliessung vom 11. März 1811: «Der Zweck 
des Arbeitshauses ist: Menschen, die arbeitsscheu sind, durch 
Zwang zur Arbeit zu gewöhnen. Das Zwangsarbeitshaus 
soll daher nach dem bestimmt erklärten Willen Sr. 
Majestät als Strafanstalt weder anerkannt, noch 
durch irgend ein dem Straferkenntnisse ähnliches 
Verfahren in der Meinung des Publicums dafür an- 
gesehen werden." — Ferner besagt das Hofdecret vom 
15. Juni 1811: „Auf ausdrücklichen Befehl Sr. Majestät 
darf kein einziger Sträfling unmittelbar aus dem Po- 
lizei- und Zuchthause in das Zwangsarbeitshaus auf- 
genommen werden. Wenn sich jedoch ein solcher nach 
überstandener Strafzeit und wieder erlangter Freiheit 
nach den aufgestellten Directivregeln zur Abgabe in das 
Zwangsarbeitshaus qualificirt, kann er allerdings hinzu no- 
tionirt werden." 

Eine Maximaldauer für die Anhaltung in der Zwangs- 
arbeitsanstalt war nicht bestimmt. In diesem Sinne lautet 
das sog. Notionserkenntnis des Kreisamtes, auf Grund dessen 
die Übergabe an die Zwangsarbeitsanstalt über Antrag der 
Grundherrschaft erfolgt: N. N. sei als ein liederlicher und 
arbeitsscheuer Mensch zur Abgabe in die Zwangsarbeitsanstalt 
geeignet, sei dahin abzustellen und dort so lange anzu- 
halten, bis er die erforderlichen Beweise seiner 
Besserung gegeben hat.** 
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Als insbesondere geeignet für die Abgabe in das Zwansg- 
arbeitshaas wurden mit dem bereits mehrfach erwähnten 
Wohlthätigkeits-Hofcommissionsdecrete vom 15. Juni 181 L^ 
erklärt: 

a) Müssiggänger und arbeitsscheue Menschen; 

b) Bettler; 

c) Leute, die keinen ehrlichen Erwerb ausweisen können und 

d) muthwillige und aus eigener Schuld vacirendeDieustboten. 
Zu der Notionirung minderjähriger Leute bedarf es 

nach demselben GesetzederEin willigung des Vaters oder der 
obervormundschaftlichen Behörde, und es hat in einem solchen 
Falle den betreffenden Eltern oder Vormündern ein Revers 
abgefordert zu werden, wodurch sie sich verbindlich machen, 
das „Individuum" solange in der Anstalt zu belassen, als 
es die Direction zu seiner Besserung für nöthig finden wird. 

Mit der Zwangsarbeitsanstalt stand die sog. Correc- 
tions-Anstalt in Verbindung, in welcher die «bloss zur 
Besserung bestimmten In dividuen in abgesonderten Zimmern 
untergebracht werden**, dieselbe war für Jedermann, der eine 
strenge Correction bedarf, ohne Rücksicht der Geburt oder 
des Standes gegen Bezahlung der festgesetzten Verptle* 
gungsgebühren bestimmt. 

Diesen Corrigenden, welche über Ansuchen von Eltern, 
Vormündern, Gatten, Anverwandten in die Gorrectionsanstalt 
abgegeben werden konnten, wurde zur Schonung des Fami- 
liennamens gestattet, für die Dauer ihres Aufenthaltes in der 
Anstalt einen erdichteten Namen zu tragen. 

Die hier citirten Bestimmungen wurden mit dem Hof- 
kanzleidecrete vom 12. Octobet 1839 Z. 32.229 fast wörtlich 
republicirt und fanden bei der Verwaltung der nunmehr auch 
in den übrigen Theilen des Reiches errichteten Zwang^sarbeits- 
häuser ihre Anwendung. So erfolgte im Jahre 1833 die 
Organisirung der neuen Provincial-Zwangsarbeitsanstalt in 
Prag, im Jahre 1834 in Linz für Oberösterreich und Salz- 
burg, im Jahre 1838 in Brunn, im Jahre 1840 in Gratz 
und im Jahre 1845 in Görz u. s. w. 
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In den hier oben citirten Erlässen tritt der rein polizei- 
mässige Charakter der Anhaitung im Zwangsarbeitshause ganz 
unverkennbar hervor. Jeder Zusammenhang mit strafrecht- 
lichen Institutionen erscheint aufgehoben, die Anhaitung im 
Zwangsarbeitshause erfolgt auf Grundlage der Ausübung der 
reinen staatlichen Polizeigewalt ohne jede Rücksicht auf die 
Yerübnng strafgesetzlich verpönter Handlungen. 

Aber nicht allein der Strafgewalt der Staates, auch der 
Polizeiaufsicht stand die Anhaitung im Zwangsarbeitshause 
unabhängig gegenüber und es mangelte damals an einem 
inneren Zusammenhange zwischen beiden Instituten, wenn* 
gleich sie aus derselben Machtbefugnis des Staates hervor- 
gegangen waren. 

Die Polizeiaufsicht wurde gegen den aus der Strafe Ent- 
lassenen ausgeübt, um ihn von der Ausübung neuer Übel- 
thaten zurückzuhalten, während die Anhaitung im Zwangs- 
arbeitshause erfolgte, um den Detinirten an Arbeit und 
Zucht zu gewöhnen. 

Aufgestossene Bedenken, ob sich diese beiden Arten 
der Ausübung der Polizeigewalt des Staates mit den Staats- 
grundgesetzlich gewährleisteten Rechten auf persönliche 
Freiheit in Einklang bringen lassen und ein gleichzeitig 
sich geltend machendes Bedürfnis einer energischen Be- 
kämpfung des Bettels und des Landstreicherthums, führten 
zu der Erlassung der Gesetzes vom 10. Mai 1873, welches 
ebenso die Zulässigkeit der Stellung unter Polizeiaufsicht als 
die Zulässigkeit der Anhaitung im Zwangsarbeitshause von 
einem richterlichen Erkenntnisse abhängig machte (§§ 5 und 
13 des Ges.). 

Wurde schon hiedurch ein gewisser Zusammenhang 
zwischen Polizeiaufsicht und Anhaitung im Zwangsarbeits- 
hause hergestellt, so wurde durch andere Bestimmungen des- 
selben Gesetzes geradezu eine Art von Subsidiaritätsverhält- 
nis zwischen beiden Instituten gegründet; so insbesondere 
durch § 13 des Ges. vom 10. Mai 1873, nach welchem für 
Bruch der Polizeiaufsicht auf Anhaitung im Zwangsarbeits- 
hause erkannt werden sollte, durch die Bestimmungen der 
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§§ 1, 2, 13, nach welchen bei Verurtheilung wegen gewisser 
Delicte slternativ auf Verhängung von Polizeiaufsicht oder 
Anhaltung im Zwangsarbeitshause erkannt werden darf, und 
endlich gemäss § 14, inhalt dessen der gerichtliche Ausspruch 
über die Zulässigkeit der Abgabe in eine Zwangsarbeitsanstalt 
zugleich auch die Stellung unter Polizeiaufsicht begründet." 

Diese Wechselbeziehungen zwischen den beiden Instituten 
wurden durch die Praxis zu einer immermehr steigenden 
Wirksamkeit gebracht, so dass man heute vom Standpunkte 
des österreichischen Rechtes wohl sagen darf: der Weg zur 
Anhaltung im Zwangsarbeitshause führt durch die 
Polizeiaufsicht hindurch. 

Die Anhaltung im Zwangsarbeitshause hat das mittels 
der Polizeiaufsicht versuchte Werk der Besserung und Ab- 
schreckung des Verurtheilten fortzusetzen und zu Ende zu 
führen, wenn und sobald die Wirksamkeit der letz- 
teren sich als unzureichend dargestellt hat, und an- 
dererseits sucht insbesondere die Praxis mit der Verhän- 
gung der Polizeiaufsicht dort ein Auslangen zu finden, 
wo sie der Anhaltung im Zwangsarbeitshause noch entbehren 
zu können glaubt. 

Das angestrebte Ziel wird indess nach beiden Richtungen 
hin gründlich verfehlt. 

Eine Besserung oder Abschreckung wird durch die Ver- 
hängung und den Vollzug der Polizeiaufsicht niemals erreicht; 
dadurch aber, dass man einmal, um der Bestimmung des 
Gesetzes zu genügen, das anderemal, weil man glaubt mit 
der Polizeiaufsicht das Auslangen finden zu können, sie wieder- 
holt verhängt, bevor man sich dazu entschliesst die Zulässig- 
keit der Anhaltung im Zwangsarbeitshause auszusprechen und 
dieselbe auch in Vollzug zu setzen, dadurch wird die Möglich- 
keit eines günstigen Einflusses der Anhaltung im Zwangs- 
arbeitshause in vorhinein sehr wesentlich beeinträchtigt. 

An Jenem, der der Regel nach ein- oder mehrmal durch 
die hohe Schule der Polizeiaufsicht hindurchgegangen ist, 
vermag auch das Zwangsarbeitshaus kein moralisches Ret- 
tungswerk mehr zu vollbringen, nur rechtzeitig in Anwen- 
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dung gebracht, lässt sich ein günstiger Erfolg von der An- 
faaltung im Zwangsarbeitshanse erwarten. 

Diese rechtzeitige Anhaltung kann aber nicht ein- 
treten, insolange der Richter entweder, um den formellen Er- 
fordernissen des Gesetzes zu entsprechen — § 6 des Ges. 
vom 24. Mai 1885 Z. 89. R.-G.-Bl. — oder aber aus Scheu vor 
der Anwendung des entschiedeneren Zucht- und Besserungs- 
mittels in den Fällen, in welchen ihm die Wahl zwischen 
Polizeiaufsicht und Zwangsarbeitshaus gesetzlich freisteht — 
immer und immer wieder zunächst nur auf Zulässigkeit der 
Verhängung der Polizeiaufsicht erkennen wird. 

In den von uns oben citirten Verzeichnissen tritt das 
Unzweckmässige der gesetzlichen Bestimmungen und der Praxis 
in scharf ausgeprägter Weise hervor. 

Das Individuum muss schon bereits wiederholt rückfällig 
geworden sein, bevor das Gericht auf Zulässigkeit der Stel- 
lung unter Polizeiaufsicht erkennt. 

Die Wirkung der Stellung unter Polizeiaufsicht äussert 
sich in der Wiederholung des Rückfalles und jetzt erst wird 
Raum für das Erkenntnis auf Zulässigkeit der Abgabe in 
ein Zwangsarbeitshaus geschaffen. 

Mittlerweile hat aber der zu Detinirende eine Unzahl 
jener kleineren Abstrafungen über sich ergehen lassen und 
die Eignung zur Besserung gänzlich eingebüsst. Es ist ge- 
radezu unmöglich eine Besserung von Individuen zu erzielen, 
sobald dieselben früher 50 — lOOmal bestraft worden waren. 

Solange aber die Polizeiaufsicht aufrecht erhalten wird, 
ist die gegründete Besorgnis vorhanden, dass derartige heil- 
lose Zustände geradezu latent bleiben werden. 

Erst nach erfolgter Beseitigung der Polizeiaufsicht lässt 
sich hoffen, dass das Erkenntnis auf Zulässigkeit der An- 
haltung im Zwangsarbeitfihause rechtzeitig gefällt und die 
Anhaltung auch rechtzeitig in Vollzug gesetzt werden dürfte: 
die heutigen Verhältnisse beeinträchtigen dagegen die Wirk- 
samkeit der Anhaltung im Zwangsarbeitshause, und so haben 
wir zwei Institute vor uns, die den ihnen gesetzten Zweck 
verfehlen müssen, diePolizeiaufsicht, die ihrem Wesen nach 
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nur ungünstig auf die Strafrechtspflege einwirken kann, und 
die Anhaltung in der Zwangsarbeitsanstalt, die ihre heilsame 
Wirksamkeit nicht zu entfalten vermag, weil ihr der Weg 
hiezu durch die Polizeiaufsicht zum nicht geringen Theile 
verlegt wird.*) — 

Lassen wir zur Erhärtung der Richtigkeit unserer An- 
schauung nachstehenden praktischen Fall aus dem österrei- 
chischen Rechtsleben fiir uns sprechen: 

„Zur Wahrung des Gesetzes** ergieng am 25. No- 
vember 1886 unter Z. 13.099 folgende Plenarentscheidung des 
obersten Gerichts- als Cassationshofes. 

Simon Z., Ö4 Jahre alt, lediger Taglöhner aus Wald, Bez. 
Mittersill (Tirol), wurde mit dem Urtheile des Landesgerichtes 
Innsbruck des Verbrechens des Betruges schuldig erkannt 
und deshalb in die Strafe des achtzehnmonatlichen Kerkers 
und in den Schaden- und Strafkostenersatz verfällt. Unter 
Einem wurde aber auch im Hinblicke auf § 7 des Gesetzes 
vom 24, Mai 1885 R.-G.-Bl. Nr. 89. die Zulässigkeit seiner 
Anhaltung in einer Zwangsarbeitsanstalt ausgesprochen. 

„Dieser Ausspruch,* so erklärt der oberste Gerichts- als 
Cassation shof, „findet in der bezogenen Gesetzesstelle keine 
Stütze; sie — die Gesetzesstelle nämlich — lässt keinem 
Zweifel Raum, dass er nur in Ansehung desjenigen Ange- 
klagten statthaft ist, welchem der richterliche Schuldsprach 
eine der in ihrem ersten Satze bezeichneten Übertretungen 
zuschreibt. 

Das Vorleben des Simon Z. hat wegen strafbarer Hand- 
lungen wider fremdes Eigenthum wiederholte und sehr 



*) Wir sind des Vorwurfes gewärtig, warum wir die AnhÄltnng 
im Zwangsarbeitshause empfehlen, dagegen die Stellung unter Polizei- 
aufsicht ablehnen, wiewohl die erstere in weit entschiedenerer Weise 
in die Freiheit des Staatsbürgers eingreift, als die letztere. 

Wir werden diesen Vorwurf in einer selbstständigen Bearbeitung 
des Thema der Anhaltung in Zwangsarbeitshäusern, Besserungs- und 
Versorgnngsanstalten, Trinker -Asylen etc., zu entkräften suchen. 
Dort soll auch die Frage der Doctrin, ob derartige Freiheitsbeschrän- 
kungen als polizeiliche Massregeln oder als Strafen aufzufassen und zu 
behandeln seien, ihre eingehende Erörterung finden. 
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empfindliche Abstrafangen aufzuweisen und im Zeug- 
nisse seiner Heimatsgemeinde wird ihm nachgesagt, da$s er 
ein arbeitsscheues, überall ungern gesehenes Individuum ist 
und sich seit der letzten Haft zumeist mit Betteln durch- 
geschlagen hat. 

Im Sinne der §§ 4, 5 und 9 des Gesetzes vom 10. Mai 
1883 K.-0.-B1. 108 seine Stellung unter Polizeiaufsicht zu 
erklären, dazu waren die gesetzlichen Voraussetzungen un- 
leugbar zur Hand. Eine Yerurtheilung wegen Übertretung 
des § 3 dieses Gesetzes oder wegen einer der in den §§ 1 — 6 
des Gesetzes vom 24. Mai 1885 textirten Übertretungen 
liegt daher nicht vor. 

Von diesen Erwägungen geleitet, fand der Gassationshof 
dem Antrage der Generalprocuratur stattzugeben und unter 
Constatirung der seitens des Landesgerichtes Innsbruck ge- 
schehenen Gesetzesverletzung den angefochtenen Ausspruch 
aufzuheben und durch den im Gesetze begründeten Ausspruch 
zu ersetzen, dass Simon Z. unter Polizeiaufsicht gestellt 
werden kann.* 

Jedem unbefangenen Beurtheiler drängt sich die Über- 
zeugung auf, dass Simon Z. der Anhaltung in einer Zwaiigs- 
arbeitsanstalt, die der Gerichtshof I. Instanz für zulässig er- 
klärt hatte, bereits in hohem Grade würdig war. 

Wiederholte und sehr empfindliche Abstrafungen 
wegen strafbarer Handlungen wider fremdes Eigenthum 
hatte er erlitten und nun war er abermals des Betruges für 
schuldig erkannt und zu achtzehnmonatlichem Kerker ver- 
urtheilt worden; gleichwohl wurde vom Cassationshofe der 
Ausspruch auf Zulässigkeit der Anhaltung in einer Zwangs- 
arbeitsanstalt für nichtig erkannt und aufgehoben — und 
dies wegen unzweifelhafter Verletzung des Gesetzes. 

Simon Z. darf, weil er sich nicht einer der in den 
§§ 1 — 6 des Gesetzes vom 24. Mai 1885 verzeichneten Über- 
tretungen schuldig gemacht hatte, nur unter Polizeiaufsicht 
gestellt werden; unter dieser Polizeiaufsicht stehend, kann 
er, wie er es nach richterlich ausgesprochener Überzeugung 
bisher immer gethan hat, stehlen, rauben, betrügen; all 



108 



das genügt nicht die Anhaltung in einer Zwangsarbeitsanstalt 
herbeizuführen; nur wenn er etwa vergisst den Wechsel 
seiner Wohnung noch an demselben Tage der Sicherfaeits- 
behörde anzuzeigen oder sich zur bestimmten Frist bei ihr 
persönlich zu melden; dann, aber auch nur dann wandert 
er in die Zwangsarbeitsanstalt, damit die Gesellschaft durch 
drei Jahre oder durch eine noch kürzere Zeit vor seinen 
Angriflfen gesichert sei! 

Der hier angeführte, der Praxis entnommene Fall über- 
hebt, so glauben wir, uns der Nothwendigkeit jedes w^eiteren 
Nachweises darüber, dass die Anhaltung im Zwangsarbeits- 
hause neben der Polizeiaufsicht nie zur erfolgreichen Wirk- 
samkeit zu gelangen vermag. 



IV. Die Polizeiaufsicht nach dem österreichischen 

Strafgesetzentwurfe. 

Der neueste Entwurf des österreichischen Strafgesetzes, 
dessen Vorlage an das Haus der Abgeordneten baldigst zu 
gewärtigen ist, beschäftigt sich in den §§ 37 und 38 mit den 
Instituten der Polizeiaufsicht und der Anhaltung im Zwangs- 
arbeitshause. 

§ 37 des Reg.-Entw., der unverändert aus den Ausschüsse 
berathungen hervorgegangen ist, verfügt: 

.Neben der Zuchthaus- und Gefängnisstrafe, so wie 
neben Haft kann in den Fällen^ wo es das Gesetz ausdrücklich 
gestattet, auf Zulässigkeit der Stellung unter Polizeiaufsicht 
erkannt werden. 

Ein besonderes Gesetz bestimmt die Wirkungen und die 
Dauer der Polizeiaufsicht und die Behörden, welche zu 
ihrer Ausführung berufen sind.** 

Durch diese Bestimmung, welche bereits im 1. Straf- 
gesetzentwurfe aus dem Jahre 1874 enthalten war, wird 
das Gesetz vom 10. Mai 1873 Nr. 108 R.-G.-Bl. betreffs der 
Polizeiaufsicht nur insoweit abgeändert, als nach Eintritt der 
Wirksamkeit des neuen Strafgesetzes nunmehr lediglich in 
jenen Fällen Stellung unter Polizeiaufsicht eintreten kann, 
in welchen es das neue Strafgesetz und etwa folgende Special- 
gesetze für zulässig erklären. 

In allen anderen Beziehungen bleibt das Gesetz vom 
10. Mai 1873, insofern es die Stellung unter Polizeiaufsicht 
regelt, bis auf eine einzige noch zu erörternde Ausnahme, 
unberührt. 
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Die Zulässigkeit der Stellung unter Polizeiaufsicht wird 
im Entwürfe rücksichtlicb nachstehender strafbarer Handlun- 
gen ausgesprochen: 

Rücksichtlich des Aufstandes und Aufruhres (für Anstifter 
und Anführer), Meuterei der Gefangenen, Bedrohung von Be- 
völkerungskreisen, Störung des Landfriedens, Geldfälschung, 
Verbreitung von nicht fraudulos verfertigtem Gelde, Kuppelei, 
Menschenraub, Kinderraub, Diebstahl, Raub, Erpressung, Hehle- 
rei, Wilddiebstahl bei erschwerenden Umständen, gemein- 
gefährliche Handlungen in den Fällen der §§ 326- 328, 331 
bis 334, 338—339, 341, 350— 3ö5, Landstreicherei, Bettel, 
Arbeitsscheu, gewerbsmässige Unzucht und gewerbsmässige 
Kuppelei. 

Die Zahl der Delicte, wegen deren Verübung die Polizei- 
aufsicht nunmehr wird verhängt werden können, erscheint 
den Bestimmungen des § 4 des Ges. vom 10. Mai 1873 ge- 
genüber ungemein vermehrt, zumal das in jenem § 4 vor- 
gesehene Requisit der „Gefährlichkeit** für die Sicherheit 
des Eigenthums in Wegfall gekommen ist. 

Je weiter nun aber der Kreis der strafbaren Handlungen, 
für deren Verübung Polizeiaufsicht verhängt werden darf, 
ausgedehnt wurde, um desto mehr muss es auffallen, dass 
der Inhalt und Umfang der Polizeiaufsicht seine gesetzliche 
Fixirung nicht im allgemeinien Theile des Strafgesetzes ge- 
funden hat, und dass man es diesfalls bei der Bestimmung 
des § 9 des Ges. vom 10. Mai 1873 sein Bewenden finden liess. 

Die Polizeiaufsicht als gesetzlich bestimmte, wenn auch 
von dem Ermessen des Richters und der Polizeibehörde ab- 
hängige Straifolge der Verurtheilung hätte bei Abfassung 
eines neuen Stafgesetzes in den allgemeinen Bestimmungen 
desselben ihre genaue Feststellung finden sollen; dass dies 
nicht geschah, dass man sich begnügt hat, ein früher ergan- 
genes S])ecialgesetz diesfalls anzurufen, kann vom legislativ 
politischen Standpunkte gewiss nicht gebilligt werden. 

Das Gesetz vom 10. Mai 1873 Z. 108 ist ein Gelegen- 
heitsgesetz in des Wortes weniger günstigen Bedeutung. 
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Man empfand zur Zeit der Erlassung dieses Gesetzes 
das Bedürfnis, dem behauptetermassen überhand nehmenden 
Bettel und dem Yagabnndenthum energisch entgegenzutreten 
und vermeinte in der Statuirung der Polizeiaufsicht 
ein geeignetes Mittel gegen die erwähnten socialen Übelstände 
zu finden 

Von diesem Standpunkte aus wurde die Polizeiaufsicht 
mit den schärfsten Bestimmungen ausgerüstet damit dieselbe 
die Aufgabe der Repression, die man ihr übertrug, möglichst 
sicher zu erfüllen im Staude sei.*) 

Hat die Polizeiaufsicht aber nunmehr als Nebenstrafe 
bezüglich einer grösseren Anzahl von Delicten zu fungiren, 
so lag gewiss ein sehr dringender Anlass vor. dieselbe, wenn 
man schon ihrer nicht entiathen zu können vermeinte, einer 
sehr gründlichen Revision zu unterziehen und die mit ihr 
verbundenen Beschränkungen im allgemeinen Theile des Straf- 
gesetzes festzustellen. Eine solche Revision hätte wenigstens 
eine weitgehende Milderung der bezüglichen Bestimmungen 
zur Folge gehabt und es würde hiedurch Oesterreieh der 
traurige Vorzug erspart worden sein, unter allen Staaten die 
strengste Polizeiaufsicht zu besitzen. 

Eine neue Regelung des Verhältnisses zwischen Polizei- 
aufsicht und Anhaltung im Zwangsarbeitshause soll durch die 
Bestimmung des § 38 d. £. erfolgen. Derselbe lautet: 

nin den Fällen, in welchen Polizeiaufsicht gestattet ist, 
kann gegen arbeitsscheue und für die Sicherheit des Eigen- 
thums gefährliche Pei*sonen auf Zulässigkeit der Verwahrung 
in einer Zwangsarbeits- oder Besserungsanstalt nach über- 
standener Strafe erkannt werden, wenn Polizeiaufsicht 
als unzureichend erachtet wird.* 

Die hier citirte Bestimmung beseitigt die Wirksamkeit 
des § 7 des Ges vom 24. Mai 1885 Nr. 89 R.-G.-Bl., indem 



*) Auch diese auf die EinfÜbrnng der Polizeiaufsicht gesetzte 
HuffnuDg hat sich durchaus nicht erfüllt. Über Bettel und Landstrei- 
cherei wird mehr geklngt als je und trotz der später erfolgten Ver- 
scliarfuiig der Strafen ist die Zahl der diesfölligen Übertretungen vom 
J. 1881 bis zum J. 1S89 vom 63.978 auf 96.163 gestiegen. 
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die Zulässigkeit der Verwahrung in einer Zwangsarbeits- oder 
Besserungsanstalt jetzt nur mehr in jenen Fällen ausgespro- 
chen werden kann, in welchen Polizeiaufsicht gestattet ist. 

Die subsidiäre Stellung der Polizeiaufsicht gegenüber 
der Detention in einer Zwangsarbeitsanstalt, auf welche wir 
im vorigen Abschnitte verwiesen haben, tritt hier bereits 
unverhüllt zu Tage und es ist bezeichnend, dass das Gesetz be- 
reits selbst für einzelne Fälle das „Unzureichende" der 
Polizeiaufsicht anerkennt. 

Die Schwierigkeit bezüglich der einzelnen Fälle in vor- 
hinein zu entscheiden, ob Polizeiaufsicht ausreicht oder ob 
es der Anhaltung im Zwangsarbeitshause bedarf, liegt klar 
zu Tage. Aber hievou abgesehen, kömmt noch Folgendes zu 
erwägen : 

Das Gericht kann nur die Zulässigkeit der Verwahrung 
in einer Zwangsarbeitsanstalt aussprechen, nicht aber diese 
Verwahrung selbst besch Hessen und um so weniger die- 
selbe in Vollzug setzen. 

Diese Verfügung bleibt im Sinne der weiter aufrecht 
fortbestehenden Bestimmung des § 7 des Ges. vom 24. Mai 1885 
Nr. 90 R.-G.-B1. dem Ermessen der politischen Landes- 
behörde vorbehalten. 

Nun kann die polit. Behörde nicht gezwungen werden, 
wenn das Gericht im Sinne des cit. §. 38 auf Zulässigkeit der 
Verwahrung in einer Zwangsarbeitsanstalt erkannt hat, diese 
Verwahrung auch wirklich auszusprechen, sie kann sich viel- 
mehr nach Zulass der gleichfalls aufrecht fortbestehenden Be- 
stimmung des §. 14 des Gesetzes vom 10. Mai 1873 damit 
begnügen, den Entlassenen bloss unter Polizeiaufsicht zu 
stellen und dann kann es vorkommen, dass in einzelnen Fäl- 
len das Gericht die Polizeiaufsicht für unzureichend erklärt, 
während die politische Landesbehörde im directen Gegen- 
satze zu diesem richterlichen Ausspruche sich mit der blossen 
Stellung unter Polizeiaufsicht begnügt. Auch diese Antinomie 
hätte durch eine Revision der über die Polizeiaufsicht erlasse- 
nen Bestimmungen vermieden werden können. 
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Nicht ohne Einfluss auf die Beurtheilung der Frage, ob 
ei geboten war die Polizeiaufsicht in das neue Strafgesetz 
hinüberzunehmen, kann die Bestimmung bleiben, welche §. 39 
d. E. enthält. Der erwähnte §. bestimmt : 

, Gegen Personen, welche wegen einer gegen die Sicherheit 
der Person oder des Eigenthums oder die öffentliche Sitt- 
lichkeit gerichteten strafbaren Handlung zu einer Freiheits- 
strafe verurtheilt wurden, kann das Gericht auf Verweisung 
ans einem bestimmten Orte, Bezirke, Lande oder aus dem 
ganzen Geltungsgebiete dieses Gesetzes erkennen, wenn das 
Verbleiben des Verurtheilten daselbst in dieser Bücksicht 
gefährlich erscheint . . .* 

Durch die erwähnte Bestimmung erhält das Recht des 
Richters zur Ausweisung (Abschaffung) des Verurtheilten, 
welches bisher auf einige wenige Fälle beschränkt war, eine 
ganz ausserordentliche Ausdehnung uud es entsteht die Frage, 
ob neben dieser richterlichen Befugnis die Ausweisungs- 
Befugnis der Gemeinde, und jene der Polizei nach dem 
Gesetze vom 27. Juli 1871 Nr. 88 R.-G.-Bl. und nach dem 
Gesetze vom 10. Mai 1873 Nr. 108 R.-G.-Bl. noch weiterhin 
aufrecht erhalten werden kann? 

Darf, wenn das Gericht die Ausweisung als Straffolge 
nicht verhängt, eine solche von der Gemeinde oder von der 
Sicherheitsbehörde im Sinne des oben cit. Gesetzes vom 
27. Juli 1871 beschlossen und ausgeführt werden? 

Wir glauben diese Frage de lege lata bejahen zu müssen, 
denn die Gemeindebehörde sowohl als die Sicherheitsbehörde 
prüfen die Frage der Gefährlichkeit des Entlassenen im 
Wirkungskreise ihrer eigenen Competenz und können bei 
dieser Prüfung durch die ergangene richterliche Entschei- 
dung, in welcher die Ausweisung zu verfügen unterlassen 
wurde, nicht behindert werden. 

Ein Anderes aber scheint es uns mit der Frage nach 
dem Verhältnisse des richterlichen Ausweisungsbefugnisses 
zu der Bestimmung des §. 9 a des Ges. vom 10. Mai 1873 
zu sein. 

Dr. Zucker: über Polizeiaufsicht. g 
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Die Polizeibehörde erhält die Befugnis zur Verhftngung 
der Polizeiaufsicht und zu der implicite sich auf dieselbe 
stützenden Ausweisung des Verurtheilten nur durch das rich- 
terliche Erkenntnis, welches die Zulässigkeit der Stellung 
unter Polizeiaufsicht verfügt; spricht nun aber das Gericht 
diese Ausweisung selbst aus oder unterlässt es dieselbe zu 
verfügen, da wo es hiezu nach dem Gesetze berufen erscheinen 
würde; in beiden Fällen scheint uns für eine weitere Thä- 
tigkeit der Polizeibehörde nach derselben Richtung kein 
Platz mehr zu sein. 

Nun wurde aber die Verweisung aus einem bestimmten 
Orte als die wirksamste Massregel der Polizeiaufsicht ge- 
rühmt und gerade um der Möglichkeit dieser besonderen Mass- 
regel willen wird das Institut der Polizeiaufsicht vielfach 
gegen die zahlreichen Bedenken, die gegen dasselbe erhoben 
wurden, in Schutz genommen. 

Wenn daher das neue Strafgesetz die Ausweisung des 
Verurtheilten im Sinne des cit S 39 d. E. unmittelbar 
in die Hand des Gerichtes legt, so erscheint hiedurch die 
Polizeiaufsicht ihres wesentlichsten Inhaltes beraubt und 
es erscheint wohl zweifelhaft, ob es sich wegen des ander- 
weitigen Inhaltes der im § 9 des Ges. vom 10. Mai 1873 
aufgezählten Beschränkungen der Anzeige und Meldepflicht, 
des Verbotes der Theilnahme an bestimmten Versammlungen 
u. s. w. verlohnt die Polizeiaufsicht aufrecht zu erhalten. 

Sind doch die letzterwähnten Beschränkungen immer mehr 
weniger bloss vexatorischer Art, eine unnütze Belästigung 
des Entlassenen und der Sicherheitsbehörde; bloss um ihrer 
willen das Institut der Polizeiaufsicht aufrecht zu erhalten, 
vermag wohl selbst den bescheidensten Anforderungen an 
eine rationelle Strafrechtspflege nicht mehr zu entsprechen. 
So hat denn der Entwurf durch die Aufnahme des § 39 
einen weiteren wichtigen Schritt dazu gethan, um die Polizei- 
aufsicht als überflüssig erkennen zu lassen, und es würde sich 
so hin dringendst empfehlen den §37 des Entwurfes zur 
Gänze fallen zu lassen, dagegen die Bestimmung des 
§ 3<s nächst ehends zu formuliren: 
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„Neben Zuchthaus- und Gefängnisstrafe, so wie neben 
Haft, kann in den Fällen, wo es das Gesetz ausdrücklich 
gestattet, gegen arbeitsscheue und für die Sicherheit des 
Eigenthunos gefährliche Personen auf Zulässigkeit der Ver- 
wahrung in einer Zwangsarbeits- oder Besserungsanstalt er- 
kannt werden.* 

Eine solche Bestimmung neben der oben citirten Be- 
stimmung des § 39 bezüglich der Zulässigkeit der Auswei- 
sung würde einen ganz ausreichenden Schutz gegen die 
gefährlichen Individuen zubieten im Stande sein; denselben 
noch überdies durch eine Bestimmung über die Zulässigkeit 
der Stellung unter Polizeiaufsicht verstärken zu wollen, würde 
diesen Schutz bereits zu einem hypertrophischen gestalten, 
bei welchem der Zweckgedanke des Strafrechtes nur mehr 
Schaden zu nehmen vermöchte. 

Schon der ganz unsympathische Begriff der „Polizei- 
aufsicht", der so seltsam in das Gefüge des modernen 
Rechtsstaates hineinragt, sollte die gesetzgebenden Facto- 
ren dazu bestimmen, von der Reception derselben in ein 
nettes Strafgesetz abzusehen und den Versuch zu wagen, sich 
ohne ein Institut von einem zum sehr allermindesten proble- 
matischen Werthe zu behelfen. 

Mit der Befugnis ausgerüstet den gefährlichen Menschen 
aus einem bestimmten Orte auszuweisen und ihn in einer 
Zwangsarbeitsanstalt über die Strafzeit hinaus detiniren zu kön- 
nen — wird doch wohl die Gesellschaft dem Einzelnen gegen- 
über weiterer Beschränkungsbefugnisse entrathen können! 

Jene grosse Praeponderanz des Gesellschafts- gegenüber 
dem Privatinteresse, die nunmehr wieder in den Vorder- 
grund tritt, mag die Zulässigkeit der Ausweisung und der 
Anhaltung im Zwangsarbeitshause dort rechtfertigen, wo 
eine imminente Gefahr, die der Allgemeinheit durch den 
Einzelnen erwachsen kann, dargethan zu werden vermag; 
für die Aufrech tbaltung der Polizeiaufsicht gibt es weiter 
keinen ernsten Grund; eine zielbewusste Gesetzgebungspoli- 
tik sollte sich dieser Popanz so rasch als nur möglich ent- 
ledigen. 
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Lässt sich wobi eine grössere Anomalie denken als es 
jene ist, dassder auf blossen Widerruf entlassene Sträfling 
(§§ 19 — 22 d. Entw.), welcher in jedem Augenblick, sobald 
sein Betragen das in ihn gesetzte Vertrauen nicht rechtfertigt — 
zur vollständigen Abbüssung der ihm urtheilsmässig zuer- 
kannten Strafe verhalten werden kann, nicht un er Polizei- 
aufsicht gestellt wird, während Jener, der die ihm zuerkannte 
Strafe bereits zur Gänze verbüsst hat, unter dieselbe gestellt 
werden soll? 

Es wird sich also nach den Bestimmungen des Ent- 
wurfes Ersterer frei bewegen, er soll uneingeschränkt seinem 
Berufe und Erwerbe nachgehen können, während der Letztere 
jenen zahlreichen Beschränkungen, die § 9 des Ges. vom 
10. Mai 1873 anführt, unterworfen werden darf! 

Vergebens wird man sich darauf berufen wollen, dass 
die Gefährlichkeit des entlassenen Sträflings derartige Be- 
schränkungen zulasse oder gar nothwendig mache: immer 
wird man zur natürlichen Schlussfolgerung gelangen müssen, 
dass der bereits aus der Strafe Entlassene zum mindesten 
auf dieselbe Behandlung Anspruch erheben dürfe wie Jener, 
der sich noch eigentlich in Strafe befindet, und dass 
er demselben gegenüber nicht zurückgesetzt werden dürfe. 

Wenn bei dem aus der Strafe Beurlaubten eine un- 
auffällige Überwachung ihren Zweck erfüllt und es keinerlei 
minutiöser Verbote und Gebote bezüglich des Aufenthaltes, 
keiner persönlicher Anmeldungen, keiner Anzeigen etc. be- 
darf, so sind diese Massregeln gewiss auch gegenüber dem 
bereits aus der Strafe Entlassenen ganz überflüssig und 
können ohne jeden Schaden für den Entlassenen und für 
die „bedrohte* Gesellschaft entbehrt werden. 

Indess, wenn wir dafür eintreten, dass in vielen Fällen, 
wo heute die Stellung unter Polizeiaufsicht erfolgt, nunmehr 
sofort auf Zulässigkeit der Anhaltung in einer Zwangsarbeits- 
oder Besserungsanstalt erkannt werden möge, so erscheint es 
uns um sonothwendiger auf eine gründliche Revision der 
bisher geltenden Bestimmungen bezüglich des letzt- 
erwähnten Verfahrens zu dringen. 
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Zunächst wäre die Bestimmung, welche die Entscheidung 
über die Anhaltung im Zwangsarbeitshause der politischen 
Landesbehörde überträgt (§ 7 des Ges. vom 24. Mai 1885 
Z. 90 R.-G.-Bl.), nicht weiter aufrecht zu erhalten. 

Ihre Handhabung führt nach den bündigsten Versiche- 
rungen der erfahrensten Praktiker zu bedeutenden Incon- 
venienzen. Sträflinge, die ihre Strafe tadellos überstanden haben 
und als vollkommen gebessert entlassen werden sollen, müssen, 
weil während ihres Aufenthaltes in der Strafanstalt seitens 
der politischen Behörde ein sog. ^Notionserkenntnis" gegen 
sie ergangen ist — aus der Strafanstalt direct an das Zwangs- 
arbeitshaus übergeben werden. 

Der Rückschlag, den ein solches Verfahren auf den ge- 
besserten Sträfling ausübt, wurde uns vielfach als ein geradezu 
furchtbarer geschildert. 

Der Sträfling, der auf die Wiedererlangung seiner Frei- 
heit mit Zuversicht gerechnet und in Anhofifnung derselben 
sein Betragen den strengsten Anforderungen gemäss einge- 
richtet hat, sieht sich in seinen Erwartungen getäuscht*) 
und trägt es mit dem denkbar grössten Unwillen, dass er 
oft nach vieljähriger Kerkerhaft statt der langersehnten 
Freiheit wieder gegeben zu werden, den Kerker mit der 
Zwangsarbeitsanstalt eintauschen soll. Ein wilder Trotz be- 
mächtigt sich seiner und er sucht sein früheres, besseres 
Betragen durch Auflehnung und Widerspenstigkeit wett zu 
machen, wodurch seine Anhaltung in der Zwangsarbeitsau- 
stalt sich nicht allein für ihn selbst, sondern für alle Jene, 
mit denen er daselbst in Berührung kommt, äusserst un- 
günstig gestalten muss. 

Insbesondere wurden Klagen dieser Art bezüglich der 
in den . Jugendabtheilungen ^ detinirten Sträflinge in geradezu 
beweglicher Weise vorgebracht. 

*) Es wird darüber lebhaft Klage geftihrt, dass dergleichen Notions- 
erkenntnisse gefallt werden, ohne dass man es für nothwendig finden 
würde, Erkundigungen bei der betreffenden Strafanstalten über die 
Führung des Vernrtheilten im Kerker einzufiolen. 
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Die Strafverbüssnng in einer solchen Jagendabtheilung 
wird vielfach von der Erfüllung ziemlich rigoroser Bedingungen 
abhängig gemacht, um ja nur den Erfolg der auferlegten 
Freiheitsstrafe möglichst zu sichern. 

Der Strafvollzug selbst erfolgt in der penibelsten Weise 
und alle Mühe und Sorgfalt wird daran verwendet um eine 
Besserung des jugendlichen Übelthäters herbeizuführen. 

Oft scheint das schwierige Werk nach Verlauf der Straf- 
zeit gelungen zu sein oder es ist dem Gelingen wenigstens 
nahe. 

Inzwischen aber beliebt es der Landesbehörde, deren 
Mitglieder den Verurtheilten nie gesehen, mit dem sie nie 
in irgend welchen Verkehr getreten sind, die weitere An- 
haltung des zu Entlassenden in einer Zwangsarbeitsanstalt 
auszusprechen und dieselbe in Vollzug zu setzen, und nun 
sind alle Resultate der sorgsamsten Aufsicht und 
Zucht mit Einem Schlage wieder vernichtet. 

Ist es nicht eine Anomalie Unmittelbarkeit und Mündlich- 
keit für ein Strafverfahren zu verlangen, das zur Verhänguug 
einer Geldstrafe oder einer minimalen Freiheitsstrafe führen 
kann; dagegen über die Frage einer 3jährigen schweren 
Detention durch eine Behörde entscheiden zu lassen, die 
den Betroffenen nie gesehen hat, mit demselben nie in 
Berührung gekommen zu sein braucht? 

Alle diese grossen, schwer empfundenen Übelstände würden 
vermieden oder doch auf das mindeste Mass herabgedrückt 
werden können, wenn nach dem richterlicherseits ergangenen 
Ausspruche über die Zulässigkeit der Anhaltung in einer 
Zwangsarbeitsanstalt die Entscheidung hierüber der Straf- 
vollzugscommission (§ 10 des Gesetzes vom 1. April 1872, 
Nr. 43 R.-G.-Bl.) oder dort, wo eine solche zur Thätigkeit 
nicht berufen erscheint, der sog. Hauscommission der Ge- 
fangenenanstalt vorbehalten bleiben würde. 

Diese Commission hätte in bestimmter Frist vor Aus- 
gang der Strafzeit desjenigen, bezüglich dessen das Gericht 
die Zulässigkeit der Anhaltung in einer Zwangsarbeitsanstalt 
ausgesprochen hat, die Entscheidung zu fällen: 
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a) ob die Abgabe in eine solche Zwangsarbeitsaustalt 
sofort unmittelbar nach erfolgter Straf verbüssung zu erfolgen 
habe oder ob 

b) dieselbe nur und erst dann zu erfolgen habe, wenn 
der aus der Strafe Entlassene in einer gewissen Zeit eine 
strafbare Handlung bestimmter Art begangen, oder endlich 

c) ob die Anhaltung in einer Zwangsarbeitsanstalt zur 
Gänze zu entfallen habe. 

Es wäre von grossem Nutzen für den Strafvollzug, weon 
der Verurth eilte bei Antritt und Verbüssung der ihm zuer- 
kannten Hauptstrafe wüsste, dass von seinem Verhalten 
in der Strafanstalt die Verhängung der für zulässig 
erkannten Anhaltung in einer Zwangsarbeitsanstalt 
abhängen werde. 

Ein ganz tadelloses, von wirklicher, ernster Beue Zeugnis 
gebendes Betragen würde zur Folge haben, dass von der Ver- 
hängung der als zulässig erkanoten Anhaltung in einer Zwaugs- 
arbeitsanstalt zur Gänze abgesehen werden könnte. 

Wäre die Besserung des Verurtheilten eine nur wahr- 
scheinliche und stünden in der Freiheit Rückfälle immerhin 
zu befürchten, so wäre wohl ein Erkenntnis am Platze, das 
ähnlich der sog. bedingten Verurtheilung, oder wie wir es 
lieber genannt sehen würden, dem sog. bedingten Strafnach- 
lasse, die Anhaltung in einer Zwangsarbeitsanstalt von dem 
Betragen des Verurtheilten nach der Entlassung aus der Strafe 
abhängig machen würde. ' 

Ein solches Erkenntnis würde das Verhalten des Ent- 
lassenen wohl zu beeinflussen im Stande sein und eine ge- 
wisse Sicherheit dafür bieten, dass derselbe durch eine be- 
stimmte Zeit hindurch sich eines vorwurfsfreien Betragens 
befleissigen würde. 

Zur Fällung eines solchen Erkenntnisses kann nur eine 
Behörde berufen sein, welche denjenigen, bezüglich dessen 
das Gericht die Zulässigkeit der Anhaltung in einem Zwangs- 
arbeitshauae ausgesprochen hat, durch eine angemessene Zeit 
beobachtet, mit ihm in wiederholten directen Verkehr ge- 
treten ist, ihn prüft und ihn sondert. Die sog. Landesrom- 
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inission, die nur auf Grundlage eines trockenen, unzuläng- 
lichen Actenmaterials urtheilt, die sich nicht davon über- 
zeugen kann, welchen Einfluss die Strafe auf den Venu*- 
tbeilten ausgeübt hat, ist ein zur Fällung einer so wichtigen, 
folgenschweren Entscheidung gänzlich ungeeignetes Organ. 

Auch die Bestimmung bezüglich der Dauer der Anhaltung 
im Zwangsarbeitshause ist dringend einer Correctur bedürftig. 
§ 9 des oben cit. Ges. vom 24. Mai 1885, Nr. 90 R.-G.-BI 
bestimmt: Die Anhaltung in einer Zwangsarbeitsan- 
stalt darf ununterbrochen nicht länger als drei Jahre 
dauern. 

Vergeblich forscht man nach dem Grunde dieser Be- 
stimmung. Erfolgt die Anhaltung wegen der Gefährlichkeit 
des Detinirten, dann ist absolut nicht einzusehen, warum 
dieselbe nach drei Jahren ihr Ende finden müsste; die Ge- 
seilschaft hat einen Anspruch auf Schutz auch nach Ablauf 
einer solchen Frist und es ist nicht zu verkennen, dass der 
Trotz eines gemeingefährlichen Individuums durch die er- 
folgte Anhaltung während einer verhältnismässig kurzen Zeit 
eher erhöht als vermindert werden kann. 

Die Voraussetzung, dass eine Besserung des Zwänglings 
binnen drei Jahren erfolgen müsse oder überhaupt nicht zu 
erzielen sei, bedarf keiner ernsthafter Widerlegung; somit bleibt 
nur die Annahme übrig, es finde die bezügliche Bestimmung 
nur darin ihre Erklärung, dass man sich nicht für be- 
rechtigt hält, die Freiheit eines Menschen unter dem Titel 
einer bloss correctionellen Nachhaft durch eine längere 
Zeit als jene von drei Jahren zu beschränken. — Sobald man 
aber diesen Standptinkt einnimmt, schwebt das Recht auf 
Anhaltung im Zwangsarbeitshause überhaupt in der Luft. 

Man hat entweder das Recht ein Individuum wegen im- 
minenter Gefährdung der Gesellschaft und zun* Zweck seiner 
Besserung an seiner Freiheit zu beschränken, oder man hat 
dieses Recht nicht. 

Spricht man sich für das Erstere aus, dann gibt es kein 
Maximum für die Dauer der Anhaltung; glaubt man aber 
ein solches Recht nicht zu haben, dann ist man auch nicht 
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befugt die Anhaltung auf Eine Stunde vorzunehmen ; mit der 
Beschränkung auf drei Jahre vermag man sich gegen den 
Vorwurf eines unbefugten Eingrififes in die Rechte des Ein- 
zelnen nicht zu salviren. 

So trägt auch diese Bestimmung das Stigma der Halbheit 
und Schwäche unverkennbar an sich. 

Man kann verlangen, dass nach Ablauf einer im Gesetze 
bestimmten Zeit der stringenteste Nachweis für die augen- 
scheinliche grosse Gefährdung der Gesellschaft erbracht werden 
müsse, soll anders eine Anhaltung des Zwänglings über diese 
Dauer hinaus stattfinden; aber ein unüberschreitbares Maximum 
darf im Gesetze nicht festgestellt werden, wenn anders das 
Princip, welches dem Institute überhaupt zu Grunde liegt, 
nicht gänzlich verleugnet werden soll. 

Die Aufrechthaltung dieses Maximums wird auch von der 
Praxis lebhaft beklagt. Der Detinirte, welcher weiss, dass er 
über die Dauer von drei Jahren hinaus in der Zwangsarbeits- 
anstalt nicht zurückgehalten werden darf, lässt es nicht selten 
die Leitung der Anstalt fühlen, wenn sie ihn nicht vor Ablauf 
dieses Maximums entlassen will; er verweigert manchmal 
jeden Gehorsam und lässt sich auch durch strenge Strafen 
in seinem Trotze und in seiner Wildheit nicht beirren. 

Hiedurch wird nicht nur bei ihm selbst jede Besserung 
illusorisch, sondern es übt ein solcher Fall auch einen äusserst 
verderblichen Einfluss auf die Mitgefangenen aus; und schon 
diese Gefahr reicht für sich allein dazu hin, um ein regel- 
mässiges Maximum von etwa zehn Jahren zu rechtfertigen, 
es aber auch nicht auszuschliessen, dass bei besonderen Ver- 
hältnissen auch darüber hinaus die Verlängerung von Jahr 
zu Jahr beschlossen werden dürfe. 

Einer Remedur nach der milderen Seite hin bedarf 
dagegen die Praxis bezüglich der Entlassung vor dem nach 
dem geltenden Gesetze bestimmten Maximum einer drei- 
jährigen Detention. 

Die Bestimmung des 2. Absatzes des § 9 des Ges. vom 
24. Mai 1885, Inhalt deren der Angehaltene zu entlassen 
ist, sobald die Besserung eingetreten, wird in der Praxis nicht 
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befolgt; im Allgemeinen erfolgt die Entlassung der i, Ge- 
besserten" nicht vor Ablauf zweier Jahre. 

Dieser schablonenhafte Vorgang, für den, wie erwähnt, 
das Gesetz keinerlei Anhaltspunkt bietet, führt zu mancherlei 
Unzukömmlichkeiten als deren bedeutendste von competenter 
Seite die nachfolgende geschildert wird. 

Es empfehle sich dringend, so wird betont, einen sicht- 
lich eingetretenen Zustand der Besserung nicht vorüber- 
gehen zu lassen, ohne dem Angehaltenen die Freiheit wieder 
zu geben, damit er in dieser Phase der eingetretenen 
Besserung in die Gesellschaft zurücktreten und hier unter 
allerdings geänderten Verhältnissen seinen Lebenslauf neu 
zu beginnen vermag. 

Oft geht nämlich eine in dem Betragen des Zwänglings 
eingetretene günstige Änderung durch den weiteren Aufenthalt 
in der Zwangsarbeitsanstalt wieder verloren, während psycho- 
logische Momente diesen Rückfall vielleicht ausschliessen 
würden, wenn der Angehaltene den Lohn für seine Besserung 
sofort in der Form der Entlassung aus der Zwangsarbeits- 
anstalt erhalten haben würde. 

Wir eilen zum Schlüsse unserer Auseinandersetzungen! 

Die von uns empfohlene gänzliche Beseitigung der Polizei- 
aufsicht würde, wir geben dies nicht nur zu, sondern wir 
bezeichnen es als den Gegenstand unserer Wünsche und Be- 
strebungen, eine bedeutende Vermehrung der Fälle 
der Anhaltung in den Zwangsarbeitsanstalten zur 
Folge haben; einer solchen Vermehrung setzt man in der 
Begel finanzielle Bedenken entgegen und verweist auf die 
namhaften Kosten, die mit der Errichtung neuer Zwangs- 
arbeitshäuser verbunden sein müssten. 

Aber diese Schwierigkeiten finanzieller Natur werden 
einerseits bedeutend überschätzt, anjiererseits dürfen dieselben 
bei dem Versuche der Lösung einer so überaus wichtigen 
social-politischen Frage nicht allzusehr in den Vordergrund 
gestellt werden. 

Zunächst kömmt zu erwägen, dass die Zwangsarbeits- 
anstalten in ihrer heutigen geringen und gänzlich unzurei- 
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chenden Anzahl"^) namhafte Kosten bereiten, ohne einen 
nennenswerthen Nutzen bringen zu können. B^i der grossen 
Zahl Jener, bezüglich deren die Anhaltung in einer Zwangs* 
arbeitsanstalt verhängt wird, und bei der geringfügigen Zahl 
derjenigen, die in einer der bestehenden Zwangsarbeitsan- 
stalten auch wirklich Aufnahme finden, ist es nur allzu 
erklärlich, dass die wirkliche Anhaltung nur bezüglich 
Jener zu erfolgen pflegt, die mit einer bedeutenden Zahl 
von Vorbestrafungen ,, ausgewiesen* werden, da man eben 
in dieser grösseren Ziffer — wenn auch nicht immer mit 
Recht — ein Kennzeichen für die grössere Gefährlichkeit 
erblicken zu können vermeint Es bezeugen dies jene oben 
erwähnten Straflisten der in den Zwangsarbeitsanstalten de-* 
tinirten Personen, nach welchen durchschnittlich mehr als 
25 Yorbestrafungen auf den Einzelnen entfallen. 

Aber solchen Individuen gegenüber kann, wie wir bereits 
dargethan haben, auch die Detention in einer Zwangsarbeits- 
anstalt keine Erfolge mehr aufweisen ; hier wird jede Bosse« 
rungsmöglichkeit mehr als zweifelhaft. 

Ist aber dies der Fall, dann sind die auf die Erhaltung 
der bestehenden Zwangsarbeitsanstalten heute verwendeten 
Kosten zum Theile unproductiv und sie würden es erst dann zu 
sein aufhören, wenn eine angemessene Vermehrung 
dieser Anstalten erfolgen würde, welche die Staatsver- 



*) In den im Reichsrathe vertretenen LSndem befinden »ich folgende 
Landeszwangsarbeita- und BeBBerungsanstalten: In NiederOsterreich zu 
Korneabnrg, Nendorf, Eggenbarg, Weinzierl, Unter St Veit und Kmst- 
bninn. In OberOsterreich zu Baumgartenberg. In Steiermark zu Mes 
sendorf und I^nkowitz. In Kärnten zu Klagenfart In Krain zu Lai- 
bach. In Tirol zu St Martin bei Schwatz. In Vorarlberg zu Jagdberg. 
In Böhmen zu Prag, &epy, Pardnbic, Koatenblatt und Opatovic. 
In HShren zu Brfinn, Mähr. Sohönbei^g, Znaim, Igbin, Neutitschein. In 
Galizien zu Lemberg. 

Dem Bedürfnisse entsprechend sind mit derlei Institutionen nur 
Niederösterreich und Mähren versehen; in Mähren scheint sogar die 
Zahl der Zwangsarbeitshäuser eine grössere zu sein, als es nothwendig 
ist, was aus mancherlei an anderer Stelle zu erörternden Gründen 
gleichfalls zu Inconvonienzen zu führen vermag. 
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waltung in den Stand setzen würde, die Anhaltung weit 
häufiger, d. i. in einem früheren Zeitpunkte des verbre- 
cherischen Lebens des Einzelnen eintreten zu lassen. Nur 
eine rechtzeitig sich einsetzende Zucht kann den ange- 
strebten Zweck auch erreichen, jene Art der Anhaltung, wie 
sie mangels der nöthigen Anzahl von Zwangsarbeitsanstalten 
hierlands vielfach ausgeübt zu werden pflegt, ist zum grossen 
Theile ganz wirkungslos und darum muss sie gerade vom 
finanziellen Standpunkte aus entschieden bekämpft werden. 
Bei dieser Erwägung haben übrigens auch die Kosten des 
Vollzuges der kurzen Freiheitsstrafen in Betracht gezogen 
zu werden, welche bei einer angemessenen Vermehrung der 
Zwangsarbeitsanstalten eine wesentliche Verringerung erfahren 
würden. 

Übrigens scheint uns der klare Sinn und Wortlaut des 
bestehenden Gesetzes jede Ausflucht, die unter Hinweis auf 
finanzielle Schwierigkeiten eine Vermehrung der Zwangs- 
arbeitsanstalten zu hintertreiben oder doch zu verzögern 
sucht, abzuschneiden. 

Gemäss § 1 des Ges. vom 24. Mai 1885 Nr 90 R.-G.-Bl. 
ist in den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und 
Ländern für eine den Anforderungen der öffentlichen Sicher- 
heit entsprechende Anzahl von Zwangsarbeitsanstalten vor- 
zusehen. Nachdem die Zahl der Verurtheilungen wegen der 
Übertretungen des Bettels und der Landstreicherei, zu deren 
Bekämpfung in erster Linie die Gesetze vom 10. Mai 1873 
und vom 24. Mai 1885 ergangen sind, seit Jahren — einzelne 
Schwankungen abgerechnet — in einem ständigen Wachs- 
thume begriffen ist und die horrende Ziffer von 100.000 
Fällen im Jahre erreicht hat, so ist das Bedürfnis nach 
Vermehrung jener Anstalten gegen allen Zweifel dargethan 
und es hat somit der Staat im Sinne des § 2 des citirten 
Ges. unter Anbietung eines entsprechenden Beitrages 
auf die Errichtung, resp. entsprechende Vermehrung solcher 
Anstalten durch die Königreiche und die Länder zu dringen. 
Er ist hiezu nach dem klaren Wortlaut des Gesetzes berech- 
tigt und verpflichtet und er könnte um so sicherer auf 



125 



ein bereitwilliges Entgegenkommen rechnen, als die Stim- 
mung der Bevölkerung der Errichtung von Zwangsarbeits- 
anstalten gegenüber eine entschieden günstige ist. — 
Die Erwägung, dass die voraussichtlich zu gewäitigende 
bedeutende Abnahme der ganz nutzlosen kurzen Frei- 
heitsstrafen dem Staate einen mehr als reichlichen Er- 
satz für dessen „Beitrag* bieten würde, sollte jeden weiteren 
Aufschub der Lösung dieser Frage hintanhalten und die Er- 
füllung eines dringend gewordenen Postulats der Strafrechts- 
pflege und Strafpolitik wesentlich beschleunigen. 
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I. Einleitende Bemerkungen. 

Den äusseren Anlass zu vorstehender Erörterung fanden wir in 
Folgendem : 

Die „Internationale criminalis tische Vereinigung" hat für ihre 
VIII. (zu Budapest im September des Jahres 1899 stattgefundene) 
Jahresversammlimg die Frage der contradictorischen Voruntersuchung 
auf die Tagesordnung gesetzt. Auf Grund der über diese Frage er- 
statteten Berichte (Mittheilungen der genannten Vereinigung, B. VIII, 
n. 1, S. 109 bis 138 und S. 138 bis 154) und der in der erwähnten Jahres- 
versammlung abgeführten Debatten (a. a. O. S. 223 bis 288), beschloss 
die Versammlung die Frage nach den „Grundprincipien des Vorver- 
fahrens und der Anklageerhebung in Strafsachen" in der nächsten (IX.) 
Jahresversammlung einer Erörterung zu unterziehen. *) 

In seiner im Jahre 1900 zu Paris abgehaltenen Sitzung hat das 
Bureau der „Vereinigung" (Mittheilungen, B. VIII, S. 149) die hier 
erwähnte Frage von der Tagesordnimg der abzuhaltenden Versammlung 
abgesetzt. 

Ohne uns an dieser Stelle über die formelle Seite jenes Beschlusses 
aussprechen zu wollen, möchten wir nur einzelne Gründe, die damals 
im Schosse des Bureaus zur Rechtfertigung des erwähnten Beschlusses 
geltend gemacht wurden, in Kürze besprechen. 

Nach dem Proces-verbal der Berathung des Bureaus wurde der 
Antrag: die Frage des Vorverfahrens und der Anklageerhebung zur Er- 
örterung zu stellen, auch damit bekämpft, dass man sa^^te: 

„Une teile question se trouve un peu en dehors du cadre des etudes 
normales de l'Union, qui doivent surtout porter sur les questions de 
politique criminelle. II faut se maintenir sur un terrain 
plus scientifique que celui de la procedur e." 

Hier dürfte doch wohl nur eine Ungenauigkeit oder Un Vollstän- 
digkeit der Berichterstattung vorliegen, da es uns nicht glaubhaft er- 
scheinen will, dass man der Regelung der Frage des Verfahrens in 
Strafsachen den Charakter der Wissenschaftlichkeit bestritten haben 
sollte 1 



*) Qnels sont les principes fondamentanx d^apr^s lesquels doivent 6tre 
organis^es rinstmction criminelle et la mise en accnsation? 
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Freilich kehrt derselbe Vorwurf in einem weiteren Votum wieder 
zurück, wenn er auch hier durch das Zugeständniss der Wichtigkeit der 
Frage in Etwas gemildert zu sein scheint. 

So führt der Proces-verbal des weiteren an: 

„Mr. II . . . considere 6galement que ce terrain est peu 
scientifique, car il est domine, dans chaque pays, par les conside- 
rations d'ordre pratique, par les habitudes d'esprit nationales: nean- 
moins la question presente trop d'inter^t pour qu'on puisse Töcarter." 

Man will also behaupten, dass nationale Verschiedenheiten in den 
Anschauungen eine Einigung bezüglich der Lösung der erwähnten Frage 
erschweren. 

Wir halten diese Argumentation für unrichtig. 

Die Aufgabe, welche sich das Strafverfahren zu stellen hat: Fest- 
stellung eines Geschehnisses zum Zwecke der Prüfung, ob aus Anlass 
desselben ein staatliches Strafrecht zu verwirklichen sei, ist eine so 
einfache, dass es keine nationalen Verschiedenheiten geben kann, die 
auf den Vorgang, in welchem die erwähnte Operation zu geschehen 
hätte, einen wesentlichen Einfluss üben müssten. 

Wie die Wahrheit oder doch die möglich höchste Wahrscheinlichkeit 
eines Ereignisses zu ermitteln, festzustellen und zur Kenntniss eines 
urtheilenden Gerichtes zu bringen sei, dies ist ein Vorgang, der in 
allen Staaten ziemlich gleichmässig sich zu entwickeln im Stande 
sein sollte. 

Principien, die sich hiebei in einem Lande bewährt haben, dürfen 
den Anspruch darauf erheben, auch in anderen Ländern Beachtung zu 
finden und allgemach zur Durchführung zu gelangen und so wäre viel- 
leicht gerade auf diesem Gebiete jene Uebereinstimmung der Anschau- 
ungen zu erzielen, welche auf criminalistischem Gebiete anzustreben, die 
„Vereinigung'* sich vornehmlich zu ihrer Aufgabe gestellt hat. 

Aber auch die bestehenden gesetzlichen Bestimmimgen der ein- 
zelnen Länder, bereiten einem solchen Versuche keine besonderen 
Schwierigkeiten. 

Wir haben es, soweit die Kegelung des Strafprocesses in Frage 
kommt, in Europa wenn wir von England und einer unbedeutenden Zahl 
von Ländern am Continente absehen,*) nur mit Einem legislativen 
Ilauptsysteme zu thun, welches dem modernen Strafverfahren zu 
Grunde liegt. 



♦) So gilt heute noch im Königreiche Schweden das Gesetzbuch vom 
Jahre 1734 (36), welches ein Vorverfahren im continental technischen Sinne nicht, 
kennt, wohl aber ein polizeiliches Vorverfahren, dessen vorzügliche DurchfQhrung 
in den grösseren Städten gerühmt wird — es ist ein Verfahren ohne ünter- 
snchungsrichter nnd ohne Staatsanwalt, das gleichwohl zn keinen besonderen Be- 
schwerden Anlass zu geben scheint. 

Auch das heutige dftnische Verfahren beruht noch zum grossen Theile 
auf dem dänischen Gesetze (Danske Loo) Christian V.; es ist schriftlich und in- 
quisitorisch; nach Abschlags der Specialuntersuchung bestellt das Gericht einen 
Ankläger (actor) und einen Defensor, welche schriftlich verhandeln und eine Ver- 
vollständigunt^ der Untersuchung erwirken können. 

Von den Schweizer Cantonen haben die inquisitorische Untersuchung 
beibehalten Uri, Schwyz, Ob- und Niederwaiden, die beiden Appenzell, Schaflf- 
hausen und Wallis. 
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£s ist dies das System des Code d'iiistruction criminelle, wie es 
durch das Gesetz vom 17. iNTovember 1808 zu Stande kam. Zwar haben 
durch den Einfluss von Doctrin und Praxis einzelne Proceesgesetz- 
gebungen eine gewisse selbständigere Entwicklung erlangt, aber in den 
Grundprincipien selbst ist bis zur Stunde keine wesentliche Aenderung 
eiugetreten; überall hat die Reform nach dem Vorbilde des oben ge- 
nannten französischen Criminalprocesses eingesetzt und ihre weitere 
Ausbildung erfahren. 

Hiezu tritt aber noch Folgendes: 

Die zu Beginn des XIX. Jahrhunderts durch das grosse Gresetz- 
gebimgswerk vom Jahre 1808 inaugurirte Reform des Criminalpro- 
cesses betraf in erster Linie das Stadium des Erkenntnissverfahrens, 
bezüglich des Vorverfahrens traten gegenüber dem bis dahin geltend 
gewesenen Criminalprocesse nur gewisse Modificationen ein, die das 
Wesen des Verfahrens nicht allzu tief berührten. 

Es lehnt nämlich, so weit es das Vorverfahren betrifft, das Gresetz 
vom Jahre 1808 sich unverkennbar an die Ordonnance Ludwig XIV. 
(1670) \md da diese Ordonnance wiederum nur den alten Inquisitions- 
process, wie er durch viele Jahrhunderte hindurch in allen europäi- 
schen Staaten des Festlandes in Wirksamkeit war, reproducirt hatte, 
so war schon hiedurch die gleiche Basis für die europäische Straf- 
processgesetzgebung gegeben. 

So vermögen wir denn der Annahme, dass die Verschiedenheit 
der Gesetzgebung dem Versuche einer einheitlichen Reform des Vor- 
verfahrens entgegenstehe, nicht beizupflichten und stellen vielmehr die 
Behauptung auf, dass auf keinem Gebiete des Rechtslebens die üeber- 
einstimmung der Gesetze eine so weitgehende sei, als eben auf dem Ge- 
biete des Strafverfahrens. 

Sind aber einerseits die behaupteten Hindemisse einer allgemeinen 
Reform des Vorverfahrens des modernen Strafprocesses nicht vor- 
handen, so kommt anderseits die allgemeine Unzufriedenheit in Be- 
tracht, welche sich gegen die Wirksamkeit und die Ergebnisse des 
heutigen Strafverfahrens kehrt. 

Fast aus allen Ländern werden Klagen über die Langwierigkeit 
der Strafprocesse, über deren schleppenden Verlauf und über die Un- 
verlässlichkeit der Resultate derselben laut. 

Man beschwert sich ebenso häuflg darüber, dass der Schuldige nicht 
ermittelt werde, als man Klage darüber führt, dass Verurtheilungen 
erfolgen, die sich nachträglich als ungerechtfertigt darstellen oder 
doch bedeutende Zweifel an der Schuld des Verfolgten zurücklassen. 

Und die allgemeine Unzufriedenheit gilt nicht so sehr dem Er- 
kenntniss-, als dem Vorverfahren, gegen welches der Vorwurf erhoben 
wird, dass es den wahren Schuldigen nicht zu ermitteln vermag, oder 
ein unzulängliches, einseitiges Beweismateriale herbeischaffe, durch 
welches die Rechtsprechung des erkennenden Gerichtes vielfach er- 
schwert werde. 

Indess, so einmüthig die Wünsche nach einer Aenderung des 
geltenden Vorverfahrens sind, so verschieden sind die Reformen, die 
zur Beseitigung der allgemein gefühlten Uebelstände in Vorschlag ge- 
bracht werden. 
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Hier machen sich extreme, einander diametral entgegenstehende 
Anschauungen geltend. 

Zunächst gibt es Stimmen, welche es lebhaft bedauern, dass die 
zu Beginn des XIX. Jahrhunderts inaugurirte Reform des Strafpro- 
cesses sich zumeist nur auf die Umgestaltung des Hauptverfahrens nach 
dem Vorbilde des englischen Verfahrens beschränkte und verlangen, 
dass nunmehr auch das Vorverfahren des englischen Rechtes recipirt 
zu werden habe. 

Eine ebenso radicale Forderung macht sieb dahin geltend, dass 
eine Rückbildung des Vorverfahrens im Sinne des alten Inquisitions- 
processes einzutreten habe, dass in Durchführung dieser Reform das 
Institut der Staatsanwaltschaft gänzlich zu beseitigen und der Unter- 
suchungsrichter mit den Rechten und Befugnissen des alten Inquirenten 
auszustatten sei. 

Ein weiterer Vorschlag geht dahin, die Unterscheidung zwischen 
Vor- und Haupt verfahren zur Gänze fallen zu lassen, und Untersuchung, 
sowie Entscheidung der Strafsache vor dem Gerichte in einer einzigen 
einheitlichen Processphase durchzuführen. 

Aber auch jene, welche die bestehende Unterscheidimg zwischen 
Vor- und Haupt verfahren gutheissen, gehen in ihren Verbesserungs- 
vorschlägen weit auseinander. Der Streit dreht sich hier um die Fest- 
stellung des Verhältnisses zwischen der Vorbereitung der öflFentlichen 
Klage und der gerichtlichen Voruntersuchung. Soll der letzteren oder 
der ersteren ein grösserer Spielraum eingeräumt werden? Ist der Wir- 
kimgskreis des Untersuchungsrichters oder jener des Staatsanwaltes zu 
erweitern ? 

Wieder andere Reformen wenden sich den Principien zu, nach 
welchen das Vorverfahren geführt zu werden habe. 

Soll es bei den bisher geltenden, der Schriftlichkeit und Heimlich- 
keit, sein Bewenden h^ben oder sollen die Grundsätze, nach welchen 
das Erkenntnissverfahren durchgeführt wird (Mündlichkeit, Oeffent- 
lichkeit, Unmittelbarkeit u. s. w.), nunmehr auch auf das Vorverfahren 
Anwendung finden? 

Aehnliche, bedeutende Diiferenzen machen sich bezüglich der Ein- 
richtung des Stadiums der Anklage geltend. 

Man streitet darüber, ob das Gericht, wie bisher, die Anklage zu 
beschliessen, oder ob die Erhebung derselben dem Staatsanwälte zuzu- 
weisen sei? 

Man fragt weiters, ob dem Staatsanwalt die Disposition über di« 
erhobene Anklage zukomme, oder ob die Disposition über die Verfolgung 
mit der Gerichtshängigkeit der Strafsache für den Staatsanwalt ver- 
loren gehe? 

Diese Fülle von Fragen und Gegensätzen, die hier erschöpfend 
nicht angeführt zu werden vermögen, sollte zu dem Versuche, eine 
Einigung in den Hauptpunkten des Verfahrens anzustreben, eher an- 
spornen, als von ihm abschrecken. 

Denn je später die Zusammenfassimg und Abwägung der ver- 
schiedenen Vorschläge gegen einander erfolgt, desto schwieriger müsste 
sich die Entscheidung über die Frage der anzubahnenden Reform ge- 
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stalten, die durch weitere aiiftauchende Verbesserungspläne sich nur 
compliciren kann. 

Jeder Aufschub eines thatkräftigen Versuches der bereits uner- 
lässlich gewordenen Reform des vorbereitenden Verfahrens bedeutet 
eine wesentliche Verschlimmerung der Situation, über welche unaus- 
gesetzt Klage geführt wird und die bereits zu einer bedauerlichen Er- 
schütterung des Vertrauens in die moderne Rechtspflege zu führen 
droht. 

Der nahende hundertste Jahrestag der Erlassung des wichtigsten 
Processgesetzes der Neuzeit, des Code d'instruction criminelle aus dem 
Jahre 180S, eines Gesetzes, das wir als den Grundpfeiler des modernen 
Strafverfahrens anzuerkennen haben, mahnt eindringlich an die N^oth- 
wendigkeit der Revision des Vorverfahrens, zumal bereits genügende 
Erfahrungen über die Wirksamkeit des mehrerwähnten Gesetzes und 
der zu ihm im Filiationsverhältnisse stehenden Processordnimgen der 
europäischen Staaten des Continents gesammelt worden sind. 

Aus den hier angeführten Gründen musste es die Mitglieder der 
„Internationalen criminalistischen Vereinigung" mit grosser Befriedi- 
gung erfüllen, dass das Bureau der genannten Gesellschaft in einer 
späteren Berathung — am 17. April 1901 — den oben erwähnten ab- 
lehnenden Baschluss aufgehoben und über Antrag des Vertreters der 
russischen Ländergruppe die Frage der Raform des strafrechtlichen 
Vorverfahrens in nachstehender Formulirung auf die Tagesordnung der 
IX. Jahresversammlung gesetzt hat: 

De quelle f a^on doivent ötre reform^es l'instruction preparatoire 
et la mise en accusation pour presenter le plus de garanties possibles 
tant en faveur de la liberte individuelle qu'en f aveur de la decouverte 
de la verit6? 

Nachdem der Schreiber dieser Zeilen an der Herbeiführung des 
Beschlusses der VIII. Jahresversammlung der „Internationalen crimi- 
nalistischen Vereinigung", inhalt dessen die Frage der Reform des 
Strafverfahrens in Berathung gezogen werden soll, mitgewirkt hat, 
glaubt er nunmehr sein Votum in dieser Frage in einer abgesonderten 
Abhandlung abgeben und begründen zu sollen. 

Um für einen solchen Versuch eine verlässlichere Grundlage zu ge- 
winnen, dürfte es vielleicht zweckmässig erscheinen, von der Erörterung 
der bestehenden gesetzlichen Bestimmungen den Ausgangspunkt zu 
nehmen. 

Hiebei wären wohl folgende grössere Processgesetze vornehmlich 
ins Auge zu fassen. 

Zunächst der mehrerwähnte Code d'instruction criminelle nebst 
den einzelnen wichtigeren Processgesetzen, die seit dem Jahre 1808 er- 
schienen sind, und Modificationen des ursprünglich recipirten Ver- 
fahrens enthalten. 

Dieser Erörterung hätte sich jene der deutschen Strafprocess- 
ordnung vom 1. Februar 1877 anzuschliessen, eines Gesetzes, in welchem 
sich die Ergebnisse einer überaus reichhaltigen Doctrin und einer hoch 
entwickelten Praxis zahlreicher Processordnungen, denen das französi- 
sche Gesetz zur Grundlage gedient hat, verkörpern. 



I 
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Schliesslich hätte die Erörteruiig der österreichischeii Strafprocess- 
ordnung vom 23. Mai 1873 zur Grundlage der Darstellung zu dienen. 

Es gehört diese Processordnilng zu den entwickeltesten Gesetz- 
gebungsarbeiten, welche aus dem Systeme des französischen Hechtes 
hervorgegangen sind. 

Sie hat in einzelnen Punkten die persönlichen selbständigen An- 
schauungen ihres Verfassers — des Criminalisten Glaser — zur Ver- 
wirklichung gebracht, Anschauungen, welche in ihrem Gegensatze zu 
Bestimmungen des französischen Processes auf ihre Bedeutung und 
Durchführbarkeit geprüft zu werden haben. 

Die Lösung der hier in den äussersten Umrissen nur skizzirten 
Aufgabe soll in Nachfolgendem versucht werden. 



n. Das Vorverfahren des französischen 

Criminalprocesses. 

Die Bestimmungen des Code d'instruction criminelle vom Jahre 
1808, der nahezu allen Strafproeessordnimgen der eiiropäischen Staaten 
des Festlandes ztmi Vorbilde gedient hat, dürfen wir als bekannt 
voraussetzen, weshalb wir uns hier auf eine gedrängte Darstellung der 
seit dem Jahre 1808 verfügten Aenderungen betreffs des Vorver- 
fahrens beschränken wollen. 

Zimäehst wird von dem Gesetze vom 4. April 1855 zu 
sprechen sein. 

Es enthält eine einzige Bestimmimg, durch welche der bisher 
geltende Artikel 94 des Code d'instruction criminelle geändert wurde. 

In seiner ursprünglichen Fassung hatte der erwähnte Artikel 94, 
rücksichtlich der von dem Untersuchungsrichter nach vorgenommenem 
Verhöre des Beschuldigten zu fassenden Entschliesaungen, verfügt: 

„H (seil, le juge d'instruction) pourra, apres avoir entendu les 
prevenus et le procureur oui, d^cerner, lorsque le f ait emportera peine 
afflictive ou infamante ou emprisonnement correctionel, un mandat 
d'arret " 

Nach dem Gesetze vom 4. April 1855 hatte der Art. 94 nunmehr 
zu lauten: 

„Aprds l'interrogatoire, le juge pourra decerner un 
mandat de dep6t. — Dans le cours de Pinstruction, il pourra, sur 
les conclusions conformes du procureur et quelle que soit la nature de 
Tinculpation, donner mainlev^e de tout mandat de d6p6t, ä la charge, 
par l'inculpe, de se representer ä tous les actes de la procedure et pour 
l'execution du jugement, aussitöt qu'il en sera requis. 

Uordonnance de mainlev6e ne pourra 6tre attaqu6e par voie d'oppo- 
sition. 

Le juge d'instruction pourra aussi, apres avoir entendu Pinculpe 
et le procureur ou'i, decerner, lorsque le fait emportera peine afflictive 
ou infamante ou emprisonnement un mandat d'arr^t .... 

Wie wir sehen, beschränkt sich die verfügte Aenderung darauf, dass 
nunmehr der Untersuchungsrichter ausdrücklich ermächtigt er- 
scheint, nach dem mit dem Beschuldigten vorgenommenen Verhöre gegen 
denselben ein formloses Mandat de dep6t zu erlassen und dass ihm die 
Befugniss ertheilt wird, den Beschuldigten, sobald dessen Detention nur 
durch das Mandat de depöt erfolgt war, im Laufe der Untersuchimg 
auf freien Fuss zu setzen. 
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Nachdem vor dem Gesetze vom Jahre 1855 gesetzlich nur die Er- 
lassung des Mandat d'arr^'t zulässig war und es hier keine Ordonnance 
de mainlevee gab, um die Untersuchungshaft während der Dauer der 
Untersuchung aufzuheben, so erscheint die hier getroffene Aenderung 
ziemlich bedeutungsvoll, zumal sie weitere Erleichterungen betreffs der 
Untersuchungshaft eingeleitet hat. 

Ziemlich umfassend ist das Gesetz vom 17. Juli 1856. — Loi 
qui modifice plusieurs dispositions du Code d'instruction criminelle. 

Zunächst wurde hier durch Aenderung der Bestimmungen der 
Art. 55 und 56 die Stellung der Untersuchungsrichter geregelt, wobei 
insbesondere verfügt \\nirde, dass es statthaft sei, dorn für die Dauer 
von drei Jahren ernannten Untersuchungsrichter zeitweilig einen suppli- 
renden Untersuchungsrichter an die Seite zu stellen. 

Eine Aenderung der Bestimmung des Art. 61 entbindet den Unter- 
suchungsrichter der Pflicht, von jeder geschehenen Durchführung eines 
Untersuchungsactes dem Staatsanwälte Kenntuiss zu geben, während 
jene des Art. 114 die durch die Beseitigung der Rathskammer noth- 
wendig gewordene Verfügung trifft, dass die Entlassung aus der 
Untersuchungshaft gegen Leistung einer Caution nunmehr von 
dem Untersuchungsrichter zu bewilligen sei. 

Der Schwerpunkt des Gesetzes vom 17. Juli 1856 liegt jedoch in 
den Bestimmungen betreffs der Beseitigung der Chambre du conseil, der 
hiedurch nothwendig gewordenen Aenderung der Anklagecrhebung und 
betreffs der liechtsmittel (Opposition) gegen die Entscheidungen des 
Untersuchungsrichters. 

Ueber die Beseitigung der „Chambre du conseil", welche zur sinn- 
gemässen Aenderung der Art. 127 bis 134 führte, spricht sich Esmein 
(Histoire de la procedure crim.. S. 574) folgendermassen aus: 

„La loi du 17 Juillet 1856 supprima l'une des institutions qui 
paraissaient les plus heureuses aux rcdacteurs du 
Code d'instruction criminelle, celle de la chambre du con- 
seil. Elle en transferait les attributions au juge d'instruction seul; 
c'etait lui qui dor6navant devait rendre l'ordonnance definitive, qui 
clöt rinstruction et decide quelle suite lui sera donnce. Aux yeux des 
legislateurs de 1808, cela eut paru tres-grave; cela leur eut rappele le 
reglement ä Pextraordinaire prononce par un seul juge, abus contre 
lequel les Cahiers de 1789 avaient energiquement proteste. 

Mais la pratique avait montre que le juge d'instruction avait dans 
la Chambre du conseil une influence preponderante. En droit, s'il s'agissait 
d'un crime, en fait dans tous les cas, il lui etait facile d'obtenir une 
ordonnance de renvoi ; lui seul connaissait ä f ond la procedure et pouvait 
la presenter sous des couleurs f avorables ä son opinion. En lui donnant 
le droit de statuer seul, on simplifiait la procedure dont la marche 
devenait plus rapide; ou imposait aux yeux de tous la responsabilite de la 
docision ä celui qui la dictait d'ordinaire. Yoilä ce qu'on dit en 1856 pour 
justifier la loi nouvelle, et il faut reconnaitre que ces ob- 
servations etaient justes " 

Wir stimmen dem Urtheile Esmein's so weit zu, als er es billigt, 
dass der Rathskammer die Entscheidung über die Erhebung der An- 
klage entzogen wurde; aber wir bezweifeln, ob darum das ganze Institut 
der Chambre du conseil als „Kouage inutile** vollständig aufzuheben war ; 
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die Rathskammer hat dort, wo der Untersuchungsrichter unter einer 
gewissen Ingerenz des Staatsanwaltes die Voruntersuchung zu führen 
hat, eine wichtige Aufgabe zu erfüllen, um Frictionen zwischen diesen 
beiden Processorganen zu verhüten, um im Falle vorhandener Differen- 
zen bezüglich vorzunehmender oder zu unterlassender üntersuchungs- 
handlungen die Entscheidung zu treffen u. s. w. 

Dass die Meinimgen betreffs der Entbehrlichkeit der Eathskanmier 
getheilt sind, davon zeugt übrigens die Thatsache, dass bedeutendere 
Gesetzgebungen, die im Uebrigen sich dem Code d'instruction criminelle 
angeschlossen haben, die Rathskammer aufrecht erhielten imd dem 
Beispiele der neueren französischen Gesetzgebxmg nicht gefolgt sind. 

Wir verweisen beispielsweise auf Italien, Belgien, Oesterreich u. a. 

Auf die Aenderung der Art der Erhebung der Anklage, wie sie durch 
das Gesetz vom 17. Juli 1856 verfügt wurde, soll eingehend noch später 
verwiesen werden; es erübrigt daher nur noch, einiges über die Regelung 
des Beschwerderechtes zu bemerken, welche durch eine neue Fassung 
des Art. 135 verwirklicht \\airde. 

Der erwähnte Art. 135 hatte in seiner ursprünglichen Fassung 
bestimmt : 

Lorsque la mise en liberte des prevenus sera ordonnee confor- 
mement aux articles 128, 129 et 131 ci-dessus, le procureur ou la partie 
civile pourra s'opposer a leur elargissement. L'opposition devra ^tre 
f ormee dana un delai de vingt-quatre heures qui courra contre le pro- 
cureur . . . ä compter du jour de Tordonnance de mise en liberte et 

contre la partie civile ä compter du jour de la signification Le 

prevenu gardera prison jusque apres l'expiration du sousdit d61ai. 

Durch das Gesetz vom 17. Juli 1356 hat Art. 135 nunmehr folgende 
Fassung erhalten: 

,JLe procureur pourra former Opposition dans tous les 

c a 8, aux ordonnances du juge d'instruction. 

La partie civile pourra former Opposition aux ordonnances rendues 
dans les cas prevus par les articles 114, 128, 129, 131 et 539 du present 
Code, et ä toute ordonnance f aisant grief ä ses inter^ts civils. 

Le prevenu ne pourra former Opposition qu'aux ordonnances ren- 
dues en vertu de Tarticle 114 et dans le cas prevu par Tarticle 539.** 

Es folgt nunmehr eine Bestimmung der verschiedenen Fristen, 
worauf der citirte Artikel weiter verfügt: 

„L'opposition sera portee devant la chambre de mises en accusation 

de la cour , qui statuera toute affaire cessante Le prevenu 

d6tenu gardera prison jusqu'ä ce qu'il ait et6 statue sur Topposition, 
et, dans tous les cas, jusqu'ä l'expiration du d61ai Popposition. 

Dans tous les cas, le droit d'opposition appartiendra au procureur 
g6neral pres la cour 

n devra notifier tjon Opposition dans les 10 jours qui suivrent 
l'ordonnance du juge d^nstruction. 

N6anmoins, la disposition de Pordonnance qui prononce la mise 
en libertö du prövenu sera provisoirement execut^e." 

Wie wir sehen, hatte der hier citirte Art. 136 in seiner ursprüng- 
lichen Fassung das Beschwerderecht bedeutend eingeschränkt; dasselbe 
sollte nur dem Procureur und der Civilpartei und letzteren nur in dem 
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Falle zustehen, wenn die Rathskammer den verhafteten Beschuldigten 
auf freien Fuss gesetzt bat; der Art. 135 in seiner durch das Gesetz 
vom 17. Juli 1856 normirten Fassung dehnt dieses Beschwerderecht 
bedeutend aus. Es soll nunmehr dem Procureur gegen jedwede 
Ordonnance des Untersuchungsrichters zustehen. Das Beschwerde- 
recht der Civilpartei wird auf die Fälle des Art. 114 und 539 ausge- 
dehnt und dem Bescbuldig^ten wird die Beschwerde gegen die nach den 
Art. 114 und 539 zu fassenden Beschlüsse zugestanden, also gegen die 
Verweigerung der Entlassung aus der Untersuchungshaft und gegen den 
Ausspruch bezüglich der Comi)etenz. 

Auch soll der Beschluss auf Haftentlastung des Beschuldigten 
ohne jeden weiteren Aufschub in Vollzug gesetzt werden. 

Ein besonderes Verfahren bezüglich der D61its flagrants 
vor den Zuchtpolizeigerichten normirt das Gesetz vom 20. Mai 
1863. 

Dasselbe enthält einen einzigen Artikel folgenden Inhalts: 

Art. 1. Tout inculp^ arr^te en etat de flagrant delit pour un fait 
puni de peines correctionnelles est immediatement conduit devant le pro- 
cureur . . ., qui l'interroge et s'il y a lieu, le traduit sur-le-champ »\ 
l'audience du tribunal. 

Dans ce cas, le procureur . . . peut mettre Tinculpe sous mandat de 
depöt. 

2. S'il n'y a point d'audience, le procureur ... est tenu de faire 
citer l'inculpe pour Taudience du lendemain. Le tribunal est, au besoin, 
specialement convoque. 

3. Les temoins peuvent ^tre verbalement requis par tout officier 
de Police judiciaire ou agent de la f orce publique 

4. Si Pinculpe le demande, le tribunal lui accorde un dolais de 
3 jours au moins pour preparer sa defense. 

5. Si Taffaire n'est pas en etat de recevoir jugement, le tribunal 
en ordonne le renvoi, pour plus ample Information, ä Pune des plus 
prochaines audiences et, s'il y a lieu, met Tinculpe provisoirement en 
liberte, avec ou sans caution. 

6. L'inculpe, s'il est acquitte, est immediatement, et non obstant 
appel, mis en liberte. 

7. La presente loi n'est point applicable aux dolits de presse, aux 
delits politiques, ni aux matieres dont la procedure est rcglee par des 
lois speciales. 

Die Bestimmung des Art. 32,*) bezüglich einer besonderen Pro- 
cedur bei den Delits flagrants, war von allem Anfang an strittig. Man 
warf die Frage auf, ob sich die erwähnte jSTorm nur auf Verbrechen 
beschränke, oder ob sie auch auf blosse Vergehen — D61its — Anwen- 
dung finden dürfe. Das oben erwähnte Gesetz machte dem Streite zwischen 



*) Art. 32: „Dans tous les cas de flagrant dölit, lorsque le fait sera de 
natare k entralner une peine afflictive ou infamante, le procureur se transportera 
Bur le lieu, sans aucun retard, pour y dresser les proc^s-verbaui n^cessaires k TefFet 
de constater le corp8 du dölit, son ötat, T^tat de lieui, et pour recevoir les d^ 
clarations des personnes qui auraient 6t6 präsentes ou qui auraient des ren- 
seignementfi ä donner. — Le procureur donnera avis de son transport au juge 
d'instruction, sans 6tre toutefois tenu de Tattendre pour procöder . . . ." 
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Praxis und Wissenschaft (welch' letztere die Bestimmung des Art. 32 
nur auf Crimes angewendet wissen wollte) ein Ende, indem es ein ganz 
besonderes, abgekürztes Verfahren für jene Fälle festsetzte, in welchen 
die Beschuldigten bei Verübung eines blossen Vergehens auf frischer 
That ertappt werden. 

In einem solc}ien Falle soll der Ergriffene dem Procureur vorge- 
führt werden, der ihn zu verhören und, wenn es angeht, sofort dem 
Zuchtpölizeigericht zu überstellen hat. 

Zu letzterem Zweck ist der Procureur berechtigt, ein Mandat de 
depöt gegen den Beschuldigten zu erlassen, dessen Dauer dadurch ver- 
kürzt wird, dass die Ueberstellung des Verhafteten an das Gericht ent- 
weder an demselben oder an dem nächstfolgenden Tage erfolgen muss. 

Die Zeugen können zu der Verhandlung mündlich geladen werden, 
lieber Verlangen des Beschuldigten ist ihm zur Vorbereitung der 
Vertheidigimg eine dreitägige Frist zu bewilligen. 

Kann das ürtheil vom Gerichte nicht geschöpft werden, so vertagt 
es die Verhandlimg ziun Zwecke der Ergänzung der Untersuchung auf 
kurze Zeit und setzt je nach Massgabe der Verhältnisse den Beschul- 
digten gegen Cautionserlag oder auch ohne denselben in Freiheit. Er- 
folgt die Freisprechung des Beschuldigten, so ist er auch, wenn ein 
Bechtsmittel gegen dieselbe angemeldet wird, sofort in Freiheit zu 
setzen u. s. w. 

Man rühmt der Anwendung dieses hier skizzirten Gesetzes 
bedeutende Vortheile nach, es hat sich durchaus und insbesondere in der 
Praxis der grossen Städte bewährt. 

Wir geben dies gerne zu, verweisen aber darauf, dass man aus 
dieser Thatsache nicht die nÖthigen Consequenzen gezogen hat, welche 
erkennen lassen, dass ohne jeden Schaden für die Kechtssicherheit auch 
das ordentliche Verfahren eine wesentliche Abkürzung erfahren könnte. 

Unter dem Titel „Loi sur la mise en Liberte provi- 
8 o i r e" verzeichnen wir ein Gesetz vom 14. Juli 1865, welches das 
mit dem Gesetze vom 4. April 1855 begonnene Werk der Begünstigung 
der persönlichen Freiheit des Beschuldigten im Laufe des Strafver- 
fahrens energisch fortsetzt. 

Durch dasselbe erfahren die Art. 91, 94, 113 bis 126, 206 und G13 
ihre Umgestaltung, die nicht ohne wesentlichen Einfluss auf die Theorie 
und Praxis des Processes geblieben ist. 

So haben wir die Bestimmung, dass der Untersuchungsrichter — 
,,en matiere criminelle ou correctionnelle" — zunächst stets nur ein 
Mandat de comparution gegen den Beschuldigten erlassen 
dürfe — „sauf ä couvertir ce mandat, aprös l'interrogatoire, en tel autre 
mandat qu'il appartiendra". 

Hiedurch wurde die Bestimmung des Art. 91 in seiner älteren 
Fassung, nach welcher gegen den 'eines Crime Beschuldigten ein 
Mandat d'a m e n e r — also die gewaltsame Vorführung zu erlassen 
sei, aufgehoben. 

Die Bestimmung des Art. 94, die, wie oben erwähnt wurde, schon 
durch das Gesetz vom 4. April 1855 zu Gunsten des Beschuldigten um- 
geändert worden war, erfuhr eine neuerliche Umgestaltung. 
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Sie lautet min mehr im Zusammenhange mit Art. 91 folgender- 
massen : 

Apr^ Pinterroglitoire, ou en cas de fuite de l'inculpe, le juge 
pourra decerner un mandat de dep6t ou d'arr^t, si le fait empörte la 
peine d'emprisonnement ou une autre peine plus grave. H ne pourra 
decerner le mandat d'arrßt qu'apres avoir entendu le procureur . . . 

Dans le cours de l'instruction, il pourra, sur los 
eonclusions conformes du procureur ... et quelle 
que soit la nature de l'inculpation, donner mainlevce 

de tout mandat de depöt ou d'a r r ^ t L'ordonnance de 

mainlevee ne pourra 6tre attaquee par voie d'opposition. 

Xach Inhalt dieser hier citirten Bestimmung soll numnehr der 
Untersuchungsrichter im Laufe der Untersuchimg die gegen den Be- 
schuldigten verhängte Haft aufheben dürfen, ob sich nun dieselbe auf 
ein gegen den Beschuldigten ergangenes Mandat de depöt oder auf ein 
Mandat d'arr^t stütze. Diese Bestimmung ist gegenüber dem oben 
citirten Gesetze vom 4. April 1855 nur insoferne ein N o v u m, *) als 
nach dem letzteren dio Haft, sobald sie durch ein Mandat d'arr^t ver- 
hängt worden war, im Laufe der Untersuchung nicht mehr aufgehoben 
zu werden vermochte. Weitere !N'euerungen gegenüber dem bisherigen 
Verfahren wurden durch die Aenderung geschaffen, welche nach dem 
Gesetze vom 14. Juli 1865 die Bestimmung des Art. 113 erfuhr. 

Der erwähnte Artikel erhielt nämlich folgende Fassiuig: En toute 
matiere, le juge d'instruction pourra, sur la demande de Tinculpß et 
sur les eonclusions du procureur ordonner que Tinculpe sera mis pro- 
visoireraent en liberte k charge, par celui-ci de prendre Tengagement 
de se repr^senter k tous les actes de la procedure et pour Texecution 
du jugement aussitöt qu'il en sera requis. 



*) Anderer Meinung ist wohl Esmein, der in seiner T^Histoire de la proce- 
dure criminelle** — S. 575 und 576 — auch darin eine Neuerung zu erblicken 
scheint, dass nunmehr — durch das Gesetz vom 14. Juli 1865 — seitens des 
Untersuchungsrichters nach Vernehmung des Beschuldigten auch ein Mandat 
d'arrßt gegen denselben erlassen werden konnte. 

Derselbe sagt nämlich: D^apr^s Tancien article 94, le juge d^instraction, 
apr^s Tinterrogatoire, d^cemait un mandat d'arr^t lorsque le fait emportait peine 

afflictive ou infamente ou eraprisonnement correctionnal La loi du 

4ayrill855, modifiant Particle 94, d^cide qu^apr^s Tinterrogatoire le juge 

pourrait ne decerner qu'un Mandat de d^pöt Plus tard une loi 

du 14 juillet 1865, modifiant de nouveau Tarticle 94, vint permettre au juge 
de donne mainlevce du mandat d^arrdt, comme du mandat de d^pOt; mais eile 
ne lui permit pas moins de decerner ä son choiz, apr^s Tinterrogatoire, 
ou un mandat de ddpot ou un mandat d'arrdt. Nach dem Sinne und dem 
Wortlaute dieser hier citirten Darstellung hatte somit der Untersuchungsrichter 
nach dem Gesetze Tom 4. April 1855 nur ein mandat de d^pöt erlassen 
dürfen und es hätte somit das Gesetz vom 14. Juli 1865 in dem mehrerwähnten 
Punkte zwei wichtige Neuerungen geschaffen; zunächst die, dass der Unter- 
suchungsrichter neben dem Mandat de d^p6t auch noch das Mandat 
d'arr^t erlassen kann, weiters jene, dass im Laufe der Untersuchung nicht 
allein bezüglich des Mandat de d^pöt, sondern auch bezüglich des Mandat d^arr§t 
„mainleYöe" eintreten könne. 

Gegen eine solche Auffassung, dass nämlich der Untersuchungsrichter nach 
dem Gesetze vom 4. April 1855 nur ein Mandat de d^pöt und nicht auch ein 
Mandat d'arr§t erlassen konnte, spricht aber der Wortlaut des von uns oben 
citirten Art. 94 in ganz entschiedener Weise, denn es heisst dort: .... „Le 
juge d'instruction pourra aussi . . . ddcerner . . . un mandat d'arr^t." 
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En matiere correctionnelle, la mise en liberte sera de droit cinq 
jours apres l'interrogatoire, en faveur du prevenu domicilie, quand le 
maximum de la i>eine prononcee par la loi sera inf crieur ä deux ans 
d'emprisonnement. 

La disposition qui precede ne s'appliquera ni aux prevenus dejä 
condamnes pour crime, ni ä ceux dejä condamn6s k iin emprisonnement 
de plus d'une ann6e. 

"V^'ir sehen hier vor Allem das bedeutungsvolle Prineip zur Wirk- 
samkeit gebracht, Inhalt dessen auch bei Untersuchung wegen Ver- 
brechen der Beschuldigte provisorisch auf freien Fuss gesetzt werden 
kann. 

Art. 113 in seiner ursprünglichen Fassung erkannte, sobald es 
sich um ein Verbrechen handelt, eine Entlassung aus der Untersuchungs- 
haft nicht an, indem dort verfügt wird: 

„La liberte provisoire ne pourra jamais ^tre accordee au prevenu 
lorsque le litre de Paccusation emportera une peine afflictive ou infa- 
mente" ; numnehr soll in jeder Strafsache „en toute matiere" der 
Untersuchungsrichter berechtigt sein, über Verlangen des Beschuldigten 
und nach Anhörung des Procureurs den Beschuldigten provisorisch in 
Freiheit zu setzen. Aber mehr noch; was bisher blosse Vergünstigung 
war, sollte jetzt zu einem Rechtsanspruche des Beschuldigten werden! 

In Zuchtpolizeisachen hat der Verhaftete das Recht, binnen fünf 
Tagen nach durchgeführter Vernehmung seine Freilassung zu ver- 
langen, wenn er einen festen Wohnsitz hat, und wenn das Maximum 
der auf sein Vergehen gesetzten Strafe den Zeitraum von zwei Jahren 
nicht übersteigt. 

Doch soll diese Vergünstigung nicht auf jene Anwendung finden, 
die schon wegen eines Verbrechens oder wegen eines Vergehens verur- 
theilt waren und in letzterem Falle eine Gefängnissstrafe in der Dauer 
von mehr als einem Jahre erlitten haben. 

Jene, die von rechtswegen (de droit) auf freien Fuss gesetzt 
werden, sind auch von dem Erläge einer Caution befreit. 

Nähere Bestimmungen über den Cautionserlag, über die Be- 
schwerde gegen Verhaftung und gegen die Entlassung aus der Unter- 
suchungshaft, über den ganzen oder theilweisen Cautionsverfall, über 
die Folgen des Ungehorsams bei Gewährung der Haftentlassung etc. 
enthalten die weiteren Art. 114 bis 126, wobei die den Formalismus des 
französischen Processes kennzeichnende Thatsache hervorzuheben ist, 
dass der vor die Jury verwiesene auch bei früher erfolgter Entlassung 
aus der Haft in Kraft der erhobenen Anklage in Arrest zu setzen 
ist, in welchem er bis zu gefälltem Endurtheile zu verbleiben hat, da- 
gegen ist der freigesprochene Beschuldigte ohne Rücksicht auf etwa 
erhobene Beschwerden sofort in Freiheit zu setzen. 

Das Gesetz vom 14. Juli 1865 hat endlich auch eine liberale Re- 
vision des Art. 613 bezüglich des berüchtigten „Mettre au secret" zu 
verwirklichen gesucht, deren wir hier mit einigen Worten zu gedenken 
haben. 

Das Verbot, den Verhafteten mit Niemandem verkehren zu lassen, 
reicht bis in das XVI. Jahrhundert zurück. 

Ueber einige Reformen des Vonrerfahrens im modernen Strarproeeue. ^ 
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So bestimmt eine Ordomiance Franz I. aus dem Jahre 1535: 

,,Quand aucuns prisonniers seront amencs pour ces criminels le 
geolier sera tenu de les mettre en prison ferm6e, de teile mani^re qua 
nuls ne parlent k eux, et en ce point les tenir tant qu'il y alt autre 
mandement de la cour ou du juge qu'aura fait constituer prisonnier." 
Diese Bestimmung finden wir in der Ordonnance vom Jahre 1670 wieder- 
holt und sie überging auch mit geringen Modiiicationen in den Code 
d'instruction criminelle, dessen Art. 613, Absatz 2, nachstehend lautet: 

„Le juge d'instruction et le President des assises pourront .... 

donner tous les ordres qui devrent ^tre executes dans les maisons 

d'arr^t et de justice, et qu'ils croirent necessaires, soit pour l'instruc- 
tion, soit pour jugement." 

Diese Norm kennzeichnet die machtvollen Ueberreste des inquisi- 
torischen Geistes, welche im Code d'instruction criminelle des Jahres 
1808 zu Tage traten und insbesondere die Handhabung der Norm in 
der Praxis sorgte dafür, dass die Schranken des starren Inquisitions- 
principes noch weiterhin auf den Verhafteten einwirken sollten, um 
in ihm nicht eine Processpartei, sondern ein Object zum Zwecke der 
eigenen Ueberweisung zu haben. 

Da der Untersuchungsrichter unbeschränkt „Alles" verfügen 
konnte, was er zum Zwecke der Wahrheitserforschung für nöthig hielt, 
so wurde die „Mise au secret" zu einem Surrogate der Tortur, mit 
welchem man darauf ausging, den verhafteten Beschuldigten, wenn der- 
selbe seine Schuld leugnete, zum Geständnisse zu bringen. Der Ver- 
haftete wurde auf das strengste isolirt, in engster Einzelnhaft gehalten, 
auf die schmälste Kost gesetzt, ohne Arbeit gelassen, bis er unter 
geistigen, und körperlichen Qualen zusammenbrach und in diesem Zu- 
stande sich im strengen Verhöre so gefüjgig zeigte, als es der Unter- 
suchungsrichter zu seinem Zwecke für geboten erachtete. 

Wer diese Schilderung des Institutes des „Mettre au secret" für 
übertrieben halten sollte, lese nur, was noch im Jahre 1862 der Ver- 
fasser eines berühmt gewordenen Handbuches für Untersuchungsrichter, 
D u V e r g e r, zu dessen Vertheidigung anzuführen weiss. Derselbe sagt 
in seinem „Manuel des juges d'instruction", B. II, S. 441, nach einer 
lebhaften Schilderung der Gefahren, die in dem freien Verkehr des 
Verhafteten mit der Aussenwelt liegen können. Folgendes: 

„Au contraire, que le prevenu soit isole, place seul ä seul avec sa 
conscience, abandonne, sans surexcitation exterieure et sans appui 
etranger, aux remords qui s'assiegent; s'il est coupable et n'est pas 
eucore prof ondement perverti, bientöt son A.me s'amollit, son 
energie flechit, ses resolutions chancellent, il se 
determine äparler; il fait, sinon des aveux complets 
t o u t d'a b o r d, au moins des revelations d'ou jaillissent, ä def aut d'une 
lumidre eclatante, quelques lueurs qui 6clairent la procedure, et permet- 
tent au juge d'instruction d'avancer plus rapidement ou avec moins d*em- 
barras vers le but " 

Genau in derselben Weise wurde die Anwendung der Tortur zu 
rechtfertigen gesucht und bei Lichte besehen, ist zwischen diesem In- 
stitute imd einer „Mise au secret" eines erfinderischen Untersuchuugs- 
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richters, der darauf ausgeht, den Widerstand eines leugnenden Be- 
schuldigten zu besiegen, kein wesentlicher Unterschied zu erkennen. 

Das Gesetz vom 14. Juli 1865 hat die Gefahren der Interdiction 
de communiquer zu mildern gesucht, indem es normirte, dass Absatz 2 
und 3 des Art. 613 fortan zu lauten haben: 

„Le juge d'instruction et le President des assisea pourront . . . 
donner respectivement tous les ordres qui devrent ^tre execut^s dans 
ies maisons d'arr^t et de justice, et qu'ils croirent necessaires, soit pour 
l'instruction, soit pour le jugement. 

Lorsque le juge d'instruction croira devoir prescrire ä Fegard 
d'un inculpe, une interdiction de communiquer, il ne pourra le faire 
que par une ordonnance qui sera transcrite sur se registre de la prison. 
Cette interdiction ne pourra s'etendre au delä de dix jours; eile pourra 
toutef ois ^tre renouvelee. II en sera rendu compte au procureur general." 

Die Neuerung besteht, wie wir sehen, darin, dass die „Interdiction 
de communiquer" fortan nur mittels einer Ordonnance des Unter- 
suchungsrichters erfolgen darf, gegen welche dem Beschuldigten der 
Recurs an die Anklagekammer offen steht, dass die Dauer der Wirk- 
samkeit einer solchen „Interdiction" auf 10 Tage beschränkt wird, nach 
deren Ablauf das Verbot erneuert werden muss und dass von dem Ver- 
bote an den Generalprocurator Mittheilung zu geschehen hat. 

Die letzte Processröform erfolgte durch das Gesetz vom 8. De- 
cember 1897. Die Grundlage derselben bildet ein im Jahre 1897 dem 
Senate vorgelegter Entwurf: „Projet de loi tendant ä reformer le code 
d'instruction criminelle", dessen „Expose des motifs" folgendermassen 
eingeleitet wird: 

„^N'otre Code d^nstruction criminelle, qui date de 1808 constituait 
ä l'epoque de sa Promulgation, un progres immense sur Tancienne 
procedura ä Textraordinaire. 

Mais on ne saurait se dissimuler que plusieurs de ses dispositions 
ont cesse de r^pondre aux exigences de la raison moderne et aux 
preoccupations de scrupulcuse justice qui sont l'honneur de notre temps. 

Aussi a-t-il subi dejä plusieurs remaniements partiels qui tous 
avaient pour but de prevenir les atus que peut entralner Texercice 
de l'action publique et d'att^nuer les vigueurs qui en sont la conse- 
quence inevitable." 

Nach einer Aufzählung der oben skizzirten Gesetze vom 4. April 
1855, vom 17. Juli 1856, vom 16. Mai 1863 und vom 14. Juli 1865 und 
nach Hervorhebung einzelner Hauptpunkte derselben, fahren die citirten 
Motive des weiteren fort: 

„aucune des ref ormes, dont nous venons de parier n'avait 

touche un Systeme adopte par le legislateur de 1S08, concernant le mode 
m^me d'instruction, les droits de la poursuite et de la d6fense pendant 
la Periode de Pinformation, les moyens mis ä la disposition du juge 
pour parvenir ä la decouverte de la verite, de Paccuso pour se justifier 
de l'accusation." 

Die Mängel des bisherigen Verfahrens werden nun in Folgendem 
hervorgehoben : 

,JLe legislateur ne se preoccupe d'assurer la liberte de la defense 
qu'ä partir du moment oü l'inculpe comparait devant les juges qui 
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doivent Tacquitter ou le condamner. Jusque lä, il n'est ni appele ni 
autorise ä provoquer les constatations propres ä faire eclater son inno- 
cence ä discuter les conclusions des experts que le juge a pu commettre; 
il n'est mßme pas informß au cours de la procedure de la nature exactc 
de rincTilpation qui pese sur lui, ni des charges sur lesquelles eile repose; 
sa confrontation avec les temoins qui Faccusent n'est pas obligatoire.*' 

In einem weiteren Abschnitte untersuchen die Motive, ob den 
hier aufgezählten Mängeln nicht durch eine einfache Recoption des eng- 
lischen Criminalprocesses abzuhelfen wäre, gelangen aber hier zu einem 
negativen Kesultate; dagegen finden die Bestimmungen der belgischen 
Processnovelle vom 20. April 1874, über die Zulassung des Vertheidigers 
in der Voruntersuchung, die Bestimmungen der österreichischen und 
deutschen Strafprocessordnung über die sogenannte Parteienöffentlich- 
keit im Vorverfahren volle Anerkennung und es werden die zxmi Theile 
nach diesen Vorbildern vorzunehmenden Reformen in folgende Haupt- 
sätze zusammengef asst : 

„Assistance d'uii conseil, intervention facultative de ce conseil 
dans la plupart des actes de l'information, intervention facultative du 
Ministere public; droit de communication dans les limites determinöes, 
droit de contre-expertise et de contre-enquete, retablissement de la 
chambre du conseil; transformation dans le sens contradictoire de la 
procedure secrete suivie de la chambre des mises en accusation . . . des 
dispositions nouvelles ayant pour objet de favoriser la pratique de la 
libert^ Ijrovisoire " 

Zur Durchführung dieser umfassenden Reformen sollten nach dem 
„Projet de loi" die Art. 8 bis 136, dann die Art. 217 bis 260 des Code 
d'instruction criminelle vom 17. Xovember 1808 aufgehoben und durch 
neue, der vorzunehmenden systematischen Aenderung entsprechende 
Bestimmungen ersetzt werden. 

Indess, diese Gesetzesvorlage der Regierung gelangte nur im 
Senate zur Annahme, in der Kammer war sie zwar vom Jahre 1882 
bis zum Jahre 1897 fast unausgesetzt in parlamentarischer Verhand- 
lung, konnte aber hier nicht zur Verwirklichung kommen. 

Darauf brachte — 1897 — der Senator Constans einen der 
mehrerwähnten Gesetzesvorlagc gegenüber begrenzten und weit be- 
scheideneren („beaucoup plus modeste") Entwurf ein, der sich nur auf 
einzelne wenige Bestimmungen des früheren ,J*rojet de loi" beschränkte 
und dieses Projet, nach dem genannten Antragsteller als Projet Constans 
bezeichnet, erhielt im Laufe des Jahres 1897 die Sanction beider gesetz- 
gebenden Kammern, worauf es vom 8. December 1897 als „Loi, ayant 
pour objet de modifier certaines regles de l'instruction prealable on 
matiere de crimes et delits" promulgirt werden konnte. Dasselbe be- 
schränkt sich im Wesentlichen auf folgende, dem Projet de loi aus dem 
Jahre 1879 entnommene Hauptpunkte. 

Der Untersuchungsrichter darf nie an der Urtheilsfällung bezüg- 
lich einer von ihm durchgeführten Untersuchung theilnehmen. 

Das Verhör des Verhafteten muss bei sonstiger besonderer Verant- 
wortung der Justizorgane binnen 24 Stunden vom Zeitpunkte der Ab- 
lieferung in das Gefängniss vorgenommen werden. 
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Dem Beschuldigten hat vor dem Verhöre mitgetheilt zu werden, 
dass es ihm frei stehe, auf die an ihn zu stellenden Fragen die Antwort 
zu verweigern. 

!N'ach durchgeführtem Verhöre hat der Beschuldigte, wenn die 
gegen ihn erhobene Beschuldigung aufrecht gehalten wird, darüber be- 
lehrt zu werden, dass er sich einen Vertheidiger selbst wählen dürfe 
oder verlangen könne, dass ihm ein solcher von amtswegen beigegeben 
werde. Der Beschuldigte muss jedes Mal im Gegenwart dieses seines 
x\nwalte3 verhört oder confrontirt werden, es wäre denn, dass er auf 
die Gegenwart desselben ausdrücklich verzichten zu wollen erklärt; der 
Anwalt kann bei diesem Verhöre oder bei dieser Confrontation das 
Wort nehmen, wenn es ihm von dem das Verhör leitenden „Magistrat^^ 
über sein diesfälliges Verlangen ertheilt wird. 

Das hier erwähnte Gesetz hat die mannigfachsten Beurtheilungen 
erfahren, *) aus welchen nur einzelne hervorgehoben werden sollen. 

So meint G a r r a u d, dass das Gesetz vom 8. December 1897 die 
sogenannte contradictorische Voruntersuchung nur in einem sehr be- 
scheidenen Masse verwirkliche. 

, Ji'instruction preparatoire" — so erklärt er — „n'est pas contra- 
dictoire d'une fagon absolue: 1. Elle ne Fest pas d'abord vis-ä-vis du 
ministere public et de la partie civile dont les röles respectifs n'ont 
pas 6te modifies et qui ne peuvent intervenir r4uo dans les conditions 
de la legislation anterieure; 2. L'instruction pr6paratoire n'est regie 
par le principe de la contradiction que devant le juge d'instruction ; la 
procedure devant la chambre des mises en accusation reste encore 
reglee par le Code de 1808, et, dans la phase policiöre du procös 
penal le d^fenseur n'a pas le droit d'intervenir ; 3. Enfin, la loi du 
8 d6cembre 1897 ne s'applique pas ä la procedure de flagrant delit. 
Elle reste 6trangere k la procedure militaire." 

Die Einwendiingen Garraud's scheinen uns zutreffend zu sein. 
Der Begriff der contradictorischen Untersuchung würde vor- 
aussetzen, dass neben dem Vertheidiger auch der Staatsanwalt und der 
Beschädigte bei der. Vernehmimg des Beschuldigten vor dem Unter- 
suchungsrichter thätig eingreifen oder doch zum mindesten anwesend 
sein können, es ist dies aber bislang nur dem Vertheidiger gestattet, 
wodurch, wie wir noch weiterhin auseinandersetzen werden, die Objec- 
tivität der Untersuchung noch mehr gefährdet werden dürfte, als bisher. 
Der Untersuchungsrichter geräth, wenn bloss der Vertheidiger bei 
dem Verhöre anwesend ist, und es zu Conflicten zwischen ihm und dem 
letzteren gelangt, leicht in eine Parteistellung unter welcher, im Hin- 
blicke auf die dem Untersuchungsrichter eingeräumte Machtfülle, nur 
der Beschuldigte leiden wird. 

Auch E. G a r d e i 1, der im „Bulletin de TUnion Internationale 
de droit p^nal" (Vol. 7, Livre 2, S. 156 u. ff.) über das Gesetz vom 8. De- 
cember 1897 referirt, tadelt, dass die Bestimmungen desselben nur bei 

Erlassung eines Mandat d'amener platzgreifen ,3^ai8", sagt er, 

„ä c6t6 du mandat d'amener, le juge d'instruction peut ordonner l'arree- 



♦) Garrand, Pr^cis de droit crim., VI. öd. S. 607, Anm. 1, erklärte schon 
im Jahre 1898: „La Bibliographie est döjä ümombrable''. 



— 22 — 

tation et mettre en etat de detention preventive, au nioyen de deux 
autres mandats, le mandat d'arr^t et le mandat de 
d e p 6 t. 

Aucun texte de loi ne reglant l'emploi que doit faire le juge 
d'instruction de ces diverses sortes de mandat, il pourra, dans tous les cas, 
eluder faeilement les dispositions de la loi de 1897, qui ne traite que 
du mandat d'amener, en deeernant, des le debut, contre l'inculpe, un 
mandat d'arr^ ou de depöt. Aucun delai n'est alors obligatoire pour 
la Premiere comparution et le premier interrogatoire, qui est le point 
de depart de Pinstruetion contradictoire. Le juge d'instruction peut, sans 
violer la loi, avancer ses instructions et rendre vaines tous les precautions 
minutieuses, prises par le legislateur, dans Pinteröt de la defense." 

„D^autre part" — so erklärt Gardeil weiter — „les mesures qu'a 
prises le legislateur, pour assurer ä l'inculpe, dös le debut de Finstruction, 
l'assistance d'un defenseur, paraissent bien devoir rester vaines, dans 
un grand nombre de cas. II ne suffit pas de voter un texte pour qu'il 
soit applique : or on peut af firmer, que la loi nouvelle a 
ete accueillie pcu favorablement par les m a gistrats 
frangais, qui y ont vu une marque de defianoe ä leur egard. L'assi- 
stance de l'avocat, des le debut de Pinstruction, n'etant que facultative, 
il sera toujours facile au magistrat instructeur, lors de la premiere 
comparution, tout en observant la lettre de la loi, de persuader k Pin- 
culpe que son inter^jt est plutöt de ne pas demander Tassistance d'un 
avocat, que de la demander. En fait, c^est ce qui se produit dans nombre 
de cas, et ce qui, pendant longtemps encore, emp^chera une application 
large et habituelle de la loi du 8 decombre 1897." 

Eine ähnliche ungünstige Beurtheilung erfährt das Gesetz durch 
den ungarischen Oriminalisten B a 1 1 o g h. Derselbe führt im „Bulletin de 
Pünion internationale" (Vol. VIII, S. 109 u. ff.) aus: „Une frftction con- 
siderable du barreau frangais a hautement manifeste son m^contement. 
On a notamment demontre que la loi protege la duree de Pin- 
struction et de la detention preventive q u'e He a u g- 
mente les frais de la procedure, que, parfois, eile 
reduit le juge d'instruction ä Pimpuissance, que les 
inoulpes usent rarement des droits que leur confere 
la nouvelle loi et que la volonte du legislateur pour- 
rait se trouver abregee par des usages contraire s." 

Sein eigenes ürtheil fasst sodann Balogh in Folgendem zusammen: 

„a) La loi n'offre aux inter^ts legitimes de la defense aucune 

garantie pendant Penquöte of ficieuse (Pinformation) ; or, il est evident 

que cette garantie est particulierement necessaire et ä plusieurs egards 

contre les organs policiers et surtout contre le gens d'armerie que Pon 

accuse, dans plusieurs Etats, de recouvir m^me a la torture 

b) Le plus grand defaut que je trouve dans la loi, c'est qu'elle 
n'e st pas egalitaire. Elle n'^assure pas le concurs du conseil aux 
categories sociales faibles. aux gens sans Instruction et sans fortune 
qui en auraient le plus grand besoin; par contre, eile offre, aux inculpes 
f ortunes et aux malf aiteurs professionnels, ruses, habiles en tromperies, 
le moyen d'abuser des droits qu'elle confere, de prolonger Pinstruction, 
de ehicaner le juge d'instruction et de dejouer le resultat de la proc6dure. 
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c) II f aut deaapprouver que l'ehtree en soene du defenseur dei)end 
de la volonte des ineulpes, qxii igrnorent souvent leiir propre intöröt, et 
que le conseil ne puisse prendre la parole qu'apres y avoir 6te autorise 
par le juge d'instruction 

d) Le point essentiel de la r6f orme reside . . . non pas dans la 
prcsence du defenaeur k rinterrogatoire de Tinculpe, mais dans la 
garantie donnee pour le reeherche et la constatation de toutes les cir- 
constanees de decharge. 

e) II est physiquement impossible que les defeuseurs les plus emi- 
nents, ceux. dont le temps est le plus pr^cieux» puissent passer de 
longues heures, simplement ä assister de maniere passive a l'inteiroga- 
loire de rinculpe " 

B a 1 1 o g h's Einwendungen gegen das französische Gesetz vom 
8. December 1897 seheinen uns ganz zutreffend zu sein, aber die Reform, 
die er zur Behebung der vorhandenen liebelst ände in Antrag bringt, und 
an deren Befürwortung er auch später — VIII. Hauptversammlung der 
„Internationalen criminalistischen Vereinigung" — festgehalten hat, 
würde den Stand der Sache eher verschlimmern, als verbessern I Er be- 
antragt nämlich im Sinne einer ziemlich verbreiteten Lehre: Bestellung 
eines öffentlichen, amtlichen Vertheidigers, der neben dem Unter- 
suchungsrichter und neben dem Staatsanwälte die Untersuchung von 
ihrem Beginne an zu Gunsten des Beschuldigten zu führen hätte. 

Wir werden diesen Hof ormvorschlag noch des Weiteren zu erörtern 
und zu prüfen haben, aber schon hier sei bemerkt, dass die Bestim- 
mungen des Gesetzes vom 8. December 1897 weit mehr dazu angethan 
sind, von der Schaffung eines derartigen selbständigen öffentlichen 
Vertheidigungsaiutes abzuschrecken, als zur Ueberzeugung von der Er- 
sprieaslichkeit desselben beizutragen. 

Wenn schon die Cooperation von Vertheidiger und Untersuchungs- 
richter den Gang des Processes verzögert imd darum als unzweckmässig 
anerkannt werden muss, so darf umso weniger von einer Cooperation 
^'on Ankläger, Vertheidiger imd Richter in der Phase der Untersuchung 
ein erspriessliches Resultat für die Processgestaltung erwartet werden. 

Der Anschauung, dass das französische Gesetz vom 8. Dec. 1897 das 
Princip der sogenannten contradictorischen Voruntersuchung nur zum 
Theile verwirkliche, gibt auch M. A. Le Poittevin Aus- 
druck, indem er — („Bulletin de l'Union Internationale", Vol. VIII, 
S. 151 u. ff.) — nach Darlegrung der hauptsächlichen Bestimmungen 
desselben erklärt: „Pourtant cette loi du 8 deeembre n'adopte qu'une 
partie de la methode contradictoire. Plus exactement: la loi s'inspire 
de cette methode dans les prerogatives qu'elle donne ä la defense: mais 
le droit frauQais s'en eloigne precisement sur les 
points quela loi recente n'a pas traites: du cöte de l'action 
publique — car, dans une opinion tres accreditee, le ministere public 
ne pourrait, comme l'avocat, assister aux interrogatoires. Du c6t6 de la 
defense eile — m^me, car 1, ni Finculpe, ni son avocat ne peuvent ötre 
presents a la d^position des temoina (l'avocat sera seulement present 
ä la confrontation, si une confrontation est ordonn6e par le juge); 
2. le moment ou le conseil a connaissance du dossier, c'est-a-dire la veille 
de chaque interrogatoire, dopend du pouvoir discretionnaire du juge. 
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qui interroge quand il le croit utile: k ces deux points de vue, noud 

reconnaltrions plutdt le contröle apres coup " — Wir halten das 

von Le Poittevin über das Gesetz vom 8. December 1897 gefällte Urtheil 
für ein abfälliges. (Herr Dr. Benedikt erklärt in einem am 28. Februar 
in Wien abgehaltenen Vortrage, dass sieh Le Poittevin in Pest günstig 
über das Gesetz ausgesprochen habe; hier muss wohl seitens des Herrn 
Dr. Benedikt ein Irrthum vorliegen!) 

Die Praxis hat zu dem mehrerwähnten Gesetz gleichfalls eine un- 
günstige Stellung eingenommen. Zunächst in einer Debatte, die im 
Schosse der „Soci^t^ generale des prisons" zu Paris in den Jahren 1898 
und 1899 an vier Discussionsabenden abgeführt wurde. 

Aus derselben heben wir nach der ,3eviie penitentiaire", dem Or- 
gane der genannten Gesellschaft, folgende Hauptpunkte hervor: 

In der ersten Sitzung am 22. Juni 3898 erklärt L a s e r r e, Advocat 
aus Genf, dass analoge Bestimmungen, wie sie das französische Gesetz 
vom 8. December 1897 enthält, bereits seit dem Jahre 1884 in seiner 
Heimat gelten, dass sie aber daselbst zu gar keiner Bedeutung gelangt 
sind, weil die Advocaten äusserst selten von den ihnen eingeräimiten 
Rechten — hei dem Verhöre des Beschuldigten durch den Unter- 
suchungsrichter anwesend zu sein — Gebrauch machen. 

Ebenso ungünstig beurtheilen die französischen Advocaten 
G u i 1 1 o t und C 1 a r o das neue Gesetz, weil dasselbe dem Vertheidiger- 
Btande grosse und gänzlich unnütze Zeitopfer aufbürde, indem die 
Advocaten bei den Verhören zu allermeist auf eine passive Assistenz 
beschränkt seien. 

In einer zweiten Sitzung der genannten Gesellschaft (9. November 
1898) legt A. Riviere die ihm aus 53 G^richtsbezirken über die 
Wirksamkeit des Gesetzes zugegangenen Berichte vor, die fast sänunt- 
lich sehr ungünstig lauten und von Riviere mit folgenden Worten zu- 

sammengef asst werden : „I^es resultats ont 6te : augmentation 

de la duree et des frais des procedures, Prolongation 

des detentions präventives Pas un seul c a s, en 

province, ne m'a ete signal6 dans lequel se sait m.ani- 
festee l'utilite de la pr6sence de l'avocat apres du 
uiagistrat instructeur ** 

Zur Entschuldigung der grossen Mängel des Gesetzes macht der 
in der Sitzung anwesende frühere Minister Ribot, unter welchem der 
Entwurf die Gesetzeskraft erlangt hatte, in sehr bezeichnender Weise 
Folgendes geltend: „La loi a ete votee trös rapidement ä la Chambre 

des d6putes, il n'y a pas eu de discussion ä la £n d'une legislation, 

on est quelquefois plus press«, qu'il ne conviendrait." 

In einer dritten Sitzung der Gefängnissgesellschaft (21. December 
1898) erfährt das Gesetz gleichfalls eine vielfach sehr ungünstige Be- 
urtheilimg. 

Der Procureur general Regnault zu Amiens erklärt : ... je suis 
oblige de doclarer qu'au point de vue pratique, c'est une loi d6plo- 
rable, qui n'a r e a 1 i s e au cun des avantages sur lesquels 
on comptait. 

In voller Uebereinstimmung mit Riviere erklärt Regnault weiter : 
„Je ne vois que le prolongement de la d6tention pro- 
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ventive, le lenteur des procedures, raugmenta t ion 
des frais ... G'e st une loi qui profite auz malfaiteurs 
et non aux honn^tes gens.^' 

In einer gründlichen Auseinandersetzung gibt weiters G a r q o n 
sein Votum dahin, dass das Gesetz in der Form, wie es erlassen worden 
sei, sich nur dort durchführen lasse, wo es eine zahlreiche und intelli- 
gente Polizei gäbe; das sei aber am Lande nicht der Fall, weshalb der 
Untersuchungsrichter daselbst nicht durch Formalitäten, Ueberwachun- 
gen, C'ontrolsmassregeln etc. beschränkt werden dürfe. G a r q o n spricht 
sich weiter dafür aus, dass die eigentliche untersuchende Thätigkeit 
einer unter der Aufsicht und Ingerenz des Staatsanwaltes thätigen 
Criminalpolizei zuzuweisen wäre. 

In der vierten und der Erörterimg des Gesetzes gewidmeten letzten 
Sitzung gab zunächst die Frage, ob die Bestimmung über die obligatori- 
sche Zuziehung eines Yertheidigers auch auf die Confrontation des 
Beschuldigten mit Zeugen Anwendung finden solle, Anlass zu einer ein- 
gehenden Erörterung, an welcher sich auch Berenger betheiligte. 
Auch er bekennt sich als Gegner des Gesetzes und ver- 
ficht die. Anschauung, dass die Wirksamkeit des- 
selben so weit als möglich eingeschränkt zu werden 
habe, weshalb er auch zu dem Schlüsse gelangt, es sei dem Anwälte 
von einer bevorstehenden Confrontation keine Kenntniss zu geben. 

Das Princip und die Wirksamkeit des Gesetzes wurde weiters in 
der Vm. Hauptversammlung der „Internationalen criminalistischen 
Vereinigimg" (zu Budapest im Jahre 1899) in lebhaft eingehender 
Debatte erörtert, wobei die französischen Praktiker sich der Haupt- 
sache nach in folgender Weise äusserten. 

A 1 b a n e 1, Untersuchungsrichter am Tribunal de la Seine, erklärt, 
dass er in mehrjähriger Handhabung des Gesetzes die Erfahrung ge- 
macht habe, dass der von dem Beschuldigten gewählte Vertheidiger sich 
wohl zum Verhöre einstellt, weil es doch unmöglich ist, dass er, vom 
Beschuldigten entlohnt, von dem Verhöre ausbleiben könnte, dagegen 
komme der vom Gerichte oder von der Anwaltskammer bestellte Ver- 
theidiger eben nur daim zum Verhöre, wenn ihm dies mit Bücksicht 
auf die von ihm anderweitig übernommenen Vertretungen möglich sei; 
es wäre darum die Schaffung eines öffentlichen Vertheidigeramtes wün- 
schenswerth. 

M. T e 1 1 i e r, Mitglied des Apellhof es zu Douai, erklärt . . . Eh 
bien, je puis le dire en m'appuyant sur Texperience, cettc loi du 8 de- 
cembre 1897 est aujourdhui (also nach kaum mehr als einjähriger 
Wirksamkeit) abandonnee par tous avec une unanimite 
qui ne rencontre, je crois, aucune dissidence. Je prends 
les trois categories de personnes qui ont inter^jt ä cette loi. Ces trois 
categories sont le juge d'instruction, Tinculpe et Pavocat. 

Pour les juges d'instruction, je ne crois pas que les juges 

d'instruction aient trouvö lä une amelioration a la Situation pr^cedente. 
Quant aux avocats, . . . on les trouve radicalement dans le möme sens 
que les juges d'instruction .... 
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En ce qui touche les inculpes, l'un d'eux me disait, r6petant ce 
proverbe que Pon cite si souvent. Oh . . . que Dieu se charge de mes amis, 
quant ä mes ennemis, moi je m'en charge moi - mOme. 

Ses amis, e^etaient eeux qui croyant faire o e u v r e e n 
sa faveur, avaient veritablement travaille contro 
1 u i. Ils avaient f ait oeuvre contre lui, pourquoi ? Parceque dans rim- 
mense majoritö des cas, Teifet de la loi en question estdeprolonger 
pendant un temps considerable la detention pre- 
ventive 

Auch C o n t e, Untersuchungsrichter am Tribunal zu Marseille, 
weiss dem vielfach citirten Gesetze wenig Gutes nachzusagen. Die durch 
dasselbe inaugurirte Procedur sei langwierig und führe Verzögerimgen 
herbei, unter denen zunächst die Beschuldigten zu leiden haben, zu 
deren Schutze das Gesetz doch in erster Linie gegeben worden sei. 

Das Vorverfahren müsse nach anderen Principien eingerichtet 
sein, als das Verfahren vor dem erkennenden Gerichte; ist dies nicht 
der Fall — so gestalte sich die Hauptverhandlung zu einer einfachen 
Wiederholung des Vorverfahrens und sei dann zum mindesten über- 
flüssig. 

Xach dieser beachtenswerthen Erwägung gelangt der französische 
Praktiker zum Schlüsse, dass das Vorverfahren zur Gänze „Entierement" 
— dem Staatsanwälte zu überlassen sei. Derselbe müsste frei und un- 
eingeschränkt sich die Beweise verschaffen können, er dürfe nicht in 
jedem Augenblicke durch unnütze Formalitäten aufgehalten werden — 
und es sollte nicht dem Misstrauen gegen freie amtliche Thätigkeit 
durch lästige Controlmassregeln neue Nahrung gegeben werden, da doch 
die Beamten mehr Vertrauen verdienten, als die verfolgten Uebel- 
thäter 

Die hier citirten Urtheile dürften wohl genügen, um erkennen 
zu lassen, dass das jüngste Product der französischen Straf process- 
gesetzgebung sich nicht bewährt habe und darimi zur Nachahmimg in 
anderen Ländern nicht einladen könne. 

Die gross angelegte Reform, welche mit dem „Pro j et de loi ten- 
dant ä reformßr le code d'instruction criminelle" im Jahre 1879 ein- 
gesetzt hatte, schrimipfte zunächst auf die wenigen Bestimmungen des 
Gesetzes vom 8. December 1897 zusammen und die durch dieses Gesetz 
inaugurirten Neuerungen werden von Theorie und Praxis mit Ent- 
schiedenheit bekämpft und fast einmüthig abgelehnt. 

Das Gesetz wurde zum Schutze des Beschuldigten erlassen und es 
wird gegen dasselbe der schwere Vorwurf erhoben, dass die Bestim- 
mimgen desselben den Gang des Verfahrens verzögern, die Kosten des- 
selben für den Beschuldigten erhöhen und die Haft des letzteren ver- 
längern. Die offenbaren Nachtheile der neuen Procedur überwiegen 
daher die in Aussicht genommenen und etwa erreichbaren Vortheile um 
ein Bedeutendes. 

Dabei kommt aber noch weiter Folgendes in Betracht zu ziehen. 
Von den Anhängern der gerichtlichen Voruntersuchung wird die Thätig- 
keit des Untersuchungsrichters wegen der Unparteilichkeit und Objec- 
tivität desselben gerühmt, wie lässt sich wohl mit dieser noch später 
zu erörternden Anschauung jene in Einklang bringen, welche von vorne- 
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herein einen Schutz des Beschuldifften gegen eben diesen Untersuchungs- 
richter als unerlässlich erklärt und für die Wahrnehmung der Interessen 
des Beschuldigten bei dem Verhöre durch Berufung eines Vertheidigers 
sorgen zu müssen glaubt? 

Nun könnte wohl gegen diese Argumentation eingewendet werden : 
Der Fehler des Gesetzes vom 8. December 1807 läge eben darin, dass 
durch dasselbe die sogenannte contradictorischo Voruntersuchung nur 
zum Theile verwirklicht werde; diese Einwendimg wäre aber gewiss 
verfehlt, eine volle Verwirklichung des Grundgedankens der contra- 
dictorisohen Voruntersuchung müsste die soeben angeführten Mängel 
nur noch fühlbarer machen. 

Dem genannten Systeme, das insbesondere unter den französischen 
Processualisten seine Anhänger findet, liegt das Princip zugrunde, dass 
Grundsätze, die sich bei der Einrichtung des Hauptverfahrens bewährt 
haben, auch auf das vorbereitende Verfahren ihre Anwendung zu finden 
hätten, um <iie Farteirechte des Beschuldigten gegen die möglichen 
Uebergriffe des Verfolgers sicherzustellen. 

Der hier zuletzt erwähnte G^edanke wird wohl immer Zustimmung 
finden, doch darf er nicht auf Kosten des eigensten Wesens des vor- 
bereitenden Verfahrens verwirklicht werden wollen, wie dies eben bei 
der contradictorischen Voruntersuchung der Fall ist. 

Zur Sammlung des Processmaterials zum Zwecke einer erst später 
anzurufenden Entscheidung der Strafsache bedarf es vor Allem eines 
energischen, einheitlichen, zielbewussten und raschen Vorgehens des 
mit dieser Aufgabe betrauten Amtsorgans. Mit diesem ist aber das 
Wesen einer contradictorischen Voruntersuchung unvereinbar, da ein 
solches durch den Formalismus, durch das contentiöse Verfahren und 
durch das unvermeidliche Rechtsmittelverfahren den Gang des Pro- 
cesses wesentlich verzögern und jede rasche energische Entwicklung 
desselben hintanhalten muss. 

Wird der formelle Streit zwischen den Processparteien — welcher 
im Hauptverfahren die unmittelbar nachfolgende Endentscheidung der 
Strafsache erleichtert und ihr eine verlässlichere Grundlage verleiht — 
schon in die ersten Stadien des Strafverfahrens verlegt, so kann dies 
das Aufsuchen der Beweise und die Feststellung der für die Entscheidung 
möglicherweise wichtigen Thatsachen gewiss nicht fördern, weil hie- 
durch die Energie der Verfolgung der Sache (und nicht etwa die Ver- 
folgung des Beschuldigten allein) offenbar beeinträchtigt werden muss. 
Diese wohl kaum zu widerlegenden, gegen die contradictorische Vor- 
untersuchung sprechenden Gründe sollten dazu führen, den Versuch, 
die Keform des modernen Strafprocesses im Wege einer solchen Um- 
gestaltung des vorbereitenden Verfahrens verwirklichen zu wollen, auf- 
zugeben. 

Hiebei kann aber gleichwohl die Wahrung der Eechte des Be- 
schuldigten im Auge behalten und geprüft werden, ob sich dieselbe nicht 
in anderer Weise verwirklichen lassen könnte, ohne dass hiedurch der 
energischen und einheitlichen Thätigkeit der Sammlung und Vorbe- 
reitung des Processstoffes irgendwie Abbruch geschehen müsste. 

Vor Allem sollte diesfalls die Erkenntniss sich Bahn brechen, dass 
das Vorbild des englischen Verfahrens, welches auf die neuesten fran- 
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zösischen Hef ormbestrebungen nicht ohne £influss geblieben ist, die Ein* 
führung der sogenannten contradictorischen Voruntersuchung nicht zu 
rechtfertigen vermag. 

Betreffs der Stellung des Richters in der englischen Vorunter- 
suchung müssen ausführlichere Erörterungen wohl einer anderen Dar- 
stellung vorbehalten bleiben, aber auch hier muss bemerkt werden, daas 
der Juge d'instruction des französischen Frocesses dem Kichter im 
englischen Vorverfahren keineswegs an die Seite gestellt werden darf. 
Letzterer ist ein wirklicher Kichter, ersterer trägt — und dies zu Un- 
recht — nur den Namen eines solchen, ist aber in Wahrheit ein partei- 
mässig verfolgendes Frocessorgan, dem übrigens die ihm im Wege ge- 
schichtlicher Entwicklung vom Gesetze zugewiesene Thätigkeit nichts 
Anderes zu sein gestattet. 

Finden darum vor dem Richter in der englischen Voruntersuchung 
Parteiverhandlungen über die Grösse der Schuldwahrscheinlichkeit, über 
die Gefahr der Flucht, über die Art der Beweissammlung und über 
andere Fr ocessum stände, und dies theilweise unter der Controle der 
Oeffentlichkeit, statt, so kann aus dieser Thatsache durchaus nicht ge- 
folgert werden, dass ein gleiches Verfahren auch vor dem Untersuchungs- 
richter des Continentes durchzuführen wäre imd hier dem Frocesszwecke 
ebenso förderlich sein könnte, als dies bezüglich des contentiösen Ver- 
fahrens im englischen Strafprocesse gemeinhin angenommen zu werden 
pflegt. 

Kann somit auf dem bisher eingeschlagenen Wege eine gedeih- 
liche Reform des französischen Strafprocesses nicht erwartet werden, 
so fragt es sich nunmehr, welche Aendenmgen in dem französischen 
Frocesssysteme platzgreifen müssten, um dem allseits empfundenen 
Reformbedürfnii^se Rechnung tragen zu können. 

Eine solche Aenderung scheint uns zunächst von der Anbahnung 
einer richtigen Erkenntniss der historischen Grundlagen des Code 
d'instruction criminelle abhängig zu sein, die wir in Folgendem zu er- 
blicken glauben. 

Die französischen Criminalisten suchen die historische Grundlagre 
des grossen Frocessgesetzes aus dem Jahre 1803 zu allermeist in der 
berühmten Ordonnance Ludwig XIV. aus dem Jahre 1670, indem sie 
darauf verweisen, dass vom Zeitpunkte der ersten Frocessreform (1789) 
sich bezüglich des Vorverfahrens allmälig eine Rückkehr zu der ge- 
nannten Ordonnance vollzogen habe, eine Rückkehr, die insbesondere 
in den Arbeiten der Conmiission, aus deren Berathung der Code d'in- 
struction criminelle hervorging, erkennbar wird. Dieser Anschauung ist 
gewiss beizupflichten, nicht aber jener, welche die Art der erfolgten 
Reception in nachstehender, überaus einfacher Weise darlegt. 

Es sei, so wird gesagt, nur das vorbereitende Verfahren, wie 
es in der Ordonnance 1670 enthalten ist, in den Code d'instruction crimi- 
nelle herübergenommen worden, während an die Stelle des Erkennt- 
nissverfahrens der Ordonnance das neue, auf Mündlichkeit, 
Oeffentlichkeit, Anklageform etc. J>eruhende, theilweise dem englis<dien 
Frocesse nachgebildeie Verfahren getreten sei. In diesem Sinne sagt ins- 
besondere E s m e i n in seinem grundlegend gewordenen Werke ,JBÜ8toire 
de la prooedure criminelle**, S. 532 : „L'instruction preparatoire du Code 
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d'instructioii criminelle c'est la procedura de l'Ordonnance de 1670 j u s- 
q u'a u regle ment a Textraordinair e." 

Xach dieser Behauptung hätte also nur das Vorverfahren der Or- 
donnance in dem Code d'instruction criminelle Aufnahme gefunden, 
nicht aber das sogenannte Keglement ä Textraordinaire, in welchem 
sich bereits das damalige Erkenntnissverfahren verkörperte. 

Diese Auffassung £ s m e i n's, der sich andere Criminalisten ohne 
Bedenken angeschlossen haben, und die, wie es uns scheint, die heutige 
französische Processlehre beherrscht, halten wir aber für unrichtig 
und sind vielmehr der Anschauung, dass man sich im Jahre 1808 bei 
der Abfassung der Bestimmungen über die Instruction preparatoire 
mit der Wiedergabe der Normen der Ordonnance bezüglich des vor- 
bereitenden Verfahrens nicht begnügt habe, und dass man darum 
auch nicht, wie E s m e i n behauptet, bei der erwähnten Reception vor 
dem sogenannten Proces ä Pextraordinaire stehen geblieben sei. 

Den Nachweis für die Richtigkeit unserer Annahme liefert zu- 
nächst das eigene Zugeständniss eines Mitgliedes jener Commission, 
welcher die Abfassung des Gesetzeswerkes vom Jahre 1808 übertragen 
wurde. So erklärt Cambaceres (Locr6 t. XXV, p. 130) : 

„Quand on lit le projet de Code on s'apergoit que beaucoup de ses 
dispositions sont empruntes ä TOrdonnance de 1670. Teile est entre 
outre Celle qui concerne le reglement ä Pextraordi- 
n a i r e " 

Hier wird somit im unverkennbaren Gegensatze zu der oben citirten 
Behauptung Esmein's ausdrücklich zugestanden, dass das der Ordon- 
nance aus dem Jahre 1670 eigenthümliche Reglement ä Textraordinaire 
seinen Eingang in das „Projet" gefunden habe, aus welchem es sodann 
in das Processgesetz selbst übernommen wurde. 

Diese Thatsache geht übrigens aus der Vergleichung des Inhaltes 
der beiden Gesetzeswerke (aus dem Jahre 1670 und aus dem Jahre 1808) 
selbst ganz unzweifelhaft hervor. 

Was bildet den Hauptinhalt des sogenannten Reglement ä 
Textraordinaire? Es war dies das „R6colement", d. i. das solenne richter- 
liche Zeugenverhör imter Feststellung der gemachten Angaben und die 
Conf rontation der Zeugen mit dem Beschuldigten, welche dem Verhöre 
desselben nachzufolgen haben und der Fällung des Urtheiles voran- 
gehen. 

Das sind nun aber processuale Massnahmen, welche dem Vorver- 
fahren des Code d'instruction criminelle durchaus nicht fehlen und von 
dem Untersuchungsrichter jedes Mal vorgenommen zu werden haben, 
wenn die Erforschung und Feststellung der Sachlage dieselben erfor- 
derlich erscheinen lassen. 

Hieraus folgt aber, was, unserer Meinung nach, bisher so wenig be- 
achtet und gewürdigt wurde : „dass in den Bestimmungen des 
Code d'instruction criminelle bezüglich des Vorver- 
fahrens wesentliche Elemente des Erkenntnissver- 
fahrens aus dem älteren Processe Aufnahme gefun- 
den habe n." 

Was im Cr iminal verfahren nach der Ordonnance schon zur Ueber- 
weisung des Beschuldigten diente und sohin schon zur Phase des Er- 
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kenntnissverfahrens gehörte, das wurde im Code d'instruetion criminelle 
zu einem Elemente des vorbereitenden Verfahrens, welchem die formelle 
Erhebimg der Anklage und die Prüfung der Stichhältigkeit derselben 
erst nachzufolgen hatte. 

Ist dies aber der Fall, dann erscheint dargethan, dass der Schwer- 
punkt des Verfahrens im geltenden französischen Criminalprocesse in 
die vorbereitende Phase desselben gelegt Nvurde und dass in diesem 
Processstadium weit mehr geschieht, als mit dem Begriffe einer blossen 
Sammlung) des Processmaterials in Einldang gebracht zu werden 
vermag. 

Eine Revision des Processes in d i e s e m Punkte erscheint uns daher 
unerlässlich zu sein, bevor an eine gedeihliche Reform des Vorver- 
fahrens gedacht zu werden vermag. 

Dass es an einer richtigen Erkenntniss und Würdigimg des der 
„Instruction" des Untersuchungsrichters vorausgehenden, bloss vorbe- 
reitenden Verfahrens mangelt, wird übrigens auch von französischen 
Criminalisten ausdrücklich zugegeben. So citirt beispielsweise G a r - 
r a u d (Pr^cis de droit eriminel, S. 591) den Wortlaut des Art. 8 des 
Code d'instruetion criminelle: „La police judiciaire recherche les crimcs, 
los delits et les contra ventions, en rassemble les preuves et en livre les 
auteurs aux tribunaux charges de les punir" und knüpft an denselben 
folgende Auseinandersetzung : 

„. . . deux circonstances sont de nature ä creer quelque c o n f u- 
s i o n. D'abord la reunion assez f rcquente des pouvoirs de police admi- 
nistrative et judiciaire dans les m^mes mains. 

Ensuite ledoublesens dont est susceptible Texpression de police 
judiciaire. Tantöt en effet, eile designe toute Foeuvre de la justice crimi- 
nelle jusqu'au jour oü se reunit la Jurisdiction de jugement .... 

Tantöt, au contraire, eile designe seulement les actes pro- 
visoires qui precedent le premier exercice de Faction 
publique et qui ont pour but d'eclairer non pas le juge, 
mais le ministere public. Le jour oü le procureur de la Repu- 
blique saisit le juge d'instruetion, le jour oü il saisit directement la 
Jurisdiction de jugement, ce jour, lä le röle de la police finit, le röle de 
Tinstruction preparatoire ou definitive conunence. Mais pour que le 
procureur se decide ä agir, il f aut que quelques indices quelques preuves 
lui revelent Finfraction et le coupable. 

Porter ces indices ou ces preuves ä sa connaissance c'est la phase 
policiere du proces penal. La 1 o i n'a determine ni les condi- 
tions ni les formes de la plupart de ces actes de re- 
cherches (enqu^tes, expertises etc.). Elle designe sim- 
plement les fonctionaires qui en sont charges " 

Wie wir sehen, klagt G a r r a u d über den Doppelsinn der Bezeich- 
nung „Phase policiere"; einmal bedeute „Phase policiere" das ge- 
8 a m m t e — bis zur Ilauptverhandlung sich abwickelnde — Vorver- 
fahren „toute Foeuvre de la justice criminelle j u s q u'a u jour o ü 
se reunit la Jurisdiction de jugement", das andere Mal bezeichne die 
„Phase policiere" nur den Inbegriff der provisorischen Acte, die 
der ersten Erhebung der öffentlichen Klage — dem Verf olgungs- 
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antrage des Procureurs — vorangehen und deren Zweck es ist, nicht 
den Richter, sondern nur den öffentlichen Ankläger zu informiren. 

Die Klage Garraud's ist richtig, aber in der von ihm diesfalls be- 
haupteten „Confusion" brauchte immerhin doch nur ein Etiquettefehler 
der Legislation gefunden werden, dem durch eine Änderung der Xo- 
menclatur abzuhelfen wäre. 

Ernster dagegen und für die Frage einer rationellen Entwicklung 
des Vorverfahrens im französischen Processe von entscheidender Wich* 
tigkeit ist Folgendes: 

Nach der oben citirten Darstellung ist G a r r a u d sich der Auf- 
gabe der sogenannten ,J^hase policiere" im engeren Sinne wohl bewusst, 
denn er hebt ganz zutreffend hervor, dass das Gesetz weder die Bedin- 
gungen, noch die Formen der in der ,J*hase policiere" vorzunehmenden 
Acte bestimmt, sondern nur einfach die Functionaire bezeichnet, welche 
mit jenen Ermittlungen betraut erscheinen. 

Wir vermissen aber bei G a r r a u d sowohl, als bei den übrigen 
französischen Processualisteu die Erkenntniss, dass das Strafverfahren 
gegen den Beschuldigten schon mit der sogenannten „Phase policiere^' 
seinen Anfang nehme und dass die sogenannten „Actes provisoires", wie 
sie G a r r a u d zu nennen für gut findet, bereits Acte der wirklichen 
Straf Untersuchung sind. 

Sieht man, wie dies in der oben citirten Darstellung Garraud's 
geschieht, die vorbereitende Untersuchung (Instruction preparatoire) 
erst dann für eingeleitet an, wenn der Staatsanwalt den Untersuchungs- 
richter zum Einschreiten auffordert, so hat dies zur Folge, dass der 
reformatorische Grundgedanke, nach welchem das Processmaterial der 
Hauptsache nach durch den Staatsanwalt und durch die Polizei ge- 
sammelt zu werden habe, gar nicht aufzukommen vermag. So ver- 
schliessen sich denn auch die französischen Processualisteu der An- 
schauung, dass die sogenannte „Phase policiere" und die Instruction pre- 
paratoire der Sache nach demselben Zwecke dienen, dass somit die 
letztere Phase durch die erstere zur Gänze ersetzt werden kann. Dort, 
wo dagegen, wie dies beispielsweise im deutschen und österreichischen 
Verfahren der Fall ist, es eine besondere, selbständige und formal aner- 
kannte Processphase gibt, in welcher, bevor die gerichtliche 
Voruntersuchung beginnt, das Processmateriale gesammelt 
werden kann, dort liegt es nahe, zu erkennen, dass es einer gericht- 
lichen Voruntersuchung zur Instruction des Processes gar nicht be- 
darf und dass an die Stelle der Thätigkeit des Untersuchungsrichters jene 
eines anderen Verf olgungsorganes ohne Abbruch für den Zweck des Ver- 
fahrens treten kann. Diese Thatsache verkennend, schwanken dariun auch 
die französischen Criminalisten zwischen zwei Extremen; sie befüi'worten 
einerseits das System der sogenannten directen Ladung, in welchem die 
Anklage fast ohne jede Vorbereitung sofort an das entscheidende Ge- 
richt gebracht wird (Art. 182 des Code d'instruction criminelle), ander- 
seits treten sie für jenes System ein, welches der Erhebimg der Anklage 
eine weitwendige und umständliche Procedur vor dem Untersuchungs- 
richter vorangehen lässt. 

In weiterer ConseQuenz der mangelnden Rücksichtnahme auf die 
Thatsache, dass die in der „Phase policiere" gesammelten „Renseigne- 
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ments" vielfach dazu ausreichen würden, um eine Basis für die zu er- 
hebende Anklage zu schaffen, bewegen sich daher auch die bisherigen 
französischen Processreformversuche vorwiegend nur auf dem Boden 
einer wenig erspriesslichen Umgestaltung der Art der durch den Juge 
d'instruction vorzimehmenden Sammlung des Frocessmaterials. 

Diese Processphase der durch den Untersuchungsrichter vorzuneh- 
menden Instruction soll durch Einführung der contradictorischen Ver- 
handlung, der obligatorischen Vertheidigung des Beschuldigten, der 
unbeschränkten Parteienöffentlichkeit etc. dem richterlichen Erkennt- 
nissverfahren näher gebracht V7erdeii, wobei aber übersehen wird, dass 
durch derartige Neuerungen das vorbereitende Verfahren seinem 
Hauptzwecke leicht entfremdet zu werden vermag. 

Wird schon durch den Mangel der Erkenntniss, dass die soge- 
nannte „Phase policiere" zum eigentlichen Strafverfahren gehöre, das 
Werk einer gedeihlichen Reform des französischen Proeesses erschwert, 
so gesellt sich zu den hiedurch bereiteten Schwierigkeiten noch eine 
weitere, die wir in der dem französischen Rechte bisher eigenthüm- 
lichen Auffassung der Stellung des Procureurs zur Untersuchung zu er- 
kennen haben. 

Es erscheint auch hier zweckdienlich, zunächst mit einigen Worten 
auf die Entstehungsgeschichte des Code d'instruction criminelle zu- 
rückzukommen. 

Wie wir bereits oben erwähnt haben, ging das französische Criminal- 
verfahren von seiner ersten, im Jahre 1789 sich vollziehenden Reform 
schrittweise zu den Principien der Ordonnance aus dem Jahre 1670 
zurück. 

Der letzte Schritt nach dieser Richtung geschah bei der Berathung 
des Entwurfes zu dem heute geltenden Gesetze vom Jahre 1808. 

Dieser Entwurf enthielt noch im Geiste der früheren Process- 
gesetze vom Jahre 1789, 1791, des Code des delits et des peines vom J. IV 
die Bestimmung, dass die Sicherheitsbeamteu (magistrats de sörete) 
die Untersuchung zu führen, sohin die Vernehmungen der Zeugen und 
Beschuldigten zu leiten, Haus-, Personsdurchsuchungen und Beschlag- 
nahmen zu verfügen, Verwahrungs- und Haftbefehle zu erlassen haben, 
während der Untersuchungsrichter nur dazu berufen sei, die von diesen 
Sicherheitsbeamten bereits geführte Untersuchung zu ergänzen und im 
Xothfalle zu wiederholen. 

Es lautet darum auch Art. 103 des erwähnten „Projet", wie folgt: 

„II" — le juge d'instruction — „est charge de com- 
pleter l'instruction commencee par le magistrat de 
sürete ou m^me de la refaire en tous ou en partie, quand il le 
jugera convenable." 

Die hier citirte Bestimmung wurde bei der ersten Lesung des Projet 
noch unberührt gelassen, aber bei der zweiten, im Jahre 1808 stattge- 
fundenen Lesung stiess sie auf lebhaften Widerspruch. 

Man machte gegen den Magistrat de sdrete, welcher als Ministere 
pubKc fungirte, geltend (Locre t. XXV, p. 123) : 

„Par son institution le ministere public est partie; ä ce titre 
il lui appartient de poursuivre, mais par cela möme 
il serait contre la justice de le laisser faire des 
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actes (l'instructio n'*, und weiter „Le procureur imperial serait 

un petit tyran, qui f erait trembler la cite ", endlich „Tous les 

citoyens trembleraient, s'il voyaient dans le m^me homme le pouvoir 
de les aecuser et celni de recueillir ce qui peut justifier son aceusation". 

Nach dem natürlichen Laufe der Dinge hätte man darin, dass 
Jemand, der die Beweise sammelt, auch die Klage überreicht und durch- 
führt, nichts Auffälliges erblicken sollen; aber zur Zeit der Entstehung 
des Code d'instruction criminelle verfehlte ein Hinweis darauf, dass es 
für die Sicherheit des Bürgers gefährlich sei, wenn man mehrere Func- 
tionen einem und demselben staatlichen Organe einräume, seine Wir- 
kung nicht. 

Man komite es nicht über sich gewinnen, das „Poursuivre" und 
das „S'informer** dem Procureur zu übertragen und so liees man den 
Art. 103 in der vom „Projet" vorgeschlagenen Passung fallen. 

Vergebens machten Treilhard, Merlin, Kegnaud de Saint-Jean 
d'Angely geltend: „que le procureur, pour poursuivre, püt ^tre in- 

struit des f aits" »»que les anciens principes ne pouvaient plus 

6t re appliques aujourd'hui" »qn'il fallait aller vite et que forcer 

le procureur ä requerir le juge, entra!nait une lenteur dangereuse", aber 
diese und andere Gründe, welche zu Gunsten der Aufrechterhaltung des 
Art. 103 des „Projet" geltend gemacht wurden, vermochten den Wider- 
stand der Gegner nicht zu besiegen; sie führten lediglich zu einem Com- 
promisse, über dessen Wesen und Bedeutung wir zunächst Es mein 
sprechen lassen wollen. Derselbe hebt hervor (Histoire de la procedure 
criminelle, S' 531 u. ff.), dass auf die hier erwähnten Einwendimgen 

Treilhard's, Merlin's u. A l'archichancelier . . . admit qu'en cas 

de flagrant delit, s'il s'agissait d'un crime, le procureur imperial serait 
autorise ä faire les actes d'instruction urgente : „Dans le cas de flagrant 
delit, peu Importe par qui le fait est Consta tc. 

11 n'y a nul inconvenient, par exemple; a ce que le procureur im- 
perial constate qu'on ä trouve un cadavre, mais il serait tres- 
dangereux de lui accorder le m^me pouvoir hors le 
cas de flagrant delit " 

Diese Anschauung des französischen Erzkanzlers ist von Berlier 
unterstützt worden, der weiters meinte: „C'on ne pourrait pas sur la 
reclamation du maitre ou de chef de maison, admettre la m^me forme 
de poursuite ou d'instruction, que pour les flagrants dölits." 

Auf diese Weise kamen die Bestimmungen der Art. 32 bis 47 des 
Code d'instruction criminelle zustande, bezüglich deren Esmein bemerkt: 

„Ainsi la division des fonctions entre le juge et le procureur, la 
distinction entre la poursuite et Instruction, furent admises avec ces 
tempcraments. Voilä comment il se fait que le flagrant 
delit a repris dans le Code d'instruction criminelle 
une place importante, qu'il n'o c c u p e d'o rdinaire que 
dans les legislations primitives. Voila aussi comment il 
se fait que la loi, a c6te du flagrant delit proprement dit, enimiere un 
certain nombre de cas, qui y sont assimiles ..." 

Dieses Compromiss, welche« den Procureur im Falle des Flagrant 
delit zur eingehendsten und förmlichsten Untersuchung beruft, ihn 
dagegen ausserhalb der Fälle des Flagrant delit von jedweder Uuter- 

Ueber einige Reformeo dei Vorverfahrens im modernen Straf^rocesse. 3 
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suchungsthätigkeit ausgeschlossen wissen will, hat für die Entwicklung 
des französischen Criminalprocesses eine ungemeine Wichtigkeit er- 
langt. 

Zuvörderst hat man sich der eingehendsten und umständlichsten 
Untersuchung der Präge zugewendet, wann ein hegangenes Delit als ein 
Delit flagrant anzusehen sei und man ist dazu gelangt, den Art. 41 
und 46, welche die Legaldefinition desselben enthalten, eine Auslegung 
zu geben, welche es nicht leicht macht, zu entscheiden, wann ein Delit 
als flagrant und wann es als n o n flagrant anzusehen sei. *) 

Aber ungeachtet dieser Unbestimmtheit der Begriffe, und der mini- 
malen Verschiedenheit zwischen Delit flagrant und Delit non flagrant, 
soll gleichwohl in ersterem Falle ein anderes Untersuchungsverfahren 
platzgreiien, als im letzteren; dort soll der Procureur zu einer ganz ein- 
gehenden, von ihm selbst geführten Untersuchung berechtigt und ver- 
pflichtet sein, während er sich hier auf das blosse „Poursuivre" zu be- 
schränken hat. Womit will dieser einschneidende Unterschied gerecht- 
fertigt werden? 



*) Art. 41 des Code d'instruction criminelle erklärt: 

Le dölit qui se conimet actuellement, ou qui vient de se commettre, est 
an flagrant ddlit. Seront anssi räpnt^s flagrant d^lit, le cas oü le prdrena est 
poursuivi par la clameur publique et celui oü le prövenu est tronv^ saisi d*effets, 
armes, instruments on papiers faisant pr^sumer qu'il est auteur ou complice, 
pourvu que ce suit dans an temps voisin du d^lit. 

Art. 46. 

Les attributions faites ... au procureur . . pour les cas de flagrant dölit 
auront lieu aussi toutes les fois que s'aggisant d'un crime ou d^lit, m§me non 
flagrant, commis dans l'int^rieur d'une maison, le chef de nette maison vequerra 
le procureur . . de le constater. 

Schon der hier citirte Wortlaut der beiden Bestimmungen ladet dazu ein, 
dem Umfange des Begrifi'es „Flagrant d^lit" die grösste Ausdehnung zu geben. So soll 
nach Art. 41 der Fall schon dann als „Flagrant delit" angesehen werden dürfen, 
wenn der Beschuldigte durch den „öffentlichen Ruf" — clameur publique — als 
Thäter bezeichnet wird — wie leicht ist es, ein solches Requisit herzustellen, der 
Procureur kann jedes Gerücht, welches die Polizei in Schwung gesetzt hat und 
einigermassen Glauben findet, weil es nicht sofort widerlegt zu werden vermag, 
unbedenklich als Clameur publique auffassen und darauf hin seine Thätigkeit 
gegen den Verdächtigen beginnen. 

Ebenso gentigt der blosse Besitz eines vermeintlich aus der Verübung eines 
Verbrechens herrührenden Gegenstandes (effet. arme, Instrument, papier), um den 
im Besitze Betroffenen als eines Flagrant dölit verdächtigt zu erklären und darauf 
hin gegen denselben vorzugehen. 

Wird ein solcher Besitz sich nicht in den allermeisten UntersuchungsiUllen 
behaupten lassen? Das Gesetz erklärt allerdings, dass der Besitz „in einem temps 
voisin" du d^llt constatirt zu werden habe, soll anders das dölict als „flagrant" 
angesehen werden können; aber wie dehnbar ist der Begriff „temps voisin"? Alle 
Versuche, die kritische Zeit seit der Verübung einer Strafthat auf einen bestimmten 
Zeitraum von 24 Stunden zu beschränken, wurden von der französischen Gesetz- 
gebung beharrlich zurückgewiesen; es liegt somit gar kein Anlass vor, sich bei 
der Auslegung des Begriffes „temps voisin" irgendwie beschränken zu müssen. 

Uebrigens fordert auch die Bestimmung des Art. 44 zur umfassendsten 
Auslegung des erwähnten Begriffes geradezu auf. 

Ist es zulässig, Mord und Todtschlag als Flagrant d^lit zu erklären, sobald 
eine Leiche und sei es wann immer gefunden wurde und steht in diesem Falle 
dem Procureur zu, die umfassendste Untersuchung sofort einzuleiten, so muss es 
zulässig sein, überall dort, wo ein Verbrechen sichtbare Spuren zurücklässt, Flagrant 
dälit anzunehmen und gegen den Verdächtigen nach Art. 32 u. ff. vorzugehen. 
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Ea ist erklärlich, dass man in den Anfängen der Entwicklung des 
Strafverfahrens der Ergreifung des Thäters auf frischer That ein den 
lebhaften Hegungen des Kachegefühles zusagendes, wesentlich beschleu- 
nigtes und formloses Verfahren folgen liess, in welchem die Rechte des 
Beschuldigten auf Vertheidigung nur wenig Berücksichtigung fanden; 
womit aber in unseren Tagen ein so bedeutender Unterschied in der Art 
des Verfahrens erklärt werden könnte, ist nicht leicht einzusehen. 

Früher schloss sich der „Ergreifung auf frischer That" nicht allein 
das Beweis- und Erkenntnissvertfahren, sondern auch der sofortige Voll- 
zug der zuerkannten Strafe an, das Gemeinwesen reagirte auf die offene 
Uebelthat mit der sofort eingeleiteten und durchgeführten energischen 
Verfolgung, die den — allerdings höchst ungleichen — Kampf der Ge- 
sammtheit gegen den Einzelnen zum Ausdrucke brachte; aber diese 
Eechtsanschauung ist zu Beginn des XIX. Jahrhunderts bereits in den 
Hintergrund getreten — es konnte also nur ein blosser Formalismus 
sein, der im Falle des Flagrant delit dem Procureur eine Wirksamkeit 
zuerkannt wissen wollte, welche ihm in den übrigen Straf fällen vom 
Gesetze versagt blieb. 

So geht die Wirksamkeit des Procureurs im Falle des Flagrant delit 
weit über das blosse Sammeln des Processmaterials hinaus, er selbst 
stellt die Beweise fest, die ihm als dem künftigen Ankläger zur Ver- 
fügung gestellt werden, wodurch die Vertheidigung des Verfolgten im 
vorhinein eine wesentliche Beeinträchtigung erleiden muss. 

Liegt hierin offenbar ein „zu viel" der staatsanwaltschaftlichen 
Thätigkeit, so wird hinwiederiun dem Procureur jede untersuchende 
Thätigkeit versagt, wenn der Fall des Flagrant delit nicht als vorhanden 
angesehen wird (Art. 47 des Code d'instruction criminelle). Er muss sich 
in einem solchen Falle darauf beschränken, die ihm von der Polizei ge- 
machten Mittheilungen, mit seinem Verfolgungsantrage versehen, an 
den Untersuchungsrichter gelangen zu lassen. 

So sinkt der Procureur h i e r zu einem bloss vermittelnden Organe 
zwischen der Polizei und dem Untersuchungsrichter herab, dem jede 
eigene, wirksamere Initiative versagt ist und der nichts thun darf, um 
sich eine unmittelbare Kenntniss von jenem Straffalle zu verschaffen, 
zu dessen Verfolgung er durch das Gesetz berufen erscheint. 

Wir stehen somit, so weit es die Stellung des Procureurs im Sta- 
dium des vorbereitenden Verfahrens des französischen Criminalprocesses 
anlangt, einem zweifachen Systeme gegenüber, von welchem keines uns 
zu befriedigen vermag. 

Im Falle des Flagrant delit erscheinen die Parteirechte des Ver- 
folgten preisgegeben, weil der Staatsanwalt Feststellungen vornimmt, 
welche für die Hauptverhandlung von Belang werden können und mit 
deren Vornahme daher — der Regel nach — nur richterliche Organe 
betraut zu werden haben. Liegt dagegen Flagrant delit nicht vor, 30 
erscheint das Interesse des Procureurs gefährdet, weil ihm jede Thätig- 
keit versagt ist, durch die er sich eine unmittelbare Kenntniss von 
der Strafsache verschaffen konnte. Von diesem letzteren Punkte aus 
betrachtet, ist die Stellung des Staatsanwaltes im heutigen französischen 
Criminalprocesse nicht über jene des Procureurs im älteren Strafver- 
fahren herausgekommen, er ist kein Ankläger im eigentlichen Wortsinne, 

3* 
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er ist ein blosser „Promoter inquisitionis", welcher auf Grund des von 
anderen Processorganen gesammelten Materials seine „Conclusions*' 
vorzubringen hat. 

Wie wenig ein solches System mit der heute anerkannten Anklage- 
form des Criminal Verfahrens sich in Einklang bringen lässt, wird noch 
im Verlaufe dieser Erörterung seine Darlegung zu finden haben; hier 
sei nur bemerkt, dass die Energie und das Verantwortlichkeitsgefühl für 
die Verfolgung in gleicher Weise beeinträchtigt werden müssen, wenn* 
der Staatsanwalt den Straf fall, den er zu vertreten hat, nur durch das 
Medium fremder Aufzeichnungen kennen lernen darf. 

Indess, so mangelhaft und irrationell dieser Processorganismus auch 
sein mag, so lässt sich gleichwohl keine grosse Hoffnung auf eine bald zu 
gewärtigende Umgestaltung desselben setzen. 

Durch einen Zeitraum von mehr als 100 Jahren hat sich in Frank- 
reich die Anschauung, dass die Staatsanwaltschaft ausserhalb des Falles 
des Flagrant delit auf das blosse „poursuivre" beschränkt werden müsse 
und an dem „s'informer" keinen Theil nehmen dürfe, zu sehr einge- 
lebt, als dass man erwarten dürfte, es werde eine geänderte Ansicht über 
die Stellung und Wirksamkeit der Staatsanwaltschaft sich in absehbarer 
Zeit Geltung verschaffen und hiedurch zu einer Umgestaltung des vor- 
bereitenden Verfahrens führen. 

Wohl lassen sich bereits, worauf wir oben (S. 25) hingewiesen 
haben, französische Praktiker vernehmen, welche, der Frage des Be- 
dürfnisses Rechnung tragend, verlangen, dass die Sammlung des Process- 
materials zur Gänze dem Procureur zu überlassen sei, aber diese Stimmen 
sind, so weit wir die Sachlage zu übersehen vermögen, doch nur selir 
vereinzelt. 

Von dem Gedanlcen, dass dem Beschuldigten im Zuge des Vor- 
verfahrens ein gleicher oder doch zum mindesten ähnlicher Schutz ge- 
boten werde, wie in dem Hauptverfahren, vermag man sich nicht los- 
zusagen. Man übersieht, dass der Zweck und die Aufgabe des bloss 
vorbereitenden Verfahrens andere sein müssen, als jene der Haupt- 
verhandlung, dass daher Elemente, welche die lallung einer gerechten 
Endentscheidung fördern, gleichwohl die Sammlung des Processmaterials 
sehr beeinträchtigen können, dass also einem Vorverfahren mit con- 
tent iöser Verhandlung nicht das Wort geredet werden dürfe. 

Diese Erkenntniss sehen wir in Frankreich und in jenen Ländern, 
welche den Code d'instruction criminelle vorbehaltlos recipirt haben, 
nur langsam heranreifen und es werden hier der Sorge um das Recht 
des Verfolgten andere gleichwerthigc oder noch höhere Interessen des 
Strafverfahrens vielfach hintangesetzt. 

So will man die „Phase policiere" als integrirenden Bestandtheil 
des wirklichen Strafverfahrens nicht gelten lassen und glaubt zum 
Schutze des Beschuldigten dem Staatsanwälte als Processpartei die 
Sammlung des Stoffes versagen zu müssen. 

Es hat dies zur Folge, dass die Untersuchimg ausserhalb des Falles 
des Flagrants delit sich zu einer bloss „richterlichen" gestalten muss, 
als solche manche bedeutende, noch zu erörternde Inconvenienzen auf- 
weist, und insbesondere die erforderliche Raschheit und Energie ver- 
missen lässt. 
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Gleichwohl ist unsere Hoffnung, dass in diesen Punkten der un- 
erlässliehe Wandel zur Anbahnung wünschenswert her Reformen bald 
zu gewärtigen wäre, wie wir bereits hervorgehoben haben, keine be- 
deutende. Die Neigung, das Vorverfahren dadurch zu reformiren, dass 
man es'thunlichst nach dem Vorbilde des Hauptverfahrens ausgestaltet, 
herrscht noch in bedenklicher Weise vor und wird sich nicht leicht 
zurückdrängen lassen. Vor ihrer Beseitigung ist aber eine rationelle 
Aendenmg des vorbereitenden Verfahrens wohl nicht zu erwarten! 



Bezüglich der Erhebung der Anklage nach den geltenden Bestim- 
mungen des französischen Criminalprocesses wird wenig zu sagen sein. 

Diesfalls ist seit dem Jahre 1808 im französischen Strafverfahren 
nur folgende Aenderung eingetreten. Nach der ursprünglichen Fassung 
des Art. 127 des Code d'instruction criminelle hatte der Untersuchungs- 
richter nach beendeter Untersuchung vor der Rathskammer (Chambre 
du conseil) Bericht zu erstatten, worauf dieselbe darüber Beschluss 
fasste, ob die Verfolgung einzustellen oder die Anklage zu erheben sei. 

Mit dem Gesetze vom 17. Juli 185(5 wurde die Rathskammer aufge- 
hoben und nunmehr hat der Untersuchungsrichter die für das weitere 
Verfahren massgebenden Entscheidungen allein zu fällen, denen aller- 
dings die Anträge (Requisitions) des Procureurs. dem die Unter- 
suchungsacten früher mitgetheilt werden müssen, vorauszugehen haben. 

Diese durch das erwähnte Gesetz verfiigte Aenderung ist zu 
billigen, weil die Processprocedur durch dieselbe wesentlich vereinfacht 
wurde und weil, wenn schon eine richterliche Entscheidung der 
Erhebung der Anklage zugrunde gelegt werden soll — eine Frage, deren 
Erörterung vorbehalten bleiben muss — der Untersuchungsrichter zur 
Fällung einer solchen gewiss der Berufenste ist. 

Das bis zum Jahre 1856 geltend gewesene System, nach welchem 
die Rathskammer auf Grundlage des ihr vom Untersuchungsrichter er- 
statteten Berichtes ihre Entscheidungen zu fällen hatte, wies bedeutende 
Gebrechen auf: Da der Untersuchmigsrichter, der sich mit der Ange- 
legenheit befasst hatte, Mitglied der Rathskammer sein musste (Art. 127 
in seiner ursprünglichen Fassung), so waren die zur Entscheidung be- 
rufenen Richter bezüglich der Ergebnisse der Voruntersuchung nicht in 
gleicher Weise informirt; der Untersuchungsrichter entvschied auf 
Grund persönlich gewonnener Anschauungen, die beiden anderen Richter 
waren auf die Darstellung des Untersuchungsrichters verwiesen, was zur 
Folge haben musste, dass dieselben entweder das Votum des Unter- 
suchungsrichters einfach und kritiklos zu dem ihrigen machten — wie 
dies wohl in der Regel geschehen sein dürfte — oder, dass sie bei 
minderwerthiger Informirung den besser unterrichteten Untersuchungs- 
richter überstimmen konnten. 

Im ersteren Falle lag eine gewiss überflüs'iige Umständlichkeit des 
Verfahrens vor, die dem Processe von keinem Nutzen sein konnte; im 
letzteren Falle ergab sich eine Incongruenz, welche mit den Anforde- 
rungen der Gerechtigkeit nicht im Einklänge stand. 

Aber mehr noch als das! 
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Während nach dem heutigen Stande des Gesetzes der Unter- 
suchungsrichter mit Recht allein die Verantwortlichkeit für seine 
Entscheidungen zu tragen hat, wurde ihm dieselbe vor dem Jahre 1856 
durch eine oft passive Theilnahme der Mitglieder der Rathskammer in 
ungehöriger Weise, und gewiss zum Nachtheile des Verfahrens, ent- 
weder zur Gänze abgenommen oder doch wesentlich erleichtert. 

Wir können uns somit der Hauptsache nach, und insolange an der 
Führimg der Voruntersuchung durch den Untersuchungsrichter fest- 
gehalten wird, mit dem Inhalte der Bestimmungen der Art. 127 bis 132 
in ihrer jetzigen Fassung wohl einverstanden erklären. 

Nach dem Inhalte der citirten Artikel hat nämlich der Unter- 
suchungsrichter, unter Wahrung der verschiedenen Berufungsrechte, nach 
geschlossener Voruntersuchung zu erkennen, ob der Beschuldigte ausser 
Verfolgung zu setzen, oder ob er an das Polizeigericht oder an das 
Zuchtpolizeigericht zu verweisen sei, in welch letzterem Falle der Pro- 
cureur gehalten ist: „D'envoyer dans les 48 heures au plus au greffe du 
tribunal qui doit prononccr, toutes les pieces apres les avoir cotees.** 

Hiemit erscheint, sobald es sich nur um die erwähnten Beschlüsse 
der Einstellung des Strafverfahrens oder einer Verweisung des Be- 
schuldigten an das Polizei- oder Zuchtpolizeigericht handelt, das Vor- 
verfahren zum definitiven Abschlüsse gebracht und das Hauptverfahren 
eingeleitet. 

Anders jedoch gestaltet sich die Processprocedur, wenn der Unter- 
suchungsrichter nach geschlossener Voruntersuchung erkennt, dass die 
That, deren der Beschuldigte verdächtig erscheint, vom Gesetze mit 
schwerer oder entehrender Strafe (Peine afÜictive ou infamante) be- 
droht sei. 

Für einen solchen Fall heisst es im Art 133 : „ il ordonnera 

que les pieces d'instruction, le proces verbal constatant le corps du delit, 
et un etat de pieces servant ä conviction, soient transmis sans delai 
par le procureur ... au procureur g e n e r a 1 pres la cour . . . pour 6tre 
procede ainsi qu'il sera dit au chapitre des mises en 
a c c u s a t i o n " 

In diesem Chapitre des mises en accusation (Art. 217 bis 250) 
wird der weitere \'organg, der in einem solchen Falle, der Hauptsache 
nach, platzzugreifen hat, folgendermassen geregelt: 

Zimächst hat der Generalprocurator vor der Anklage- 
Icammer des Appellhofes seinen Vortrag zu erstatten und seine 
Anträge (Requisitions) zu stellen. 

Nach Verlesung sänmitlicher Schriftstücke erkennt die Anklage- 
kammer : 

Ob eine neue Untersuchung einzuleiten sei, die dann entweder das 
Gericht I. Instanz, oder ein Mitglied der Rathskammer des Appellhofes 
;ui führen hat ; 

ob der Beschuldigte ausser Verfolgung zu setzen oder dem Polizei- 
oder dem Zuchtpolizeigerichte oder 

ob der Beschuldigte dem Schwurgerichte zu überweisen sei, in 
welch' letzterem Falle der Generalprocurator eine Anklageschrift (Acte 
d\accusation) zu überreichen hat. Der Anklagekammer des Appellge- 
richtes wird hier, wie wir sehen, eine sehr bedeutende Machtbefugniss 
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verliehen. Sie kann eine neuerliche Untersuchung einleiten und dieselbe 
an sich ziehen, sie darf das Verfahren einstellen, sie kann aber auch 
auf Grund der Ergebnisse der ihr unterbreiteten, geschlossenen Vor- 
untersuchung die Verweisung des Beschuldigten vor jedwedes Gericht 
beschliessen. 

Es fragt sich nunmehr, was der Grund zu der Erlassung der er- 
wähnten gesetzlichen Bestimmungen, die bei der Reception des französi- 
schen Processes in den meisten europäischen Ländern unverkürzt über- 
nommen wurden imd heute noch zum grossen Theile aufrecht fort- 
bestehen, gegeben hat. 

Dass ein Organ des höheren Gerichtes zur Erhebung der An- 
klage berechtigt und verpflichtet wird, über welche Anklage sodann das 
Gericht I. Instanz zu entscheiden hat, ist ein so eigenthümlicher Vor- 
gang, dass die Normen, die einer solchen Procedur zugrunde liegen, auf 
ihren Ursprung und auf die Art der Entstehung wohl geprüft zu werden 
haben. 

' Die Geschichte des Code d'instruction criminelle gibt auch hierüber 
den folgenden, bisher noch nicht genügend gewürdigten Aufschluss. 

Wie bereits erwähnt wurde, ging der im Jahre 1789 reformirte 
französische Strafprocess in seiner weiteren legislativen Entwicklung 
immer mehr auf die Bestimmungen der Ordonnance des Jahres 1670 
zurück, eine Erscheinung, die Esm^in in seiner „Histoire de la procedura 
criminelle" (S. 536) in scharfer Weise dadurch charakterisirt, dass er 
von dem Code d'instruction criminelle erklärt : „. . . On est revenu aux 
rdgles de l'Ordonnance de 1670. Avec quelques f ormalites en moins dans 
les ecritures, un lieutenant criminel de l'ancien regime 
retrouverait les choses telles qu'il les pratiquait 
i a d i s." 

In dieser Diversion der Gesetzgebung musste nun aber vor Allem 
die Juryfrage bei der Berathung der verschiedenen Entwürfe und 
bei der Beschlussfassung über dieselben zur Erörterung und zur Ent- 
scheidung gelangen. 

So war dies auch bei dem Entwürfe, aus welchem im Jahre 1808 
der Code d'instruction criminelle hervorging, der Fall. 

Der Angriff auif die im „Projet" enthaltene Urtheilsjury (die soge- 
nannte kleine Jury) misslang, dieselbe wurde, nachdem Napoleon sich 
für sie erklärt hatte, aufrecht erhalten und überging in den Code d'in- 
struction criminelle, um bis zum heutigen Tage und wohl noch lange 
darüber hinaus ihren Platz zu behaupten. 

Ein Anderes war es aber mit der uns hier allein interessirenden 
Anklagejury (der sogenannten grossen Jury). 

Der Entwurf zum Code d'instruction criminelle hatte sie in einer 
allerdings bereits verkümmerten Gestalt, wie sie durch das Gesetz vom 
7. pluviose vom Jahre IX festgestellt worden,*) aufrecht erhalten; 



*) Art. 98 des genannten Gesetzes: Le juge <i'ms<rMC^/oti donnera au jur^ß, 
en prdsence du magistrat de süret^, lectnre de l'acte d^accusation.. ainsi que de 
töutes les pifeces qui y seront relatives ä peine de nullit^. 

Art. 99. La partie civile, le prövenu, les tömoins ne paraitrönt point devant 
le Jury d'accusation ; les plaintes, d^nonciations et d^positions seront remises au 
Jury ayec les interrogatoires et toutes les pifeces ä conviction ou ä d^charge rela- 
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aber, als bei der am 23. Jänner 1808 aufgenommenen Berathung des 
„Projet" die Frage: „Y aura-t-il un jury d'acciisation?" auf die Tages- 
ordnung gesetzt wurde, fand sich keine einzige Stimme, um den 
weiteren Bestand dieses Institutes zu vertheidigen. 

Kein Geringerer, als Napoleon selbst, motivirte die Aufhebung, 
welche von der Commission im Uebrigen ohne jede weitere Debatte be- 
schlossen wurde, folgender raassen : , le jnry d'accusation ertt 

compose dTionunes qui ne sont pas accoutumes au travail des juges; 
que cependant on ne f ait que lire les pieces devant eux, et qu'ä moins 
d'avoir l'habitude de juger, il est tres-difficile de former son opinion 
d'apres une pareille lecture. Peu des personnes i)euvent mßme Tecouter 
avec une attention soutenue; il ne faut appliquer la masse des citoyens 
qu'ä des fonctions qu'ils puissent remplir, et la isser aux gens de loi 
Celles dont eux seuls sont capables " 

Hiemit war die Anldagejury beseitigt, aber nun entstand die Frage, 
in welch anderer Weise der durch diese Institution dem Beschuldigten 
behaupte termassen gewährte Schutz („Garantie") gegen eine leicht- 
fertige Anklage gewährt werden solle! 

Auch in die über diesen Punkt eröffnete Discussion des Staats- 
rathes griff Napoleon selbst in entscheidender Weise bezüglich der zu- 
künftigen Gestaltung des Processes ein, worüber uns Helie*) unter Be- 
rufung auf Locre, t. XXIV, p. 630, Folgendes berichtet; 

La discussion marchait . . . un peu incertaine et confuse, lorsque 
FEmpereur, qui le presidait, parut entrevoir une Solution: „Le tribunal 
de premiere instance", dit-il, ,4ait Pinformation. S'il pensait qu'il 
y a lieu ä poursuites, il enverrait la proceduie ä la cour d'appel, la quelle, 
quand eile le croirait convenable, decreterait le prevenu: eile ne le 
jugerait pas, car alors eile deviendrait trop puissante mais eile le ren- 
verrait devant la cour d'assises." S. M. „ne sait si ce Systeme presente 
des inconvenients, mais eile y voit l'avantage de donner a 
un Corps puissant le pouvoir de poürsuivre tous les 
c r i m e s " 

Dieser Vorschlag des Kaisers rief im Schosse der Commission 
die eingehendsten und langwierigsten Debatten hervor, in welchen der 
Monarch wiederholt das Wort nahm und an seinem Projecte gegen alle 
Widersprüche festhalten zu müssen erklärte. 

Schliesslich einigte man sich auf die Bestimmungen der Art. 217 
bis 250 in ihrer ursprünglichen — vor dem Jahre 1856 bestandenen — 
Fassung und schuf neben der Chambre du conseil der L Instanz für 
das Anklageverfahren in den der Jury zugewiesenen Strafsachen noch 
eine Anklagekammer der IL Instanz, worüber sich H 6 1 i e (a. a. O. 
S. 32) folgendermassen ausspricht: 

„Les bases d'un Systeme regulier d^accusation etaient enfin trouvees. 

^L-instruction, quand eile avait pour objet un fait qualifio crime par la 

loi fut soumis ä un double degre de Jurisdiction ä la 

chambre de conseil du tribunal de premiere instance et a l'une des sec- 



tives ä Vacte d'acciisation k peine de nullit^. Cela fait, le ju<?e d'instruction et 
le magistrat de siiret^ se retireront: les jures delibereront entre eux. 

*) Traiti^ de rinstruction crim. t. V., S. 24 (^dit. 18«6). 
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tions de la cour imperiale statuant egalemcnt en chambre de conseil. 
Teile est la combinaison ä laquelle s'arröte apres de longues hesita tions 
le eonseil d'Etat. 

II lui parut que la garantie du Jury d'accusation 
nepouvait 6tre remplaeee que par celle de la cour im- 
periale et que le droit de mettre un eitoyen en etat 
d'a Gcusation ne pouvait appartenir q u'ä une Juris- 
diction assez elevee pour dominer toutes les influ- 
ences et reprimer tous les abus de pouvoir ..." 

Nach dieser hier citirten Darstellung, welche für die französische 
Processlehre eine fast autoritative Bedeutung erlangt hat, wären die 
Bestimmungen des Code d'instruction criminelle über die „Mises en 
accusation" zum Zwecke eines erhöhten Schutzes für den Beschul- 
digten erlassen worden, indem in Jurysachen ein „Double degre de Juris- 
diction", jene der Chambre du conseil der 1. Instanz und jene der An- 
klagekammer der II. Instanz geschaffen wurde. 

Es hat diese Darlegung Ilelie's für den ersten Blick etwas Ge- 
winnendes, aber bei näherer Betrachtung ergibt sich, dass dieselbe den 
thatsächlichen Verhältnissen, unter welchen die Anklagekammer der 
II. Instanz ihre Wirksamkeit erhielt, nicht entspreche. 

Zunächst bestreiten wir die Richtigkeit der Annahme, dass die 
Anklagejury des englischen Rechtes, welche in Frankreich Eingang ge- 
funden hatte, zum Schutze des Beschuldigten bestimmt war. 

Die englische Anklagejury ist kein Organ der Yertheidigung, 
sondern vielmehr ein Organ der Verfolgung im Strafverfahren. 

Aus dem alten Institute der Rüge hervorgegangen, hatte sie die 
Aufgabe, eine richterliche Entscheidung über die Schuld des Verfolgton 
zu ermöglichen, ohne dass der Ankläger gcnöthigt sein sollte, zum Zwei- 
kampfe zu greifen, um seine Klage gegen den von ihm Beklagten zu 
erhärten. Die Anklage jury hat darum auch nur das den Beschuldigten 
belastende Beweismaterial zu prüfen und die von dem Ankläger 
geführten Zeugen und Sachverständigen zu vernehmen, während der 
Beschuldigte mit seiner Verantwortung von ihr nicht gehört und auch 
die Entlastungszeugen ihr nicht vorgeführt werden dürfen. 

Diesen, der Anklagejury immanenten Charakter, der sie als Or- 
gan der Verfolgung qualificirt, verkennt II e 1 i e zur Gänze und 
nimmt irrigerweise an, dass die Anklagejury, welche im Jahre 1808 in 
Frankreich aufgehoben wurde, aus dem Grundgedanken einer Schutz- 
wehr („Garantie") für den Verfolgten hervorgegangen sei und dass 
somit zum Ersätze dieser Schutzwehr durch ein anderes Institut ge- 
schritten werden musste. 

Wer die Debatten des Conseil d'Etat über ^en für die zu be- 
seitigende Anklagejury zu leistenden Ersatz, mit Aufmerksamkeit vor- 
folgt, kann nicht im Zweifel darüber sein, dass die Tendenz der Gesetz- 
gebung bei der Einführung der Anklagekammer der II. Instanz nur jene 
war, welcher der Kaiser wiederholt und energisch den Ausdruck gab: 
„Verstärkung der Autorität der Behörde, von welcher die Anklage aus- 
zugehen hat." 

Dieses Ziel förderten die Juristen im Staatsrathe, indem sie nach- 
stehends argumentirten : Da nach der ausdrücklichen Bestimmung der 
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Ordonnance Ludwig XIV. in peinlichen Sachen jedes Erkenn t- 
niss des ersten Richter? dem Rechtszuge an das königliche Qericht 
IL Instanz unterliegt , so könne keine Inconvenienz darin erblickt werden, 
dass, sobald die Rathskanuner I. Instanz ausspreche, es begründe die 
dem Angeschuldigten zur Last gelegte That ein Verbrechen, das 
weiter zu verfolgen sei, zur Entscheidung über die Erhebung der dies- 
f älligen Anklage, die Anklagekammer IL Listanz berufen werde. Durch 
diese auf juristische Gründe sich stützende Berufung der Anklage- 
kammer IL- Instanz wurde ein Doppeltes erreicht. 

Nach aussen hin wurde dem Beschuldigten für die erfolgte Auf- 
hebung der Anklagejury der Schutz des „höhere n" Richters gewährt, 
der über die Anklage zu entscheiden habe: in Wirklichkeit wurde aber 
die Position des Anklägers erhöht und verstärkt, um hiedurch d.is Schick- 
sal der Anklage zu Gunsten der Interessen der Gesellschaft nach Mög- 
lichkeit sicherzustellen. 

Auf diese Weise kam ein System der Anklageerhebung zur Geltiuig, 
das nicht allein in Frankreich sich bis zxun heutigen Tage erhalten hat, 
sondern auch in jenen Staaten, die den französischen Criminalprocess 
recipirten, bereitwillig Aufnahme fand. 

Das System isst aber ein dem Beschuldigten ungünstiges. 
Durch die Berufung des höheren Richters zur Erhebung der Anklage 
wird dem Verfolgten kein grösserer Schutz gewährt, sondern es wird 
vielmehr seine Lage zu einer wesentlich schlimmeren gestaltet. 

Zunächst durch die einfache Thatsache selbst, dass es eben eine 
höhere richterliche Behörde ist, von der die Anklage ausgeht. 

Kann einer solchen gegenüber das entscheidende Gericht seine 
volle Unbefangenheit wahren? Verleiht nicht die Thatsache, dass das 
höhere Gericht die Anklage zu der seinigen macht, derselben eine ge- 
wisse Autorität, die nicht ohne Einfluss auf den Richter bleiben kann? 

Die Antwort auf diese Fragen kann wohl nur zu Ungunsten des 
erwähnten Systems der Anklageerhebung lauten! 

Solchen Bedecken gegenüber pflegt man zu Gunsten der Function 
einer Anklagekaramer der IL Instanz namentlich Folgendes geltend zu 
machen. 

Man rühmt die Objectivität der höheren richterlichen Behörde, 
welche hier durch die Anklagekammer der IL Instanz repräsentirt 
werde. 

Die Mitglieder (Jieser Behörde treten, wie man behauptet, ganz 
unbefangen an die Entscheidung über die zu erhebende Anklage heran, 
sie stünden dem Verdächtigen zumeist fern, ebenso den Zeugen und den 
Sachverständigen, vyn ihnen sei daher nur die Erhebung einer begrün- 
deten Anklage zu erwarten. Diese Darlegung wäre zu berücksichtigen, 
weim nicht die Mitglieder der Anklagekammer ihre Kenntniss von der 
Sachlage durch Aufzeichnungen Dritter erhalten würden, deren Be- 
fangenheit keineswegs ausgeschlossen zu werden vermag. 

Es wird weiters zu Gunsten des Systems der Erhebung der Anklage 
durch die höhere richtei'liche Behörde geltend gemacht, dass sie dazu 
geneigt sein wird, bei geringerer Schuldwahrscheiiilichkeit von der Er- 
hebung der Anklage abzuseilen, um den Beschuldigten nicht den Mühen 



— 43 — 

und Kosten und auch den Gefahren einer Haupt Verhandlung preis- 
zugeben. Aber auch diesen Grund können wir nicht gelten lassen. 

Die Rücksicht auf den Beschuldigten weicht vor jener zurück, 
welche die Anklagekanuner auf sich selbst zu nehmen stets 
geneigt sein wird, und letztere wird die Beschlussfassung nur in 
einem dem Beschuldigten ungünstigen Sinne fördern. 

Da durch die Einstellung der Verfolgung sich die Anldagekammer 
mit dem Votum des Richters I. Instanz in Widerspruch setzen muss, 
da ferner durch eine solche Einstellung das Verfahren definitiv zu 
Ungunsten des Anklägers ausgetragen wird, während diirch die Erhebung 
der Anklage nur ausgesprochen wird, dass das Schlusser kenntniss von 
einer anderen richterlichen Behörde gefällt zu werden habe, so kann von 
einer Geneigtheit der Anklagekammer für eine Entscheidung zu Gunsten 
des Beschuldigten wohl kaum ernstlich die Rede sein. 

Vom Standpimkte des Interesses des Beschuldigten kann somit 
das System der Erhebung der Anklage durch ein höheres Gericht nicht 
empfohlen werden, und da die Schwerfälligkeit, Umständlichkeit und 
Unsicherheit der Procediir gegen dieselbe spricht, so ist es schwer ab- 
zusehen, warum zu Gunsten derselben von dem einfachen und natür- 
lichen Systeme, welches die Erhebung der Anklage dem Ankläger über- 
lässt, abgegangen werden soU. 

Wir sind sohin zur Annahme berechtigt: 

Dass das System der Anklageerhebung im fran- 
zösischen Criminalprocesse, so weit es insbeson- 
dere die Verfolgung wegen schwerer Missethaten 
betrifft, ebenso reformbedürftig sei, als es das fran- 
zösische Vorverfahren in jenen Bestimmungen ist, 
nach welchen die Untersuchung der Regel nach nur 
durch den Richter und mit Ausschluss des Staats- 
anwaltes vorgenommen zu werden hat. 



III. Die Strafprocessordnung für das 
Deutsche Reich vom i. Februar 1877. 

Bozüglich der Bestinimungen dieses grossen Processgesetzes wird 
zunächst die Entwicklung des Strafverfahrens in Preussen ins Auge 
zu fassen sein, weil, wie später gezeigt werden wird, es der preussische 
Crirainalprocess war, welcher, so weit es das Vorverfahren 
betriffst, der deutschen Strafprocessordnung zwr Grundlage ge- 
dient hat. 

Nach dem Allgemeinen preussischen Landrechte, Th. II, Tit. 17, 
§ 12,*) „hat bei einem jeden Vorfalle, wodurch die ... öffentliche 
Kühe und Sicherhei t gestört werden, die Polizeigerichtsbar- 
keit das Recht des ersten Angriffes und der vorläu- 
figen Unters uchun g". 

Im Sinne der hier citirten ausdrücklichen Bestimmung hat sich 
in Preussen frühzeitig ein besonderes, polizeiliches Untersuchungs- 
verfahren, welches dem eigentlichen Criminalverf ahren voran- 
zugehen hatte, entwickelt, und als es um die Mitte des XIX. Jahr- 
hunderts zu der Reception des französischen Processes kam, konnte die 
technische Sonderung zwischen den beiden Phasen des Strafverfahrens 
nicht mehr zur Gänze verwischt werden. 

Diese Unterscheidung zwischen polizeilichem und richterlichem 
Vorverfahren wurde für die Entwicklung des Straf processes von 
ausschlaggebender Bedeutung. Es gelangte hiediu*ch in Preussen eine 
selbständige polizeiliche Processphase zur Anerkennung, in welcher 
das Material gesammelt wurde, ohne dass an dieser vorbereiten- 
den Thätigkeit der Richter betheiligt war — ein Moment, welches dem 
französischen Rechte insoweit fehlt — als, wie wir gezeigt zu haben 
glauben, die „Phase policiere" daselbst nicht als eine selbständige 
besondere Processi)hase anerkannt wird. 

Hiezu trat aber in Preussen noch ein weiterer, die Gestaltung des 
zu recipirenden französischen Processes wesentlich beeinflussender — 
bisher noch nicht genügend gewürdigter Umstand. 

Wir meinen: eine Modification der Stellung des Staatsanwaltes 
im vorbereitenden Strafverfahren, deren wir an dieser Stelle etwas aus- 
führlicher zu gedenken haben werden. 



*) Dasselbe wird in § 14 der preussischen Criminalordnung vom 11. De- 
cember 1805 ausdrücklich als das die Grenzen der Criniinalgerichtsbarkeit be- 
stimmende Gesetz bezeichnet. 
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Es soll dies unter Zugrundelegung eines bisher zum grösseren 
Theile noch unbenutzten Quellenmaterials geschehen, dessen Erschlies- 
sung wir einer höchst schätzenswerthen historisch-kritischen Studie 
der neuesten Zeit ( Justizrath Dr. Otto, „Die preussische Staatsan- 
waltschaf t'S 1899) zu danken haben. 

In Preussen hat sich noch zur Zeit der Herrschaft dei Crirainal- 
ordnung vom Jahre 1805 das Bedürfniss nach Einführung der Staats- 
anwaltschaft so lebhaft geltend gemacht, dass die gesetzgebende Gewalt 
demselben Kechnung tragen zu müssen vermeinte. 

So erging — in Gemässheit der Beschlüsse einer Conferenz des 
Staatsministeriums — bereits am 7. Juli 1843 ein Befelil des Königs, 
„dass das öffentliche Ministerium jetzt bald eingeführt werden solle, 
noch ehe die neue Civil- und Strafgerichtsordnung 
ins Leben trete n". 

In Ausführung dieses Befehls, der übrigens am 12. August desselben 
Jahres wiederholt wurde, überreichte der damalige Justizminister 
S a V i g n y am 22. März 1844 die „Grundzüge zu einer Ver- 
ordnung wegen Einführung der Staatsanwalt e", in 
deren 5., 6. und 7. Absätze die Wirksamkeit des Staatsanwaltes näch- 
st ehends festgestellt wird: 

„Der Staatsanwalt hat das Recht und die Pflicht, auf die Be- 
folgung der Gesetze zu achten und jede strafbare Verletzung 
derselben zu verfolge n." 

Demselben liegt daher ob, vorgefallene oder beabsichtigte Ver- 
brechen oder Verletzungen zu ermitteln. Er hat zu diesem 

Zwecke die zur Feststellung des Thatbestandes und zur Ueberführung 
des Thäters diensanien, zu seiner Kenntniss gelangten Nachrichten zu 
sammeln, für deren Vervollständigung zu sorgen und auf Grund der- 
selben bei der betreffenden Gerichtsbehörde die ihm erforderlich er- 
scheinenden Anträge wegen Einleitung der Untersuchung zu stellen. 

Sämmtliche Justiz- und Polizeibehörden sind 
vorpflichtet, den innerhalb dieses Wirkungskreises 
ansie ergehendenllequisitionen des Staatsanwaltes 
unverzüglich zu genügen .... 

Der Vorlegung dieser Grundzüge folgte am 17. December 1845 
eine „Begründung" derselben in Form eines Votums des Ministers 
S a V i g n y. 

Dieses Votum ist für die Entwicklung der Staatsanwaltschaft in 
Preussen grundlegend geworden, weshalb es seinem Hauptinhalt nach 
hier wiedergegeben werden soll. 

S a V i g n y bekämpft in demselben zunächst <lie — im Staatsmini- 
sterium — offenbar nach französischem Vorbilde zur Geltung gebrachte 
Anschauung, nach welcher der Staatsanwalt seine Thätigkeit erst dann 
beginnen solle, wenn die Function der Polizeibehörde im Wesentlichen 
beendigt ist. „Es müsse" — so erklärte der berühmte Civilist — »ganz 
eigentlich Aufgabe der Staatsanwaltschaft sein, schon den ersten 
polizeilichen Angriffen eine juridische Basis zu 
geben; es folge dies aus dem der Institution zugrunde liegenden 
Principe und die Lösung dieser Aufgabe würde der neuen Schöpfung 
den besten Halt in den Augen des Volkes geben. Zwar sei die Wirk- 
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samkeit der eigentlichen Polizei für die Voruntersuchung nicht zu ent- 
behren, es müsse aber auf Mittel Bedacht genommen werden, ihre 
criminalpolizeiliche Wirksamkeit der Controle des Staatsanwaltes unter- 
zuordnen " 

Dieses massgebende Votum S a v i g n y's erhielt die weitere Aus- 
ftihrimg durch ein am 23. März 1846 dem Staatsministerium vorgelegtes 
,J*romemoria der Staats- und Justizminister von 
Savigny und Uhden über die Einführung der Staats- 
anwaltschaft im Criminalprocess e". 

In diesem Promemoria wird ausgeführt, „dass in Preussen zwar die 
vorläufige Untersuchung allmälig von den Gerichten auf 
die Polizeibehörde übergegangen sei, dass sich aber 
jedenfalls eine Einrichtung als diobessere empfehle, 
welche ein Organ schafft, das, in der Mitte zwischen 
Polize i- und Gerichtsbehördenstehen d, dazuberufen 
ist, das vermittelnde Band zwischen beiden abzu- 
geben und beiden die ihnen gemeinschaftliche Auf- 
gabe lösen zu helfen. 

Das neue Institut der Staatsanwaltschaft werde -^ so meint das 
Promemoria weiter — die wohlthätigste Rückwirkung auf die Polizei 
äussern. 

Letztere werde nur zu oft als Partei aufgef asst Ilebernehme 

nun ein eigener, mit einem bedeutenden Amtsansehen bekleideter Justiz- 
beamter, die bisher von den Polizeibehörden ausgeübten Functionen, so 
wird, schon weil derselbe pro lege, also auch für den Angeklagten wirk- 
sam sein kann, der Verdacht einer Parteinahme nicht aufkommen, zu 
gleicher Zeit aber auch die Gehässigkeit der Polizeibeamten abge- 
nommen und somit der Weg angebahnt werden, das Misstrauen und 
Widerstreben des Publicums in Vertrauen umzuwandeln." 

Wie wir hier sehen, lag es in den Intentionen S a v i g n y^s, der ein- 
zuführenden Staatsanwaltschaft die sogenannte vorläufige Untersuchung, 
welche bis dahin ausschliesslich von der Polizei besorgt wurde, zu über- 
tragen, oder dieselbe wenigstens der Ingerenz der Staatsanwaltschaft 
zu unterstellen. 

Hiemit war aber wenigstens ein Anfang zu einer vielversprechen- 
den Reform des Criminalproccsses gemacht. 

Während das französische Recht daran festhielt, dass der Pro- 
cureur als „Verfolger" — den Fall des Flagrant delit ausgenommen — 
an der Untersuchung nicht theilnehmen dürfe, wird hier dem zu creiren- 
den Staatsanwalt diese Untersuchung neben der Verfol- 
gung zur Pflicht gemacht. 

Freilich blieb die von Savigny dem Staatsanwälte zugewiesene 
Doppelrolle auf das Stadium der sogenannten „vorläufigen" Vor- 
Tintersuchimg beschränkt, aber wenigstens wurde bereits für diese wich- 
tige Processphase das natürliche und zeugungskräftige 
Princip zur Anerkennung gebracht, dass die Processpartei von der 
Sammlung des Anklagematerials nicht ausgeschlossen werden dürfe, viel- 
mehr zu der erwähnten Thätigkeit vor Allem berufen sei. 

Diese Grundanschauung S a v i g n y's gelangte noch vor Einfüh- 
rung einer allgemeinen preussischen Strafprocessordnung zur legislativen 
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Durchführung. Es geschah dies, als infolge des sogenannten Polen- 
aufstandes im Jahre 1846 das Gesetz vom 17. Juli 1846, „betreffend das 
Verfahren in den bei dem Kanunergerichtc imd dem- Criminalgerichte 
in Berlin zu führenden Untersuchungen", in Wirksamkeit trat. 

In voller Uebereinstimmimg mit den von S a v i g n y mehrfach ent- 
wickelten Anschauungen bestinmit das erwähnte Gesetz in § 2, dass in 
den zur Competenz des Kammergerichtes und Criminalgerichtes ge- 
hörenden Untersuchungssachen der Staatsanwalt die Ermitt- 
lung der Thäter herbeizuführen und diese vor Ge- 
richt zu verfolgen habe. 

§ 4. Das Polizeipräsidium (zu Berlin) und dessen Beamte bleiben, 
wie bisher, verpflichtet, den Verbrechen jeder Art nachzuforschen und 
alle, keinen Aufschub gestattenden Anordnungen ... zu treffen. Sie 
haben aber die von ihnen aufgenommenen Verhandlungen dem be- 
treffenden Staatsanwälte zur weiteren Veranlassung zu übersenden, 
auch den Requisitionen desselben wegen Einleitung 
oder Vervollständigung solcher polizeilicher Vor- 
untersuchungen oder wegen Verfolgung oder Verhaftung verdäch- 
tiger Personen, Folge zu leisten 

§ 7- ... Der Staatsanwalt ist befugt, allen polizei- 
lichen und gerichtlichen Verhandlungen, welche 
Gegenstände seines Geschäfts kreises betreffen, 
beizuwohnen und mit dem Beamten, welcher die Ver- 
handlung zu führen hat, in unmittelbaren Verkehr 
zu treten ....*) 

Die hier citirten Bestimmungen des Gesetzes vom 17. Juli 1846, 
insbesondere die Bestimmungen der §§ 2, 4 und 6, gingen in die preussi- 
Bche allgemeine Verordnimg vom 3. Jänner 1849, über die Einführung 
des mündlichen und öffentlichen Verfahrens in Untersuchungssachen 
über **) und wurden auch von dem Gesetze vom 3. Mai 1852 unberührt 



*) Mit der Anschauung Otto^s (Die preussische Staatsanwaltschaft, S. 57), 
dass das Gesetz vom 17. Juli 1846 „auch in Ansehung der Staatsanwaltschaft auf 
zum Theile wesentlich anderen Grundlagen beruhte, als die früheren Vorschläge" 
können wir uns durchaus nicht einverstanden erklären; so weit wir sehen, ist 
vielmehr das Gesetz, insbesondere sofern es die Staatsanwaltschaft betrifft, mit 
den oben citirten Grundzügen in üebereinstimmung geblieben, und es ist eine 
Verschiedenheit in der Auffassung bezüglich der Aufgabe und der Stellung der 
Staatsanwaltschaft durchaus nicht zu entdecken. Es ist übrigens auch nicht an- 
zunehmen, dasB der Minister Savigny, der dem erwähnten Gesetze vom 17. Juli 1846 
nicht ferne gestanden sein konnte, gerade bezüglich der Einrichtung der Staats- 
anwaltschaft seine Öfters bethätigten Anschauungen aufgegeben haben sollte. 

**) In fast wörtlicher Üebereinstimmung mit § 2 des Gesetzes vom 17. Juli 1846 
verfügt 

§ 2 der V.-O. vom 3. Jänner 1849 : 

„Bei jedem Appellationsgericht soll ein Ober-Staatsanwalt und für jedes 
Kreis- oder Stadtgericht ein Staatsanwalt bestellt werden, dessen amtlicher Beruf es 
ist, bei Verbrechen die Ermittlung der Thäter herbeizuführen und die- 
selben vor Gericht zu verfolgen." 

Ebenso stimmen die §§ 4 der beiden citirten Gesetze überein, indem es in 
der V.-O. vom 3. Jänner 1849 lautet: 

^Den Polizeibehörden und anderen Sicherheitsbeamten verbleibt die ihnen 
gesetzlich obliegende Verpflichtung, Verbrechen nachzuforschen und alle keinen 
Aufschub gestattenden vorbereitenden Anordnungen zur Aufklärung der Sache . . 
zu treffen. Sie haben jedoch die von ihnen aufgenommenen Verhandlungen dem 
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gelassen, so dass sie in allen Territorien des preussischen Staates (mit 
Ausschluss der Rheinlande) Geltung erlangten. 

Den wesentlichen Inhalt der oben citirten Bestimmungen der 
§§ 2, 4 und 6 finden wir aber auch weiters in den §§59 bis 65 des am 
25. Juni 18C7 erlassenen Gesetzes, betreffend das Strafverfahren in den 
im Jahre 1866 neu erworbenen preussischen Provinzen, so dass wir 
wohl behaupten dürfen, es habe sich in Preussen die Entwicklung der 
Staatsanwaltschaft unter dem oben erwähnten grundlegenden Ein- 
flüsse der Anschauung S a v i g n y's vollzogen. 

Fassen wir nun aber die Strafprocessordnung für das Deutsche 
Reich vom 1. Februar 1877 ins Auge, so ergibt sich, dass ihr, so weit 
es das Stadium der „V orbereitung der öffentlichen 
Klag c" (welche Bezeichnung an die Stelle der Bezeichnung Ermitt- 
lungsverfahren, Scrutinial verfahren, getreten ist) betrifft, das erwähnte 
preussische Gesetz vom 25. Juni 1867 z\ir alleinigen Grundlage gedient 
habe. 

Es geschah dies vollkommen im Sinne der Motive zum ersten Ent- 
würfe, in welchen erklärt wurde, „dass man sich bei Aufstellung des- 
selben wesentlich von dem Gedanken leiten liess, dass sich der Gesetz- 
geber nicht durch ein Streben nach Originalität bestimmen lassen 
dürfe . . . ., dass er vielmehr einem Gebote (gesunder Gesetzgebungs- 
pülitik folge, wenn er das in anderen Gesetzen vorhandene Gute sich 
aneigne". 

So sind denn auch die Bestimmimgen des preussischen Gesetzes 
vom 25. Juni 1867 bezüglich des Ermittlungsverfahrens (§§ 59 
bis 65) zumeist wortgetreu in den II. Abschnitt des II. Buches der 
geltenden deutschen Strafprocessordnung übergegangen, nur, dass, wie 
bereits oben erwähnt wurde, an Stelle der Bezeichnung „Ermittlungs- 
verfahren**, die vielleicht weniger geeignete, der „Vorbereitung der 
öiTentlichen Klage" getreten ist. 

In diesem Sinne verfügt, entsprechend dem Inhalte der Bestim- 
mung des § 62 der preussischen Strafprocessordnung vom 25. Juni 
1867, § 158, Ä.bs. 1 der deutschen Strafprocessordnung: 

„Sobald die Staatsanwaltschaft durch eine Anzeige oder auf lin- 
derem Wege von dem Verdachte einer strafbaren Handlung Kenntniss 
erhält, hat sie, behufs ihrer Entschliessung darüber, ob die öffentliche 
Klage zu erheben sei, den Sachverhalt zu erforsche n." 

Wir finden hier das Princip zum Ausdrucke gebracht, nach welchem 
der Staatsanwalt berufen erscheint, ein besonderes formal abge- 
sondertes, vorbereitendes Verfahren einzuleiten und durchzuführen, um 
sich eine Grundlage für den von ihm etwa zu stellenden Verfolgungs- 
antrag zu verschaffen. 



betreffenden Staatsanwalt zur weiteren Veranlassung zu übersenden, auch den 
Requisitionen desselben wegen Einleitung oder Vervollständigung 
solcher polizeilicher Voruntersuchungen Folge zu leisten; ad verbum 
lautet endlich § 6 der V.-O. vom 3. Jänner 1849, wie § 6 der V.-O. vom 
17. Juli 1846. Dem Staatsanwalt legt sein Amt die Pflicht auf, darüber 
zu wachen, dass bei dem Strafverfahren den gesetzlichen Vorschriften 
überall genügt werde. Er hat daher nicht bloss darauf zu achten, 
dass kein Schuldiger der Strafe entgehe, sondern auch darauf, dass 
Niemand schuldlos verfolgt werde." 
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Durch die hier citirte Bestimmung wird der Bruch mit dem 
Systeme des französischen Processes in einem für die Entwicklung des 
Verfahrens entscheidend gewordenem Punkte vollzogen; der französi- 
sche Formalismus, welcher es dem Staatsanwalt im ordentlichen Ver- 
fahren (ausserhalb des Flagrant delit) verwehrt, sich irgendwie an der 
Sammlung des Processmaterials zu betheiligen und die Wirksamkeit des- 
selben auf das blosse „Verfolgen" beschränkt — dieser Formalismus 
erscheint hier aufgegeben und der Staatsanwalt wird wenigstens in 
diesem Stadium des Strafverfahrens zur eigenen, werkthätigen Samm- 
lung des vorhandenen UntersuchungsstofPes berufen. 

An einer solchen Organisation fehlt es, wie wir bereits hervor- 
gehoben haben, in dem französischen Processverf ahren ; die sogenannte 
„Phase policiere" steht hier dem richterlichen Vorbereitungsver- 
fahren nicht formal selbständig und entwickelt gegenüber; sie ver- 
schmilzt vielmehr mit demselben in einem Processstadium und darum 
komite auch hier der Gedanke nicht zum Durchbruche gelangen, dass 
die vorbereitende Thätigkeit des Untersuchungsrichters durch jene dos 
Staatsanwaltes und der Sicherheitsbehörde vollkommen ersetzt zu werden 
vermag. 

Es war, wie wir bereits gesehen haben, das grosse Verdienst 
S a V i g n y's, dass ein solcher, trotz seiner Einfachheit sehr fruchtbarer 
CTcdanke in dem dem deutschen Strafprocesse vorbildlich gewordenen 
preussischen Criminalverf ahren zur 'Wirksamkeit gelangte und dadurch 
den Anstoss zu einer weiteren, sachgemässen Entwicklung gegeben hat. 

Einen ebenso werthvoUen Beitrag, wie die Bestimmung des ersten 
Absatzes des § 168, liefert zu einer weiteren zweckmässigen Ausge- 
staltung des Vorverfahrens im deutschen Strafprocesse § 159 des er- 
wähnten Gesetzes. 

Derselbe lautet: 

„Zu dem in § 158 bezeichneten Zwecke kann die Staatsanwalt- 
schaft von allen öffentlichen Behörden Auskünfte verlangen und Ermitt- 
lungen jeder Art, mit Ausschluss eidlicher Vernehmungen, ent- 
weder selbst vornehmen oder durch die Behörden und Beamten 
des Polizei- und Sicherheitsdienstes vornehmen lassen. 

Die Behörden und Beamten des Polizei- und Sicherheitsdienstes 
sind verpflichtet, dem Ersuchen oder Auftrage der Staatsanwaltschaft 
zu genügen." 

Hier wird, worauf wir grosses Gewicht legen, klar und entschieden 
ausgesprochen, dikss die Ermittlungen von der Staatsanwaltschaft 
selbst vorgenommen werden können. 

Wir erblicken darin, dass das deutsche Strafprocessgesetz eine 
solche informative Thätigkeit des Staatsanwaltes ausdrücklich für 
zulässig erklärt, einen grossen Vorzug desselben vor anderen Straf- 
processgesetzen der Neuzeit, einen Vorzug, dem wir noch eine einge- 
hende Erörterung zu widmen haben werden, von dem wir aber schon 
jetzt erklären müssen, dass er den Weg zu der richtigen Erkenntniss an- 
bahnt, nach welcher die gerichtliche Voruntersuchung zur Gänze durch 
die Thätigkeit des Staatsanwaltes imd anderer ihm aushilfsweise zur 
Verfügung stehender Behörden ersetzt zu werden vermag. 

lieber einige Reformen des Vorverfahrens im modernen Strafprocesse. 4- 



— so- 
wie die Feststellung jener Beweise zu erfolgen habe, welche in der 
Hauptverhandlung nicht wieder vorgeführt werden können, darüber 
finden wir in § 160 der deutschen Strafprocessordnung folgende sach- 
gemässe Anordnung. 
Es heisst dort: 

„Erachtet die Staatsanwaltschaft die Vornalime einer richterlichen 
Untersuehungdhandlung für erforderlich, so stellt sie ihre Anträge bei 
dem Amtsrichter des Bezirkes, in welchem diese Handlung vorzu- 
nehmen ist. 

Der Amtsrichter hat zu prüfen, ob die beantragte Handlung nach 
den Umständen des Falles gesetzlich zulässig ist." 

Der erste Absatz der hier citirten gesetzlichen Bestimmung ist 
höchst einfacher Xatur und bedarf wohl keiner ausführlichen Aus- 
einandersetzung und Begründung. 

Die vom Staatsanwalt vorzunehmenden Ermittlimgen haben den 
Zweck, ihn über das Geschehene zu informiren und sein weiteres Ver- 
halten bezüglich der Verfolgung der Strafsache zu bestimmen; er kajin 
aber als Processpartei nicht darauf Anspruch erheben, dass seinen Fest- 
stellungen im Verfahren vor dem erkennenden Gerichte Glauben beige- 
messen werde. Zur Feststellung derartiger Beweise, sobald sie in der 
Haupt Verhandlung nicht wiederholt werden können, erscheint also der 
Amtsrichter des Bezirkes berufen, in welchem die Erhebung des Augen- 
scheines, die Vernehmung des schwer erkrankten Zeugen odei des Be- 
schuldigten etc. vorzunehmen wäre. 

Ebenso können dem Staatsanwälte als einer Processpartei nicht 
gewisse Zwangsmassregcln, wie Verhaftung, Haus- und Personsdurch- 
suchuiig, ohne jede richterliche Conti ole zur Verfügung gestellt werden; 
auch hier hat über Antrag des Staatsanwaltes der Amtsrichter des Be- 
zirkes zu interveniren. 

Zu Zweifeln hat nur die Auslegung jener Bestimmungen des oben 
citirten § 16Q der deutschen Strafprocessordnung Anlass gegeben, inhalt 
deren der Amtsrichter zu prüfen hat, „ob die (von der Staatsanwalt- 
schaft) beantragte Untersuchungshandlung nach den Umständen des 
Falles gesetzlich zulässig ist".*) 

Wir glauben, dass die hier erwähnte „gesetzliche Zulässigkeit" der 
richterlichen Untersuchungshandlung der Zweckmässigkeit derselben 
entgegenzustellen ist; über letztere entscheidet der Staatsanwalt 
allein; erstere dagegen — die gesetzliche Zulnssigkeit — hat der um 
die Vornahme der Amtshandlung angegangene Richter zu prüfen und 
nach dem Ergebnisse dieser Prüfung dem Antrnge des Staatsanwaltes 
auf Vornahme der richterlichen Amtshandlung Folge zu geben oder 
den Antrag abzulehnen. 

So kann beispielsweise der Staatsanwalt die richterliche Einver- 
nehmung von Zeugen begehren, ohne Rücksicht darauf, ob diese Ver- 
nehmung sich für den Zweck der Wahrheitserforschung als nothwendig, 
oder auch nur als zweckmässig darstellt; in diesem Punkte steht dem 
Amtsrichter, der um die Vernehmung angegangen wird, beispielsweise 



♦) Kronecker in Goltdainmer'ß Arch., B. 29, S. 317 u. flf. Glaser, 
Handb. II, S. 373 ff. John, Strafprocessordnung, II, S. 331. u. A. m. 
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das Recht nicht zu, die Vernehmung wegen Belanglosigkeit der Aus- 
sage abzulehnen. 

Ob aber die Zeugen, deren richterliche Vernehmung vom Staats- 
anwälte beantragt wird, berechtigt sind, das Zeugniss zu verweigern 
(§§ 51, 52, Straf processordniuig), ob sie beeidigt oder unbeeidigt zu 
vernehmen sind (§§ 56, 65), ob im Falle der Verweigerung des Zeug- 
nisses oder der Eidesleistung die gesetzlichen Zwangsmittel in Anwen- 
dung kommen sollen etc. (§ 69), darüber hat wieder nur der Amtsrichter 
zu entscheiden. 

Ebenso wird wohl nur er zu prüfen haben, ob die gesetzlichen 
Bedingungen für eine Beschlagnahme, für eine Persons- und Haus- 
durchsuchung, für eine Verhaftung und vorläufige Festnahme vor- 
handen sind, und je nach der diesfalls gewonnenen Erkenntniss dem An- 
trage des Staatsanwaltes Folge leisten oder demselben nicht stattgeben. 

Die Thätigkeit der Behörden und Beamten des Polizei- und Sicher- 
heitsdienstes im Stadium der Vorbereitung der öffentlichen Klage regelt 
§ 161 der deutschen StrafproOessordnung, wie folgt: 

„Sie haben strafbare Handlungen zu erforschen und alle, keinen 
Aufschub gestattenden Anordnungen zu treffen, um die Verdunkelung 
der Sache zu verhüten. 

Sie übersenden ihre Verhandlungen ohne Verzug der Staatsan- 
waltschaft. Erscheint die schleunige Vornahme richterlicher TJnter- 
suehungsverhandlungen nothwendig, so kaim die Uebersendung un- 
mittelbar an den Amtsrichter erfolgen." 

Auch dieser hier citirten Bestimmung kann volle Sachmässigkeit 
nicht abgesprochen werden. Die Frage, ob die Thätigkeit der Polizei- 
und Sicherheitsbehörden bereits in das Bereich des Strafverfahrens fällt, 
erscheint hier, im Gegensatze zu den Bestimmungen anderer Gesetz- 
gebungen, von welchen noch die Rede sein wird, klar und entschieden 
bejaht. 

Die „Vorbereitung der öffentlichen Klage" wird, insolange die 
Staatsanwaltschaft wegen Entfernung vom Thatorte oder wegen anderer 
Hindernisse nicht selbst einzuschreiten vermag, in Kraft der erwähnten 
Bestimmung des § 161 von der Sicherheitsbehörde besorgt, die bei 
Gefahr am Verzuge sich unmittelbar an den Amtsrichter zu wenden 
hat, tun die Vornahme noth wendiger richterlicher Amtshandlungen 
herbeizuführen. 

Bedenken könnte wohl der Umfang der der Polizei verliehenen 
Befugnisse erwecken, die so weit ausgedehnt sind, dass die Sicherheits- 
behörde, um Collusionen zu verhindern, alle, keinen Aufschub ge- 
stattenden Anordnungen treffen darf. 

Indess, die Praxis hat auch dort, wo eine derartige^ gesetzliche 
Bestimmung nicht besteht, um des Zweckes willen jedes derartige Vor- 
gehen der Sicherheitsbehörde sanctionirt und wir ziehen es vor, wenn 
für dringende Fälle der Polizei eine weiter gehende Bef ugniss 
unter den nöthigen Cautelen vom Gesetze selbst zugestanden wird, als 
wenn eine erhöhte Machtvollkommenheit derselben aus ihrer „allge- 
meinen Aufgabe" oder aus irgend welchem Organisationsstatute der 
Behörde selbst gefolgert werden will. Es bleibt in einem solchen Falle 
die Ausübung einer oft ganz ungemessenen Machtbef ugniss nicht auf 

4* 
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die äusserste Xothwendigkeit beschränkt, sondern dieselbe wird dann 
auch vielfach zu einer festen Kegel erhoben, durch welche nicht selten 
die wichtigsten Rechte der Staatsbürger verletzt oder doch wenigstens 
gefährdet werden können. 

Zur „Vorbereitung der öffentlichen Belage'' ist endlich auch, wenn 
(»efahr am Verzuge obwaltet, der Amtsrichter berufen — § 163 — ; 
die zur Feststellung einzelner Thatsachen erforderliphen richterlichen 
Amtshandlungen können so dringlicher Natur sein, dass es die Inter- 
essen des Strafverfahrens verletzen würde, wenn der Amtsrichter zuvor 
die Anträge des Staatsanwaltes oder der Sicherheitsbehörde abwarten 
müsste. 

Für solche Fälle ist in zweckmässiger Weise dadurch Vorsorge ge- 
troffen, dass der Amtsrichter die erforderlichen Untersuchungfshand- 
lungen von amtswegen vorzunehmen hat, nach deren Durchführung 
jedoch im Sinne des § 165 der deutschen Strafprocessordnung dem 
Staatsanwalt die weitere Verfügung in der Untersuchungssache ge- 
bührt. 

Ueberblicken wir die hier citirten, der preussischeu Strafprocess- 
ordnung vom Jahre 1867 fast worttreu entlehnten Bestimmungen der 
geltenden Strafprocessordnung für das Deutsche Reich, so ünden wir 
die Procesnphase der „Vorbereitung der öffentlichen Klage" so voll- 
kommen ausgerüstet, dass wohl behauptet werden darf, es könnte die 
Sammlung des Processmaterials zum Behufe der Entscheidung der 
Strafsache bereits in der erwähnten „vorbereitenden" Phase erfolgen 
und es bedürfte zum Zwecke der Vorbereitung dieser Entscheidung 
keiner weiteren „gerichtlichen" Voruntersuchimg. 

Der Thätigkeit des Staatsanwaltes, welcher die Anklage in der 
Hauptverhandlimg zu vertreten hat, erscheint schon zu Beginn des 
Strafverfahrens voller Raum gegönnt und für eine kraftvolle Einleitung 
und Fortsetzung der Verfolgung ist eine ganz ausreichende Fürsorge 
getroffen. 

Die Polizei- und Sicherheitsbehörden fungiren als zweckmässig 
ausgestaltete Hilfsorgane, welche den Staatsanwalt in ergiebiger Weise 
zu unterstützen und seine auf die Sammlung des Processmaterials ge- 
richtete Thätigkeit zu fördern vermögen. 

Dort, wo der Staatsanwalt nicht sofort bei Entdeckung der Spuren 
einer Strafthat einzugreifen vermag, erscheint die vorbereitende 
Thätigkeit den Polizei- und Sicherheitsbehörden selbst überwiesen, wobei 
der wichtige Grundsatz, dass der Straf process schon mit den ersten 
Schritten der Verfolgung des Verdächtigen beginne, vom Gesetze aus- 
drücklich anerkannt wird. 

Besonders glücklich ist auch die Stellung des Gerichtes kleinster 
Ordnung — dos Amtsgerichtes — in der Processphase der „Vorbe- 
reitung der öffentlichen Klage" geregelt. 

Dieses Gericht erscheint hier, wie wir schon gesehen haben, zu 
einer doppelten Aufgabe berufen. 

Es concurrirt zunächst mit der Polizei- und Sicherheilsbehörde 
bezüglich der Vornahme nothwendiger und 'unaufschiebbarer Unter- 
suchuugshandliuigen, wofern die Stantsanwal tschaft wegen Entfernung 
'^om Orte der Begehung der Tliat oder aus anderen Gründen, nicht 
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sofort thätig zu werden vermag; ist aber die Staatsanwaltschaft be- 
reits in Action getreten, dann hat das Amtsgericht über Antrag derselben 
nur die erforderlichen richterlichen Untersuchungshandlungen vorzu- 
nehmen. 

Mittels derselben werden entweder gewisse Ergebnisse des ünter- 
suchungsverf ahrens, die für den weiteren Verlauf desselben und insbe- 
sondere für den Gang der Hauptverhandlung von Wichtigkeit sein 
können, festgestellt oder aber es werden Zwangsmassregeln, die 
von der Staatsanwaltschaft oder von der Sicherheitsbehörde vorge- 
nommen worden waren, geprüft, um sohin entweder aufgehoben oder 
ratificirt zu werden. 

Es sind das die bereits oben genannten Zwangsmassregeln der 
Haus- und Personsdurchsuchung, der Beschlagnahme, der Untersu- 
chungshaft und vorläufigen Festnahme, von denen angenommen wird, 
dass sie dem selbständigen Ermessen der Staatsanwaltschaft oder der 
Sicherheitsbehörde uneingeschränkt nicht überantwortet werden können, 
vielmehr einer nachfolgenden Prüfung des Richters unterzogen zu 
werden haben. 

So entsprechend wir die Phase der „Vorbereitung der öffentlichen 
Klage" im deutschen Strafverfahren geregelt finden, so wenig vermögen 
uns aber die Bestimmungen der geltenden deutschen Strafprocessord- 
nung bezüglich der gerichtlichen Voruntersuchung zu befriedigen, wo- 
bei wir die Frage, ob diese gerichtliche Voruntersuchung nicht zur 
Gänze entbehrt werden könnte, vorläufig ausser Discussion lassen 
wollen. 

Wir sehen hier zunächst den Grundsatz aufgestellt, dass die ge- 
richtliche Voruntersuchung obligatorisch sei in denjenigen Straf- 
sachen, welche zur Zuständigkeit des Reichsgerichtes oder der Schwur- 
gerichte geh(>ren, dass sie facultativ eintrete in Angelegenheiten, 
die von Strafkammern entschieden werden, während sie unzulässig 
ist in den zur Zuständigkeit der Schöffengerichte gehörigen Sachen. 

Hier liegt eine unzweifelhafte Nachahmung der bekannten Drei- 
theilung des französischen Criminalprocesses vor, inhalt deren die „In- 
struction prealable'* obligatorisch ist bei Verfolgung eines 
Crime, facultativ bei der Verfolgung eines D e 1 i t, dagegen 
ausgeschlossen bei dem Verfahren wegen einer Contravention ; 
nur dass formell im französischen Rechte die Strafwürdigkeit der ange- 
schuldigten That den Eintheilungsgrund für die Gestaltung des Vorver- 
fahrens bildet, während im deutschen Strafprocesse dieser Eintheilunj^s- 
grund von der Organisation der das Enderkenn tniss fällenden richter- 
lichen Behörde hergenommen wird. 

Die Ratio legis der im deutschen Strafverfahren getroffenen Ein- 
theilung wäre also folgende. 

Das Schwur- und Reichsgericht bedürfe, um seine Endentschei- 
dung fällen zu können, der der Hauptverhandlung vorausgegangenen 
gerichtlichen Voruntersuchung, die Strafkammer könne einer solchen 
entbehren, während sie dem Schöffengerichte aus Gründen der Procoss- 
Ökonomie versagt bleiben müsste. 

Die Richtigkeit dieser Voraussetzung wird noch geprüft zu werden 
haben; hier soll nur vorausgeschickt werden, dass es trotz der katego- 
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rischen Fassung der im § 176 enthaltenen Bestimmung — „die Vor- 
untersuchung findet in denjenigen Strafsachen statt, welche zur 
Zuständigkeit des Reichsgerichtes oder der Schwurgerichte gehören" 
— Fälle gibt, in welchen das Reichs- oder Schwurgericht entscheiden 
muss, ohne dass eine gerichtliche Vorimtersuchung der Haupt Ver- 
handlung voraufgegangen wäre. 

Ein solcher Fall tritt zunächst dann ein, wenn, ohne dass eine ge- 
richtliche Voruntersuchung stattgefunden, die Eröffnung des Haupt- 
verfahrens vor dem Schöffen- oder Landgericht erfolgte, das erkennende 
Gericht aber den Fall anders beurtheilt, sich für unzuständig erklärt 
und die Sache an das Schwur- oder Reichsgericht verweist. 

Hier verhandelt dann das» Schwur- oder Reichsgericht über die 
an dasselbe verwiesene Strafsache, ohne dass eine gerichtliche Vor- 
untersuchung dieser Verhandlung vorauszugehen hätte. Ein gleiches, 
bisher aber, so weit wir sehen, noch unerörtert gebliebenes Verhältniss 
tritt ein, wenn der Angeklagte im Laufe der Hauptverhandlung noch 
einer anderen That beschuldigt wird, als jener, wegen welcher das 
Hauptverfahren gegen ihn eröffnet wurde — § 265 der Strafprocess- 
ordnung. Auch hier kann die neu hervorgekommene strafbare Hand- 
lung vor dem Schwurgerichte sofort zur Aburtheilung gelangen, ohne 
dass eine gerichtliche Voruntersuchung vorangegangen wäre. 

In den beiden hier angeführten Fällen zeigt es sich, dass die Regel, 
nach welcher in schwur- oder reichsgerichtlichcn Sachen der Haupt- 
verhandlung eine gerichtliche Voruntersuchung vorauszugehen habe, 
Ausnahmen zulasse, ohne dass hiedurch das betreffende Verfahren 
irgend welche Störung oder Beeinträchtigung erleiden würde. 

Die Behauptung von der TJnerlässlichkeit einer gerichtlichen Vor- 
untersuchung für die Vornahme einer Ilauptverhandlung vor dem 
Schwur- oder Reichsgerichte erscheint hiedurch schlagend widerlegt! 

Wir wollen nunmehr das Verhältniss der „gerichtlichen Vorunter- 
suchung" zu jenem der „Vorbereitmig der öffentlichen Klage" nach den 
im § 176 der deutschen Strafprocessordnung enthaltenen Hauptbe- 
stimmungen in Erörterung ziehen. 

Wie wir bereits erwähnt haben, wird die gerichtliche Vorunter- 
suchung in jenen Strafsachen für obligatorisch erklärt, welche zur Zu- 
ständigkeit des Reichs- oder des Schwurgerichtes gehören. 

Ueber die Gründe, aus welchen die gerichtliche Voruntersuchung 
in Reichsgerichtssachen für obligatorisch erklärt wurde, erhalten wir 
weder in den Motiven zu den Entwürfen der deutschen Strafprocess- 
ordnung, noch in den diesf all igen Commissionsberathungen des deut- 
schen Reichstages irgend welche Auskunft, wir können daher nur an- 
nehmen, dass die vielfach grössere Entfernung des Thatortes vom Sitze 
des erkennenden Reichsgerichtes eine sorgsamere und eingehendere 
^''o^be^eitung der Strafsache nothwendig erscheinen liess, und dass 
man wohl der Ansicht war, eine derartige Vorbereitung könne nur 
mittels der gerichtlichen Voruntersuchung verwirklicht werden. Für 
eine solche Annahme wäre aber kein zwingender Grund vorhanden. 

Eine sorgfältige Vorbereitung kann auch durch die Staatsan- 
waltschaft und durch die Sicherheitsbehörde erfolgen. 
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Auch für die Bestimmung, nach welcher in Schwurgerichtssachen 
die gerichtliche Voruntersuchung für obligatorisch erklärt wird, vermag 
kein stichhältiger Grimd geltend gemacht zu werden. 

Die ersten Entwürfe zur deutschen Strafprocessordnung haben 
denn auch die gerichtliche Voruntersuchimg in Schwurgerichtssachon 
nicht für obligatorisch erklärt und dies f olgendermassen zu begründen 
versucht; es wird gesagt: 

„Erf ahrungsgemäss gibt es selbst unter solchen Sachen, in welchen 
es sich um schwere Verbrechen handelt, eine Anzahl, bei denen es für 
die Vorbereitung der Hauptverhandlung einer Voruntersuchung nicht 

bedarf, und in denen die letztere deshalb zur blossen Form wird, 

diese Thatsache rechtfertigt es, dass der Entwurf auch für die schweren, 
vor die Schwurgerichte gehörigen StraffäUe die obligatorische Vor- 
untersuchung nicht aufgenommen hat." 

Wir erachten diese Begründung für zutreffend und halten sie 
durch die Erwägungen, welche die Mehrheit der deutschen Ileichstags- 
commission bestimmt hat, die obligatorische Voruntersuchung in 
Schwurgerichtssachen eintreten zu lassen, für nicht widerlegt. 

Die deutsche Reichstagscommission verweist, um die fragliche Be- 
stimmung zu rechtfertigen (Protokolle des deutschen Beichstages, IV. 
Session, 3., S. 384), auf die Schwere der Verbrechen, die zur Com- 
petenz der Schwurgerichte gehören und fügt hinzu: „Auch sei zu be- 
rücksichtigen, dass vorzugsweise in den Schwurgerichtssachen gegen 
eine Vertagung der Hauptverhandlung wegen erheblicher, neuer, erst 
in ihr hervorgetretener Umstände ganz besondere Bedenken obwalten, 
mithin in diesen Sachen mehr als in den übrigen auf eine erschöpfende 
Erörterung der Sache in dem Vorverfahren, durch welche die Gefahr 
einer solchen Vertagung abgeschwächt wird, Bedacht genommen werden 
müsse und dies geschehe, indem die Einleitung der Vor- 
untersuchung unbedingt vorgeschrieben werde. Der 
ganze Apparat des schwurgerichtlichen Verfahrens sei zu complicirt, 
als dass man ihn ohne genügende Vorprüfung der Sache in Bewegung 
setzen solle." 

Wir sehen, dass hier die blosse Besorgniss vor der Möglichkeit 
einer Vertagung der Hauptverhandlung die Statuirung der obligatori- 
schen gerichtlichen Voruntersuchung herbeigeführt hat — ein Argu- 
ment — das zwar auf den ersten Blick dem Praktiker plausibel er- 
scheinen mag, einer eingehenderen Prüfung jedoch nicht Stich zu halten 
vernxag. 

Zunäclist ist zu bedenken, dass die Vertagung einer Hauptver- 
handlung vielfach auch durch die gründlichste und eingehendste ge- 
richtliche Voruntersuchung nicht vermieden werden kann ; wir vermögen 
aber auch nicht einzusehen, warima der Möglichkeit einer Vertagung ein 
solches Gewicht beigemessen wird! 

Das Opfer an Zeit und Kosten darf nicht so schwer fallen, wenn 
dadurch die Rechtsprechung auf eine verlässlichere Grundlage gestellt 
zu werden vermag, und es erscheint uns sonderbar, wenn das Schwer- 
gewicht des Verfahrens bloss darum in die vorbereitende Phase 
desselben verlegt werden will, damit vielleicht die Hauptverhandlung 
nicht vertagt werden müsse. 
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Zudem kommt zu erwägen, dass ja Laienrichter den Ergebnissen 
einer gerichtlichen \''orunter8uchung erfahrungsgemäss sehr wenig Be- 
rücksichtigung angedeihen lassen, daher der beabsichtigrte Zweck der 
gerichtlichen Voruntersuchung: die Hauptverhandlung auf eine blosse 
Ueberprüfung der bereits in der Voruntersuchung durchgeführten Be- 
weise einzuschränken, gerade im schwurgerichtlichen Verfahren nicht 
leicht verwirklicht zu werden vermag. 

Auch den weiterhin im Gesetze enthaltenen Bestimmungen dar- 
über, wann in landgerichtlichen Fällen die gerichtliche Vorunter- 
suchung stattzufinden habe, vermögen wir nicht beizustimmen. 

So wird in § 176 der deutschen Strafprocessordnung verfügt: 
„In denjenigen Strafsachen, welche zur Zuständigkeit der Land- 
gerichte gehören, findet die Voruntersuchung statt: 

1. wenn die Staatsanwaltschaft sie beantragt; 

2. wenn der Angeschuldigrte dieselbe in Gremassheit des § 199 be- 
antragt und erhebliche Gründe geltend macht, aus denen eine Vorunter- 
suchung zur Vorbereitung seiner Vcrtheidigung erforderlich erscheint." 

Ausserdem enthält § 200, Strafprocessordnung, die Bestimmung, 
dass nach Ueberreichung der Anklageschrift das Gericht „zur besseren 
Aufklärimg der Sache" eine Ergänzung der Voruntersuchung oder, 
falls eine Voruntersuchung nicht stattgefimden hat, die Eröff- 
nung einer solchen anordnen kann. 

Der Hauptgrund, der, wie wir zeigen werden, zu G misten der ge- 
richtlichen Voruntersuchung geltend gemacht werden wiU, ist das be- 
hauptete Schutzbedürfniss des Beschuldigten; in allen Tonarten kehrt 
die Klage wieder, dass man dem Beschuldigten die Woblthat einer un- 
parteiischen, objectiven, gerichtlichen Untersuchung nicht versagen 
könne, und dass man darum das vorbereitende Verfahren nicht gänzlich 
in das Belieben des verfolgenden Staatsanwaltes stellen dürfe. 

Von diesem Standpunkte aus sollten Staatsanwalt und Beschul- 
digte rücksichtlich der Befugnips zur Antragstellung auf Eröffnung der 
gerichtlichen Voruntersuchung doch zum mindesten einander gleichge- 
stellt sein. 

Dies ist aber durchaus nicht der Fall! 

Der Staatsanwalt ist zunächst bezüglich des Zeitpunktes, in 
welchem er den Antrag auf Eröffnung der gerichtlichen Vorunter- 
suchung stellen will, gänzlich unbeschränkt. 

In der Sache selbst kann der Antrag des Staatsanwaltes nur 
wegen Unzuständigkeit des Gerichtes, wegen Unzulässigkeit der Straf- 
verfolgung oder der Voruntersuchung oder weil die in dem Antrage be- 
zeichnete That \mter kein Strafgesetz fällt, abgelehnt werden. Diese 
Normen stellen die Eröffnung einer gerichtlichen VorunteiBuchung 
nahezu vollständig in das Ermessen des verfolgenden Staatsanwaltes, 
dem überdies gegen den Beschluss des Gerichtes, durch welchen sein 
Antrag auf Eröffnung der Voruntersuchung abgelehnt wird, das Recht 
der sofortigen Beschwerde zusteht — § 181 der deutschen Strafprocess- 
ordnung. 

Weit ungünstiger ist es dagegen mit dem bezüglichen Antrags- 
rechte des Beschuldigten auf Eröffnimg der gerichtlichen Vorunter- 
suchung bestellt. 
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Ein solcher Antrag kann von dem Beschuldigten nicht etwa zu 
Beginn oder im Laufe der Vorbereitung der ölFentlichen Klage, sondern 
in Gemässheit des § 199 erst dann gestellt werden, wenn die Anklage- 
schrift des Staatsanwaltes dem Beschuldigten vom Vorsitzenden des 
Gerichtes mitgetheilt worden ist und der Beschuldigte zugleich aufge- 
fordert wurde, sich innerhalb einer zu bestimmenden Frist zu erklären, 
ob er eine Voruntersuchung beantragen wolle. 

Diese gesetzliche Bestimmung hat zu den mannigfachsten Aus- 
legungen und Contro Versen Anlass gegeben *) und man hat sie für den 
Beschuldigten mehrfach als vollkommen werthlos bezeichnet. 

Auch wir ziehen den praktischen Nutzen derselben in Zweifel, weil 
wir uns nicht leicht einen Fall zu denken vermögen, in welchem in 
einem so fortgeschrittenen Stadium des eingeleiteten Strafverfahrens 
die EröflFnung der gerichtlichen Voruntersuchung den beabsichtigten 
Zweck zu verwirklichen möchte. 

Eine Feststellung gewisser, für die Vertheidigung günstiger und 
erheblicher Thatsachen kann in der Regel nur zu Beginn 
des Strafverfahrens für den Beschuldigten von ir- 
gendwelchemNutzensein; ist einmal schon — nach Abschluss 
der „Vorbereitung der öfFentlichen Klage" — die Anklageschrift der 
Staatsanwaltschaft ausgefertigt und überreicht worden, so wird wohl 
in den allermeisten Fällen der geeignete Zeitpunkt für die Feststellung 
des Vertheidigungsmaterials versäumt sein. 

Aber hievon abgesehen, erscheint bezüglich der erwähnten Antrag- 
stellung der Beschuldigte gegenüber dem Staatsanwälte noch nach einer 
anderen Kichtung wesentlich beeinträchtigt. 

Während sich Letzterer auf die einfache Stellung des Antrages 
der Eröffnung der Voruntersuchung gegen eine bestimmte Person wegen 
einer bestimmten That beschränken darf (§ 177 der deutschen Straf- 
processordnung), muss der Beschuldigte, wenn er den Antrag auf Er- 
öffnung der Voruntersuchimg stellt, „erhebliche Gründe geltend 
machen, aus denen eine Voruntersuchung zur Vorljereitung seiner Ver- 
theidigung erforderlich erscheint" (§ 176, 2). 

Es ist dies eine Aufgabe, die der Beschuldigte, wenn überhaupt, 
doch nur äusserst schwer zu lösen vermag. 

Wohl ist er nach Einreichung der Anklageschrift zur Einsicht in 
die dem Gerichte vorliegenden Acten befugt (§ 147 der deutschen Straf- 
processordnung), doch ist der Nachweis, dass zur Vorbereitung der Ver- 
theidigung es einer Voruntersuchung bedarf, und dass insbesondere „e r- 
h e b 1 i c h e" Gründe für die Einleitung und Durchführung einer solchen 
Vorimtersuchung sprechen, ein äusserst schwieriger, da das entschei- 
dende Gericht zuvor mit der ganzen Processlagc vom Standpunkte des 
Beschuldigten aus sich bekannt zu machen hat, und ihm überdies 



*) John, Erläutenuigen der deutschen Strafprocessordnunp, 11. Abtheilung, 
S. 601 u. flf. Stenglein, Zur Interpretation der §§ 199 und 200, G.-S., B. X, 
S. 41. Fuchs, Die Bedeutung des § 199 der deutschen St.-P.-O. in der genannten 
Zeitschrift, B. XXX, S. 401. Zucker, Noch Ein Wort zur Bedeutung des § 199, 
G.-S., B. XXXI, S. 311 u. fF. Schwarze, Zur Geschichte des § 199 der Straf- 
processordnung, G.-S., B. XXXI, S. 401. Glaser, Handbuch des Strafprocesses, 
B. n, S. 409 u. ff., u. a. m. 
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im vorhinein das zu gewärtigende Ergebniss der beantragten 
Voruntersuchung zum mindesten annäherungsweise vorgeführt werden 
muss. 

Einer solchen Aufgabe vermag der Beschuldigte nur in den selten- 
sten Fällen zu genügen, weshalb die ihm durch das Gesetz eingeräumte 
Befugniss von keinem erheblichen Werthe für ihn sein kann. 

Von ebenso problematischer Bedeutung ist die weitere Bestinmiung 
des Gesetzes über die durch das Gericht selbst zu erfolgende EröfiPnung 
der Voruntersuchung — § 200 der deutschen Strafprocessordnung — 
welche zur „besseren Aufklärung der Sache" führen soll. 

Eine solche „Aufklärung" kann wohl jederzeit mit Erfolg im Zuge 
der Haupt Verhandlung geschehen, während eine derartige, nach bereits 
überreichter Anklageschrift vorgenommene Eröffnimg der Vorimter- 
Buchung stets eine Verzögerung des Strafverfahrens im Gefolge haben 
muss. 

Hieraus ergibt sich, dass die gerichtliche Voruntersuchung zumeist 
nur der Ingerenz der Staatsanwaltschaft untersteht, *) während man 



*) Die geringe Bedeutung, welche die Ingerenz des Beschuldigten nnd des 
Gerichtes auf die ErOffiiung und Durchführung der Voruntersuchung neben der 
Staatsanwaltschaft besitzen, ergibt sich zur vollen £videnz aus nachfolgender Tabelle: 

(Deutsche Justizstatistik, Jahrgang X, S. 191.) 

Von je 1000 im Deutschen Reiche beendeten Voruntersuchungen wurden eröffnet: 



in den Jahren 


auf Antrag d. Staats- 
anwaltes 


von amtswegen 


auf Antrag des Be- 
schuldigten 


1881 1885 


980 


14 


6 


1886 1890 


980 


16 


5 


1891-1895 


983 


13 


4 


1896 


983 


13 


4 


1897 


983 


14 


3 


1898 


981 


16 


3 


1899 


982 


16 


2 



Es entfielen somit unter stetiger Abnahme im Jahre 1899 auf je 1000 
durchgeführte Voruntersuchungen nur mehr zwei, welche über Antrag des Be- 
schuldigten eröffnet worden waren und nur 16, welche im Sinne des § 200 St.-P.-O. 
seitens des Gerichtes selbst eröffnet wurden ; in mehr als 98Vo ^^^ die gerichtliche 
Voruntersuchung über Antrag der Staatsanwaltschaft stattgefunden, wobei freilich 
die Zahl jener Falle, in welchen die gerichtliche Voruntersuchung nach gesetzlicher 
Bestimmung der Eröffnung des Hauptverfahrens vorausgehen musste, insbesondere 
nicht iestgestellt erscheint. Das Verhalten der Gerichte zu den auf Eröffnung 
der Voruntersuchung gestellten Anträgen der Staatsanwaltschaft und der Be- 
schuldigten wird durch folgende Tabelle illustrirt. 

(Deutsche Justizstatistik, Jahrgang X, S. 191.) 

Von den Anträgen der Staatsanwaltschaft auf Einleitung der gerichtlichen 
Voruntersuchung wurden abgelehnt: 

im Quiquennium 1881 — 1885 O'OSVo 

„ „ 1886-1890 0-06% 

1891 — 1896 0-04% 

Jahre 1896 0-03% 

1897 0-04% 

1898 0-02% 

„ 1899 0-02% 
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doch im Allg^emeinen bemüht ist, sie als ein Institut hinzustellen, durch 
dessen Wirksamkeit die Macht und der £in£uss der Staatsanwaltschaft 
beschränkt zu werden haben. 

Fassen wir das hier Gesagte zusammen, so ergibt sich, dass, was 
das vorbereitende Verfahren betrifft, auch der Strafprocess für das 
Deutsche Reich in seiner heutigen Gestaltung den Anforderungen eines 
rationellen Verfahrens nicht vollständig zu genügen vermag. 

Zwar erscheint das Anfangsstadium der Vorbereitimg der öffent- 
lichen Klage richtig erfasst und zweckmässig ausgestaltet, aber die Be- 
stimmungen über die gerichtliche Voruntersuchimg und über das Ver- 
hältniss derselben zur Vorbereitung der öffentlichen Klage entbehren 
der systematischen Grundlage und des folgerichtigen Aufbaues. Das 
Gesetz versagt jeden Anlialtspunkt darüber, unter welchen Bedingungen 
in laudgerichtlichen Fällen der Staatsanwalt den Antrag auf Einleitung 
der gerichtlichen Voruntersuchimg zu stellen habe und in welchem 
Stadium der von ihm angestellten und durchgeführten Ermittlungen 
dies geschehen solle; Alles wird dem schrankenlosen Ermessen des 
Staatsanwaltes anheimgegeben, während man sich doch Mühe gibt, zu 
behaupten, dass der Zweck der gerichtlichen Voruntersuchung die Ge- 
währung eines ausreichenden Schutzes für den Angeschuldigten sei. 

Man misstraut den staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen ; 
o b aber dieselben und wann sie insbesondere der gerichtlichen Vor- 
untersuchung Platz zu machen haben ; darüber entscheidet (der Kegel 
nach) wieder nur der Staatsanwalt — ein innerer Widerspruch, der 
nicht gelöst zu werden vermag, und über w^elchen man bisher, in nicht 
zu rechtfertigender Weise, vielfach hinweggegangen ist. 

Wohl wird das Recht des Verfolgten, die gerichtliche Vorunter- 
suchung in Antrag zu bringen, anerkannt, aber der Antrag darf 
erst in einem Zeitpunkte gestellt werden, in welchem der angestrebte 
Zweck derselben der !Ratur der Sache nach gar nicht verwirklicht zu 
werden vermag und es wird die Stellung eines solchen Antrages über- 
dies an Bedingungen geknüpft, welche der Beschuldigte, falls ihm nicht 
ein rechtskundiger Vertreter zur Seite steht, gar nicht zu erfüllen 
vermag. • 

In den hier bezüglichen Punkten fällt somit der deutsche Straf- 
process, nachdem er nicht unrichtig seine Wirksamkeit begonnen, bald 
in die ausgefahrenen falschen Geleise des älteren Processes zurück, auf 
welchen er zu einem rationellen Aufbau nicht zu gelangen vermag. 

In ähnlicher Weise, wie mit dem Institute der gerichtlichen Vor- 
untersuchung, ist es auch mit der Anklageerhebuug im deutschen Straf - 
processe bestellt. 

Die Frage, ob die Erhebung der Anklage in erster Linie dem 
Staatsanwalt oder dem Gerichte zukommt, hat den deutschen 
Gesetzgeber ebenso lebhaft beschäftigt, wie jene, ob es einer gericht- 
lichen Voruntersuchung bedarf. Bei der Entscheidung über dieselbe ist 



während das Percentverhftltniss der Ablehnungen der seitens der Angeschnldigten 
gestellten Anträge anf Eröffnung der Voruntersuchung in demselben Zeiträume 
85-9, 87-6, 89-0, 86-1, 88 9, 89 6, 90-2«/o beträgt. Es wurde daher den 
Anträgen der Staatsanwaltschaft fast immer, den diesfäUigen Anträgen des An- 
geschuldigten nur in seltenen Fällen (10%,) Folge gegeben. 
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aber gleichfalls jene seltsame Erscheinung zutage getreten, die wir 
betreffs der Beschlussfassung über die gerichtliche Voruntersuchung 
constatiren können, dass nämlich die offenbar stärkeren Gründe den 
schwächeren Gegengründen weichen mussten. 

So lesen wir in dem Berichte dei* Reichstagscommission (Anlagen 
zu den Verhandlungen des deutschen Keichstages, 1876, S. 3S9 u. ff.) 

über unsere Frage : ,J[n neuerer Zeit ist rielf ach die Meinung ver- 

theidigt worden, dass es dem Anklageprincii>e mehr entspreche, wenn 
man, ohne eine gerichtliche Entscheidung zu fordern, lediglich die An- 
klageschrift der Staatsanwaltschaft als die Grimdlage des weiteren Ver- 
fahrens behandeln, eine gerichtliche Enti>chcidimg über diesen Antrag 
aber nur dann eintreten lassen würde, dafem und soweit der Beschul- 
digte gegen die Anklageschrift Widerspruch erhebt. Die Commission 
verkannte zwar nicht, dass die consequente Durchführung des Anklage- 
principes zu einer derartigen Begelung der Materie führen könne, 
sowie, dass die Erfahrung gezeigt habe, dass in vielen Fällen durch die 
Entscheidung des Gerichtes der Antrag der Staatsanwaltschaft nicht 
abgeändert werde, sonach es den Anschein gewinne, als ob jene Ent- 
scheidiing öfters überflüssig sei. Dessenungeachtet hat die Commission 
der obigen Meinung (dass man sich mit der Anklageschrift der Staats- 
anwaltschaft zu begnügen habe) sich anzuschliessen nicht vermocht." 

,j!Ceinesweg8 überninmit" — so lauten die weiteren Ausführimgen 
der Motive — „das Gericht dadurch, dass es die Eröffnung des Haupt- 
verfahrens beschliesst, die Function des Anklägers, und zwar selbst nicht 
in dem Falle, wenn der Antrag des Staatsanwaltes auf Einstellung und 
die Entscheidung des Grerichtes auf Eröffnung des Hauptverfahrens 
lautet. 

Denn, nachdem die Anschuldigung von der Staatsanwaltschaft 
gegen den Angeschuldigten erhoben ist, wird es mehr im öffentlichen 
Interesse, wie im Interesse des Angeschuldigten liegen, dass über die 
Anschuldigung und deren Fortsetzung nicht das Ermessen des Staats- 
anwalts, sondern eine unabhängige richterliche Behörde entscheide. 

Der Staatsanwalt erhebt hier nicht eine Anklage auf Grund eines 
gerichtlichen Beschlusses, sondern das Gericht entscheidet, ob die be- 
reits erhobene Klage beizulegen oder aufrecht zu erhalten sei. 

Ferner kann man es nach der Ansicht der Commission nicht dem 
Ermessen des Angeschuldigten überlassen, ob dem Antrage des Staatsan- 
waltes auf Eröffnung des Haupt Verfahrens ohne Weiteres stattzugeben, 
oder erst eine gerichtliche Entscheidung einzuholen sei, zumal der An- 
geschuldigte oft nicht die Bildung besitzt, um die Bedeutung des An- 
trages in seinem ganzen Umfange und in seiner vollen Tragweite zu 
erkennen " 

Wir haben die Anführungen der Motive der Reichstagscommission 
hier wörtlich und ihrem ganzen Umfange nach citirt, um unseren oben 
erhobenen Vorwurf zu rechtfertigen, und glauben unseren Zweck durch 
einfache Nebeneinandcrstellung der beiden hier citirten Absätze zu er- 
reichen. 

Eine unbefangene Abwägung der von der Commission angeführten 
Gründe und Gegengründe muss wohl zur Ueberzeugung führen, dass die 
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zu Gunsten der von dem Gesetze getroffenen Bestimmungen geltend ge- 
machten Gründe die unzweifelhaft schwächeren sind. 

Dafür, dass die Erhebung der Anklage diurch die Staatsanwalt- 
schaft zu erfolgen habe, spricht das P r i n c i p des Verfahrens, welches 
mit der von dem Gesetze getroffenen Bestimmung absolut unver- 
einbar ist — und wenn noch überdies in den citirten Motiven zuge- 
standen wird, dass die Beschlüsse des Gerichtes, mittels deren das Haupt- 
verfahren eröffnet wird, zu allermeist den bezüglichen Anträgen der 
Staatsanwaltschaft entsprechen, *) so erscheint auch die Zweckmässig- 
keit eines Verfahrens, in welchem man sich mit der blossen Anklage 
der Staatsanwaltschaft begnügt, gegen jeden Zweifel sichergestellt. 

Was dagegen von der Commission zu Gunsten der gesetzlichen 
Bestimmung des § 201 der Strafprocessordnung angeführt wird, ist, so 
weit es überhaupt für verständlich erklärt werden kann, ziemlich unbe- 
deutend und anfechtbar. 

Die Commission behauptet zuvörderst, dass das Gericht durch die 
Eröffnung des Hauptverfahrens die Function des Anklägers selbst dann 
nicht übernehme, wenn die Eröffnung gegen den Antrag der Staats- 
anwaltschaft erfolgt. 

Hierin liegt doch nur ein blosses Wortspiel; gemäss § 155, Straf- 
processordnung, wird der Beschuldigte oder Angeschuldigte, zum „A n- 
geklagte n", sobald gegen ihn die Eröffnung des Hauptverfahrens 
beschlossen worden ist; an sehr zahlreichen Stellen spricht das Gesetz 
vom Angeklagten, von seinem Erscheinen, von seinen Anträgen, von 
seinen Rechten etc., was soll es also mit der Behauptung, dass das Ge- 
richt den Functionen des Anklägers fern stehe, auch wenn auf seine 
Initiative allein die Versetzung in den Anklagestand zurückgeführt 
werden muss (§ 206, Strafprocessordnung) ? 

Wollte auch in einem solchen Falle dem betreffenden Beschlüsse 
des Gerichtes die Function der Anklage bestritten werden, so müsste 
man fragen, worüber denn das Haupt verfahren zu eröffnen und das 
Gericht zu entscheiden hätte. 

Welchem Gedanken die citirten Ausführungen mit dem Satze Aus- 
druck geben wollen, dass, sobald die Anschuldigung von der Staatsan- 
waltschaft gegen den Angeschuldigten erhoben ist, es mehr im öffent- 
lichen Interesse, wie im Interesse des Angeschuldigten liege, dass über 
die Anschuldigung und deren Fortführung nicht das Ermessen des 
Staatsanwaltes, sondern eine unabhängige richterliche Behörde ent- 
scheide — dies ist uns eigentlich nie recht klar geworden ; wir vermuthen, 
dass gesagt werden will, das öffentliche Interesse verlange es noch mehr, 
als das Interesse des Beschuldigten, dass über die Erhebung der Anklage 
das Gericht entscheide. 



*) Die „Jüstizstatistik" (Jahrg. X., S 193) versagt zwar über diesen Punkt 
die Auskunft, ^weil sich aus den Erhebungen nicht beurtheilen lasse, in welchem 
Masse Anträge der Staatsanwaltschaft auf Eröffnung des Hauptverfahrens von der 
Strafkammer abgelehnt worden sind", aber alle Erfahrungen stimmen darin überein, 
dass eine Discrepanz zwischen dem Antrage der Staatsanwaltschaft nach ge- 
schlossenem Vorverfahien und der Entscheidung des Gerichten zu den grössten 
Seltenheiten gehöre. 
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Wir vermissen aber eine Begründung dieser Behauptung! 

Wenn das öfFentliehe Interesse den Staatsanwalt zu seinem Ver- 
treter im Strafverfahren bestellt hat, wanmi sollte es ihm gerade be- 
züglich der „Fortsetzung der Anschuldigung" — wie hier die Anklage 
genannt wird — das Vertrauen entziehen, welches ihm bezüglich der Er- 
hebung der Anschuldigung unbedenklich entgeigengebracht wird; warum 
sollte der Staatsanwalt gerade bezüglich dieser Phase des Processes eine 
Art von Entmündigung erfahren, die darin lie^t, dass formal nicht 
sein Anklageantrag, sondern der Beschluss des Gerichtes der Eröffnung 
des Hauptverfahrens zugrunde gelegt zu werden habe? 

Auch der z\m:i Schlüsse der citirten Ausführungen des Commis- 
si onsberichtes unternommene Hinweis auf den „minder gebildeten" An- 
geschuldigten, der die Bedeutung der Anklage und ihre Tragweite nicht 
zu erkennen vermag, kann den Werth der Argumente der Commission 
nicht erhöhen. Es bedarf zunächst keiner besonderen Bildung, um von 
einem gesetzlich eingeräumten Rechtsmittel den geeigneten Gebrauch 
zu machen, und man muss sich weiter fragen, warum die Vorsorge des 
Gesetzes für den „minder gebildeten" Beschuldigten sich nicht auch 
bezüglich der Anfechtung eines bereits verurtheilenden Straferkennt- 
nisses geltend macht, da doch dessen Umfang und Tragweite für den 
Beschuldigten, respective Verurtheilten, kaum geringer ist, als die 
Entschliessuug, welche über die gegen ihn erhobene Anschuldigung die 
Hauptverhandlung eintreten lässt. 

Wir können aber auch jene Anschauung nicht gelten lassen, die 
in der Entscheidung des Gerichtes über die Eröffnung des Haupt Ver- 
fahrens an sich einen grösseren Schutz für den Beschuldigten erblickt, 
cU in der Anklage des Staatsanwaltes. 

Gemäss § 201 der deutschen Strafprocessordnung hat das Gericht 
die Eröffnung des Hauptverfahrens zu beschliessen, „wenn nach den Er- 
gebnissen der Voruntersuchung, oder, falls eine solche nicht stattge- 
funden hat, nach den Ergebnissen des vorbereitenden Verfahrens der An- 
geschuldigte einer strafbaren Handlung hinreichend verdächtig 
erscheint, und gemäss § 209 kann der Beschluss, durch welchen das 
Haupt verfahren eröffnet wird, von dem Angeklagten nicht angefochten 
werden. 

Der Ausdruck „hinreichend verdächtig" ist ein so allgemeiner, 
dass man sich, sobald ein Vorverfahren überhaupt stattgefunden und 
keine Einstellung desselben verfügt worden war, den Fall schwer zu 
denken vermag, in welchem ein hinreichender Verdacht nicht 
als vorhanden angenommen werden könnte. 

Ist es wohl anzunehmen, dass die Acten der Voruntersuchung — 
§ 196 — oder jene der Vorbereitung der öffentlichen Klage — § 197 — 
dem über die Eröffnung des Hauptverfahrens entscheidenden Gerichte 
verlässliche Anhaltspunkte dafür geben werden, dass der Ange- 
schuldigte der strafbaren Handltmg, um derentwillen er verfolgt wird, 
nicht hinreichend verdächtig sei ? 

Und wenn dem Gerichte, das an der Untersuchung bisher nicht 
betheiligt war, diese Anhaltspunkte nicht geboten werden, kann es von 
der Eröffnung des Hauptverfahrens absehen, in welchem ein auch minder 
starker Verdacht sich zum vollen Beweise verdichten kann? 
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Und ein solches Verfahren wäre zum i^rösseren Schutze des Be- 
schuldigten eingeführt worden?! 

Die Antwort auf diese Frage kann nur eine verneinende sein I 

Vollends unerfindlich ist aher für uns die Bestimmung des § 206 
der deutschen Strafprocessordnung. 

Derselbe lautet: „Wenn von der Staatsanwaltschaft beantragt ist, 
den Angeschuldigten ausser Verfolgung zu setzen» von dem Gerichte 
aber die Eröffnung des Hauptverfahrens beschlossen wird, so hat die 
Staatsanwaltschaft eine dem Beschlüsse entsprechende Anklageschrift 
zu überreichen." 

Das Abnorme dieser Bestimmung finden wir darin, dass, während 
sonst der Staatsanwaltschaft das Recht der Beschwerde gegen einen 
von dem Antrage der Staatsanwaltschaft abweichenden Beschluss des 
Gerichtes gewahrt ist — § 209 der deutschen Strafprocessordnung — 
hier ein solches Beschwerderecht der Staatsanwaltschaft nicht einge- 
räumt wird; vielmehr hat dieselbe sich dem Beschlüsse des Gerichtes 
schlechthin zu fügen und muss eine dem Beschlüsse des Gerichtes 
entsprechende Anklageschrift überreichen. 

Ob es der Würde und Stellung der Staatsanwaltschaft entsprechen 
kann, wenn sie gezwungen wird, dem gewiss motivirten Antrage auf 
Einstellimg der Verfolgung sofort eine gleichfalls motivirte An- 
klageschrift folgen zu lassen, *) dies soll des weiteren hier nicht seine 
Erörterung finden; es mag nur hervorgehoben werden, dass der Zweck 
einer solchen Procedur nicht recht erkennbar ist. 

Die Anklageschrift stellt sich im Allgemeinen lediglich als die 
Form dar, in welcher die Staatsanwaltschaft ihre Erklärung über die 
Ergebnisse des vorbereitenden Verfahrens abgibt und die diesfälligo 
Entscheidung des Gerichtes über den gesammelten Processstoff pro- 
vocirt. 

Zu einer solchen Provocation erscheint die Anklageschrift, welche 
die Staatsanwaltschaft über einen nach § 206 bereits gefällten Beschluss 
zu überreichen hat, nicht mehr geeignet, weil die erwähnte Ent- 
scheidung eben bereits schon ergangen ist. 

Somit könnte vielleicht die von der Staatsanwaltschaft zu über- 
reichende Anklageschrift nur den Zweck haben, dass sie dem Beschul- 
digten behändigt und dieser darauf hin die ihm nach § 199 zustehenden 
Rechte wahrnehmen könne. 

Nun erscheinen aber eben diese Rechte durch die Bestimmung des 
§ 206, Abs. 2, wesentlich eingeschränkt; der Beschuldigte kann keine 
Einwendungen gegen die Eröffnung des Hauptverfahrens vorbringen, 
er kann naturgemäss nicht mehr die Eröffnung des Haupt Verfahrens 
verlangen, er hat sich nur auf die Erklärung zu beschränken, ob er die 



*) Die deutschen Staatsanwaltschaften empfinden die üble Lage, in welche 
sie durch derartige Entscheidungen des Gerichtes gerathen müssen, recht lebhaft; 
sie suchen dieselbe nach den uns von autoritativer Seite gewordenen Mittheilungen 
dadurch zu mildern, dass für die Vertretung einer derart ab^enOthigten Anklage- 
schrift ein anderes Mitglied der staatsanwaltschattlichen Behörde bestellt zu 
werden pflegt, als jenes, das die Einstellung des Strafverfahrens in Antrag 
gebracht hatte. — Eine wohl recht unzureichende Abhilfe gegen die Inconvenienzen, 
welche durch derartige gesetzliche Bestimmungen bereitet werden müssen. 
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Vornahme einzelner Beweiserhebungen vor der Hauptverhandlung be- 
antragen wolle. 

Hiezu, wie zu der Verständigung von der erfolgten Eröffnung des 
Hauptverfahrens, bedarf es aber keiner Ueberreichung und Be- 
händigung einer Anklageschrift, die, den üntersuchungsacten beige- 
schlossen, den staatsanwaltsehaftlichen Antrag: den Angeschuldigten 
ausser Verfolgung zu setzen, in sonderbarer Weise illustriren muss. 

Es könnte dariun in einem solchen Falle auf die Ausfertigung 
und Ueberreichung einer Anklageschrift seitens der Staatsanwaltschaft 
ohne jeden Nachtheil für das Strafverfahren verzichtet werden! 

In ebenso unverständlicher und unzweckmässiger Weise finden wir 
das Verfahren für den Fall geregelt, als das Qgricht dem Antrage der 
Staatsanwaltschaft rücksichtlich der Competenz der Entscheidung über 
die dem Angeschuldigten zur Last gelegte strafbare Handlung nicht 
zuzustimmen vermag. 

§ 207 bestimmt diesfalls: 

„Das Landgericht kann das Hauptverfahren vor den erkennenden 
Gerichten jeder Ordnung, nicht aber vor dem Reichsgerichte eröffnen. 
Erachtet das Landgericht die Zuständigkeit des Reichsgerichtes für 
begründet, so legt es die Acten durchVermittlungder Staats- 
anwaltschaft diesem Gerichte zur Entscheidung vor. 

Ebenso hat der Amtsrichter, wenn er findet, dass eine bei ihm 
eingereichte Sache die Zuständigkeit des Schöffengerichtes übersteige, 
die Acten durch Vermittlung der Staatsanwaltschaft 
dem Landgerichte zur Entscheidung vorzulegen." 

Auch in diesen beiden Fällen wird der Staatsanwalt genöthigt, 
Beschlüsse des Gerichtes, welche gegen seine — vielleicht richtigeren — 
Verfolgungsanträge ergangen sind, zur Ausführung zu bringen, wie- 
wohl seiner Intervention hiebei ganz gut entrathen werden könnte. 

Der Staatsanwalt büsst durch derartige Bestimmungen Vieles von 
der selbständigen Stellung, die ihm unter allen Umständen gewahrt 
bleiben sollte, ein, und das Verfahren verlangsamt sich überdies in einer 
ganz überflüssigen Weise. 

So müssen wir denn der Art der Regelung der Anklagsphase im 
deutschen Strafprocesse unsere Anerkennung versagen und dürfen 
sogar behaupten, dass es mit ihr noch ungünstiger bestellt sei, als mit 
dem Anklageverfahren im französischen Criminalprocesse. 

Im letzteren spricht der L^ntersuchungsrichter seihst die Ein- 
stellung des Verfahrens, die Verweisung des Beschuldigten vor das 
Polizeigericht oder das Zuchtpolizei gericht aus oder er legt die Ünter- 
su(!hungsacten der Anklagekammer des Appelgerichtes vor, ^amit diese 
über die Erhebung der Anklage beschliesse; es erscheint also der Haupt- 
sache nach ein Organ zur Entscheidung berufen, welches an der Samm- 
lung der Beweise unmittelbar betheiligt ist und sich somit ein Urtheil 
über die geringere oder grössere Schuldwahrscheinlichkeit zu bilden 
vermag. 

Im deutschen Strafprocesse dagegen entscheidet über die Ergebnisse 
des vorbereitenden Verfahrens eine richterliche Behörde, welche der 
Regel nach an der Sammlung des Processmaterials sich nicht betheiligt 
hat und darum aus eigener Anschauung die Strafsache gar nicht kennt. 
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Es werden dieser richterlichen Behörde nur die Acten der Vor- 
untersuchung — wenn eine solche stattgefunden hat — oder gar nur 
die Aufzeichnungen, welche im Zuge der Vorbereitung der öffentlichen 
Klage seitens der Staatsanwaltschaft oder der Polizeibehörden gemacht 
wurden, vorgelegt, worauf das Grericht seinen, für den weiteren Gang 
des Verfahrens entscheidenden Beschluss zu fassen hat. 

Wir vermögen nun aber die vom Untersuchungsrichter allein auf- 
genommenen Protokolle und die von der Staatsanwaltschaft oder den 
Polizeibehörden einseitig geschehenen Aufzeichnungen als eine verläss- 
liche Grundlage für die Fassung eines Einstellungsbeschlusses oder für 
die Eröffnung des Hauptverfahrens nicht zu erkennen, weil durch die- 
selben eine ausreichende Information des Gerichtes bei dem Mangel 
einer jeden unmittelbaren Kenntnissnahme des Geschehenen' nicht zu 
erfolgen vermag. Dabei kommt aber weiterhin noch Folgendes zu be- 
achten. 

In Frankreich hat sich das System der durch den Richter zu er- 
hebenden Anklage auf historischem Wege entwickelt, ohne jemals eine 
Unterbrechung oder Abschwächung des Principes erfahren zu haben; 
immer hat man den Richter in die Mitte des vorbereitenden Verfahrens 
gestellt und den Gang des Verfahrens seiner Leitung anheimgegeben. 
In Deutschland dagegen hat man unter dem Einflüsse S a v i g n y^s mit 
der bisherigen Anschauung von der sich auf die blosse Verfolgung be- 
schränkenden Ingerenz des Staatsanwaltes gebrochen und hatte darum 
umso weniger Anlass, zu den bereits überlebten oder jedesfalls doch 
antiquirten Formen zurückzukehren, welche die Erhebung der Anklage 
nur durch den Richter zulassen wollen. 

Es hat sich dadurch in Deutschland in diesem Punkte eine ent- 
schiedene Wendung zum Schlimmeren vollzogen, mit der wir uns noch 
im Laufe dieser Darstellung eingehender zu befassen haben werden. 



Ueber einige Reformen des Vorverfahrens im modernen Strafjprocesse. 



IV. Die österreichische Slrafprocess- 
ordnung vom 23. Mai 1873. 

In Oesterreich hat, lange vor der sich um die Mitte des XIX. Jahr- 
hunderts vollziehendeii Keception des französischen Processsystems, eine 
sorgfältige und methodische Unterscheidung zwischen polizeiliche imd 
richterlicher üntersuchimgsthätigkeit im Strafverfahren platzgegriffen. 

Man unterschied zwischen der „eigentlichen^^ vom Kichter ge- 
führten „Criminaluntersuchung^^ und zwischen jenen Verfügungen, 
welche die Obrigkeit zu treffen hat, um die Criminaluntersuchung zu 
„sichern". 

Jene „Obrigkeit" war die Polizei, deren Eingriff in die Crimi- 
naluntersuchung als solche man nicht gestatten wollte, weshalb man 
sich alle Mühe gab, ihre bloss vorbereitende Thätigkeit bei Aufspürung 
und Verfolgung von Verbrechen gegen jene des Criminalgerichtes, der 
die Entscheidung zukommen sollte, abzugrenzen. 

So bestimmt die österreichische „Aljlgemeine Criminalgerichts- 
ordnung" Josef 11. vom 1. Juni 1788, dass zum Verfahren von amts- 
wegen über erstattete Anzeige zunächst die Obrigkeit, d. i. jene 
Behörde berufen sei, der nach Verfassung des Landes die Aufsicht über 
Zucht, Ordnung und Sicherheit anvertraut ist. 

Die politische Obrigkeit hatte die ersten Erhebungen des Thatbe- 
standes vorzunehmen, wozu ihr durch das erwähnte Gesetz die weit- 
gehendsten Befugnisse eingeräumt worden waren. 

Sie hatte die erforderlichen Haussuchungen zu beschliessen und 
zu vollziehen, Sachverständige und Zeugen zu vernehmen, die schwö- 
ren mussten, dass sie der Wahrheit entsprechende Aussagen ab- 
legen wollen. 

Den Mittelpunkt dieses vorbereitenden Verfahrens bildete das 
sogenannte summarische Verhör des Beschuldigten, bezüglich dessen 
folgende, besondere Bestimmungen erlassen waren. 

Wurde der politischen Obrigkeit jemand als Criminal Verbrecher 
gestellt, so hat sie -^ die Obrigkeit — „sogleich zum summarischen Ver- 
höre zu schreiten, nach dessen Durchführung sie alle bisher vorge- 
kommenen Umstände wohl und gründlich zu überlegen xuid daraus zu 
urtheilen hat, ob, und wie die weiteren Spuren der Inzichten zu ver- 
folgen sind, ob der Beschuldigte inzwischen in obrigkeitlicher Ver- 
wahrung zu behalten und in welche Art von Haft er zu nehmen sei, oder, 
ob er mittlerweile entweder ohne alle Bedingniss, oder gegen Eid sich 
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auf jedesmaliges Begehren vor der Obrigkeit zu stellen oder endlich 
gegen Beschaffung annehmlicher Bürgschaft auf freien Fuss zu setzen 
wäre." 

Die damit eingeleitete und von der Obrigkeit geführte Unter- 
Buchung wurde so lange fortgesetzt, bis sich besondere In- 
zichten ergaben, die zur IJeberlief erung des Beschuldigten an 
das Criminalgericht zureichten. 

Erst nach erfolgter Uebergabe des Beschuldigten an das letztere 
beginnt das „eigentliche" Criminalverf ahren mit dem ordent- 
lichen Verhöre des Beschuldigten, mit der fortgesetzten Ver- 
nehmung der Zeugen u. s. w., worauf nach geschlossenem Verfahren die 
Berathung und Fällung des Enderkenntnisses von dem versammelten 
Criminalgerichte zu erfolgen hat. 

An diesem Systeme wurde durch das der Criminalgerichtsordnimg 
nachfolgende Gesetz vom 3. September 1803 dem Wesen nach wenig 
geändert, da auch durch dieses Gesetz bestimmt wurde, dass „in drin- 
genden Fällen die Obrigkeit des Ortes, wo das Verbrechen oder 
die Anzeige geschehen verbunden ist. Alles, was zur unverzüg- 
lichen Erforschung gehört, vorzukehren und dann die ganze Verhand- 
lung dem Criminalgerichte zu übergeben. — § 236. 

Wie wir sehen, geht hier dem eigentlichen Criminalver- 
f ahren, zu dessen Durchführung der Criminalrichter berufen 
ist, eine besondere, selbständige Untersuchung der Obrigkeit vor- 
aus, deren Zweck es war, die „Eignung" der Sache zur Criminalunter- 
suchung zu prüfen und festzustellen. 

Diese „vorläufige" Untersuchung wird von der Obrigkeit mit den- 
selben Mitteln geführt, wie die Criminaluntersuchung durch den 
Kichter, mittels der Vornahme des Augenscheines, der Vernehmung 
der Zeugen und Sachverständigen, mittels des Verhöres des Beschul- 
digten u. s. w., nur, dass hier die Obrigkeit, dort das Gericht die Pro- 
cessleitung inne hat, dass hier die Frage des Verdachtes, dort die Frage 
der Schuld oder Nichtschuld das Beweisthema bildet. 

Dieser richtige Grundgedanke trat bei der um die Mitte des XIX. 
Jahrhunderts sich vollziehenden Reception des französischen Processes 
wohl einigermassen zurück, aber er wurde doch nicht vollständig auf- 
gegeben. 

Die Strafprocessordnung vom 17. Jänner 1850 — ein Werk, von 
welchem der Verfasser (W ü r t h) selbst bekennt, dass er zu seiner Aus- 
arbeitung nicht mehr als sechs Wochen benöthigt habe, verfügt in wört- 
licher Uebereinstimmung mit dem ihr zugrunde gelegten Entwürfe einer 
Strafprocessordnung für die thüringischen Staaten (1849) im II. Ab- 
schnitt des sechsten Hauptstückes bezüglich der „Stellung des Staats- 
anwaltes in der Voruntersuchung" Folgendes: 

§ 94. „Der Staatsanwalt hat alle über Verbrechen oder Vergehen 
an ihn gelangenden Anzeigen, sowie die zu seiner Kenntniss kommen- 
den Beweismittel, dem Untersuchungsrichter mitzutheilen und zugleich 
die geeigneten Anträge zu stellen. 

Er hat auch zur Entdeckung unbekannter Thäter 
durch 'Erforschung dahin führender Anzeigungen 
mitzuwirken. 

5* 
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§ 95. Untersuchuiigshandlungen nimmt der Staatsanwalt selbst 
bei sonstiger Nichtigkeit nicht vor. Er ist jedoch berechtigt, Personen, 
welche Aufklärung über begangene Verbrechen oder Vergehen zu er- 
theilen im Stande sein dürften, vorläufig und unbeeidigt durch Bezirks- 
Einzelrichter, oder in deren Abwesenheit oder Verhinderung auch 
durch Beamte der Sicherheitsbehörden in seiner Ge- 
genwart vernehmen zu lassen. Ausserdem kann er in drin- 
genden Fällen in Abwesenheit des Untersuchungsrichters und seines 
Stellvertreters Augenschein, Haussuchung und andere Untersuchungs- 
handlungen durch Bezirks-Einzelrichter oder Beamte der Sicherheits- 
beliörden vornehmen lassen und denselben auch selbst beiwohnen. 

In allen diesen Fällen sind die aufgenommenen Protokolle un- 
verweilt dem Untersuchungsrichter mitzutheilen, welcher deren Form 
und Vollständigkeit zu prüfen und nöthigenfalls die Wiederholung oder 
Ergänzung der Verhandlung zu bewirken hat." 

Die hier citirten Bestimmungen geben im Zusammenhange mit 
§ 90, inhalt dessen der Untersuchungsrichter in der Kegel die Vorunter- 
suchung nur über Antrag des Staatsanwaltes einzuleiten hat, von dem 
der Voruntersuchung vorangehenden, vorbereitenden Verfahren folgendes 
Bild. 

Die Einleitung der Voruntersuchung hat einen darauf abzielenden 
Antrag des Staatsanwaltes zur Voraussetzung. 

Besteht jedoch Gefahr am Verzuge, so nimmt der Untersuchungs- 
richter selbst, ohne den Antrag des Staatsanwaltes abzuwarten, die zur 
Feststellung des Thatbestandes und zur Verfolgung des Thäters 
nöthigen Handlungen vor, muss aber den Staatsanwalt un verweilt davon 
in Kenntniss setzen. 

Bei dem durch die Staatsanwaltschaft eingeleiteten, vorbe- 
reitenden Verfahren ist hervorzuheben, dass dasselbe keine be- 
sondere technische Bezeichnmig trägt und dass der Staatsanwalt sich 
an den Untersuchungshandlungen nicht unmittelbar betheiligt. 

Diese letztere Bestimmung sucht W ü r t h in seiner Erläuterung 
des Gesetzes, S. 203 u. ff., nachstehends zu rechtfertigen. 

Er verweist auf die häufigen Klagen, die über Willkürlichkeiten 
der französischen Staatsanwälte in der Praxis bei Flagrant delit vorge- 
kommen sein sollen, spricht sein Bedauern darüber aus, dass gleichwohl 
die damaligen Processgetsetze einzelner deutscher Territorien, wie 
insbesondere Preussen, mittels der Verordnung vom 
3. Jänner 1849, dem Staatsanwälte gestatten, Unter- 
suchungshandlungen, Verhaftungen oder Beschlag- 
nahmen selbst vorzunehmen, und erklärt : „D ie österrei- 
chische Gesetzgebung dagegen ging von der Ansicht aus, 
dass auch die Voruntersuchungshandlungen bei richtiger Auffassung 
und Anwendung der Anklageform nicht von dem, in denx\ugen 
des Angeschuldigten und dos Public ums als Partei 
erscheinenden Staatsanwälte, sondern nur von Rich- 
tern und Beamten der Sicherheitsbehörden .... vor- 
genommen werden sollen. Die Ausschliessung der St^iatsan- 
waltschaft von solchen Voruntersuchungsschritten erscheine als ein 
wesentlicher Fortschi'itt auf dem Gebiete der Strafprocessgesetzgebung 
und als vorzüglich geeignet, der Staatsanwaltschaft die ihrem Berufe 
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entsprechende Stellung anzuweisen, zugleich aber alle jene Unzukömm- 
lichkeiten zu vermeiden, welche nach dem Zeugnisse der Erfahrung aus 
der französischen Einrichtung (bei der Untersuchung des Flagrant delit) 
entspringen. 

Es wurde daher, in Uebereinstimmung mit dem Entwürfe einer 
Strafprocessordnung für Thüringen (§ 81), der Grundsatz aufgestellt, 
dassderStaatsanwaltUntersuchungshandlungenbei 
sonstiger Nichtigkeit nicht vornehmen darf. 

Der Staatsanwalt bleibt dadurch nicht nur von der Aufnahme förm- 
licher Zeugeneinvernehmungen, der Verhöre des Beschuldigten, der 
Augenscheinsprotokolle u. dgl. ausgeschlossen, sondern er darf 
auch keine Vernehmungen in der Form, wie es den 
Sicherheitsbehörden zusteht, selbst vornehmen. Er 
ist nur berechtigt, Personen, welche über das in Frage stehende Ver- 
brechen oder Vergehen Aufklärungen zu geben im Stande sein dürften, 
mithin auch den Beschuldigten selbst durch den Richter (Bezirks-Einzel- 

richter) oder in dessen Abwesenheit oder Verhinderung durch !ße- 

amte der Polizeibehörden in seiner Gegenwart vernehmen zu lassen. 
Jede solche Vernehmung kann jedoch nur den Charakter einer vor- 
läufigen (provisorischen) Amtshandlung an sich tragen.'* 

Verweilen wir einen Augenblick bei diesem, von W ü r t h mit so 
viel Emphase hervorgehobenen, „wesentlichen Fortschritt" auf dem Ge- 
biete der österreichischen Straf processgesetzgebung ! 

Derselbe will von ihm darin gefunden werden, dass die Staatsan- 
waltschaft als Partei von Untersuchungahandlungen ausgeschlossen 
werden soll, weil dies eine richtige Auffassung und An- 
wendung der Anklageform so verlange. 

Das Irrthümliche dieser Annahme, welche noch eingehend zu be- 
sprechen sein wird, liegt klar zutage. 

Durch die Anklageform wird die Stellung der Processparteien 
unzweifelhaft verstärkt, und es hat darum ihnen eine erhöhte 
Bedeutung und Wichtigkeit eingeräumt zu werden, während W ü r t h 
die Thätigkeit des Staatsanwaltes gerade von diesem Standpunkte aus 
beschränken zu müssen erklärt! 

Die Sonderbarkeit dieser Auffassung und Darstellung tritt umso- 
mehr hervor, als gleichzeitig verlangt wird, dass die dem Staatsanwälte 
verwehrten Handlungen von den Richtern und von den Beamten der 
Sicherheitsbehörde vorgenommen werden sollen. ^N'ehmen denn die letz- 
teren eine weniger parteimässige Stellung ein, als die Mitglieder der 
Staatsanwaltschaft ? 

Wir denken — und dieser Vorwurf gilt auch dem heute geltenden 
Österreichischen Strafverfahren — dass Actionen, welche die Sicherheits- 
behörde vornimmt, umsomehr auch der Staatsanwaltschaft gestattet sein 
müssen» und dass es wohl nicht angeht, nur die letztere als „Partei" an- 
zusehen, der Sicherheitsbehörde aber eine Stelhmg über den Parteien 
und neben dem Richter einzuräumen. 

W ü r t h geht hier, wie viele Andere, von einer falschen Auffassung 
des Strafverfahrens aus, indem er nicht nur eine objective Rechtspre- 
chung, sondern auch eine formal objective, dem Hauptverfahren voran- 
gehende Untersuchung verlangen zu dürfen vermeint. 
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Eine solche Forderung scheint auf den ersten Blick ziemlich 
plausibel zu sein, bei näherer Betrachtung zeigt es sich aber, dass die 
Untersuchung ihrem Wesen nach nicht objectiv sein könne, sondern 
stets von einer gewissen Parteirichtung beherrscht sein müsse, die den 
Anstoss zur Thätigkeit gibt, und dass es ferner unrichtig sei, die ob- 
jective Entscheidung einer Angelegenheit nur dann für möglich zu 
halten, wenn auch die Untersuchung jedes parteimässigen Charakters 
entkleidet wird. 

Begrifflich setzt die Entscheidung die Wahl zwischen zwei 
verschiedenen Anschauungen und Behauptungen voraus, und das 
Anklageprincip des Processes hat nur dafür zu sorgen, dass diese ver- 
schiedenen Anschauungen in möglichst gleichmässiger, d. i. gerechter 
Weise zur formellen Vertretung gelangen, worauf erst das Gericht 
sein Urtheil zu fällen hat, mit welchem sich dasselbe zu Gunsten der 
einen oder der anderen Anschauung erklärt. 

Von diesem Standpunkte aus liegt kein Anlass vor, den Staats* 
anwalt, selbst wenn man ihit als Verfolger des Verdächtigen erklärt — 
während er doch nur zur Betreibung der Sache berufen erscheint — 
von der werkthätigen Theilnahme an der Untersuchung auszuschliessen. 

Am allerwenigsten erscheint es aber gerechtfertigt, dem „partei- 
lichen" Staatsanwälte die „unparteiliche" Sicherheitsbehörde gegen- 
überzustellen und eine Bef ugniss, die man dem ersteren versagt, leichten 
Herzens der letzteren zuzuerkennen. 



Dem Gesetze vom 17. Jänner 1850 war keine lange Wirksamkeit 
beschieden, demselben folgte die allgemeine Strafprocessordnung vom 
29. Juli 1853, in welcher der frühere Unterschied zwischen Vorunter- 
suchung (Erhebung des Thatbestandes überhaupt) und zwischen der 
Untersuchung wider eine bestimmte Person — Specialuntersuchung — 
wieder auflebte. 

Eine Ingerenz der Staatsanwaltschaft auf die Untersuchung, wie 
dieselbe im Sinne der oben citirten Bestimmungen des Gesetzes vom 
17. Jänner 1850 normirt erscheint, findet nicht statt, vielmehr ist es 
wieder Sache des Untersuchungsgerichtes, sobald es zur Kenntniss eines 
Verbrechens oder Vergehens durch einen Ruf oder durch ein Gterücht 
gelangt, „die Personen, durch welche der Buf an dasselbe gelangte, zu 
vernehmen, dem Hufe unter Mitwirkung der Sicherheitsbehörden von 
Mund zu Mund, bis zu dessen Ursprung nachzuforschen und sich so 
viel als möglich von dessem Grunde oder Ungrunde zu überzeugen". — 
§ 70. 

Diesem Gesetze vom 29. Juli 1853 folgte das heute geltende Gesetz 
vom 23. Mai 3873, dessen Filiationsverhältniss zum Gesetze vom 
17. Jänner 1850 vom Verfasser (Glaser) in den allgemeinen Motiven 
zum Regierungsentwurfe (S. 6) folgendermassen scharf präcisirt wird. 
Derselbe erklärt: 

„Angesichts der seit dem Jahre 1854 gemachten Erfahrungen 
kann es nicht zweifelhaft sein, dass die Strafprocessordnung 
vom Jahre 1850 die Grundlage auch des künftigen 
Strafverfahrens werden müsse, und dass es sich nur darum 
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handeln könne, jenes Gesetz (vom Jahre 1850) mit Kücksicht auf die 
inzwischen geänderten Verhältnisse, auf die in der Erfahrung bemerkten 
Mängel und Lücken derselben und auf solche in wissenschaftlichen und 
legislativen Arbeiten hervorgetretenen Yerbesserungsvorschläge, welche 
sich mit den Grundeinrichtungen derselben in Einklang bringen lassen, 
einer sorgfältigen Revision zu unterziehe n." 

In diesem Sinne erfahren denn auch die oben citirten Bestim- 
mungen der §§ 94 und 95 der Strafprocessordnung vom 17. Jänner 1850 
im IX. Hauptstück unter der TJeberschrif t : „Von der Erforschung 
strafbarer Handlungen und von den Yorerhebungen über 
Verbrechen und Vergehen", der Hauptsache nach folgende Umge- 
staltiing : 

„§ 87. Der Staatsanwalt ist verpflichtet, alle an ihn gelangten An- 
zeigen über strafbare Handlungen, welche von amtswegen zu verfolgen 
sind, zu prüfen, sowie die zu seiner Kenntniss gelangenden Spuren 
solcher strafbarer Handlungen zu verfolgen. Er hat auch zur Ent- 
deckung unbekannter Thäter durch Erforschung dahin führender Ver- 
dachtsgründe mitzuwirken 

§ 88. Ueberhaupt ist er berechtigt, durch den Untersuchungs- 
richter, durch die Bezirksgerichte oder durch die Sicherheitsbehorden 
Vorerhebungen zu dem Zwecke führen zu lassen, \xm die nöthigen An- 
haltspunkte für die Veranlassung des Strafverfahrens wider eine be- 
stimmte Person oder für die Zurücklegung der Anzeige zu erlangen. 

Die Untersuchungsrichter und Bezirksrichter haben auch bei 
diesen Vorerhebungen jene Rechte und Obliegenheiten, welche dem 
Untersuchungsrichter in der Voruntersuchung zukommen. 

Durch die Sicherheitsbehorden kann der Staatsanwalt Personen, 
welche Aufklärungen über begangene strafbare Handlungen zu ertheilen 
im Stande sein dürften, unbeeidigt vernehmen lassen und diesen Verneh- 
mungen auch selbst beiwohnen. 

Augenschein und Hausdurchsuchung kann er durch sie nur dann 
vornehmen lassen, wenn sich in Abwesenheit einer zur Amtshandlung 
berufenen Gerichtsperson die Kothwendigkeit eines unverzüglichen 
Einschreitens herausstellt; er kann diesen Untersuchungshandlungen, 
bei welchen alle für gerichtliche Acte dieser Art vorgeschriebenen 
Förmlichkeiten zu beobachten sind, auch selbst beiwohnen. Die hierüber 
aufgenommenen Protokolle können jedoch bei sonstiger Nichtigkeit nur 
dann als Beweismittel benützt werden, wenn sie unverweilt dem Unter- 
suchungsrichter mitgetheilt worden sind, welcher deren Form und Voll- 
ständigkeit zu prüfen und nöthigenf alls die Wiederholung oder Ergän- 
zung der Verhandlung zu bewirken hat. 

§ 89. Der Untersuchungsrichter am Gerichtshofe I. Instanz nimmt, 
solange kein Antrag des Staatsanwaltes vorliegt, nur diejenigen Amts- 
handlungen vor, welche ohne Gefährdung des Zweckes oder ohne Ueber- 
schreitung einer gesetzlichen Frist nicht aufgeschoben werden können. 
Bezirksgerichte dagegen haben zwar ebenfalls die zu ihrer Kenntniss 
kommenden Verbrechen und von amtswegen zu verfolgenden Vergehen 
unverweilt dem Staatsanwälte anzuzeigen, zugleich aber, tmd ohne die 
Anträge des letzteren abzuwarten, die Vorerhebungen (§ 88, Abs. 1 
und 2) zu führen Die über die Vorerhebungen aufgenommenen 
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Protokolle hat das Bezirksgericht mit gross ter Beschleunigung und, falls 
eine Verhaftung vorgenommen wurde, längstens binnen acht Tagen an 

den Staatsanwalt einzusenden ^^ 

Aus den hier citirten Bestinunungen ist zunächst hervorzuheben, 
dass, während die Strafprocessordnung vom Jahre 1850 — § 90 — nur 
den Begriff der Voruntersuchung kannte — welche ihrem Um- 
fange nach auch jene Amtshandlungen umschloss, die der Stellung des 
formellen Antrages auf Einleitung dieser Processphase vorangingen — 
nunmehr für diese vorbereitenden Schritte formell ein beson- 
deres Processinstitut erstand, welches, zum Unterschiede von der, übri- 
gens aufrecht erhaltenen (gerichtlichen) Voruntersuchung, die Bezeich- 
nimg „Vorerhebungen" erhalten hat. 

Wir billigen diese von Glaser geschaffene Neuerung, weil sie, wie 
wir bereits bei der Erörterung des Strafprocesses für das Deutsche 
Beich auseinandergesetzt haben, den Anstoss zu der Erwägung geben 
muss; ob nicht die Sammlung des gesammten Anklage-Processmaterials 
ohne Intervention des Untersuchungsrichters geschehen könne und weil 
sie dem richtigen Gedanken Ausdruck gibt, dass schon die ersten Schritte 
der Verfolgung zum „eigentlichen" Strafverfahren gehören, dass daher 
letzteres nicht erst mit dem Antrage des Staatsanwaltes auf Einleitung 
einer Untersuchung, oder gar erst mit der Thätigkeit des Untersuchungs- 
richters selbst seinen Anfang nehme. 

Ebenso entschieden geben wir der Bezeichnung „Vorerhebungen" 
vor der dem deutschen Straf processe eigenthümlichen Bezeichnung „Vor- 
bereitimg der öffentlichen Klage" den Vorzug, weil die Thätigkeit der 
Processorgane in den ersten Stadien des Verfahrens in der Kegel erst 
auf die Ermittlimg des Geschehenen gerichtet ist, während die Bezeich- 
nung „Vorbereitung der öffentlichen Klage" begrifflich ein bereits fort- 
geschritteneres Stadium in sich schliesst, in welchem der Entschluss zur 
Verfolgung bereits gefasst und nach Sammlung imd Sichtung der Be- 
weise zur Ausführung gebracht werden soll. 

In der Art und Weise, wie diese „Vorerhebungen" im österreichi- 
schen Strafverfahren durchgeführt zu werden haben, liegt zwar dem 
analogen deutschen Institute der „Vorbereitung der öffentlichen Klage" 
gegenüber kein wesentlicher Unterschied vor, aber wir vermissen 
dennoch jene Prägnanz und Bestimmtheit der Normen, die wir oben bei 
der Erörterung des deutschen Institutes wiederholt hervorgehoben 
haben. 

Wie die „Vorbereitung der öffentlichen Klage" ausschliesslich dem 
Verfolgimgszwecke des Staatsanwaltes dient, und entweder unmittelbar 
durch ihn selbst, oder durch die Polizei- und Sicherheitsbehörde oder 
endlich durch das Gericht vorgenommen zu werden hat, so ist dies auch 
im österreichischen Verfahren rücksichtlich der Vorerhebungen der Eall. 
Auch diese haben nur den Zwecken des Staatsanwaltes zu dienen, werden 
von ihm selbst, oder von der Sicherheitsbehörde, oder von dem Gerichte 
vorgenommen; aber in den diesfalls getroffenen Aenderungen der beiden 
Processgesetze tritt allerdings ein Unterschied zu Ungunsten der öster- 
reichischen Strafprocessordnung hervor, der hier vor Allem klargelegt 
zu werden hat, weil die Verkennung desselben leicht zu Missverständ- 
nissen und Irrthümern führen kann. 
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Fassen wir vor Allem die oben citirte Bestimmung des § 87 der 
österreichischen Strafprocessordnung ins Auge. Sie normirt den Fall der 
durch den Staatsanwalt selbst zu führenden Vorerhebungen. 

Der Staatsanwalt hat, wie der oben citirte § 87 der österreichischen 
Strafprocessordnung besagt, „die an ihn gelangten Anzeigen zu 
prüfen, die zu seiner Kenntniss gelangenden Spuren der strafbaren 
llandlimgen zu verfolgen und zur Entdeckung unbekannter 
Thäter .... mitzuwirken". 

Dass es hiezu der eigenen, unmittelbar eingreifenden 
Thätigkeit des Staatsanwaltes bedarf, oder dass dieselbe hiebei zum 
mindesten als zulässig erklärt werden sollte, scheint uns aus der 
Natur der Sache hervorzugehen; gleichwohl herrscht in der Theorie luid 
Praxis keine Sicherheit darüber, weil es an einer ausdrücklichen, un- 
zweifelhaften Bestimmung, die auf eine unmittelbare Untersuchungs- 
thätigkeit des Staatsanwaltes hinweisen würde, fehlt. 

Während in dem analogen Falle die Strafprocessordnung für das 
Deutsche Beich, § 159, ausdrücklich erklärt, dass die Staatsanwalt- 
schaft im Stadium der „Vorbereitung der öffentlichen Klage" Ermitt- 
lungen jeder Art, „entweder selbst vornehmen 

oder durch die Behörden vornehmen lassen 

k ö n n e", ermangelt § 87 der österreichischen Strafprocessordnung 
einer solchen klaren, decidirten Bestimmung und ergeht sich in Aus- 
drücken, welche zur Annahme führen müssen, dass der Staatsanwalt vom 
Standpunkte des österreichischen Gesetzes sich von jeder unmittelbaren 
üntersuchungsthätigkeit fernzuhalten habe. 

Es macht den Eindruck, als ob Glaser bei der Abfassung des 
citirten § 87 der österreichischen Strafprocessordnung unter dem Ein- 
flüsse der oben skizzirten Argumentation W ü r t h's und sohin unter dem 
Banne der Lehre des französischen Rechtes gestanden wäre, welches be- 
treffs der Thätigkeit des Staatsanwaltes im vorbereitenden Verfahren — 
sobald es sich nicht um ein Flagrant delit handelt — um jeden Preis 
die Grenzlinie zwischen dem „Poursuivre" und dem „S'informer" auf- 
recht erhalten wissen will. 

Wir halten, wie wir es bereits wiederholt hervorgehoben haben, 
diese Scheidung zwischen „Poursuivre" und „S'informer" in der Staats- 
anwaltschaft liehen Wirksamkeit für verfehlt und müssten es bedauern, 
dass Glaser in diesem Punkte keine entschiedene Stellung genommen 
hat und durch eine vielleicht nicht unbewusste Unbestimmtheit des von 
ihm geschaffenen Gesetzes, zu Zweifeln und Bedenken Anlass gab, die 
noch heute im österreichischen Strafverfahren in empfindlicher Weise 
nachwirken. *) 

Wie die Vorerhebungen über Anlangen des Staatsanwaltes von 
der Sicherheitsbehörde zu führen seien, darüber gibt ims das Gesetz 
(§ 88, Abs. 3) folgende Auskunft: 

Wir erfahren, dass Personen, welche Aufklärungen über begangene 
strafbare Handlungen zu ertheilen im Stande sein dürften (Auskunfts- 



♦) Die ünentschiedenheit Glase r's in dem hier erwähnten Punkt ist umso 
bemerkenswerther, als er, wie wir später zeigen werden, bei anderen Anlässen 
seine Auffassung und sein System im Gegensatze zu jenen des französischen 
Beclites mit Entschiedenheit hervorzukehren und zu wahren weiss. 
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Personen), unbeeidigt zu yemehmen sind, dass Augenschein und Haus- 
durchsuchung nur bei Abwesenheit einer Qerichtsperson und bei Gefahr 
am Verzuge von der Sicherheitsbehörde vorgenommen werden dürfen, 
endlich, dass die diesfalls aufgenommenen Protokolle, sollen sie anders 
als Beweismittel dienen, vom Untersuchungsrichter geprüft und ratificirt 
zu werden haben. 

Wir müssen auch hier bemängeln, dass das Gesetz an der 
erwähnten Stelle wohl ausdrücklich bestimmt, dass der Staatsanwalt 
den Untersuchungshandlungen der Sicherheitsbehörde beiwohnen dürfe, 
sich aber nicht darüber ausspricht, ob er an denselben auch thätig mit- 
wirken könne. 

Uns erscheint dieses Recht der Staatsanwaltschaft unzweifelhaft 
zu sein, ob aber der Verfasser des Gesetzes bei seiner bereits hervor- 
gehobenen Hinneigung zum französischen Verfahren und seiner zuge- 
standenen Anlehnung an die Strafprocessordnung vom 17. Jänner 
1850, nicht auch hier den Staatsanwalt als Verfolger von jeder Unter- 
suchungsthätigkeit ausgeschlossen zu sehen wünschte und ihm daher nur 
die Bolle eines passiven Zuschauers zugetheilt haben wollte — dies 
können wir keineswegs verneinen. 

Die Unklarheit und Unbestimmtheit des Gesetzes betreffs der Rege- 
lung der Vorerhebungen tritt aber noch in einem anderen, bisher viel- 
fach xmbeachtet gebliebenen Punkte hervor. 

Nach § 161 der Strafprocessordnung für das Deutsche Reich steht 
es ausser aller Frage, dass die Thätigkeit der Behörden und Beamten 
des Polizei- imd Sicherheitsdienstes in den Bereich der Vorbereitung 
der öffentlichen Klage falle; die erwähnte Bestimmung, dass die ge- 
nannten Organe strafbare Handlungen zu erforschen, alle, keinen Auf- 
schub gestattenden Anordnungen zu treffen, ihre Verhandlungen 
ohne Verzug der Staatsanwaltschaft zu übersenden haben etc., ist im 
II. Abschnitte des IL Buches enthalten, welcher die Ueberschrif t : „Vor- 
bereitung der öffentlichen Klage" führt und der Zusammenhang der be- 
treffenden Glesetzesstelle mit den ihr vorangehenden und nachfolgenden 
Bestimmungen beweist, dass im Herrschaftsgebiete der deutschen Pro- 
cessordnung vom 1. Februar 1877 das Strafverfahren mit der Thätigkeit 
der Polizei seinen unbestrittenen Anfang nehme. 

Die geltende österreichische Strafprocessordnung dagegen lässt 
auch darüber, ob die spontane Thätigkeit der Sicherheitsbehörde in die 
Phase der Vorerhebungen des Strafprocesses gehöre, Zweifel aufkom- 
men. Der Thätigkeit der Sicherheitsbehörde wird nicht im IX. Haupt- 
stücke, das der Erforschung der strafbaren Handlungen und den Vor- 
erhebungen über Verbrechen und Vergehen gewidmet ist, gedacht, viel- 
mehr erfährt dieselbe im § 24 der Strafprocessordnimg unter der Ueber- 
schrif t : „Verhältniss der Strafgerichte zu anderen Behörden", ihre 
Regelung. 

Es heisst daselbst: 

„Die Sicherheitsbehörden, unter welchen auch die Gemeindevor- 
steher begriffen sind, haben allen Verbrechen und Vergehen .... nach- 
zuforschen, und wenn das unverzügliche Einschreiten des Unter- 
suchungsrichters nicht erwirkt werden kann, die keinen Aufschub ge- 
stattenden Anordnungen zu treffen " 
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Fallen diese Verfolgungsacte der Polizei, die auch ohne voraus- 
gegangener Aufforderung und selbst vor Anzeige des Straffalles, statt- 
finden, ohne dass selbst eine Gefahr am Verzuge vorhanden sein muss, 
in die Phase der Yorerhebungen? 

Das Gesetz schweigt hierüber und auch die Doctrin hat sich mit 
der Antwort auf diese Frage noch nicht oder doch wenigstens nicht 
eingehend beschäftigt. 

Wir aber halten diese Frage für ungemein wichtig und glauben 
sie dahin beantworten zu sollen, dass schon mit. dieser Action 
der Polizei die Strafuntersuchung eingeleitet wird 
und somit die gesammte Thätigkeit der erwähnten 
Organe in die Phase der Vorerhebungen fällt. 

Ist aber dieses der Fall, dann kann auch die Regelung dieser 
polizeilichen, vorbereitenden Thätigkeit nicht länger dem Gesetze über 
das Strafverfahren vorenthalten bleiben, imd es sollte nicht mehr zuge- 
geben werden, dass über die Befugnisse und über die Wirksamkeit der 
betrefPenden Behörden und hiedurch zugleich über die wichtigsten 
Rechte und Pflichten aller Staatsbürger, ausserhalb des Strafprocess- 
gesetzes entschieden werde. Dies ist aber in Oesterreich bisher der Fall, 
wie aus Folgendem ersichtlich ist: 

Das österreichische Gesetz, betreffend die Gendarmerie vom 25. De- 
cember 1894, R.-G.-B1. Nr. 1 vom Jahre 1895, enthält über die Wirksam- 
keit dieses, für das Strafverfahren in Oesterreich so wichtigen staat- 
lichen Organes nichts Anderes, als die ziemlich inhaltsleere 
Formel: „Die Gerichte und die Staatsanwaltschaft sind berechtigt, die 
Dienstleistung der Gendarmerie unmittelbar in Anspruch zu nehmen" 
(§ 7, Abs. 1 des citirten Gesetzes). 

Dafür ergeht sich die sogenannte Dienstinstruction der Gen- 
darmerie vom 20. März 1895, ein von dem Ministerium für Landesver- 
theidigung ohne jede parlamentarische Controle, und, wie wir be- 
haupten müssen, ohne besondere Sachkenntniss erlassenes Normale, in 
den wichtigsten Anordnungen über die Thätigkeit der Gendarmerie im 
Strafverfahren. 

Wohl citirt dasselbe einzelne Bestimmimgen der Strafprocessord- 
nung vom 23. Mai 1873 und schärft den einzelnen Organen ein, dass „sie 
sich bei ihren Dienstverrichtungen die Bestimmimgen der Strafprocess- 
ordnung gegenwärtig zu halten haben" — § 64, D.-I. — sucht aber im 
TJebrigen keineswegs sich mit dem Gesetze vom 23. Mai 1873 in Ueber- 
einstimmung zu erhalten. 

Das Normale enthält nichts über die Art der Vermehrung von 
Zeugen und Beschuldigten, nichts über die Erhebung des Thatbestandes, 
über den zu Beginn des Verfahrens so oft nothwendigen Localaugen- 
schein — Alles wird der Einsicht und der Thatkraft des Organes der 
Sicherheitsbehörden, wie der l.-f. Polizei in den grösseren Städten, der 
nach § 19, lit. g des Gendarmeriegesetzes, der Gendarm keinen höheren 
Bildungsgrad darzuthun hat, als „eine hinlängliche Kenntniss des 
Lesens, Schreibens und Rechnens". 

In ähnlicher Weise verhält es sich mit der Wirksamkeit der anderen 
Sicherheitsbehörden, wie der 1. f. Polizei in den grösseren Städten, der 
Orts- und Gemeindebehörden etc. Die Regelung der Thätigkeit dieser 
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Organe im Strafverfahren erfolgt nicht im Processgesetze, sondern in 
den verschiedenen Normalien, Organisationsstatuten, Dienstesinstruc- 
tionen, in der mannigfachsten Weise. Zustände dieser Art sollten wohl 
nicht länger aufrecht erhalten werden! 

In die Phase der Vorerhebungen fällt weiters nach den Bestim- 
mungen der §§ 89 imd 90 der österreichischen Strafprocessordnung jene 
Thätigkeit des Untersuchungsrichters und des Bezirksgerichtes, welche 
diese Organe im Falle der Gefahr am Verzuge, ohne den Antrag des 
Staatsanwaltes abzuwarten, vorzimehmen haben. Die diesfalls erlassenen 
gesetzlichen Bestimmimgen entsprechen den in anderen Ländern gang- 
baren Vorschriften über das Einschreiten der Gerichte im Falle des 
sogenannten Flagrrant delit; sie weisen aber den Mangel auf, dass die 
auf acht Tage angesetzte Frist für die Abgabe der Untersuchung an 
den Staatsanwalt nur für den Fall einer vorgenommenen Verhaftung 
platzgreift, während sonst für die Pflicht einer Actenvorlage seitens 
des Bezirksgerichtes nichts vorgesehen ist. 

Dies kann zur Folge haben, dass die Bezirksgerichte ganz nach 
alter inquisitorischer Art, ohne an den Verfolgungsantrag des Staats- 
anwaltes gebunden zu sein, Untersuchungen einleiten und zu Ende 
führen, wodurch die Anklageform des Verfahrens vollends ausser Wirk- 
samkeit gesetzt werden würde. 

Aber den Anlass zu den schwersten Bedenken bezüglich der Art 
der Eegelung des Vorverfahrens gibt wohl die Bestimmung des § 88 der 
österreichischen Strafprocessordnung vom 23. Mai 1873, nach welcher 
der Staatsanwalt berechtigt ist, „die Vorerhebungen'' durch 
den Untersuchungsrichter und durch die Bezirks- 
gerichte führen zu lassen. 

Wir halten die erwähnte Bestimmung für das eigenste Product 
der Glase r'schen Gesetzgebungs thätigkeit, zu der wir kein Analogen 
in den Processgesetzgebimgen anderer europäischen Staaten zu finden 
vermögen. 

Die „Vorerhebungen" sind auch nach dem österreichischen Straf- 
processrechte in erster Linie dazu bestimmt, das Material für die von 
dem Staatsanwälte zu stellenden Verfolgungsanträge oder für die von 
ihm zu fassenden Beschlüsse auf Einstellung der Verfolgung zu 
sammeln. 

Diese Hauptaufgabe der „Vorerhebungen" bringt darum die in 
der erwähnten Processphase thätigen Organe in ein gewisses natür- 
liches Abhängigkeitsverhältniss zimi Staatsanwälte, welches, so weit es 
die Polizei- und Sicherheitsbehörden betrifft, wohl nicht auffällig er- 
scheint, sich aber mit der richterlichen Qualität eines mit den 
Vorerhebungen bef assten Organes nur schwer in Einklang bringen lässt. 

So entschieden wir auch für eine selbständige und machtvolle 
Thätigkeit des Staatsanwaltes im Vorverfahren eintreten, so vermögen 
wir es doch nicht zu billigen, wenn dem Staatsanwälte die Befugniss 
zustehen soll, über richterliche Organe — ak die wir Untersuchungs- 
richter und Bezirksrichter doch ansehen müssen — uneingeschränkt zu 
disponiren. 

Es werden hiedurch die Richter zu untergeordneten Hilfsorganen 
der Staatsanwaltschaft herabgedrüekt, die ihren Platz neben den Polizei- 
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und Sicherheitsbehörden einnehmen müssen. !N"ur die Grefahr am Ver- 
zuge vermag es zu rechtfertigen, wenn dem Richter auferlegt wird, 
in Unterordnung unter dem Staatsanwalt bloss vorbereitende Massregeln 
in dessen Interesse zu treffen; in normalen Verhältnissen sollte dem 
Staatsanwälte nicht die Bef ugniss zuerkannt werden, „die Vorerhebun- 
gen durch die Gerichte führen zu lassen". 

Eine derartige gesetzliche Bestimmung muss, wenn sie anders 
correct durchgeführt werden will, die richterliche Würde und Selb- 
ständigkeit antasten, oder sie führt mit innerer Xothwendigkeit dazu, 
die Vorerhebungen ihres bloss vorbereitenden provisorischen Charakters 
zu entkleiden, so dass der Unterschied zwischen derartigen Vorer- 
hebungen und der gerichtlichen Voruntersuchung kaum mehr zu er- 
kennen ist. 

Letzteres ist auch in der Praxis des österreichischen Strafver- 
fahrens eingetreten. 

Der Staatsanwalt stellt hier ganz nach seinem Gutdünken in einem 
Straf falle den Antrag: Das Gericht habe die Voruntersuchung durch- 
zuführen und in einem ganz gleichgearteten Straf falle verlangt er: Das 
Gericht habe „in dieser oder jener Richtung" (d. h. wegen eines be- 
stimmten, einer bestimmten Person zur Last fallenden Delictes) die Vor- 
erhebungen einzuleiten. 

In beiden Fällen tritt das Gericht in gleicher Weise an die 
Strafsache heran und führt die nothwendigen Ermittlungen genau in der- 
selben Art durch. Der Unterschied liegt also nicht in dem Verfahren 
selbst, als vielmehr nur darin, ob es der Staatsanwalt für gut findet, sich 
bei seinem Verfolgungsantrage der Formel zu bedienen : es seigegen 
einegewissePersonwegeneinesbestimmtenDelictes 
die Voruntersuchung einzuleiten, oder : ob er diese Formel 
mit den Worten umschreibt : es seien die Vorerhebungen 
„in dieser oder jener Richtung" zu führen. 

In diesen Fällen entscheidet also die bloss äusserliche Fassimg des 
Antrages darüber, ob die Vorerhebungen an die Stelle der Vorunter- 
suchung zu treten haben, oder ob man die letzteren durch die ersteren 
ersetzt wissen wolle. 

Dass durch einen solchen Vorgang Unklarheiten imd Zweifel be- 
züglich der Wirksamkeit der verschiedenen Processbcstimmungen ent- 
stehen müssen, liegt wohl zutage und es gibt darum auch kein strittigeres 
Gebiet in dem österreichischen Strafverfahren, als jenes bezüglich der 
von den Gerichten geführten „Vorerhebungen". 

Von dem im Gesetze ausdrücklich festgehaltenen Standpunkte, 
dass der Staatsanwalt berechtigt sei, „Vorerhebimgen zudemZwecke 
führen zu lassen, um die nöthigen Anhaltspunkte für die Veranlassung 
des Strafverfahrens wider eine bestimmte Person oder für die Zurück- 
legung der Anzeige zu gewinnen" — § 88, Abs. 1 — erscheint der Staats- 
anwalt Unbestrittenermassen als der Dominus litis in dieser Process- 
phase, dem sich sohin sowohl der Untersuchungsrichter, wie das Bezirks- 
gericht zu unterordnen haben. 

Gleichwohl bestimmt aber das Gesetz im zweiten Absätze des § 88, 
dass „die Untersuchungsrichter und Bezirksrichter auch bei diesen Vor- 
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erhebungen jene Rechte und Obliegenheiten haben, welche dem Unter- 
snchungsrichter in der Voruntersuchung zukommen". 

Hieraus ergibt sich ein Widerspruch, der mit Nothwendigkeit zu 
einer unsicheren und zweifelhaft gewordenen Praxis führen musste. 

In einzelnen Fällen begibt sich der österreichische Richter im Sta- 
dium der Vorerhebungen dem Staatsanwälte gegenüber jeder Unab- 
hängigkeit und führt die Ermittlimgen nach den „Aufträgen" des 
Staatsanwaltes durch, sich als ein blosses Hilfsorgan betrachtend^ welches 
zu einem selbständigen Vorgehen keinen Anlass und auch keine Be- 
fugniss hat. 

In anderen Fällen beruft sich wieder der Richter auf die mehr- 
erwähnte gesetzliche Bestimmung des § 88, Abs. 2, und prüft, seine Selb- 
ständigkeit und Unabhängigkeit wahrend, die Zulässigkeit imd Zweck- 
mässigkeit der staatsanwaltschaftlichen Anträge, ohne sich zu deren Be- 
folgung schlechthin für verpflichtet zu erachten. 

Die in Conflictsfällen zwischen Staatsanwalt und Untersuchimgs- 
richter angerufenen Organe — Rathskammer und Oberlandesgericht — 
entscheiden bald nach dieser, bald nach jener der beiden oben skizzirten 
Grundauffassungen, sind auch zumeist über den Umfang ihrer eigenen 
Befugnisse nicht im Klaren und so ergeben sich Zweifel betreffs des 
Beschwerderechtes im Zuge der Vorerhebungen, denen sich wieder 
weitere Zweifel bezüglich der Einleitung und des Abschlusses dieser 
Processphase, bezüglich der Frage der Intervention der Vertreter, be- 
treffs der Festnehmung und der Verhängung der Untersuchungshaft, 
der Frage der Anbietung und Leistung von Caution und Bürgschaft 
u. s. w. anschliessen. 

So erhalten wir eine grosse Anzahl von Streitpunkten, deren Ent- 
scheidung durch den offenbaren Widerspruch im Gesetze wesentlich er- 
schwert, wenn nicht ganz unmöglich gemacht wird; Streitpunkte, die 
davon Zeugniss geben, dass sich der Verfasser des Gesetzes vom 23. Mai 
1873 über die dem Richter in den Vorerhebungen zuzuweisende Stellung 
durchaus nicht im Klaren war. 

Wir werden nunmehr von dem Verhältnisse der Voruntersuchung 
zu den Vorerhebungen in formaler Beziehung zu sprechen haben. 

Dieselbe regelt § 91 der Strafprocessordnung, indem er bestimmt: 
„Der Versetzung in den Anklagestand muss eine Voruntersuchung 
vorangehen, wenn es sich um ein Verbrechen handelt, dessen Abur- 
theilung dem Geschworenengerichte zukommt oder wenn gegen einen 
Abwesenden das Strafverfahren eingeleitet werden soll. 

In allen anderen Fällen bleibt es dem Ermessen des Staatsanwaltes, 
beziehungsweise des Privatanklägers anheimgestellt, ob eine Vorunter- 
suchung zu beantragen sei." 

Wir haben unsere Bedenken gegen diese Bestimmung an anderer 
Stelle bereits des Näheren ausgeführt (G.-S. B. XLVII, S. 439 u. ff.) 
und fügen der citirten Auseinandersetzung und unseren oben gemachten 
Bemerkungen über die analoge Bestimmung der deutschen Strafprocess- 
ordnung (§ 176, Abs. 1) nur noch Folgendes bei. 

Dafür, dass die gerichtliche Voruntersuchung in schwurge- 
richtlichen Verbrechensfällen für obligatorisch erklärt 
wird, lässt sich wohl kein durchschlagender Grund geltend machen. 
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Sollte hier die Schwere der Anschuldigung entscheidend sein, 
so liesse es sich nicht rechtfertigen, warum bei Verbrechen, die 
mit Kerkerstr/if e von einem bis zu fünf Jahren bedroht sind, die kate- 
gorische Voruntersuchxmg nicht platzgreift, während dies bei Ver- 
brechen der Fall ist, welche mit Kerkerstrafe zwischen sechs Monaten 
und einem Jahre bestraft werden, sobald dieselben zur Competenz des 
Schwurgerichtes gehören. 

Und ist es wieder der Formalismus des schwurgerichtlichen Ver- 
fahrens, der die sorgfältigere Vorbereitung des Straffalles mittels der 
gerichtlichen Voruntersuchung erheischt, dann ist es nicht abzusehen, 
warum die obligatorische gerichtliche Voruntersuchung auf die dem 
Schwurgerichte zugewiesenen Verbrechen beschränkt zu bleiben 
hat, und nicht auch auf die dem Schwurgerichte zugewiesenen Ver- 
gehensfälle ausgedehnt wird. 

Die weitere Bestimmung des § 91 der österreichischen Strafprocess- 
ordnimg, dass die gerichtliche Voruntersuchung der Einleitung des 
Strafverfahrens gegen einen Abwesenden vorangehen muss, wird damit 
zu motiviren gesucht, dass der Beschuldigte wegen seiner Abwesenheit 
keine Soiige für seine Vertheidigung zu tragen vermag, daher ein sorg- 
fältigeres Eingehen auf die zu seiner Entlastung dienenden Umstände 
durch den Richter schon im Vorverfahren geboten sei. 

Die Bichtigkeit einer solchen Annahme ist zunächst davon ab- 
hängig, ob der Untersuchungsrichter in Wirklichkeit geneigter ist, die 
entlastenden Momente aufzusuchen und zu sammeln, als der Staatsan- 
walt, worüber noch später ausführlich zu sprechen sein wird. 

Aber selbst, wenn dies zugegeben werden wollte, würde es noch 
immer der Aufklärxmg bedürfen, in welcher Weise der Untersuchungs- 
richter das entlastende Material beizuschafPen vermag, wenn der Be- 
schuldigte, der abwesend oder flüchtig ist, ihm keine Mittheilung macht. 

Ueberdies bleibt ja dem Abwesenden, dem ein Vertheidiger zur 
Entgegennahme der Anklageschrift von amtswegen bestellt werden muss, 
das Becht zur Vertheidigung gewahrt — §§ 421, 224 — es ist also nicht 
abzusehen, warum gerade hier die gerichtliche Voruntersuchung obliga- 
torisch einzutreten hat. 

Es will uns scheinen, dass man bei Erlassung dieser Bestimmung 
den Fall einer Hauptverhandlung gegen einen Abwesenden vor 
Augen hatte, wie dies nach der früheren Processgesetzgebung geschehen 
konnte; hier sollte durch eine lunständliche, gerichtliche Vorunter- 
suchung der Mangel der Vertjieidigung des bei der Verhandlimg nicht 
anwesenden Beschuldigten ersetzt werden. Nun ist aber eine solche 
Hauptverhandlung nach dem Gesetze vom 23. Mai 1873 — den nach 
§ 427, Straf processordnung, bestimmten Ausnahmsfall abgerechnet ■— 
nicht mehr zulässig — es muss vielmehr mit derselben bis zu dem 
Erscheinen oder bis zur Betretimg des Abwesenden oder Flüchtigen 
zugewartet werden — §§ 422, 426 — welcher Zweck soll also mit der 
mehrerwähnten Bestimmung des § 91, Strafprocessordnung, erreicht 
werden? 

Ausser den Verbrechensfällen, die vor das Schwurgericht gehören 
und ausser dem Falle des Strafverfahrens gegen Abwesende, soll, wie 
§ 91, Strafprocessordnung, bestimmt, die gerichtliche Voruntersuchung 
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dem Ermessen des Staatsanwaltes, beziehungsweise des Privatanklägers 
anheimgestellt werden. 

Gegenüber den Bestimmungen des mit dem § 91 der österreichischen 
Strafprocessordnung correspondirenden § 176 der Strafprocessordnung 
für das Deutsche Reich fehlt es somit in Oesterreich an einer Norm, 
inhalt deren auch der Beschuldigte berechtigt sein sollte, die Einleitimg 
der gerichtlichen Vorimtersuchung in Antrag zu bringen. 

Von jenem Standpunkte, der die gerichtliche Voruntersuchung 
zum Schutze des Beschuldigten aufrecht erhalten wissen will, muss es 
gewiss auffällig erscheinen, dass nur dem Staatsanwälte das Hecht zu- 
stehen soll, die gerichtliche Voruntersuchung in Antrag zu bringen. 

Dem Verfasser des Gesetzes vom 23. Mai 1873 scheint diese Son- 
derbarkeit nicht entgangen zu sein und er versucht daher den Nachweis 
zu erbringen, dass auf einem gewissen Umwege die Einleitung der ge- 
richtlichen Voruntersuchung zu Gunsten des Beschuldigten ohne und 
selbst gegen den Antrag des Staatsanwaltes herbeigeführt zu 
werden vermöge. 

Er erklärt nämlich in den Motiven zum Gesetze (S. 30) : „Die Vor- 
untersuchung ist keineswegs eine lediglich gegen den Angeschuldeten 
gerichtete Massregel, sie soll vielmehr nach der für sie noch immer mass- 
gebenden Inquisitionsmaxime die Vertheidigung ebensowohl, als die 
Anklage vorbereiten und dem Angeschuldigten namentlich die Möglich- 
keit gewähren, sich noch vor der öffentlichen Hauptverhandlung voll- 
ständig zu rechtfertigen und so der letzteren zu entgehen " „darum" 

— so meint Glaser weiter — „steht dem Angeklagten das Recht zu, 
gegen die Anklageschrift Einspruch zu erheben imd die vorläufige Ent- 
scheidung des Oberlandesgerichtes zu begehren; findet dieses sodann 
eine bessere Aufklärimg des Sachverhaltes nothwendig, so weist es die 
Anklage vorläufig zurück und veranlasst die gerichtliche 
Voruntersuchung (§ 211)." 

Noch an einer späteren Stelle (S. 62 der Motive) behauptet 
Glaser, dass dem Angeschuldigten, welcher ohne vorausgegangene 
Voruntersuchung angeklagt wird, durch den Einspruch gegen die An- 
klageschrift „die Möglichkeit geboten wird, die Voruntersuchung zu er- 
wirken, wenn er zeigen kann, dass dieselbe zu seiner Vertheidigung noth- 
wendig sei". 

Die hier enthaltene Darstellung Glase r's, durch welche die Lücke 
des Gesetzes, welche eine Ingerenz des B^chuldigten auf die Einleitung 
der gerichtlichen Vorimtersuchung nicht kennt, ausgefüllt werden soll, 
ist aber eine ganz irrthümliche und steht auch mit der Praxis im vollen 
Widerspruche. 

Der von Glaser angerufene § 211 der Strafprocessordnung be- 
stimmt bezüglich der Entscheidung des höheren Gerichtes über den, von 
dem Beschuldigten gegen die erhobene Anklage des Staatsanwaltes ein- 
gebrachten Einspruch Folgendes: 

„Der Gerichtshof IL Instanz weist die Anklage vorläufig 
zurück, wenn er dies zur Beseitigung eines Formgebrechens oder zur 
grösseren Aufklärung des Sachverhalts für nothwendig erachtet. Der 
Ankläger hat sohin binnen drei Tagen seine allfälligen Anträge an den 
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Untersuchungsrichter zu stellen oder eine Anklageschrift neuerdings 
zu überreichen." 

Es ist geradezu unerfindlich, wie Glaser nach dem hier citirten 
Wortlaute des § 211 der österreichischen Strafprocessordnung zu der 
Behauptung gelangen kann: „Das Oberlaudesgericht könne, wenn es 
die Anldage vorläufig zurückweist, die gerichtliche Voruntersuchung ver- 
anlassen. 

Von einer solchen Befugniss, die übrigens mit dem Wesen und der 
Structur des österreichischen Strafprocesses unvereinbar wäre, ist in 
dem citirten § 211 nichts enthalten; mit keinem Worte wird dem Ober- 
landesgerichte das jRecht eingeräimit, die Einleitung der gerichtlichen 
Voruntersuchung anzuordnen. 

Wollte man sich darauf berufen, dass in der Bestimmung: der 
Ankläger habe binnen drei Tagen seine „a 1 1 f a 1 1 i g e n" Anträge an 
den Untersuchungsrichter zu stellen, implicite der Zwang 
liege, die gerichtliche Voruntersuchung in Antrag zu bringen, so würde 
hiedurch der Sinn \ind die Bedeutimg des Wortes „allfällig" übersehen 
und geradezu willkürlich supponirt werden, der an den Untersuchungs- 
richter zu stellende Antrag — der überdies wieder nur vom Staatsanwälte 
und nicht vom Beschuldigten ausgehen würde — müsse ein Antrag 
auf Einleitung der Voruntersuchung sein I 

Die Auslegung, die man dem § 211, Strafprocessordnung, geben 
muss, ist folgende. 

Hat eine gerichtliche Voruntersuchung stattgefunden und wurde 
auf Grund derselben die Anklageschrift überreicht, welcher das Obcr- 
landesgericht vorläufig keine Folge zu geben, beschlossen hat, dann hat 
sich der Ankläger dem Untersuchungsrichter gegenüber binnen drei 
Tagen zu erklären, ob er auf der bereits anhängig gewordenen Unter- 
suchung weiterhin verharre und hat ihm zu diesem Zwecke seine „all- 
fälligen" Beweisanträge, deren Durchführung zur besseren Auf- 
klärung der Sache dienen könne, zu unterbreiten oder aber die ver- 
besserte Anklageschrift neuerlich zu überreichen; denn der Unter- 
suchungsrichter, welcher die Voruntersuchung weiter zu führen ver- 
pflichtet ist, hat das Recht, zu erfahren, wie sich der Staatsanwalt gegen- 
über der Entscheidung des Oberlandesgerichtes, dass der Anklage vor- 
läufig keine Folge gegeben werde, verhalten wolle. 

Ist dagegen die Anklageschrift des Staatsanwaltes bloss auf Grund 
von Vorerhebungen übereicht worden — sie hat dann nur bei dem Vor- 
sitzenden der Rathskammer eingebracht zu werden (§ 208 der österrei- 
chischen Strafprocessordnung) — so steht es dem Ankläger für den Fall 
einer vorläufigen Zurückweisimg durch das Oberlandesgericht frei, 
nunmehr entweder den Antrag auf Einleitung der gerichtlichen 'Vor- 
untersuchung zu stellen, oder eine verbesserte Anklageschrift zu über- 
reichen, oder aber im Wege der Fortsetzung der Vorerhebungen die 
bessere Aufklärung des Sachverhaltes dem Oberlandesgerichte für den 
Fall der neuerlichen Einbringung der Anklageschrift zu liefern. 

Dass diese verlangte bessere Aufklärung nunmehr nur durch eine 
gerichtliche Voruntersuchung erfolgen müsste, wie Glaser annimmt — 
davon enthält das Gesetz nichts und es kann auch eine solche Folge- 
rung aus dem Gesetze durchaus nicht abgeleitet werden. 

Uebcr einige Reformen dei Vorverfahrens Im modernen Strafprocetse. ^ 
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Genügen die durchgeführten Vorerhebungen dazu, um das Ober- 
landesgerieht so weit zu instruiren, dass es unzweifelhaft befugt ist, einer 
erhobenen Anklage Folge zu geben oder derselben nicht Folge zu geben 
und das Verfahren einzustellen, oder endlich die Anklage vorläufig 
zurückzuweisen (§§ 211 bis 214), dann reichen sie sicherlich auch dazu 
aus, um den „Sachverhalt besser aufzuklaren^^ Wäre der Gesetzgeber 
auf dem Standpunkte gestanden, dass diese bessere Aufklärung nur im 
Wege einer gerichtlichen Voruntersuchung gegeben werden könne, so 
hätte er diesem Standpunkte dadurch Hechnung getragen, dass er die 
bezügliche einfache Norm auch in den Context des § 211, Strafprocess- 
Qrdnung, aufgenommen haben würde; ist aber dies nicht geschehen, so 
darf sie auch nicht hinterher in das bezüglich dieses Punktes klare und 
unzweifelhafte Gesetz hineininterpretirt werden. 

Ein letztes Bedenken derjenigen, die der von uns bekämpften An- 
flchauung G 1 a s e r's beipflichten wollten, konnte darauf verweisen, dass 
das Gesetz im § 211 nichts darüber enthalte, was der Ankläger zu thun 
habe, wenn er nur auf Grund gepflogener Vorerhebungen die Anklage 
überreicht und das Oberlandesgericht über erhobenen Einspruch die 
Anklageschrift vorläufig zurückgewiesen hat. 

Aber auch ein solches Bedenken löst sich in natürlicher Weise bei 
folgender Erwägung. 

Der Gesetzgeber hatte, als er die im § 211, Abs. 2, enthaltenen 
Bestimmungen erliess, unzweifelhaft nur den Fall vor Augen, in welchem 
sich die Anklage auf eine durchgeführte gerichtliche Voruntersuchung 
stützt und hat darimi seine besonderen Anordnungen nur für diesen, 
nicht aber auch zugleich für den Fall getroffen, in welchem der Ankläger 
das Processmaterial nur im Wege der Vorerhebungen gesammelt hat. 

Was in dem letzten Falle zu geschehen habe, ergibt sich aus der 
Sache selbst, aus dem Begriffe der vorläufigen Zurückweisung zum 
Zwecke der besseren Aufklärung der Sachlage, die der Anklage zugrunde 
gelegt werden will. 

Eine solche Bestimmimg, in welcher nur von der Vonmtersuchung, 
nicht aber insbesondere von den Vorerhebungen gesprochen wird, wie- 
wohl der Fall der letzteren nicht ausgeschlossen sein kann, steht in der 
österreichischen Strafprocessordnimg nicht vereinzelt da. 

So spricht, imi nur ein Beispiel hervorzuheben, § 224 von der 
Vervollständigung der Voruntersuchung, wie solche 
im Zuge der Vorbereitungen zur Hauptverhandlung über Anlangen des 
Anklägers, des Angeklagten und Privatbetheiligten, erfolgen kann. 

Unzweifelhaft ist hier die „Voruntersuchung" im weiteren Sinne 
zu nehmen, in welcher auch die Vorerhebungen inbegriffen sind, wie- 
wohl das Gesetz der Vorerhebimgen gar nicht erwähnt und nur von der 
Vervollständigung der Voruntersuchung spricht. 

Eine derartige, vielleicht nicht ganz exacte, aber dem Wesen nach 
verständliche Formuli rung des Gesetzes, erklären wir uns damit, dass 
die Vorerhebungen zur Zeit der Erlassung der geltenden österreichischen 
Processordnung ein neues Institut waren, das man umso leichter mit 

der gerichtlichen Vorimtersuehiuig identificirte, als die letztere für die 
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technieche Bezeichnung des Vorverfahrens im Allgemeinen 
angesehen wurde. 

Man nahm eben — und dies nicht ohne Berechtigung (§ 88, Abs. 2) 
— an, dass die Bestimmungen für die gerichtliche Voruntersuchung auch 
da zu gelten haben, wo sich der Ankläger auf die Führung blosser Vor- 
erhebungen beschränkt und unterliess es daher, für das Verhalten des 
Anklägers im Stadium der blossen Vorerhebungen besondere Bestim- 
mungen zu erlassen. 



So muss denn nach dem hier Gesagten die Annahme Glase r's, 
dass durch § 211, Strafprocessordnung, die Einleitung einer gerichtlichen 
Voruntersuchung über Anlangen und zum Schutze des Beschiddigten 
normirt sei, wohl zur Gänze zurückgewiesen werden. 

Den von uns hier hervorgehobenen Mängeln des Gesetzes, die ins- 
besondere dann hervortreten, wenn das Institut der Vorerhebungen mit 
dem ihm cor respondir enden Institute der Vorbereitungen der öffent- 
lichen Klage des deutschen Strafprocesses verglichen wird, stehen wieder 
einzelne Vorzüge des österreichischen Processgesetzes gegenüber, welche, 
wie wir glauben, ihre volle, verdiente Würdigung bisher noch nicht ge- 
funden haben. 

Als einen solchen Vorzug bezeichnen wir vor Allem die gesetz- 
lichen Bestimmungen, inhalt deren dem Staatsanwälte die unbeschränkte 
Dispositionsbefugniss bezüglich der Verfolgung der strafbaren Hand- 
limg eingeräumt wird. (§§ 90, 109, 112, 227, 259 u. a.) 

In diesem Pimkte hat der Verfasser des geltenden österreichischen 

• _ 

Strafproceesgesetzes rückhaltlos die Conscquenzen aus der dem Ver- 
fahren zugrunde gelegten Anklageform gezogen und hat den Staatsan- 
walt zum Dominus litis des Strafprocesses sowohl innerhalb des Stadiums 
der Vorerhebungen, als innerhalb des Stadiums der gerichtlichen Vor- 
untersuchung erhoben, dessen Rücktritt von der Verfolgung jederzeit 
die Einstellung des Verfahrens zur Folge hat. 

Er hat hiedurch einerseits die Inconsequenz vermieden, deren sich 
das deutsche Strafverfahren dadurch schuldig macht, dass es den Rück- 
tritt des Staatsanwaltes im Stadium der Vorbereitung der öffentlichen 
Klage mit allen Rechtsfolgen ausstattet, welche durch die Anklage- 
form des Verfahrens geboten erscheinen, dagegen die Folgen eines 
solchen Rücktrittes im Stadiiun der Voruntersuchimg nicht aner- 
kannt, und er hat anderseits die unhaltbare Theorie aufgegeben, welche 
nach erfolgter „Gerichtsanhängigkeit" der Strafsache dem Staatsanwälte 
die Verfolgung auch dort zur Pflicht machen will, wo ihm Gewissen 
und Amtspflicht die Einstellung derselben auferlegen. 

Dem österreichischen Processe, in welchem ein anderes Princip 
rein und unbehindert zur Verwirklichung gelangt, kann die Zustimmung 
nicht versagt werden. 

Der Staatsanwalt soll als vollberechtigter Ankläger unter seiner 
alleinigen Verantwortlichkeit in jedem Stadium des Verfahrens über 
die Aufrechterhaltung oder Einstellung der Verfolgung zu entscheiden 

6* 
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berufen sein, weil e r und nicht der Untersuchungsrichter das mass- 
gebende Interesse an dem schliesslichen Ausgange der Strafsache hat. 

Eine nahezu 30 jährige Erfahrung, die man in Oesterreich mit der 
Strafprocessordnung vom 23. Mai 1873 machen konnte, hat gezeigt, dass 
die Disposition über das staatliche Verfolgungsrecht dem Staatsanwalt 
ohne jede Gefahr für das Gemeinwesen und für das Interesse des 
Staatsbürgers überlassen werden könne, und hiedurch erscheint dar- 
gethan, dass die Besorgniss und Furcht vor der Allgewalt des Staats- 
anwaltes — mit welcher allein die Bevormundung desselben durch das 
Gericht gerechtfertigt werden will, nicht begründet sind. 

Volle Zustimmung muss auch die in Oesterreich statuirte Art der 
Anklageerhebung finden. 

In den Motiven zum Entwürfe der geltenden Strafprocessordnung 
(S. 50 bis 63) hebt Glaser nach einer Betrachtung der diesf älligen Be- 
stimmungen des schottischen und englischen Rechtes die Mängel des 
französischen Rechtes hervor, „dessen Bestimmungen durch die 
(frühere) österreichische Strafprocessordnung, wenn nicht vollständig, 
80 doch zum grössten Theile nachgeahmt worden waren". 

In schwer zu widerlegender Weise erhebt er gegen das System des 
französischen Rechtes den Vorwurf, dass es die Stellung der Staatsan- 
waltschaft unldar und unsicher mache, insofern dem Staatsanwälte die 
Verpflichtung auferl^t werden könne, gegen seine Ueberzeugung eine 
Anklage zu erheben; und dass es ferner, trotzdem es als Schutzmass- 
regel für den Angeschuldigten angesehen werden will, gerade diesen 
am empfindlichsten treffe. 

Wir fügen unter theilweiser Berufung auf das bereits oben Gesagte 
nur hinzu, dass die Construction der Anklage durch das Gericht oder 
auch nur die gesetzlich fixirte Nothwendigkeit der richter- 
lichen Prüfung einer erhobenen Anklage sich mit den bereits aner- 
kannten Grundsätzen des modernen Verfahrens nicht mehr in Einklang 
bringen lassen und darum unter keinerlei Umständen weiterhin auf- 
recht erhalten werden sollte. 

Bedarf es überhaupt der richterlichen Prüfung einer vom Staats- 
anwälte erhobenen Anklage, so wird dieser Schutz nach der geistvollen 
Conception G 1 a s e r^s in ausreichendem Masse gewiss dadurch geboten, 
dass auf erhobenen Einspruch des Verfolgten ein höheres Gericht 
über die Zulässigkeit der Anklage zu entscheiden hat. 

Die Vorzüge dieser Institution liegen für jene, die dem Staats- 
anwälte die Ausübung des Anklagerechtes nicht ohne jede Controle 
überlassen wollen, in Folgendem. 

Zunächst darin, dass der Staatsanwalt sich genöthigt sieht, die 
Anklage ausreichend zu rechtfertigen, damit für den Fall des Ein- 
spruches die Stichhältigkeit derselben durch den Ausspruch der höheren 
richterlichen Behörde bestätigt zu werden vermöge. 

Hiedurch wird der etwa allzu hitzige Anklageeifer in natürlicher 
Weise gezügelt, da der Ankläger gezwungen wird, eine Art von Selbst- 
controle bei der Abwägung der gegen und für den Angeschuldigten 
sprechenden Gründe auszuüben, deren das Gericht, welches das Ilaupt- 
verfahren ohne Gestattung eines Rechtszuges eröffnet (§ 209 der deut- 
schen Strafprocessordnung), entbehrt. 
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Einen weiteren Vorzug der durch Glaser geschaffenen Institution 
den Bestimmungen dos französischen und deutschen. Strafverfahrens 
gegenüber finden wir darin, dass es eben ein höheres Gericht ist, 
welches im Falle des erhobenen Einspruches über die Zulässigkeit der 
erhobenen Anklage zu entscheiden hat — ein Gericht, welches mit dem 
durchgeführten Vorverfahren in keinerlei Weise unmittelbar befasst 
ist, und daher die volle Unbefangenheit bei Beurtheilung des Straf- 
falles sich zu wahren vermag. 

Den wichtigsten Grund, der zu Gunsten dieser Art des Schutzes 
des Angeschuldigten spricht, sehen wir aber in Folgendem. 

Es wird hiedurch der Individualität des Angeschuldigten nach Mög- 
lichkeit Rechnung getragen. 

Es gibt Personen, denen eine — zvmieist — öffentliche Verhandlung 
vor dem versammelten Gerichte, eine Gegenüberstellung von Zeugen 
und Sachverständigen u. s. w., auch bei voller Schuldlosigkeit, eine 
Summe von Leiden und Qualen bereitet; diesen wird die Ueberreichung 
und Ausführung des Einspruches die Möglichkeit bieten, eine solche 
Ilauptverhandlung durch den Ausspruch einer höheren richterlichen 
Behörde vermeiden zu können. 

Und hinwiederum wird es wieder anderen Beschuldigten möglich 
sein, durch Unterlassung des Einspruches die Anberaumung einer 
Hauptverhandlung ihrem Wunsche gemäss herbeizuführen. 

Die Verschiedenlieit der Anlage und des Charakters des Beschul- 
digten bringt es mit sich, dass mancher die Anordnung einer Haupt- 
verhandlung zur Darthuung seiner Nichtschuld ebenso sehr herbei- 
wünscht, als sie ein anderer, bei gleichem Bewusstsein derselben, fürchtet. 

Das System G 1 a s e r's gewährt dem Beschuldigten der ersteren Art 
den Vortheil, dass er durch Unterlassung des Einspruches 
gegen eine weniger gegründete Anklage sich durch das freisprechende 
Erkenntniss des Gerichtes eine entsprechende Genugthuung für die 
Leiden einer durchgeführten Untersuchung zu verschaffen vermag, die 
ihm versagt ist, w^enn die Zurückweisung der Anklage von einem Ge- 
richte erfolgt, welches zur Prüfung der Stichhältigkeit einer jeden 
Anklage von amtswegen berufen erscheint. 

Das System der Anklageerhebung nach österreichischem Rechte 
erscheint somit zutreffend. 

Eine gewisse Incongruenz in der Regelung des erwähnten Anklage- 
verfahrens könnte vielleicht nur darin erblickt werden, dass das höhere 
Gericht über die Statthaftigkeit der Anklage lediglich nach Einsicht und 
Prüfung der im Vorverfahren geschehenen schriftlichen Aufzeichnungen 
entscheidet, also nicht unter dem unmittelbaren Eindrucke der in dem 
Vorbereitungsverfahren gehörten Zeugen, Sachverständigen, des ver- 
nommenen Beschuldigten etc. 

Indess, bei dem heutigen Stande der Gesetzgebung und Praxis ist 
auch der Staatsanwalt bei der Erhebung der Anklage zumeist auf die- 
selben Erkenntnissquellen verwiesen, welche der oberrichterliclien Prü- 
fung der Anklage zugrunde liegen, da auch er selbst, insbesondere nach 
den Bcstimmimgen des österreichischen Processgesctzes, mit den oben ge- 
nannten Personen nicht in unmittelbaren Verkehr tritt. 
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Würde sich dieses Verhält nisa ändern und der Staatsanwalt in 
der UntersuchunsTsphase des Strafprocesses unmittelbar tJiätig werden, 
80 müsste dem höheren Grerichte gestattet werden, bei der Verhandlung 
über den erhobenen Einspruch einzelne Beweisaufnahmen über ent- 
scheidende Punkte vor sich gehen zu lassen, um sich eventuell über die 
Stärke einzelner Beschuldigungs- oder Vertheidigungsmomente aus 
eigener Anschauung zu informiren. 

Es ist nicht zu besorgen, dass eine derartige Einrichtung das Ver- 
fahren erheblich erschweren oder verzögern würde. 



V. Einige Reform vor seh läge. 

Die voranstehenden Erörterungen dürften gezeigt haben, dass die 
Proeessordnungen Frankreichs, Deutschlands und Oesterreichs den An- 
forderungen an ein zweckdienliches Strafvorverfahren nicht vollkommen 
zu entsprechen vermögen. 

Der für die moderne Strafprocessgesetzgebung grundlegend ge- 
wordene Code d'instruction criminelle hat seit dem Jahre 1808 keine 
nennenswerthe Aenderung erfahren und ist darum von einer rationellen 
Gestaltung des Vorverfahrens am weitesten entfernt ;* die Versuche, ihn 
zu reformiren, um den auch in Trankreich empfundenen Bedürfnissen 
Hechnung zu tragen, haben, wie wir glauben, an einem unrichtigen 
Punkte eingesetzt, luid sind darum zu keinem befriedigenden Resultate 
gelangt. 

Der in Frankreich und in einigen anderen Ländern vorherrschende 
Grundgedanke: das Vorverfahren habe nach dem Vorbilde des Erkennt- 
nissverfahrens umgestaltet zu werden, ist verfehlt, weil eben jede der 
beiden Processphasen einem wesentlich anderen Zweck zu dienen hat- 

Wir unterschätzen keineswegs den der neuesten französischen 
Strafprocessgesetzgebung innewohnenden humanen Zug, dem Verfolgten 
einen ausreichenden Schutz gegen die Machtbefugnisse der staatlichen 
Organe zu gewähren, aber wir können es nicht billigen, wenn der Rück- 
sichtnahme auf den Verfolgten die Hauptaufgabe des vorbereitenden 
Verfahrens — eine rasche und energische Sammlung des Processstoffea 
herbeizuführen — unbedenklich zum Opfer gebracht wird. Ebenso ernste 
Schwierigkeiten bereitet den französischen Reformbestrebungen die be- 
denkliche Neigung zu einem weitgehenden Formalismus im Verfahren. 
Da wird jedem Processorgane der Wirkungskreis aufs genaueste vor- 
gfizeichnet, die Thätigkeit minutiös abgegrenzt und Alles daran gesetzt, 
um dem Verfahren den im vorhinein geregelten Gang zu sichern. 

Schwer entschliesst man sich, an der äusserlichen Entwicklung des 
Verfahrens, das in einer 100 jährigen Praxis tiefe und weitverzweigte 
Wurzeln g^eschlagen hat, eine erhebliche Aenderung eintreten zu lassen 
— und so vermögen selbst für richtig anerkannte Principien nicht leicht 
zur Geltung zu gelangen. 

Die Tendenz, die Zwecke des Strafverfahrens mit den bereits vor- 
handenen Organen und mittels eines Verfahrens zu verwirklichen, 
welches von dem bisherigen nicht allzusehr verschieden sein soll, lässt 
eine durchgreifende Reform, welche einer neuen Erkenntniss entschie- 
dene und volle Rechnung trägt, nur schwer aufkommen. 

Das deutsche Strafverfahren ist, dem Wege folgend, den 
S a V i g n y mit Geistesschärfe angedeutet hat, der richtigen Ausgestal- 
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tung des Processes um ein Bedeutendes näher gekommen — die Stellung 
der Staatsanwaltschaft als eines Organes, das sieh an der Sammlung des 
Processstoffes zum Zwecke der Hauptverhandlung zu betheiligen hat, 
wird nicht verkannt und die Phase der Vorbereitung der öffentlichen 
Klage erscheint sachgemäss eingerichtet. Indess, über diesen Punkt 
hinaus ist kein wesentlicher Fortschritt bezüglich der Organisation des 
Vorverfahrens zu verzeichnen. 

Veraltete Anschauungen betreffs der Gerichtshängigkeit verküm- 
mern sowohl die Phase der gerichtlichen Voruntersuchung, als jene der 
Anklage im Processe, stellen beide auf eine ganz unrichtige Grundlage 
und hiedurch wird der durch den rationellen Aufbau des ersten vorbe- 
reitenden Processstadiums erzielte Vortheil wieder aufgegeben oder doch 
wesentlich geschmälert. 

Zwar erfährt, wie wir zeigen werden, der deutsche Strafprocesa 
durch die Praxis eine den Bedürfnissen mehrfach entsprechende Cor- 
rectur, aber der Widerspruch zwischen Gesetz und Uebung setzt letztere 
der steten Gefahr eines Rückfalles aus, worunter die Festigkeit und 
Verlässlichkeit der äusseren Rechtsordnung erheblich leiden müssen. 

Kann auch um des Zweckes willen die Incongruenz zwischen der 
Norm imd deren Durchführung vorübergehend geduldet werden, so 
muss doch dieser Zustand schliesslich einer gesetzlichen Regelung 
weichen, deren Durchführung, um der Interessen des Rechtes willen, 
nicht zu lange aufgeschoben werden darf. 

Im österreichischen Strafprocesse finden wir Institutionen vor, 
die das als richtig anerkannte System des Verfahrens sachgemäss ver- 
körpern; doch weist das Institut der „Vorerhebungen" bedeutende 
Mängel auf, die darauf deuten, dass der Urheber des Gesetzes sich von 
gewissen, dem französischen Rechte entstammenden Vorurtheilen nicht 
freizumachen vermochte. 

Wohl wird dem Staatsanwälte in ganz zutreffender Weise das volle 
Dispositionsrecht bezüglich der Verfolgung des Beschuldigten zuer- 
kannt, aber bezüglich der Sammlung des Processstoffes, die doch die 
materielle Grundlage für die Ausübung jener Dispositionsbefugniss 
bilden soll, erfährt die Wirksamkeit des Staatsanwaltes weitgehende 
und unzulässige Beschränkungen. 

Hier steht er bezüglich des Umfanges der Machtbefugrnisse hinter 
der Sicherheitsbehörde zurück, zu deren Leitung er sonst im üebrigen 
berufen ist — und das Gesetz selbst drängt ihn überdies in Stellungen, 
welche Collisionen mit richterlichen Organen unvermeidlich machen 
und so den Zweck des Vorbereitungsverfahrens vielfach beeinträchtigen 
müssen. 

Es vermögen sohin die genannten geltenden Procespgesetze, ein- 
zeln betrachtet, eine richtige Grundlage für die Reform des Verfahrens 
nicht herzustellen und es bleibt nur die Frage offen, obdieRevision 
des Verfahrens nicht an die richtigen Elemente, die 
sie zusammen genommen enthalten, anzuknüpfen 
und dieselben zu einem neuen Ganzen in zwec km ä s s i - 
ger Weise zu gestlten habe. 

Wir wollen diesen Versuch wagen, glauben aber, zuvor einzelner 
bemerkenswerther Reformvorschläge, die in der jüngsten Zeit hervor- 
getreten sind, in Kürze gedenken zu sollen. 
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John — „Erläuterungen der Straf processordnung für das Deut- 
sche Reich", II. Abtheilung, S. 112 u. ff. — erörtert die staatsrechtliche 
Construction des Strafverfahrens der Hauptsache nach, wobei er erklärt : 
„Die Handhabung der Straf gewalt erfüllt sich in dem Bestrafen, 
also in der Vollstreckung der Strafe. Aber zur Handhabung der 
Straf gewalt gehört auch alles dasjenige, was zu dem Zwecke geschieht, 
um festzustellen, ob die Voraussetzungen zur Vollstreckung einer Strafe 
vorhanden sind. Strafprocess ist die Handhabung der Strafgewalt, so- 
wohl in dem einen, wie in dem anderen Sinne des Wortes. 

Der Strafprocess ist daher nicht identisch mit dem Verfahren 
vor den Strafgerichten, noch wenijger ist er identisch mit dem Verfahren 
vor den erkennenden Strafgerichten; der Strafprocess ist auch 
nicht identisch mit dem Vorgehen gegen einen bestimmten Be- 
schuldigten; sondernder Strafprocessbeginntschon 
dann, wenn ein objectiver Thatbestand vorzuliegen 
scheint und hieraus die Veranlassung sich ergibt, 
dass die Organe der Staatsgewalt — und mögen es 
auch nur die Beamten der gerichtlichen Polizei sein 
— Ermittlungen darüber anstellen, ob dasjenige, was 
der objective Thatbestand eines Verbrechens zu sein 
scheint, dieses wirklich ist, oder ob die gemachten Wahr- 
nehmungen auf eine straflose Handlung oder auf ein Naturereigniss 
zurückzuführen sind." 

Das Wesen und die Natur des Strafprocesses lässt sich kaum 
richtiger erfassen und feststellen, als es hier durch John geschieht. 

Der Strafprocess beginnt nicht erst mit dem Verfahren vor dem 
Strafgerichte (dem Untersuchungsrichter und dem erken- 
nenden Gerichte), sondern schon mit dem Momente, in welchem eine 
bestimmte Erscheinung dem Staatsanv-alte und der Sicherheitsbehörde 
Anlass gibt, nachzuforschen, ob nicht ein Delict begangen worden sei. 

Hat aber John dieses Moment erkannt und ebenso klar, wie ent- 
schieden, zum Ausdrucke gebracht, dann h.ätte von ihm lunso eher er- 
wartet werden sollen, dass er die Grenzen zwischen dem gerichtlichen 
Verfahren und den demselben voraufgehenden polizeilichen und staats- 
anwaltschaftlichen Ermittlungen, die ja bereits einen Theil des Straf- 
verfahrens bilden, genau bezeichnen — und insbesondere die Frage er- 
örtern werde, inwiefern das gerichtliche Untersuchungsverfahren 
durch jenes gerichtspolizeiliche Vorverfahren ersetzt werden 
könne. 

Aber dieser Erwartung hat der Verfasser der „Erläuterungen zur 
deutschen Strafprocessordnung" nicht entsprochen. 

Er berührt die letztere Frage gar nicht und begnügt sich bezüglich 
der ersteren die Behauptung aufzustellen: Die Strafsache habe gerichts- 
hängig zu werden: a) sobald die von der Staatsanwaltschaft geführte 
Untersuchung eine, die persönliche Freiheit des Beschuldigten beschrän- 
kende Untersuchung (Verhaftung, Durchsuchung, Beschlagniahme) er- 
forderlich macht; b) sobald der Staatsanwalt es beantragt. 

Bezüglich des ersten Falles gibt John (a. a. O., S. 202) wohl 
selbst zu, dass auch in einem bloss durch Justizverwaltungsorgane be- 
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triebenen Vorverfahren dem Beschuldigten ein richterlicher 
Schutz gewährt werden könne und im Verfahren nach der Straf process- 
ordnung für das Deutsche Reich auch wirklich gewährt werde — aber 
er hält diesen Schutz nicht für „voll" und erwartet denselben erst im 
Falle der Gerichtshängigkeit einer Strafsache. 

Das Irrthümliche dieser Anschauung soll im weiteren Verlaufe 
dieser Darstellung noch eingehend dargethan werden. 

Wie steht es aber mit der Behauptung J o h n's, dass die Gerichts- 
hängigkeit einer Strafsache einzutreten habe, „sobald der Staatsanwalt 
dieselbe verlangt"? 

Wir vermissen jede Begründung dieser Behauptung, wir vermissen 
jede Klarstellung darüber, in welchem Stadium des gerichts- 
polizeilichen Verfahrens der Staatsanwalt diesen Antrag zu stellen habe 
und warum derselbe dort, wo es einer Verhaftung, Durchsuchung 
und Beschlagnahme nicht bedarf — und es ist dies doch die Mehr- 
zahl der Straf fälle — nicht das ganze Vorverfahren selbst durch- 
führen könnte! 

Die von John bezüglich der sogenannten gerichtshängigen Unter- 
suchungen vorgeschlagene Reform ist folgende. 

Er verlangt : „D ie Trennung des Strafprocesses in 
Vorverfahren und Hauptverfahren ist aufzugeben. 
Nachdem die Strafsache gerichtshängig geworden 
ist, gibt es nur ein processuales Stadium; nur eine 
nach der richtigen Methode geführte Untersuchung, 
welche mit der Gerichtshängigkeit der Sache be- 
ginnt und mit dem Erlass des Urtheils abschliesst..." 

In einer solchen Untersuchung ist nach dem Vorschlage John's 
„sowohl der Staatsanwalt, wie auch der Beschuldigte und dessen Ver- 
theidiger, wie auch der untersucheiide Richter zur Aufklärung des Sach- 
verhaltes berechtigt und verpflichtet. 

Alle Mittel, welche das geltende Recht für das sogenannte Zwi- 
schenverfahren und für die Hauptverhrfndlung darbietet, müssen an- 
wendbar sein von dem Zeitpunkte an, an welchem die Sache gerichts- 
hängig geworden ist. 

Jede Beweiserhebung hat — abgesehen von den Fällen, in welchen 
Ausschluss der Oetfentliclikeit geboten ist — bei offenen Gerich tsthüren 
stattzufinden. Bei jeder Beweiserhebung haben die Staatsanwaltschaft, 
der Beschuldigte, der Vertheidiger das Recht, anwesend zu sein, wie 
auch das Recht, ihnen geeignet erscheinende Anträge zu stellen." 

Xach einer derart durchgeführten Untersuchung hätte, wie oben 
bereits erwähnt wurde, das untersuchende Gericht sofort auch das End- 
urtheil zu fälle'n. 

In Strafsachen, die zur Competenz der Schwurgerichte gehören, 
hätte, so gibt John zu, ein anderes Verfahren stattzufinden. 

Auch hier müsste das Gericht zuvor die Untersuchung nach dem 
oben skizzirten Principe der Discontinuität zu Ende führen. 

Im Falle das Gericht nach durchgeführtem Verfahren den Ange- 
klagten freisprechen zu können glaubt, bedarf es keiner Mitwirkung 
der Geschworenen; nur, wenn es sich ergibt, dass auf Freisprechung 
nicht zu erkennen ist, sind die Geschworenen zu berufen. 



— 91 — 

„V or diesen hatte dann natürlich in Gegenwart 
des Staatsanwaltes, des Angeklagten und des Ver- 
theidigers eine Bep r o duction der Beweisaufnahme 
nach dem Principe der Continuität stattzufinden . . . ." 

Die Sonderbarkeit dieses Reformvorschlages, dessen ungewöhnliche 
Gestaltung übrigens auch dem Antragsteller selbst nicht entgangen ist, 
soll hier des Weiteren nicht erörtert werden; nur darauf wollen wir 
verweisen, dass wir es nach Verwirklichung des skizzirten Vorschlages 
mit einem drei-, ja vierfachen Strafverfahren neben dem Verfahren 
vor dem Schöffengerichte zu thun haben würden. 

Wir hätten ein besonderes Verfahren für Strafsachen, die gar 
nicht gerichtshängig ^vurden, ein besonderes Verfahren für gerichts- 
hängig gewordene Strafsachen, welche zur Oompetenz der Strafkammer 
gehören, ein drittes Verfahi-en für Schwurgerichtssachen und endlich 
auch ein viertes für Angelegenheiten, die zur Oompetenz des Reichs- 
gerichtes gehören, weil ja auch in diesem letzteren Falle das Princip der 
von John verf ochtenen Discontinuität nach Thunlichkeit zur Durch- 
führung zu gelangen hätte. 

Dass, von allem Anderen abgesehen, eine solche Mannigfaltigkeit 
nicht zur Vereinfachung des Verfahrens beizutragen vermöchte, bedarf 
wohl keiner ausführlichen Auseinandersetzung. 

Die technische Seite einer Sammlung des Beweismaterials im Wege 
des contradictorisohen Verfahrens vor dem erkennenden Gerichte in 
Gegenwart und imter activer Betheiligung des Staatsanwaltes, des Be- 
schuldigten und seines Vertheidigers wird noch des Weiteren zu erörtern 
sein, indess, schon auf den ersten Blick ist es klar, dass ein solcher 
Modus der Untersuchung, welchem sich die sofortige Urtheilsfallung 
anzuschliessen hätte, den schleppendsten und umständlichsten Verlauf 
nehmen müsste. 

Eine jede üebersicht über das Processmaterial ginge verloren und, 
während man sich in schwerfälligster Weise an der Feststellung irgend 
welcher Thatsache abmühen würde, entzögen sich andere, vielleicht be- 
deutungsvollere Momente der Aufmerksamkeit des vielköpfigen Unter- 
suchungsorganes. 

John unterschätzt aber auch die Bedeutung der Continuität 
für eine vor dem erkennenden Gerichte abgeführte Verhandlung zum 
Zwecke der Urtheilsfallung über eine Strafsache. 

Die Concentration des dem erkennenden Richter in continenti 
vorzuführenden Processstoffes vermag allein jenen lebendigen Eindruck 
hervorzurufen, dessen es bedarf, imi aus vorgeführten Thatsachen sich 
jene Geschehnisse zu veranschaulichen, welche den Gegenstand der Be- 
urtheilung bilden sollen. 

Muss dem Gedächtnisse des Richters, wie es John verlangt, durch 
Protokolle über einzeln gepflogene Theilverhandlungen nachgeholfen wer- 
den, dann ist bereits die Basis der Mündlichkeit und Unmittelbarkeit des 
Verfahrens zum Nachtheile der Rechtsprechung verlassen. John hat 
auch bei seiner Forderung, dass nach einer Gerichtsanhängigkeit einer 
Strafsache alle Beweisaufnahmen vor dem versammelten, erkennenden 
Gerichte zu geschehen haben, es nicht berücksichtigt, dass es Beweisauf- 
nahmen gibt, die sich ihrer Natur nach der Durchführung vor einem 
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Gerichte, unter Mitwirkung des Anklägers und Vertheidigers etc., ent- 
ziehen, wie beispielsweise ärztliche, chemische Untersuchungen, Unter- 
suchungen technischer Gegenstände u. s. w.; hier ist ein vorbereitendes, 
der Fällung des Enderkenntnisses in längeren zeitlichen Zwischenräumen 
vorangehendes besonderes Verfahren unerlässlich und die von John vor- 
geschlagene Procedur, welche eine blosse Reproduction der bereits durch- 
geführten Beweise vor dem erkennenden Gerichte ausgeschlossen wissen 
will, ganz undurchführbar. Es vermag daher seinen Eef ormvorschlägen 
in den wichtigsten Punkten nicht beigetreten zu werden. 

Kronecker („Die Ref ormbedürf tigkeit des Vorverfahrens im 
Strafprocesse", Zeitschrift für die gesammte Strafrechtswissenschaft, 
B. VII, S. 395 u. ff.) leitet seine Reformvorschläge mit einer scharfen 
Verurtheilung des heutigen Standes der gerichtlichen Voruntersuchung 
ein. 

„Es werden hiebei", wie er meint, „zunächst die Interessen der 
Strafverfolgung geschädigt, denn der Richter kennt den Untersuchimgs- 
plan des Staatsanwaltes nicht, also desjenigen Beamten, welcher die 
Vorermittlungen geleitet hat und nach Schluss der Voruntersuchung als 
massgebender Factor in das Verfahren eintritt. 

Im höheren Masse werde aber noch das Vertheidigungsinteresse 
gefährdet; die Voruntersuchung entspreche, abgesehen davon, dass sie 
keine physischen Zwangsmittel gegen den Angeschuldigten zur Erzielung 
bestimmter Aussagen anwendet, vollständig dem alten Inquisitions- 
processe — dem Untersuchungsrichter, der an die Stelle des früheren 
Inquirenten getreten ist, sei es unmöglich, gleichzeitig die Interessen 
der Strafverfolgung und die des Angeklagten bei der Ermittlung und 
Auswahl der Beweismittel wahrzunehmen und dann auch noch über 
Verhaftungen und anderen Eingriffen in die Rechtssphäre des Ange- 
klagten unparteiisch zu entscheiden." 

Den weitaus bedeutendsten K'achtheil der heutigen Vorunter- 
suchung findet Kronecker darin, „dass die Beweise den über die Er- 
hebimg der Anklage entscheidenden Behörden in einer, die unmittel- 
bare Vorführung nicht ersetzenden Weise, nämlich durch Protokolle, 
vermittelt werden. Das Protokoll veranschauliche nicht den richtigen 
Werth einer Zeugenaussage. Die Art, wie die Aussage abgegeben werde, 
gelange im Protokolle nicht zum Ausdrucke; daher sei auch die Grund- 
lage für das spätere Verfahren eine durchaus ungenügende. 

Gleichwohl ist den in der richterlichen Voruntersuchung aufge- 
nommenen Protokollen in der Hauptverhandlung eine sehr wichtige 
Rolle zugewiesen. Sie beeinflussen den die Verhandlung leitenden 
Richter, nehmten ihm seine Unbefangenheit und wirken bestinmiend 
auf die in der Hauptverhandlung deponirten Aussagen. 

Weiters klagt Kronecker über die ausserordentlich grosse Ver- 
schleppung des Vorverfahrens und über die Verwendung zu vieler Be- 
amtenkräfte. 

Die gerichtliche Voruntersuchung gehe heute noch gerade so lang- 
sam vor sich, wie früher imd die Repression w^erde durch das zumeist 
schriftliche Verfahren der Voruntersuchung ganz erheblich abge- 
schwächt. 
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Einerseits bleiben infolge der Schriftlichkeit des Verfahrens zahl- 
reiche Schuldige unbestraft, anderseits leide das Beweismaterial durch 
die Länge der Zeit; Zeugen verschwinden oder vergessen die gemachten 
Wahrnehmungen, für absichtliche imd unabsichtliche Verdunkelungen 
werde ein weiter Spielraiun geschaffen," 

So entschieden wir Kronecker in allen! diesen Punkten bei- 
treten müssen, so erheben wir doch Bedenken gegen seine, bezüglich 
des Vorverfahrens gemachten Reform vorschlage. Nach denselben hätte 
sich das Untersuchungsverfahren nachstehend zu gestalten. 

„Der Staatsanwalt bereitet zunächst die Sache in völlig freier 
Thätigkeit vor, bei welcher er sich der Polizei organe bedienen, den 
Richter aber, bevor ein Verdächtiger ermittelt ist, nur behufs Einnahme 
eines Augenscheines oder Aufnahme derjenigen Beweise angehen darf, 
deren Verlust zu besorgen steht. Sobald dagegen der Staatsanwalt eine 
gerichtliche Handlung gegen einen bestimmten Verdächtigen, Ver- 
nehmung des Beschuldigten, Verhaftung oder eidliche Zeugeneinver- 
nehmungen für erforderlich erachtet oder eine vorläufige Festnahme 
bewirkt hat, die er in Haft umgewandelt wissen will, dann soll er den 
Antrag auf Eröffnung der Voruntersuchung stellen. 

In land- und schwurgerichtlichen Sachen muss er einen solchen 
Antrag vor Eröffnung des Hauptverfahrens auch dann stellen, wenn 
er keine gerichtliche üntersuchungsverhandlimg für erforderlich er- 
achtet .... 

Auf diesen Antrag — der nur aus Rechtsgründen abgelehnt werden 
kann — beraumt der Untersuchungsrichter eine Verhandlung (Termin) 
an und ladet dazu den Staatsanwalt, den Angeschuldigten, den etwaigen 
Vertheidiger und die von diesen (Ankläger und Vertheidiger) zu be- 
nennenden Zeugen Die nicht öffentliche Verhandlung beginnt 

der Richter (seil, der Untersuchungsrichter) mit der Vernehmimg des 
Beschuldigten, die in Anwesenheit des Staatsanwaltes und des Ver- 
theidigers stattfindet .... Dann vernimmt der Richter die Zeugen und 
Sachverständigen in Gegenwart der Processbetheiligten, die nachher 
directe Fragen an die Vernommenen richten dürfen. 

Nach jeder Beweisaufnahme, insbesondere, wenn sie Belastungs- 
momente enthält, ist der Angeklagte zur Erklärung aufzufordern. Sind 
weitere Vernehmungen von Zeugen erforderlich, so wird die Verhand- 
lung auf kurze Zeit (acht Tage) vertagt. 

Zu den Verhandlungen wird ein Gerichtsschreiber zugezogen, der 
die Hauptergebnisse der Beweisaufnahme vermerkt und dient das 
so aufgenommene Protokoll für den Untersuchungs- 
richter zur Unterstützung seines Gedächtnisses bei 
Erlass des Verweisungs- (Anklage-) Beschlusses, für den Vor- 
sitzenden im Hauptverfahren als Leitfaden bei seinen 
Vernehmungen " 

Wie wir sehen, gleichen die Vorschläge K r o n e c k e r's in wesent- 
lichen Punkten jenen J o h n's, was umso bemerkenswerther erscheint, 
als nach dem Zeugnisse des ersten — a. a. O., S. 395, Anm. — die Ver- 
öffentlichung der beiden Arbeiten gleichzeitig, ohne jeden Zu- 
sammenhang unter einander, erfolgte. 
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Diese spontane Uebereinftinuniing der ABsehauangen der beiden 
Processsualisten erhöht unzweifelhaft den Werth der beiden Reform- 
pro jecte, Termag aber für ^ieh allein die Zweifel an deren Richtigkeit 
nicht zu widerlegen. 

Und so mns?>en wir denn auch hier zunächst auf die Schwerfällig- 
keit der ProceduT hinweisen, durch welche die Untersuchung vor dem 
Richter sich vielfach verzögern müsiste, wofern von einer Untersuchung 
im technischen Sinne bei dem geschilderten Verfahren überhaupt noch 
die Rede sein konnte. 

Die Verwirklichung des Kronecke r 'sehen Vorschlages würde 
einfach zu einer Vervielfältigung der Haupt Verhandlung führen, indem 
die Beweisergebnisse einmal dem Untersuchungsrichter, das andere Mal 
dem Verhandlung? rieht er genau in derselben Weise vorzu- 
führen wären — nur liätte der Kronecker'sche Untersuchungsrichter 
lediglich über die Verweisung der Strafsache vor den Erkenntnissrichter 
zu verweisen, während bei John die Rollen Beider zusammenfallen. 

Man fragt sich angesichts des Kronecker'schen Vorschlages ver- 
geblich, wozu es eines solchen Doppelschauspieles im Strafverfahren 
bedarf. Es ist doch klar, dass der Staatsanwalt, lun seine Angelegen - 
heit vor den Untersuchungsrichter zu bringen, dieselbe ebenso instruiren 
wird, als er sie zu instruiren hätte, wenn er mit ihr sofort unmittelbar 
an das erkennende Gericht herantreten würde; wäre es also nicht zweck- 
mässiger, wenn ihm, wenn dem Beschuldigten, dem Vertheidiger, den 
Zeugen und den Sachverständigen diese Voruntersuchungsprocedur im 
Sinne der Kronecker'schen Vorschläge zur Gänze erspart bliebe? 

Dem Strafverfahren bringt es keinen Gewinn, wenn die Zeugen, 
die Sachverständigen und der Beschuldigte in solenner Form wiederholt 
vernommen werden müssen, einmal vor dem Untersuchungsrichter, das 
andere Mal vor dem Erkenntnissrichter — der bereits Vernommene 
haftet an dem bereits früher Gesagten und wiederholt oft nur mecha- 
nisch dasjenige, was er bereits früher vorgebracht hat. 

Dazu müssen die den Zeugen und Sachverständigen bereiteten 
doppelten Mühen und Kosten und die bereits erwähnten Verzögerungen 
xmd Verschleppungen des Verfahrens des Weiteren schwer ins Gewicht 
fallen. 

Eine Berufung darauf, dass das von Kronecke. r vorgesclilagene 
Verfahren, der Hauptsache nach, mit dem englischen Verfahren über- 
einstimme, vermöchte die Bedenken gegen dasselbe nicht zu beheben. 

In England spielt die Ueberweisung der Strafsache vor das 
erkennende Gericht (das sogenannte Commiteraent) im Grunde einer 
ständigen historischen Entwicklung eine entscheidende Rolle; hier be- 
darf der Richter, der aber kein Untersuchungsrichter des modernen 
cc»ntinentalen Straf processes ist, einer Grundlage für sein „Erkenn t- 
n i s s", die ihm eine solenne Vernehmung der Zeugen, das Kreuzverhör, 
die Mündlichkeit und Oeifentlichkcit der Procedur zu bieten liat. 

Dem Verfahren am Continente, das eine consequente Entwicklung 
der Anklageforra nicht kennt, felilte es an einer solchen strengen Schei- 
dung zwischen Vorverfahren und Anklage. 

Der öffentliche Ankläger, der in England noöh nicht heimisch ge- 
worden ist, bietet hier mit seiner amtlichen Autorität eine gewisse Bürg- 
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Schaft für die Stichhältigkeit der von ihm bis zur Erhebung der Anklage 
fortgesetzten Verfolgung, und es kann darum hier einer Verhandlung 
über das Ergebniss des Vorverfahrens, die sich von dem Schluss ver- 
fahren durch nichts unterscheidet, gewiss entrathen werden. 

Und weiter I der englische Nationalcharakter lässt sich wohl eine 
solennere Begründung des Verfolgungsantrages gefallen, bevor der 
II i cht er die Verweisung des Beschuldigten vor das erkennende Ge- 
richt aussprechen darf; aber gleichzeitig schränkt er den Einfluss der 
dem Richter vorgeführten Beweise eben auf die Entscheidung über die 
formelle Frage ein, ob der Beschuldigte verpflichtet sei, sich bezüglich 
der ihm zur Last gelegten That vor einem Gerichte verantworten zu 
müssen — darüber hinaus wird den Ergebnissen des Voruntersuchimgs- 
verfahrens keine beweis wirkende oder auch nur präjudicirliche Kraft 
eingeräumt. 

Wie ganz anders gestaltet sich aber die Sache nach Kronecker 's 
Eef ormvorschlag ? 

Zu den von ihm proponirten Verhandlungen des Untersuchungs- 
richters hat ein Gerichtsschreiber beigezogen zu werden, „der", wie wir 
bereits oben angeführt haben, „die Hauptergebnisse der Beweisaufnahme 
in einem Protokolle vermerkt .... Das Protokoll dient für den Unter- 
suchungsrichter zur Unterstützung seines Gedächtnisses bei Erlass des 
Verweisungsbeschlusses, für den Vorsitzenden der Haupt- 
verhandlung als Leitfaden bei seinen Vernehmun- 
g e n". 

Der innere Unterschied zwischen dem englischen und dem von 
Kronecker in Vorschlag gebrachten Verfahren tritt hier umso schär- 
fer hervor, als Kronecker — und dies mit vollem Recht — kurz zuvor 
das „Protokoll" als den Urgrund alles Uebels im Strafverfahren bezeich- 
net hat; die von ihm mit so viel Sachkenntniss geschilderten Uebelstände 
und Gefahren aber durch sein Ref ormproject nicht beseitigt, sondern 
in dem nach seinen Vorschlägen zu reformirenden Processe erst recht 
sich fühlbar machen müssten. Einen weiteren Widerspruch finden wir 
darin, dass Kronecker, wie wir oben citirt haben, von einer „völlig 
freien" Thätigkeit des Staatsanwaltes spricht, mittels deren derselbe 
die Sache „vorzubereiten" hat; zugleich aber bei der ersten Vernehmung 
des Beschuldigten, bei jeder Verhaftung und der sich herausstellenden 
Nothwendigkeit einer eidlichen Zeugenabhörung die sofortige Er- 
öffnung der gerichtlichen Voruntersuchung verlangt. 

Er geht in diesem Punkte, so wie in jenem, in welchem er in 1 a n d- 
und schwurgerichtlichen Fällen die gerichtliche Voruntersuchung für 
obligatorisch erklärt, noch über die Bestimmungen der geltenden deut- 
schen Strafprocess Ordnung hinaus, weshalb wir uns von seinen Reform- 
vorschlägen eine Verbesserung des heutigen Vorverfahrens, dessen 
Mängel er selbst so zutreffend hervorgehoben hat, nicht wohl zu ver- 
sprechen vermögen. 

Für die unverkürzte Aufrechthaltung der Voruntersuchung tritt 
in einer Reihe von Abhandlungen, *) insbesondere in einer umfas- 



*) Das Strafverfahren in seinen leitenden Grundsätzen und Hauptformen 
1858. Zur Kritik der Gesetzo^ebung und Literatur über die Organisirung des 
Hauptverfahrens im Strafprocesse (Krit. Vierteljahrschrift, B. XIII, Nr. 4. Beiträge 
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senderen Darstellung, ,,Das Vorverfahren des deutschen Strafprocesses", 
1893, Dr. H. Ortloff ein. Derselbe wendet sich (S. 49 u. ff.) haupt- 
sächlich gegen die Praxis, welche dazu gelangt sei, die Voruntersuchung 
in einem Zeitpunkte eintreten zu lassen, „in welchem absolut nichts 
mehr zu untersuchen ist". „Es kämen" — so erklärt Ortloff mit einer 
gewissen Leidenschaftlichkeit — „in dieser Beziehung wunderbare Dinge 
vor. Manche Staatsanwälte thun sich in einer förmlichen Vorwegnahme 

der Untersuchungsauf gäbe etwas zugute sie suchen etwas darin, 

auf dem ihnen offenstehenden Wege der Vorermittlung die Vorunter- 
suchung zu umgehen." 

In Fällen, in welchen das Gesetz eine Voruntersuchung obligato- 
risch verlangt, „werde am Schlüsse ,pro forma' noch ein Antrag auf 
Eröffnung einer solchen vom Staatsanwälte gestellt, dem stattgegeben 
werden muss, obschon der Untersuchungsrichter nichts mehr festzu- 
stellen findet. In solchen Fällen bleibe dem Untersuchungsrichter nichts 
weiter übrig, als die Voruntersuchung durch Beschluss zu eröffnen, dies 
dem Angeschuldigten bekannt zu machen . . . und dann die Vorunter- 
suchung, die kaum eine halbe Stunde gedauert hat, zu schliessen!" 

Wir acceptiren das hier von Ortloff Gesagte vollständig, aber wir 
ziehen aus dieser Praxis, wie sie sich nach den Beobachtungen des 
treuesten Anhängers des Institutes der gerichtlichen Voruntersuchung 
in Deutschland entwickelt hat, einen Schluss, der jenem, wie ihn O r t- 
1 o f f a. a. O. f ormulirt, gerade entgegengesetzt ist ! 

Xichts zeugt so sehr für die Entbehrlichkeit und Ueberflüssigkeit 
der gerichtlichen Voruntersuchung, als eben die Klage über die Mög- 
lichkeit der Umgehung derselben. 

Wird die gerichtliche Voruntersuchung selbst in Straffällen, in 
welchen sie von dem Gesetze obligatorisch vorgeschrieben ist, nur „pro 
forma** beantragt und — kaum eingeleitet — nach einer ganz inhaltlosen 
Vernehmung des Beschuldigten, auch bereits geschlossen, wozu figurirt 
sie dann noch überhaupt im Strafverfahren? 

Sie kann doch unmöglich nur Selbstzweck sein und bloss darum 
aufrecht erhalten bleiben, weil sie im Strafverfahren zu jener Zeit 
Aufnahme gefimden, in welcher es noch nicht erprobt war, dass die 
Vorbereitung der Anklage auch durch ein blosses Vorermittlungsver- 
fahren besorgt werden könne. Die richtige Folge der von Ortloff seibat 
mit drastischer Schärfe hervorgehobenen Erscheinung wäre wohl lüe, 
dass man die gänzliche Beseitigung der gerichtlichen Voruntersuchung 
in ernste Erwägung zu ziehen habe, nicht aber, dass man den Vorgang 
tadle, der in naturgemässer Entwicklung dazu geführt hat, zu zeigen, 
dass mau der gerichtlichen Voruntersuchung, als eines überflüssigen 
Beiwerkes, ganz wohl entbehren könne. 

Um für die Thätigkeit des Untersuchungsrichters Kaum zu gewin- 
nen, beruft sich Ortloff auf § 177 der deutschen Straf processordnung 
und bemängelt die Fortsetzung des Ermittlungsverfahrens, sobald der 
Staatsanwalt „in der Lage wäre, mit der bestimmten Bezeichnung des 



zur Kritik der Organisation des Vorverfahrens im Strafprocesse. (B. XIV derselben 
Zeitschrift. S. 55—104, 190—208.) Die Stellung dos Untersuchungsrichters im Straf- 
verfahren. (Liszt'sche Zeitschrift, IT. S. 497 u. ff.) Der Untersuchungsrichter im 
deutschen Strafprocess. (G. A. B. XXX. S. 1 — 42) u. A. 
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Bescliuldigten und der ihm zur Last gelegten That den Antrag auf 
Eröffnung der Voruntersuchung stellen zu können". 

Aber die Fortsetzung des Ermittlungsverfahrens ist in einem 
solchen Falle das gute 'und unzweifelhafte Recht des Staatsanwaltes ; 
in Sachen, welche zur Zuständigkeit der Landgerichte gehören, findet 
die gerichtliche Voruntersuchung eben nur dann statt, wenn der Staats- 
anwalt einen besonderen Anlass hat, sie in Antrag zu bringen, dass er 
irgendwie verpflichtet wäre, die Voruntersuchung zu beantragen, wenn 
ihm die That und die Person des Verdächtigen bekannt geworden sind, 
dies ist im G^etze nicht bestimmt, ja selbst nicht einmal ange- 
deutet. 

Aber auch dort, wo die gerichtliche Voruntersuchung vom Gesetze 
obligatorisch vorgeschrieben ist -^ in Keichsgerichts- und Schwurge- 
richtsfällen — vermag sich O r 1 1 o f f zur Begründung seiner Ansicht 
auf die Bestimmung des § 177 der deutschen Strafprocessordnung nicht 
zu berufen. 

§ 177 der deutschen Strafprocessordnung lautet: 
„Der Antrag der Staatsanwaltschaft auf Eröffnung der Vorunter- 
suchung m u s s den Beschuldigten und diese ihm zur Last gelegte That 
bezeichnen." 

Diese Bestimmung ist doch nur restrictiv auszulegen, es wird durch 
dieselbe die Befugniss zur Stellung des Antrages auf Einleitimg der 
Voruntersuchung an die Erfüllung einer bestimmten Bedingung ge- 
knüpft, es wird aber durchaus nicht ausgesprochen, dass der Staats- 
anwalt den Antrag zu steilem habe, s o b a 1 d er vermeint, in einer Straf- 
sache den Beschuldigten und die ihm zur Last gelegte That bezeichnen 
zu können. 

Bezüglich des Zeitpunktes, in welchem der Antrag auf Einleitimg 
der gerichtlichen Voruntersuchung vom Staatsanwälte zu stellen sei, gibt 
es zwischen landgerichtlichen Sachen einerseits und reiclis-, wie schwiir- 
gerichtlichen Sachen anderseits, • keinen Unterschied; der Staatsanwalt 
hat überall nach eigenem Ermessen vorzugehen. 

In Uebereinstimmung mit Gneist, Kronecker, John u. A. hält 
O r 1 1 o f f die Einleitung der gerichtlichen Voruntersuchung in allen 
Haftsachen für geboten, weil der Schutz des Beschuldigten die 
Intervention des Richters verlange. 

O r 1 1 o f f citirt wiederholt die bekannte englische Sentenz „The 
judge is the counsel of the prisoner", perhorrescirt die auf den Schutz 
des Beschuldigten gerichtete Thätigkeit des Amtsrichters im deutschen 
Ermittlungsverfahren und will darimi in diesen Fällen dem Unter- 
suchungsrichter die Sammlung des Beweismateriales überantwortet 
wissen. 

Dagegen ist aber einzuwenden. 

In England bewegt sich das ganze Vorverfahren um die Frage der 
Haft, jeder Process ist zugleich auch ein Haftprocess, d. h. ein Streit 
um die Frage, ob der Bürger mit Recht vom König, respective dessen 
Beamten verfolgt und in Haft .genommen wurde. 

Dort gilt der Beschuldigte zugleich auch als der Verhaftete imd 
wird darum gemeinhin als „prisoner" bezeichnet. 

Ueber einige Reformen des Vorverfkhrens im modernen Sinfproceue. • 
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Anders steht die Sache am Continente; hier handelt es si<^ be- 
reits im Vorverfahren zunächst und der Hauptsache nach ym.die Wahr- 
heitsermittlung, die Verhaftung erscheint als blosser ProcessbeheK, der, 
soweit es sich nicht um Collusionsf alle handelt, mit dieser Function der 
Wahrheitsermittlung in gar keinem Zusammenhange steht. 

£s ist also gar nicht abzusehen, warum gerade in Haftsachen so- 
fort die gerichtliche Voruntersuchung platzzugreifen hätte. 

Für den Schutz dos Verhafteten kanp. und soll in ganz anderer 
Weise, als durch dessen üebergahß an den Untersuchungsrichter, vor- 
gesorgt werden. 

Befinden sich der Beschuldigte und die Untersuchungssache in 
Einer Hand, so wird die Gefahr geradezu herauf besöhworen, den Ver- 
hafteten zur Ueberweisung gegen sich selbst heranzuziehen ; gerade, weil 
der Richter für den Schutz des Beschuldigten sorgen soll, so darf er 
nicht zur Untersudiung berufen werden, weil er hiedurch zum In- 
quirenteu werden muss, dessen verhängnissvoller Einfluss auf die per- 
sönliche Freiheit des Beschuldigten noch in Aller trjiuriger Erin- 
nerung ist. 

Die Vorliebe O r 1 1 o f f 's für die gerichtliche Voruntersuchung 
steht übrigens mit dessen Parteinahme für den sogenannten Gesell- 
schaftsanwalt im Zusammenhange. 

Ein Gesellschaftsanwalt, der für die Vertheidigung des Beschul- 
digten zu sorgen hat, wie der Staatsanwalt für dessen Verfolgung, kann 
natürlicherweise seine Wirksamkeit nur vor einem dritten Organe — dem 
Untersuchimgs richter — entwickeln ; ob aber die Vorbereitung einer 
Klage von zwei staatlichen Organen besorgt werden kann, von denen 
jedes einen entgegengesetzten Zweck verfolgt, darauf kann es doch wohl 
nur eine verneinende Antwort geben!. 

Die volle Rückkehr zum alten Inquisitionsprocess, wie er vor dem 
Jahre 1848 am Festlande in Wirksamkeit war, befürwortet CoYirad 
B o r n h a k („Zur Reform des Straf proeesses" in der Liszt'schen Zeit- 
schrift, B. XIX, H. 1, S. 64 u. ff.). Derselbe geht gleichfalls von dem 
Bedürfnisse einer durchgreifenden Reform des deutschen Straf proeesses 
aus. Dieses Bedürfniss werde von keiner Seite geleugnet, aber darüber, 
was reformbedürftig sei, wären die Ansichten nicht geklärt, fest stehe 
nur eine allgemeine Unzufriedenheit, die das Vertrauen in eine im- 
parteiische Strafrechtspflege ernstlich zu erschüttern drohe. 

Als die beiden Grundübel, an welchen die Straf rechtspflege krankt, 
bezeichnet B o r n h a k die Stellung der Staatsanwaltschaft als einer 
politischen Behörde und die Zerreissung der einheitlichen Straf action des 
Staates durch Vertheilung der untersuchenden Thätigkeit auf ver- 
schiedene Organe. 

Aus der Natur und dem Zweck der Strafrechtsnormen folgert 
B o r n h a k, dass verschiedene Parteien dem Verfahren nicht wesent- 
lich seien. Es stehen sich nur das Verbrechen und das Gericht als unter- 
suchendes und strafendes Organ der Staatsgewalt gegenüber, nicht aber 
verschiedene P«arteien, unter denen das Gericht entscheidet. 

B o r n h a k gelangt auf Grund dieses Raisomiements zu folgenden 
Reformvorsehlägen. 
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„Der Straf process der Zukunft, der allein dem Weisen des^^traf- 
rochtes imd den Bedürfnissen der Straf reclitspfiege entspricht, seicfer 
öffentliche und mündliche Inquisitionsprocess." . . :• :. 

Diesen neuen Inquisitionsprocess skizzirt B o r n h a k - folgender- 
massen: ."..:' 

y^nzeigeh können sowohl bei der Polizei, als auch' wegen Ue'ber- 
tretungen und Vergehen bei dem. Amtsrichter, wegen Verbrechen bei 
dem Untersuchungsrichter angebracht werden. " > "" 

Während üebertretungen nach sumniarischer Untersuchung durch 
'die Polizei ... zu erledigen sind, hat wegen aller Vergehen vor dfem 
Amtsrichter, wegen aller Verbrechen vor dem Untersuchungsrichter 
ein Vorverfahren stattziifinden .....: ? - : 

Das Vorverfahren ist ein allgemeines, so lange ein bestimmter Be- 
schiüdigter nicht vorhanden ist; es wird zum besonderen, sobald sich die 
Untersuchung gegen bestimmte Personen richtet. 

Der Uebergang zum besonderen Verfahren wird durch Beschluss 
des Amtsrichters, beziehungsweise des Untersuchungsrichters ausge- 
sprochen. ■ ■ ' > 

Dieser Beschluss hat die Wirkung, dass weitere Untersuchüngs- 
handlyhgeii nur vorgenommen . werden dürfen, nachdem der Beschul- 
digte und sein Vertheidiger . von dem Termine benachrichtigt sind. 

' Bei^de dürfen deni Termine beiwohnen, sich aber nicht durch Be- 
fragung der Zeugen bder anderweit in' den Gang der Verhandlungen 
einmischen, sondern nur Entlastungsanträge stellen, über weldhe der 
Ilichter zti befinden hat'. > - 

Dieser hat übrigens die Untersuchung von amtswegen zu betreiben 
und nicht nur die zum Nachtheite, sondern auch die zu Gunsten des 
Beschuldigrten sprechenden Gesichtspunkte zu verfolgen. 

Nach Beendigung des besonderen Vorverfahrens wird Beschluss 
gef asst, ob die Strafverfolgung einzustellen öder das Hauptverfahren 
zu eröffnen ist. ' ' 

Die Beschlussfassung erfolgt bei Vergehen durch den Amtsrichter, 
der die Untersuch u n g geführt hat, bei Verbrechen 
duTch den betreffenden Untersuchungsrichter unter 
Zustimmung (soll wohl heissen Zuziehung) eines - zweiten Unter- 
isuchungsrichters als Corref erenlen, und, falls beide verschiedener Ansicht 
sind, unter Zuziehung des Directors der Strafkammer. 

Gegen den die weitere Strafverfolgung ablehnenden Beschluss hat 
der Anzeigende oder der Verletzte die Bes c h w e r d e." 

Zur Tllnstration der Bornhak'schen Reformplärie sei noch an- 
geführt, dass die Haupt Verhandlung bei Vergehen vor dem Amtsrichter, 
der das Vorverfahren gef«ührthat, und zwei Schöffen,, bei 
Verbrechen vor den oberwähnten Untersuchungsrichtern, dem Director 
als Vorsitzenden und vor vier Schöffen stattzufinden hat! 

In dem hier citirten Vorschhige B o r n h a k's haben wir ein mixtum 
compositum des früheren Inquisitionsprocesses und des heutigen mo- 
dernen Strafverfahrens vor uns. in welchem vor Allem die gänzliche 
Beseitigung der Staatsanwaltschaft als charakterisfischips Merkmal her- 
vortritt und zur Beurtheilung herausfordern muss. 

7* 
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Gewiss ist die Staatsanwaltschaft aus bescheidenen Anfängen 
hervorgegangen und hat sich schrittweise einen immer grösseren Wir- 
kungskreis erobert, bis sie zu der heutigen machtvollen Stellung ge- 
langt ist. Diese Machtfülle mag zu Besorgnissen Anlass geben, aber sie 
dadurch zu beseitigen, dass mun das Institut, welches den stärksten 
Grundpfeiler des heutigen Strafverfahrens darstellt, einfach aufhebt 
und an die Stelle desselben den „Anzeiger und Beschädigten'^ treten 
lässt, ein solcher Kef ormgedanke kann wohl nicht auf Zustimmung An- 
spruch erheben. Sobald nur der Beschädigte und etwa sein Vertheidiger 
dem Untersuchungsrichter gegenüberstehen würden, so müsste sich die 
parteimässige Stellungnahme des letzteren von selbst mit Nothwendig- 
keit entwickeln luid um den Schutz des Beschuldigten vor Ueber- 
griffen wäre es dann unzweifelhaft noch schlechter bestellt, als im 
heutigen Verfahren, in welchem der üntersuchimgsrichter immerhin 
noch eine vermittelnde Stellimg zwischen dem Staatsanwalt und dem 
Beschuldigten einzunehmen vermag. 

Ja, die Lage des Beschuldigten wäre in einem Strafprooesse, 
welcher nach den Vorschlägen B o r n h a k's eingerichtet werden sollte, 
noch ungünstiger, als im alten Inquisitionsprocesse. 

Damalä entschied der Inquirent und das Gericht endgiltig über 
die Einstellung der Straf Untersuchung ; nach Bornhak soll dem 
Anzeiger und dem Beschuldigten diesfalls ein Beschwerderecht ein- 
geräumt werden — es soll also die Popularklage in ihrer schlimmsten 
Gestaltung zur Wirksamkeit gelangen. 

Ein sehr bedenkliches Noviun ist es auch, dass der Richter, der 
die Untersuchung eingeleitet und durchgeführt hat, in hervorragender 
Weise an der Endentscheidung im Processe theilnimmt, daher 
die Zeugen, die Sachverständigen, den Betheiligten wiederholt und 
immer zu anderen Zwecken zu vernehmen hat. 

Er hat hiebei zugleich über die eigene Untersuchung und über die 
von ihm selbst erhobene Anklage Recht zu sprechen, was wohl unmöglich 
zum Schutze des Beschuldigten beitragen kann, dessen Lage man schon 
im heutigen Verfahren als eine gefährdete erachten muss. 

Auch in der Hauptverhandlung gestaltet sich der Process nach 
B o r n h a k's Vorschlägen sehr zu Ungunsten des Beschuldigten. 

Dem Vorsitzenden soll hier „im öffentlichen Interesse" gegen 
das unter seiner werkthätigen Betheiligung ergangene Erkenntniss das 
Recht der Beschwerde zustehen und er hat die Pflicht zur Einbringung 
derselben, sobald der Anzeiger oder der Beschädigte die Berufung in 
Antrag bringen, und Sicherheit für die Kosten des sohin durchzu- 
führenden Verfahrens leisten, 

Ist die Berufimg von Erfolg, so hat die Hauptverhandlung un- 
verkürzt wiederholt zu werden. 

Wir können B o r n h a k nur zustimmen, wenn er zum Schlüsse 
seiner hier skizzirten Ausführungen seinen Processreformvorschlag 
selbst als einen „gewagten" bezeichnet. 

Der Rückschritt zu dem früheren Inquisitionsprocesse ist unge- 
achtet der theilweise acceptirten Mündlichkeit, Oeffentlichkeit und Un- 
mittelbarkeit des Verfahrens ein denn doch gar zu unvermittelter. 
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Den hier in Kürze skizzirten Reformvorschlägen liegt trotz der 
wesentlichen Verschiedenheit derselben doch ein gemeinsamer Fehl- 
gedanke zugrunde, der nämlich^ dass das Vorbereitungs- und das soge- 
nannte Erkenntnissverfahren nicht genau auseinander gehalten werden. 

John und Kronecker lassen das Vorbereitungsverfahren im 
Erkenntnissverfahren aufgehen, während die Anderen die letztgenannte 
Processphase auf ein Minimum herabdrücken, dagegen die Principien 
desselben wenigstens zum Theile auf das Vorbereitungs verfahren über- 
tragen wissen wollen — ein Constructionsfehler, der unseres Erachtens 
vermieden zu werden hat. 

Das Strafverfahren bedarf einer dem Stadium des Erkenntniss- 
verfahrens vorangehenden, vorbereitenden Processthätigkeit und 
letztere wird sich ihrem Wesen nach stets anders zu gestalten haben, 
als das der LTrtheilsfällung unmittelbar zugrunde liegende Verfahren. 

In letzterem wird zur Erörterung der richterlichen Beurtheilung 
das contentiöse Moment hervortreten, dagegen wird in dem ersteren der 
einseitigen Parteithätigkeit ein grösserer Spielraum zu gewähren sein, 
damit sie hinreichend gerüstet und bewehrt in den verschiedenen Partei- 
kampf der Hauptverhandlung einzutreten vermag. 

Der Parteithätigkeit genügt die Wahrscheinlichkeit des künftigen 
Erfolges, sie bedarf abör eines raschen, energischen Vorgehens, weshalb 
ihr nicht jene Hindernisse in den Weg gelegt werden dürfen, wie sie 
in der contentiösen Gestaltung des Verfahrens von !N'atur aus liegen 
müssen. Im vorbereitenden Processverfahren strebt jede Partei danach, 
sich selbst über die Sachlage zu informiren und den Erfolg der eigenen 
Thätigkeit zu sichern; im Hauptverfahren gilt es, das Grericht zu in- 
struiren, welches die Endentscheidung zu fällen hat. Diese Verschieden- 
heit der Aufgaben muss in der Art der Thätigkeit zum Ausdrucke 
gelangen. 

Von diesem Gesichtspunkte ausgehend, können 
wir nur jenes Processsystem billigen, das die vorbe- 
reitende Sammlung des Processmaterials zur Gänze 
in die Hand des öffentlichen Anklägers gelegt wis- 
senwill. ♦ 

Wir haben diesen Vorschlag bereits wiederholt entwickelt und 
begründet („Die Reformbedürftigkeit der Untersuchungshaft", 1879. 
„Ueber die Reformbedürftigkeit der heutigen Voruntersuchung im Ge- 
richtssaal", 1892) und glauben, dass demselben die Würdigung nicht ver- 
sagt werden kann, wenn die Beurtheilung desselben sich von gewissen 
Vorurtheilen loszusagen vermag und die Consequenzen eines bereits zum 
Theile angenommenen und erprobten Systems anzuerkennen geneigt ist. 

Auch stehen wir mit unserem Vorschlage nicht allein, sondern 
können auf eine Reihe von Criminalisten verweisen, die bereits den- 
selben Reformgedanken mit mehr oder weniger Ausführlichkeit erörtert 
haben; der Vorschlag dürfte somit einer neuerlichen Prüfung und Be- 
urtheilung wohl werth erscheinen. 

Wie wir oben gezeigt zu haben glauben, war es die preussische 
Straf processgesetzgebimg, welche unter dem Einflüsse und der Mit- 
wirkung S a V i g n y's dem Staatsanwälte einen hervorragenden Antheil 
an der Untersuchung im vorbereitenden Strafverfahren zuwies; es ist 
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darum kein blosser Zufall, dass es zunächst preussische Criminalisten 
waren, die dafür eintraten, dem Staatsanwälte die Leitung des ge- 
sammten Vorverfahrens zu übertragen. 

So verlangt S t e m a n n („Goltdaramer's Arch.", B. VII) : 

„Die gerichtliehe Voruntersuchung sei aufzuheben, an ihre Stelle 
tritt das ausschliesslich vom Staatsanwälte geleitete Scrutiniahrer- 
fahren. Zur Begründung seines Vorschlages bemerkt er im Wesent- 
lichen : 

Die Leitung .des Scrutinialverfahrens liege in der Hand des Staats-r 
anwaltes, während in der Voruntersuchung der Untersuchungsrichter 
selbständig und nach eigenem Ermessen thätig sei; das vorbereitende 
Verfahren trage demnach ein verschiedenes Gepräge, je nach der ver- 
schiedenen Stellung und Berechtigung der darin thätigen Personen . . . .* 
Diese Erscheinung .müsse dem unbefangenen Blicke auffallen und ea 
wiirde dem Berufe der Staatsai|wa:lt8ehaf t wohl, entsprechen, 'wcÄn sie 
gleichmässig in alleii Fällen den zur Begründung- der. Anklage erfor- 
derlichen Stoff herbeizuschaffen und die Benützung im Hauptverfahren 
sicherzustellen hätte. Liegt, so meint Stemann weiter, schon in den 
polizeilichen Erhebungen das vollständige Material zur Begründung der. 
Anklage vor, so ist die gerichtliche Voruntersuchung überflüssig, zeit- 
raubend und kostspielig imd ohne Xoth belästigend für die Zeugen. 
Wird aber die Sache in die Voruntersuchung hinübergeleitet, bevor alle 
Beweise gesanunelt sind, so wird dem Staatsanwälte der Einfluss auf- 
den Gang des Verfahrens geschmälert und es sind zwischen ihm und dem 
Richter hemmende und störende Conflicte zu befürchten 

In seiner Abhandlung: Die Stellung der Staatsanwaltschaft im 
preussischen Criminalverfahren („G.oltdammer's Arch.", B. VTII,, 
S. 151 u. ff.) erörtert Dalcke die Einführung einer besonderen, 
dem Staatsanwälte subordinirten Gerichtspolizei und meint: ; 

„. . . . n a c h E i n f ü h r u ng der Gerichtspolizei wu r d e 
die gerichtliche Voruntersuchung in der Haupt- 
sache in Wegfall kommen können, worin ein grosser Vor- 
theil erblickt werden müsste. 

Die mündliche Verhandlung würde dann endlich in die ihr ge- 
bührenden Rechte eingesetzt werden und aufhören, nur ein mattes 
Schlusstableau der bis dahin geführten Untersuchung zu sein. Denn, cUissr 
jetzt namentlich in den Schwurger ichtssachen die Vorimtersuchung noch 
immer mit einer solchen Gründlichkeit geführt wird, dass die Acten 
meistens spruchreif sind und dass also der Schwerpunkt viel 
mehr in der Voruntersuchung, als in der Hauptver-' 
h a n d 1 u n g 1 i e g t, ist eben so bekannt, als es der Intention des Gesetz-* 
gebers offenbar zuwider ist. 

Sundelin bespricht in einer, dem ersten deutschen Juristen- 
tage gewidmeten Schrift „Die Staatsanwaltschaft in Deutschland" die 
gerichtliche Voruntersuchung und gelangt hiebei zu folgenden Aus- 
einandersetzungen : 

„Für die vollständige Feberlassung des Vorverfahrens an 
den Staatsanwalt sprechen folgende Gründe: 

1. Die Erwägung, dass durch ein Scrutinialverfahren, welches nur 

auf Information zur Anklage zielt dem Uebergriffe in den Charakter 

und die Aufgabe des L'^rtheilvcrfahrens am sichersten vorgebeugt ist. 
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2. Die Vorbereitung der Anklage werde natürlich von demjenigen 
am besten besorgt, der sie erheben und durchführen soll. 

3. Den Schutz des persönlichen Rechtsgebietes gegen ungerecht- 
fertigte Angriffe gewähre der Staatsanwalt ganz ebenso gut, als jeder 
andere Beamte .... 

4. Eine unparteiische gründliche Prüfung könne das Scrutinial- 
verfahren des Staatsanwaltes ganz ebenso erreichen, als eine gericht- 
liche Voruntersuchung, ... 

Qegcn diese Vortheile des Scrutinialverfahrens böte die gericht- 
liche Vonuitersuchung den unzweifelhaften Nachtheil, dass in derselben 
die Stellung des Staatsanwaltes zum Richter gar zu leicht eine unklare 
werde. 

Die ^Function des Staatsanwaltes und die Unabhängigkeit des 
Richters gerathe in (^efahr, wenn einerseits der Richter leiten und ent- 
scheiden soll; anderseits der Staatsanwalt im Hinblicke auf die ihm 
nachher obliegende Erhebiuig der Anklage ein nothwendiges und nahe- 
liegendes Interesse an dem Gange der Voruntersuchung hat, welchem 
Interesse er, sobald der Untersuchungsrichter die Untersuchung führt, 
nicht vollkommen Rechnung zu,. tragen vermag. 

. . . Von anderen Criminalisten, die nicht, erweislich Quf dem ' Stand- 
punkte der preussischen Processpxaxis stehen, haben sich u. A. gegen 
die gerichtliche Voruntersuchung erklärt: 

Gr e i b. (,JEtef orm des deutschen Rechtslebens", S. 104 u. ff.) Der- 
selbe verlangt, dass das Vorverfahren einen doppelten Charakter aufzu- 
weisen habe, zunächst sei es — wenigstens vorwiegend — inquisitorisch 
und weiters möge es bloss als Einleitung des Processes, keineswegs aber 
als der eigentliche Process seJbst betrachtet werden 

Zu diesem letzteren Zwecke „m üsse die Aufstellung eines 
besonderen Untersuchungsrichters ausser und neben 
dem Staatsanwälte getilgt und der ganze Abschnitt 
des Verfahrens der Staatsanwaltschaft ausschliess- 
lich überwiesen werden " 

„Wer" — so erklärt Geib weiter — „das inquisitorische Element 
im Processrechte nicht über die Grenzen seiner Nothwendigkeit aus- 
dehnen, wer nicht, indem er ein Anklageverfahren zu geben verspricht. 
Alles thun will, um dasselbe entweder aus blossem Unverstände oder durch 
klügelnde Berechnung wieder zu entziehen, muss das Institut 
der Untersuchungsrichter verbannen und die Füh- 
rung des gesammten Vorverfahrens lediglich den 
Beamten der Staatsbehörde übertrage n." 

Gründlich und ausführlich lässt sich auch Brauer („Die Vor- 
untersuchung auf der Grundlage des Anklageprincips", G. S., I. Jahrg., 
S. 321) über die Nothwendigkeit der Beseitigung der gerichtlichen 
Voruntersuchung aus. 

Die in den Jahren 1848 und 1849 angebahnte Reception des fran- 
zösischen Criminalprocesses erörternd, hebt er hervor, „dass die Gesetz- 
gebung ihre ganze Thätigkeit auf die sorgfältige Normirung des Er- 
kenntnissverfahren verwendete, dagegen die nicht minder wichtige 
Phase — die Voruntersuchung als Vorbereitung und Vorbedingung der 
Schlussverhandlung — sozusagen leichtfertig behandelt habe". 



— 104 — 

Nun sei aber gerade die Voruntersuchung sehr reformbedürftig 
und ihre ,,Unnatürliehkeit'' trage allein Schuld daran, dass die Rechts- 
pflege in den Augen des Volkes nicht die Achtung geniesst, die sie 
verdient und nothwendigerweise gemessen sollte. 

Brauer hält hier eine Abhilfe nicht nur für dringend gebot^i, 
sondern auch für ausführbar, wenn die Stelle des Anklägers im Processe 
geändert wird. 

„Der Staatsanwalt", meint Brauer, „ist Ankläger, folglich nicht 
mehr und nicht weniger, als ein Kläger; der Angeschuldigte ist Ange- 
klagter, also ein Beklagter, beide stehen sich als Parteien gegenüber, 
die Rechte und Pflichten beider müssten daher wesentlich gleich sein. 

Diese Gleichheit sei aber im französischen Pi:ocesse nicht vor- 
handen. Eine Untersuchung, sie mag vom Staatsanwälte, also dem An- 
kläger oder vor dem Instructionsrichter — also einer Art von 
Zwittording zwischen Richter und Ankläger — aus- 
gehen, setzt nach dem gegenwärtigen Stande der Voruntersuchung vor- 
aus, dass der Angeschuldigte seines Rechtes auf eine selbständige 
Parteistellung beraubt und zum Gegenstande einer besonderen Thätig- 
keit des Inquirenten gemacht wird, deren Endzielkein anderes 
ist, als eben Inquisiten zum Geständniss zu veranlassen 

Mit diesem Zwittersystem (der gerichtlichen Vorunter- 
suchung nämlich) werde die Ungunst, die auf dem Gerichtsverfahren 
lastet, nicht beseitigt, vielmehr würde das Ansehen der Gerichte noch 
mehr untergraben, als dies bisher geschehen ist. Man müsse daher ver- 
langen, dass der Ankläger die Sammlung der Anschuldigungsbe- 
weise selbst vornehme und dass der Angeschuldigte, von der gegen ihn 
vorliegenden Anschuldigung in Kenntniss gesetzt, Gelegenheit habe, seine 
Gegenbeweise zu sammeln, dass aber zwischen beiden nicht ein noth- 
wendig parteiischer Untersuchungsrichter das undankbare Vermittler- 
amt übernehme . . . ." 

Auch Keller hat in seiner tüchtigen Abhandlung „Die Staats- 
anwaltschaft in Deutschland" (1866) der Beseitigung der gerichtlichen 
Voruntersuchung mit aller Entschiedenheit das Wort gesprochen. Er 
htitte zum ITI. deutschen Juristentage (1862) den Antrag gestellt: „Die 
Erforschung der Verbrechen, die Erhebung des Thatbestandes und aller 
die Beschuldigung oder die Vertheidigung begründenden Umstände ist 
Aufgabe des Staatsanwaltes", hielt denselben damals angesichts des zu 
gewärtigenden Widerspruches der Versammlung nicht aufrecht, ver- 
theidigt ihn aber nachträglich in der oberwähnten Schrift, indem er 
folgende Hauptgründe zu Gunsten desselben geltend machte. 

„Der Zweck der Voruntersuchung", so meint er, „ist lediglich 
Vorbereitung der Anklage und der Hauptverhandlung. 

Dieser Zweck wird am besten erreicht, wenn diese Vorbereitung 
dem Ankläger als demjenigen, der die Anklage zu erheben und durch- 
zuführen hat, überlassen wird; es liege diese Vorbereitung aber keines- 
wegs im Berufe des Richters, der dadurch Hilfsarbeiter des Anklägers 
und des Vertheidigers wird. 

Die Initiative des Strafprocesses gebühre nur dem öffentlichen 
oder Privatankläger. 
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Diese Initiative hat der Staatsanwalt njir dann, wenn ihm die 
ersten Erhebungen obliegen und ihm zu diesem Zwecke die Leitung der 
gerichtlichen Polizei zusteht. Die eigentliche Beweisaufnahme hat wohl 
nur ^or dem Kichter und über Antrag des Anklägers oder Angeschul- 
digten zu geschehen. Aber wegen dieser Beweisaufnahme, welche auch 
jetzt in der Kegel nur einen geringen Theil der Voruntersuchung aus- 
macht, das ganze Vorverfahren dem Untersuchungsrichter zu über- 
lassen, ist unpraktisch imd xunso weniger gerechtfertigt, als die Beweis- 
kraft der eigentlich richterlichen Erhebungen durch die Befreiung des 
Eichters von den gerichtspolizeilichen Amtshandlungen nur gewinnt. 

Durch die Beseitigung der gerichtlichen Voruntersuchung werden 
die der Rechtspflege nicht förderlichen Collisionen zwischen Unter- 
suchungsrichter und Staatsanwalt vermieden. 

Neben dem heutigen Untersuchungsrichter, der Ankläger, Ver- 
theidiger und Richter in einer Person sein soll, ist der Staatsanwalt 
überflüssig und es sei auffällig, „dass der früher so viel ge- 
schmähte deutsche Inquirent jetzt auf einmal als 
ein Cherub göttlicher Gerechtigkeit glorificirt 
wird, der mit gleicher Unparteilichkeit, fast in 
einem Athera, anklagen, vertheidigen und unbefan- 
gen richten könne!" 

Auch bei der Berathung der Entwürfe zu der deutschen Straf- 
processordnung vom 1. Februar 1877 hat man sich der Erörterung der 
Frage, ob nicht die gerichtliche Voruntersuchung zu beseitigen sei, nicht 
zu entziehen vermocht und ist hiebei zu folgenden Ergebnissen gelangt. 

Die Motive zimi ersten Entwürfe besagen (S. 168) : 

„Darüber, o b und wann eine gerichtliche Voruntersuchung noth- 
wendig sei, sind die Meinungen getheilt. 

Es fehlt so wenig an Stimmen, welche die Voruntersuchung aus dem 
heutigen Verfahren gänzlich verbannen wollen, als an solchen, welche 
sie in allen Strafsachen, mit Ausnahme der Uebertretungen, für einen 
nothwendigen Bestandtheil jedes Untersuchungsverfahrens erachten. 

Weder das Eine, noch das Andere hat der Entwurf für annehm- 
bar erachtet. 

Zimächst hat er geglaubt, es nicht bei dem .... vorwiegend ausser- 
gerichtlichen Ermittlungsverfahren bewenden zu lassen, sondern daneben 
die förmliche gerichtliche Voruntersuchung beibehalten zu sollen. 

Zwar scheint der Anklageform des heutigen Verfahrens nichts so 
sehr zu entsprechen, als dass man es lediglich dem Ankläger überlässt, 
die Belastungsbeweise zu sammeln und die Anklage für die Hauptvcr- 
handlung vorzubereiten. 

Auch bietet ein Ermittlungsverfahren, wie es der Entwurf .... 
geregelt hat, dem Staatsanwälte die Möglichkeit, sich jede irgend wün- 
schenswerthe Auskunft nicht allein mit HiKe der Polizei- und anderen 
Sicherheitsbeamten, sondern auch mit Hilfe der Gerichte zu verschaffen. 

Dessen ungeachtet kann die gerichtliche Voruntersuchung nicht 
gänzlich entbehrt werden. 

Wo mit Rücksicht auf die Schwierigkeit und Weitläufigkeit der 
Sache die Staatsanwaltschaft genöthigt sein würde, das Gericht wieder- 
holt mit Anträgen auf Beweiserhebungen anzugehen, da ist es im In- 
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teresse der Einheit des Untersuchungäplanes und der Beschleunigung 
des Verfahrens geboten, von vomeheTein von einem aussergericht liehen 
Ermittlungsverfahren abzusehen und dem Gerichte die Führung der 
Voruntersuchung zu überlassen. 

Wo ferner aus denselben Rücksichten ein sorgfältigeres Eingeben 
auf die Vertheidigung des Beschuldigten schon im Vorverfahren geboten 
erscheint, namentlich dann, wenn derselbe mit einem Vertheidiger noch 
nicht versehen ist, da verdient gleichfalls die gerichtliche Vorunter- 
suchung vor dem aussergerichtlichen Ermittlungsverfahren den Vor- 
zug, da mindestens von dem Beschuldigten nicht erwartet werden kann, 
dass er überall zu der Staatsanwaltschaft das Vertrauen hege, dieselbe 
werde 'seine Kechte in völlig genügender Weise wahrnehmen." 

Die hier citirten Motive des Entwurfes und die sich denselben an- 
schliessenden Bestimmung-en. des Gesetzes haben wiederholten Wider- 
Spruch hervorgerufen ; so erklärt Wahlberg (.»Kritik des Entwurfes", 

S. 62 und (>3): 

»jEs wäre zweckmassiger gewesen, es bei dem tunfassenden ausser- 
gerichtlichen Erniittlimgs verfahren . ; . bewenden zu lassen und die förm- 
liche gerichtliche Voruntersuchung aufzugeben, eine Forderung, welche 
dem heul igen Verfahren mehr entspricht, weil sie es vorwiegend dem An- 
kläger überlässt, die Stoffsammlung und Begründung der Anklage zu be- 
treiben, ' wozu der Entwurf selbst reichliche Gelegenheit bietet 

Dreyer („Bemerkungen zum. Entwürfe", 31) bekämpft insbe- 
sondere die Bestimmung, nach welcher in Schwurgerichtssachen die Vor- 
untersuchung gesetzlich platzzugreif cn hat, darauf verweisend, dass eine 
grosse . Reihe schwurgcrichtlicher Strafsachen so einfacher Natur sei, 
dass eine gerichtliche Voruntersuchung absolut unnöthig erscheint, viel- 
mehr rlazu dienen könne, die Sache zu verschleppen. 

Eingehend und scharf werden weiters die Motive bekämpft von 
M e > c r („Die Mitwirkung der Parteien im Straf processe", S. 15 u. ff.)- 

Derselbe hält es für „eine Selbsttäuschung, wenn in den Motiven 
erklärt wird> dnss die Einheit des Untersuchungsplanes und die Be- 
schleunigung des Verfahrens die richterliche Voruntersuchung noth- 
wendig machen und meint, „dass gerade umgekehrt durch die Vorunter- 
suchung der eigentliche Zweck des Vorverfahrens gefährdet wird und 
dass sowohl mit Rücksicht auf die Anklage, wie mit Rücksicht auf die 
Vertheidigung sich das gewöhnliche Vorverfahren (d. i. das sogenannte 
Scrutinialverfahren) mit gewissen Verbesserungen sich als die rich- 
tigere Form des Strafverfahrens darstelle* 

Zunächst werde das Interesse der Anklage durch die gerichtliche 
Voruntersuchung sehr oft nicht in der richtigen Weise gefördert .... 
Der Richter solle doch vor Allem richten und so wesentlich auch die 
Verfolgung von Verbrechen mit zur Verwirklichung des Strafrechtes 
gehört, so wenig wird es geeignet sein, dass derselbe Beamte, der 
über strittige Punkte hinsichtlich der Verfolgung zu entscheiden hat, 
zugleich diese Verfolgung selbst betreiben soll 

Viel geeigneter zu dieser letzteren Thütigkeit erscheine der Staats- 
anwalt, dessen specifischer Beruf es ist, die Strafverfolgung zu betreiben, 
er in der Regel eine genauere Kenntniss von Personen und Verhält- 



— 107 — 

niesen innehat nnd der nfiturgemäss eine viel eifrigere und lebendigere 
Tbätigkeit bei der Verfolgung entfalten wird, als der Kichter. 

Sehr oft- bestehe die Vöruntersuehtmg in nichts Anderem, als in 
der nochmaligen gerichtlichen Vernehmung derjenigen Personen, deren 
Aussagen mittelbar oder unmittelbar schon in den polizeilichen Vor-- 
acten enthalten sind nnd es stellt sich sotait in diesen Fällen die Vor- 
untersuchung nnr als eine Wiederholung jener Vorermittlungen dar. 

Gehe aber der Untersuchungsrichter über diesen Rahmen heraus 
und suche er in selbständiger Weise das Materiale des Falles zu vervoll-. 
ständigen, so trete statt der in den Motiven gerühmten Einheit der" 
Untersuchung eben die Duplicitat derselben ein u. s. w.** . 

Eine unbefangene Beurtheilung der oben citirten Motive des Ent- 
wurfes lässt erkennen, dass die Verfasser des letzteren es an der nöthigcn 
Klarheit «hd Bestimnithpit in 4er BpurtheilunjjrdexFrftge'feW«Äjies8en^^ 

Es anerkennen die Motive, „dass der Anklageform des heutigen 
Verfahrens nichts so sehr entsprechen könne, als dass man es lediglich 
dem Ankläger überlasse, die Belastungsbeweise zu sammeln; und die 
Motive erkennen weiters an, dass das Ermittlungsverfahren, ,wie es. 
in der deutschen Straf processordnung geregelt ist, dem Staats-' 
a n w,a Ite die Möglichkeit biete, sich jede irgendwün- 
schenswert he A ii s k u n f t z u v e f s c ha f f e n; was bleibt nadx 
so decidirtcn Zugeständnissen übrig> um für die Auf rechthaltung der 
gerichtlichen Voruntersuchung noch mit Erfolg geltend gemacht werden 
zu können ? • 

. Die Motive geben zu, dass die Aiiklage^orm des Strafverfahrens 
die Vorbereitung des Processstoües durch den Ankläger verlange und 
sie geben weiters zu, dass die Lösung dieser Aufgab^ nach den vprhtm-: 
denen gesetzlichen Bestimmungen leicht durchführbar sei; gleichwohl 
bekämpfen sie die Beseitigung der gerichtlichen Voruntersuchung vou^ 
Standpunkte der Einheitlichkeit des . Untersuchungsplanes und im Hin- 
blicke auf ein Interesse der Vertheidigung I 

Diese Argumentation opfert ein wichtiges, als zutreffend aner- 
kanntes Processprincip den Bücksichten auf eine gewisse Opportunität, 
ohne aber für das Vorhandensein des vermeintlichen Interesses irgend 
welchen stichhältigen ^N^achweis liefern zu können. 

Die Einheit des Untersuchungsplanes, dessen Bedeutung übrigens 
vielfach übersehätzt wird, kann doch unmöglich mehr daininter leiden, 
wenn der Staatsanwalt das Gericht! wiederholt um Beweiserhebungen 
angeht, als wenn die Untersuchung, welche früher der Staatsanwalt ge- 
führt, nunmehr zur Gänze auf den Untersuchungsrichter — der der 
Angelegenheit bisher fern gestanden — ül>ertTagen wird. 

Vermeinen aber die Motive, „dass in schwierigen und weitläufigen 
Fällen von vorneherein" auf ein aussergerichtHches Ermittlungsver- 
fahren verzichtet zu werden habe, so übersehen die Verfasser derselben, 
dass es zur Eröffnung der Voruntersuchtmg der Bezeichnung des Be- 
schuldigten und der ihm zur Last gelegten That bedarf, und dass zur 
Ermittlung derselben in den meisten Fällen ein besonderes vorberei- 
tendes, der Voruntersuchung vorangehendes Verfahren gar nicht ent- 
behrt werden kann. 
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Was nun aber die Berufung auf das Interesse der Vertheidigfuog 
betrifft, welches behauptetermassen die gerichtliche Voruntersuchung un- 
erlässlich mache, so werden wir auf diesen, auch in der Doctrin hart- 
näckig festgehaltenen Standpunkt noch zurückzukommen haben; hier 
geniige folgende vorgreifende Bemerkung. 

Könnte das Interesse des Beschuldigten nur durch eine gericht- 
liche Voruntersuchung gewahrt werden, so müsste die gerichtliche Vor- 
untersuchung ausnahmslos eine obligatorische sein, weil es in jedem 
Strafverfahren eines Schutzes des Beschuldigten bedarf; sollte aber der 
'subjective Mangel des Vertrauens seitens des Beschuldigten zum Staats- 
anwälte für die Entscheidung der Frage den Ausschlag geben, dann wäre 
doch früher festzustellen, ob ein solches Vertrauen seitens des Beschul- 
digten zum Untersuchungsrichter sich irgendwie mit Hecht 
voraussetzen lasse! Wir würden, auf eine weitreichende Erfahrung ge- 
stützt, eine solche Annahme nicht bestätigen können. 

Den schärfsten Widerspruch gegen das von der deutschen Straf- 
processordnung noch weiterhin aufrecht erhaltene Institut der gericht- 
lichen Voruntersuchung hat in der jüngsten Zeit der allzufrüh dahin- 
gegangene K r i e s erhoben. 

In seiner bedeutungsvollen Abhandlung „Vorverfahren und Haupt- 
verfahren", Zeitschrift für die gesammte Strafrechtswissenschaft, B. IX, 
lesen wir (S. 75 u. ff.) : 

„Das Institut der Voruntersuchungen ist ganz unklaren und in sich 
widerspruchsvollen Vorstellungen entsprungen und verdankt in erster 
Linie dem so oft vorkommenden Bestreben seine Existenz, alte Ein- 
richtungen beizubehalten, obgleich sie mit anderen neuen, die nun einmal 
getroffen werden müssen, schlechterdings unvereinbar sind. Und dieser 
Umstand erkläre es auch, dass sowohl in den Vorschriften der GJesetze 
selbst, wie in denen der Motive, keine klare Auskunft über das G^esetz 
gegeben wird. Denn worüber man sich selbst nicht klar ist, darüber ver- 
mag man auch anderen keine klare Auseinandersetzung zu geben 

Auf das Entschiedenste verwahrt sich Kries gegen die Annahme, 
dass es der gerichtlichen Voruntersuchung zum Schutze des Beschul- 
digten bedürfe; vielmehr erhebt er gegen das Institut der gerichtlichen 
Voruntersuchung vor Allem den Vorwurf, dass durch dasselbe die In- 
teressen des Beschuldigten auf das Erheblichste beeinträchtigt werden. 
Er sagt: 

„Scheinbar zum Schutze dieser Interessen berufen, wird der Unter- 
suchungsrichter mit innerer Nothwendigkeit die entgegengesetzten Ten- 
denzen verfolgen. Es steckt etwas Unehrliches in dem In- 
stitut. Der ISTame und die staatsrechtliche Stellung, die Verschieden- 
heit von der als Strafverfolgungsbehörde bekannten Staatsanwaltschaft 
muss in dem Beschuldigten den Gedanken hervorrufen, hier mit einem 
Richter zu thim zu haben. Wäre es nicht angemessener, ihm diese 
Täuschung zu ersparen? 

Wenn die Thätigkeit des Untersuchungsrichters mit der des Staats- 
anwaltes gleichartig ist, wenn es sich bei diesem, wie bei jenem, um Er- 
mittlung und Strafverfolgung handelt, so ist nicht einzusehen, weshalb 
der Untersuchungsrichter seine Thätigkeit erst beginnen soll, nachdem 
der Staatsanwalt auf Grund seiner Nachforschungen That und Thäter 
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zu bezeichnen in der Lage ist, weshalb er nicht viehnehr in dem Augen- 
blicke beginnen darf, wo sich herausstellt, dnss ein die gerichtliche Vor- 
untersuchung erheischender Fall vorliegt und endlich, weshalb er for- 
mell auf die in dem staatsanwaltschaftlichon Autrag bezeichnete That 
und Thäter beschränkt ist/^ 

Weiters meint K r i e s, „dass die von dem Gesetze vorgeschriebene 
Succession von Staatsanwalt und Untersuchungsrichter praktisch höchst 
unzuträglich sei, weil damit nothwendig eine Verschleppung ver- 
bunden ist. Denn die Person des Dirigenten der Ermittlimg wechselt, 
der neu eintretende Untersuchungsrichter hat sich erst in die Acten 
einzuarbeiten, er wird vielfach eine Wiederholung einzelner Acte für 
geboten erachten, schon um die Auskunftspersonen selbst zu sehen 
u, 8. w." 



Wenn man sich fragt, wie es gekommen sei, dass die hier citirte 
Beihe festgeschlossener Argumente zu der Aufhebung der gerichtlichen 
Voruntersuchung nicht zu führen vermochte, so muss auf die Beschluss- 
fassimg des III. deutschen Juristentages (1862) verwiesen werden, 
welche in einem, für unsere Frage ungünstigen Sinne erf olgrte, und sich 
bisher als eine Art von dictum tralatitium zu Gunsten der gerichtlichen 
Voruntersuchung erhalten hat. 

Zu der genannten Versammlung stellte Keller den bereits oben 
erwähnten Antrag: Die Erforschung der Verbrechen, die Erhebung des 
Thatbestandes und aller belastenden, wie entlastenden Momente dem 
Staatsanwälte zu überlassen. 

Ueber diesen Antrag ergingen ztmächst die Gutachten von Dom, 
Gressler und Heinze, an welche sich am Juristentage selbst das Referat 
Glaser's anschloss, dessen beide aufgestellten „Sätze^^ in der Ver- 
sammlung zu einer fast einmüthigen Annahme gelangten. 

Diese „Sätze^S von denen Glaser später mit berechtigtem Selbst- 
gefühle sagen konnte, „dass sie die ganze folgende Entwicklung der 
Frage beeinilusst haben" — sein „Handbuch des Strafprocesses", B. I, 
S. 268 — lauten, wie folgt: 

I. Die gerichtliche Voruntersuchung muss beibehalten worden, weil 
nicht dem Staatsanwälte, sondern nur einem unabhängigen richterlichen 
Beamten die Verfügung über die Person des Angeschuldigten, die Auf- 
nahme jener Beweise, welche in der Hauptverhandlung nicht wieder 
vorgeführt werden können, endlich die Herbeischaffung des Vertheidi- 
gimgsmaterials anvertraut werden kann. 

II. Die gerichtliche Voruntersuchung muss aber beschränkti 
werden : 

1. dadurch, dass dem Staatsanwalt die Erhebung der öffentlichen 
Klage vorbehalten wird; 

2. dadurch, dass die Staatsanwaltschaft angewiesen wird, der Er- 
hebung der öffentlichen Anklage gerichtspolizeiliche Vorerhebungen 
vorausgehen zu lassen: 

3. dadurch, dass die gerichtliche Voruntersuchung wegfallen kann, 
wo es sich nicht um Verbrechen schwerster Art handelt und weder der 
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Staatsanwalt, noch der Aiige9chuldigte es verlaugt (Verhandlungen des 
III. deutschen Juris teutages, 8. 349 und 350). 

Die Glaser'schen Sätze enthalten, zusammengefasst, manchen 
Widerspruch und entbehren insbesondere viel zu sehr der erforderlichen 
Klarheit und Bestimmtheit, tun. als unbestrittene Grundlage für die 
Lehre von der Nothwendtgkeit der'gerichtlidien Vdrunterauchung hin- 
genommen werden 2u können. 

Glaser verlangt die Beibehaltung der gerichtlichen Vorunter- 
.suchung, will aber dieselbe zunächst dadurch „beschränk t" wissen, 
dass dem Staatsanwälte die Erhebung der öffentlichen Klage voibe- 
haltesi wird. 

Was will dies besagen ? In welchem Gegensatz stellt die Er- 
hebung der öffentlichen Klage mit der richterlichen Voruntersiichüng'? 
Doch wohl in keinem! Wie vermag also durch eine solche Bestimmung 
die gerichtliche Voruntersuchung „beschränkt" zu werden? 

Eine weitere Beschränkung der von Glaser in dem L Satze als 
unerlässlich hingestellten gerichtlichen Voruntersuchung will derselbe 
dadurch herbeiführen, dass nach seinem Antrage (TI, 2) der Staatsanwalt 
angewiesen werden soll, der Einleitung der gerichtlichen Vorunter- 
suchung jedesmal gerichtspolizeiliche Vorerhebungen vorangehen zu 
lassen. : ; . . r . . ^ 

Ueber den Zweck derselben lässt sich Glaser f olgende rmassen 
vernehmen („Verhandlungen des III. deutschen' Jüristenläges", S. 324 
und 825): ' • 

„Wenn ich mich im Principe für die Beibehaltung der gericht- 
lichen Voruntersuchung ausgesprochen habe, so will ich damit liicht 

gesagt haben, dass in jedem Falle eine solche geführt werden müsse 

Wenn der Staatsanwalt aus den polizeilichen Erhebungen, die an ihn 
gelangen, ,die nöthige Uebersicht * über die Bewoisihittel erlangt hat, 

welche er in der Haupt Verhandlung vorzuführen habeil wird so 

sehe ich nicht ein, warum eine gerichtliche Voruntersuchung geführt 
werden muss." - - . • 

Liegt in dieser. „BesebrÄnkung" der Forderung der gerichtlichen 
Voruntersuchung nicht schon ein theilweises Aufgeben derselben? 

Wir müssen dies behaupten, zumal, wenn 'wir den I. Glaser'schen 
Satz jener . Bestimmung gegenüberstellen, die Glaser in seinem 
IL Satze unter Kr. 3 in Antrag bringt. Nach der letzteren soll die ge- 
richtliche Voruntersuchung zur Gänze entfallen, sobald es sich nicht um 
Verbrechen seil wer st er Art handelt und weder der Staatsanwalt, 
noch der Angeschuldigte sie verlangen. 

Nun ist wohl der- Begriff des „schwersf^n Verbrechens" ein sehr 
unbestimmter und die Zahl der Delicto, welche in diese Kategorie 
fallen, eine sehr grosse; in alP diesen Fällen soll es aber dem -Staats- 
anwalt und dem Angeschuldigten überlassen bleiben, ob die im Sat^ I. 
für unerlässlich erklärte gerichtliche Voruntersuchung auch wirklich 
eingeleitet werde. 

Der innere Widerspruch der Glaser'schen Sätze tritt umso eda- 
tanter hervor, als derselbe in dem Satze I. die L^nerlässlichkeit dier ge- 
richtlichen Voruntersuchung unter Anderem daraus folgert, weil ,;dehi 
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Staatsanwälte die Verfügung über die Person des Beschuldigten nicht 
lanvertraut werden könne**. 

Was unter dieser „Verfügung über die Person des Beschuldigten" 
zu verstehen sei, darüber spricht sich G 1 a s e r (a. a. O. 315) dahin aus, 
dass er den Begriff im „weitesten Sinne" nehme und auch die Ver- 
nehmung des Beschuldigten dazurechne, welche dem Staatsanwälte in 
keinem Falle überlassen werden dürfe. 

Da sich nun aber eine Untersuchung ohne Vernehmung des Be- 
schuldigten nur in den allerseltensten Fällen durchführen lassen wird, 
so durfte Glaser von seinem Standpunkte aus keine so weitgehenden 
Ausnahmen, wie sie in seinen Sätzen ad IL offenbar enthalten sind, 
zulassen. 

Hat er aber Letzteres gleichwohl gethan, so liegt darin der un- 
zweifelhafte Nachweis, dass auch Glaser bedeutende Bedenken gegen 
das Institut der gerichtlichen Voruntersuchiuig hatte, dass dieselben 
aber nicht bis zu jenem Grade gefestet waren, tun ihn zu einer ent- 
schiedenen Stellungnahme in der mehrerwähnten Frage bestimmen 
zu können. 

Aber gerade darum konnte es ihm in einer Versammlung, an der 
Freunde und Feinde der gerichtlichen Vorunteröuchüng theilnahmen, 
an der allgemeinen Zustimmung nicht fehlen. 

Wir wollen nicht von der Macht der Suggestion sprechen, die in 
jeder Versammlung, in welcher „parlamentarische*' Momente zum Ein- 
flüsse gelangen, sich f üUbar macht ; wir beschränken uns auf den Hin- 
weis, dass Anhänger und Gegner der gerichtlichem Voruntersuchung in 
der Auffassung ujid Darstellung G 1 a s e r'a ihre Rechnung fanden und 
darimi ohne Bedenken seinen „Sätzen** zuzustimmen sich beeilten. 

Der Zweifel an die Noth wendigkeit imd Zweckmässigkeit der ge- 
richtlichen Voruntersuchimg bethätigte sich in der Zustimmung zu dem 
Satze, dass dieselbe in manchen Fällen entbehrt werden könne; der 
Glaube an ihre Vortrefflichlceit begnügte sich gegenüber dem Angriffe 
auf das alte Institut nut der Bestimniung, dass in den schweren Fällen, 
l>ezüglich deren die Fixirung vermieden wurde, die gerichtliche Vor- 
imtersuchung ausnahmslos weiter in Wirksamkeit belassen und in den 
übrigen Fällen dann platzgreifen solle, sobald der Staatsanwalt oder 
der Beschuldigte ihre Dm*chführung begehren würde. 

Es war eben der unvermeidliche Sieg des Compromissgedankeus, 
der hier in die Erscheinung trat, und in der fast cinmüthigen Annahme 
der die Gegensätze mit unleugbarem Geschick überbrückenden Thesen 
seine Erfolge feierte. 

Weiters muss bedacht werden, dass die sofortige gänzliche Be- 
seitigung der gerichtlichen Voruntersuchung damals (1802) gegenüber 
der Epoche, in welcher der alte Inquisitionsprocess kamn erst zu Falle 
gebracht war (1848 bis 1850), sich wohl als eine allziurasche Entwick- 
lung dargestellt hatte; man beschied sich daher gerne mit einer blossen 
Annäherung an das Ziel einer voraussichtlichen Ausgestaltung des 
S traf Verfahrens. 

Es fehlte eben an der nöthigen Beherztheit, schon jetzt den 
vollständigen Bruch mit einer ererbten Anschauung von der Aus- 
schliesslichkeit der richterlichen Ingerenz im Criminalprocessc zu voll- 
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ziehen tuid man übersah darum willig die Widersprüche und Halb- 
heiten, welche durch die fast unbesehene Annahme der Glaser'schen 
Sätze den Beschlüssen des Juristentages anhaften mussten. 

Dieses Gepräge der ünentschiedenheit trägt übrigens, wie wir 
zeigen zu können glauben, auch noch die heutige Gesetzgebung, und 
fast mehr noch die Doctrin und die Praxis der Gegenwart. 

Wir haben unserer Anschauung betreffs der Zweckmässigkeit der 
Beseitigung der gerichtlichen Voruntersuchung bereits wiederholt Aus- 
druck gegeben („Die Reformbedürftigkeit der heutigen Untersuchungs- 
haft", S. 107 u. ff. „Die Heformbedürftigkeit der heutigen Vorunter- 
suchung", G.-S., B. 47, S. 436 u. ff.), berufen uns auf die dort enthal- 
tenen Ausführungen und fügen denselben hier nur noch Folgendes 
hinzu. 

Die Nothwendigkeit der gerichtlichen Vorimtersuchung wird der 
Hauptsache nach aus folgenden Gesichtspunkten vertheidigt. 

Zunächst findet die Gründlichkeit der gerichtliehen Vorunter- 
suchung, die Bedächtigkeit, mit der sie, der allgemeinen Anschauung 
nach, vorgenommen und durchgeführt wird, vielfache Anerkennung. 

Man erblickt in einem solchen Vorverfahren die geeigneteste 
Grundlage für die spätere Hauptverhandliug, indem der erkennende 
Richter durch dasselbe über den zur Entscheidung gelangenden Straf- 
fall am verlässlichsten informirt und dadurch in den Stand gesetzt 
werde, die Hauptverhandlung nach einem festen, wohl abgegrenzten 
Plane durchzuführen. 

Die bloss durch den Staatsanwalt und die Sicherheitspolizei ange- 
stellten Erhebungen müssten es — so sagt man — an einer solchen 
gründlichen Vorbereitimg eines Straff alles häufig fohlen lassen; den 
durch die genannten Organe geschehenen Aufzeichnungen könne der 
zur Leitung der Hauptverhandlung berufene Richter nicht jenes Ver- 
trauen schenken, welches eine richterliche Feststellung für sich im vor- 
hinein in Anspruch nehmen dürfe, sie böten daher keine so verlässlicho 
Grundlage für die Durchführung der Hauptverhandlung, wie die Fest- 
stellungen der gerichtliehen Voruntersuchung. 

Weiter könne man nur von dem Richter und nicht etwa von dem 
Staatsanwälte jene Objectivität erwarten, deren es bedarf, um neben 
den belastenden auch den entlastenden Momenten nachzuforschen und 
das Vertheidigungsmaterial zu sammeln. 

Der Staatsanwalt wäre eben der Verfolger des Beschuldigten, 
während der Untersuchungsrichter eine unparteiische Stellung gegen 
denselben einnehme und darum auch für die Feststellung der gegen 
die Schuld zeugenden Momente Sorge tragen werde. 

Endlich behauptet man, dass die Person des Beschuldigten betreffs 
des Verhöres, der Vorführung, der Verhaftung, der Haus- und Persons- 
durchsuchung u. s. w., nur dem Untersuchungsrichter als Richter, 
keineswegs aber dem verfolgenden Staatsanwälte zur Verfügung gestellt 
werden dürfe. 

Die Bedeutung solcher zu Gunsten der gerichtlichen Vorunter- 
suchmig geltend gemachter Argnimente darf nicht unterschätzt werden. 
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Die Möglichkeit eines systematischen Aufbaues der Hauptver- 
handlung auf der breiten Grundlage einer umfassenden gerichtlichen 
Voruntersuchung dürfte zunächst den Praktiker ansprechen. 

Ebenso darf die Geltendmachung eines Schutzbedürfnisses für den 
Beschuldigten im vorhinein auf eine wohlwollende Beurtheilung 
rechnen. 

Die Erinnerung an den älteren Inquisitionsprocess, welcher die 
Rechte des Beschuldigten nicht anerkannte, ist noch zu frisch, als dass 
nicht gerade in diesem Punkte eine besondere Empfindlichkeit sich 
geltend machen sollte, welche eine Parteinahme zu Gunsten der ge- 
richtlichen Voruntersuchung naturgemäss nur fördern kann. 

Widmen wir hier zunächst dem ersten, zu Gunsten der gerichtlichen 
Voruntersuchung geltend gemachten Momente eine kurze Betrachtung. 

Dem Gerichte soll die Sammlung des Processstoffes überantwortet 
bleiben, imi eine verlässliche Grundlage für die Hauptverhandlung, zu 
gewinnen. 

Diese Argumentation scheint uns mehr gegen die Auf recht- 
haltung der Hauptverhandlung, als für die Xothwendigkeit der ge- 
richtlichen Voruntersuchung zu sprechen, denn, wenn verlangt werden 
darf, dass die Sachlage schon im Vorverfahren in ausführlicher Weise 
klargestellt und fixirt werden solle, dann ist es doch gewiss zimi min- 
desten überflüssig, diesem Stadium des Strafverfahrens noch ein 
weiteres nachfolgen zu lassen, durch welches das bereits früher fest- 
gestellte Ergebniss nur bestätigt zu werden vermag. 

Auf diesen Umstand hinweisend, verlangen denn auch — wie wir 
bereits oben gesehen haben — einzelne Processualisten die Be- 
seitigung einer abgesonderten Phase des Erkenntnissverfahrens und es 
scheint uns eine Auseinandersetzung mit ihnen ebenso nothwendig zu 
sein, als mit jenen, welche auf eine sorgfältig durchgeführte gerichtliclie 
Voruntersuchung noch eine Hauptverhandlung folgen lassen wollen. 

Der Irrthum dieser Verfechter eines einzigen, einheitlichen Pro- 
cessstadiums liegt darin, dass sie die principielle Verschiedenheit zwi- 
schen der Stoffsammlung und der Entscheidung über das Process- 
materiale nicht ausreichend würdigen. 

Die Verkennung dieses Unterschiedes, der durch die Sache selbst 
gegeben wird, führt sie dazu, zunächst eine gleiche Methode bezüglich 
der Durchführung des Vorverfahrens und jenes des Hauptverfahrens* 
zu verlangen und in weiterer Consequenz die Verschmelzung der beiden 
Processstadien in Antrag zu bringen. 

Wird nun aber das Verfahren in seiner nothwendigen Gliederung 
in ein Vor- und in ein Hauptverfahren ins Auge gefasst, so soll keines- 
\vegs verkannt werden, dass eine auf einer sorgsam durchgeführten ge- 
richtlichen Voruntersuchung basirende Hauptverhandlung ausser- 
1 i c h ziemlich ansprechend zu verlaufen pflegt und für gewöhnlich nicht 
jene Unebenheiten aufweist, die dann eintreten können, wenn wegen 
Mangels einer umständlichen Vorbereitmig erst im Zuge der Haupt- 
verhandlung nach dem Zusammenhange imd der Bedeutung einzelner 
thatsächlicher Momente des Falles gesucht werden muss. So rückhaltlos 
dies zugestanden werden soll, so unbefangen muss aber auch des Xach- 
theiles gedacht werden, welchen eine derart sorgfältig geführte gericht- 

Ueber einige Reformen des Vorverfahrens im mo lernen Strafproces^e. o 
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liehe Voruntersuchung für den Haupt zweck des Processes im Ge- 
folge haben kann. 

Je gründlicher und aus<führlicher das Vorverfahren durchgeführt 
wird — und hiezu wird der Untersuchungsrichter als Richter fast 
immer geneigt sein — desto natürlicher ist es, dass sich der die Haupt- 
verhandlung leitende Richter aus den bereits im Vorverfahren ge- 
pflogenen Erhebungen über den Straffall informirt, um an die Ent- 
scheidung desselben herantreten zu können. 

Eine weitere natürliche Folge ist es dann, dass er sich schon vor 
der Hauptverhandlung seine Meinung über den Straffall bilden muss, 
die auf die Leitung und Durchführung des Huuptverfahrens nicht olme 
wesentlichen Einfluss zu bleiben vermag. 

Hiedurch kann aber der Beschuldigte ebenso leicht beeinträchtigt 
werden, als die Gesellschaft, die durch die Erhebung der Klage nicht 
allein ihr Straf recht, sondern auch ihre Straf p f 1 i c h t zur Verwirkr 
lichung zu bringen hat. 

Die Hauptverhandlung mag unter Leitung eines aus den Acten der 
gerichtlichen Voruntersuchung sorgsam vorbereiteten Richters einen 
der Form nach correcten, den Ansprüchen einer geordneten Rechtspflege 
auf den ersten Anblick ganz entsprechenden Verlauf nehmen; die Fin- 
dung eines gerechten ürtheils erscheint durch eine derartige Leitung 
der Verhandlimg durchaus nicht verbürgt. 

Vielmehr lehrt die Erfahrung, dass es gerade die sorgsam vorbe- 
reiteten, die „umsichtig" und „erschöpfend" durchgeführten Haupt- 
verhaudlungen sind, in denen wegen der erwähnten Voreingenommen- 
heit richterliche Fehlsprüche häufiger vorzukommen pflegen, als in 
solchen, die einer minutiösen Vorbereitung und voraussehenden Leitung 
entbehren. 

Wir müssen aber dem Systeme, welches die Findung der Wahr- 
heit wegen der grrisscrcn Unbefangenheit des die Verhandlung leitenden 
Richters wahrscheinlicher erscheinen lässt, vor jenem Systeme den Vor- 
zug geben, welches die Streit Verhandlung wohl in gefälligerer Form 
vorführt, dabei aber die wichtigste Voraussetzung für die Verwirk- 
lichung der Gerechtigkeit — die volle Unbefangenheit nicht selten ver- 
missen lässt. 

Dabei kommt aber noch Folgendes zu erwägen. Die Objec- 
tivität des erkennenden Gerichtes wird nicht allein schon dadurch ge- 
fährdet, dass der Leiter der Verhandlung vor dem Reginne derselben 
aus den Acten der Voruntersuchung seine Ueberzeugung sich zu bilden 
pflegt, sondern dass es eben eine „richterliche" Untersuchung ist, 
über deren Ergebnisse das erkennende Gericlit abzusprechen hat. 

Hat eine längere, durch den Richter geführte Voruntersuchung 
stattgefunden, welche nach der Anschauung dieses Richters ein zur Er- 
hebiuig der Anklage zureichendes Beweisergebniss geliefert hat, so wird 
das erkennende Gericht vielfach Bedenken tragen, ein Endurtheil zu 
fällen, welches mit der in der Untersuchung festgehaltenen richterlichen 
Ueberzeugung im Gegensatze steht. 

Dagegen wird das Gericht seine volle Freiheit der Beurtheilung 
sicherlich zu wahren wissen, sobald die Untersuchung von der Anklage- 
behörde durchgeführt wurde. Gegenüber einer solchen unbestreitbaren 
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Thatsache sollte eine Parteinahme für die gerichtliche Vorunter- 
suchung nicht platzgreifen, selbst wenn letztere geeignet erscheint, einer 
wohlgeordneten Hauptrerhandlung zur Grundlage zu dienen. 

Dem äusserlichen Effecte einer sich anschaulieh ent^vi ekelnden und 
zielbewusst durchgeführten Hauptverhandlung sollte kein Opfer auf 
Kost^i einer sonst erreichbaren grösseren Objectivität gebracht werden, 
denn die denkbar gross te Ermöglichimg der Auffindung und Feststellung 
der Wahrheit hat den Selbstzweck des Strafverfahrens zu bilden. 

Da nun aber derselbe gerade durch die gerichtliche Vorunter'- 
suchung gefährdet zu werden vermag, so liegt gewiss kein Anlass vor, 
an der gerichtlichen Voruntersuchung weiterhin festzuhalten. 

Das weitere Bedenken, welches man gegen die Beseitigung der ge- 
richtlichen Voruntersuchung geltend macht, geht dahin, dass man be- 
hauptet: Die durch den Richter geführte Untersuchung verbürge die 
Berücksichtigung der den Beschuldigten entlastenden Momente, während 
eine solche Bedachtnahmc von der parteimässigen, imtersuchendeu 
Thätigkeit des Staatsanwaltes nicht erwartet werden dürfe. 

Man argumentirt: Der Staatsanwalt könne als Verfolger des Be- 
schuldigten kein Interesse an der Entlasttmg desselben haben luid werde 
daher nur auf die Sammlung des Anschuldigungsbeweises sein Augen- 
merk richten; dagegen sei man berechtigt, von einem Kichter, auch bei 
der Führung des vorbereitenden Verfahrens, vorauszusetzen, es werde der- 
selbe jene Unparteilichkeit an den Tag legen, die er bei der Hauptver- 
handlung pflichtgemäss zu prästiren habe. 

Aber auch diese äusserlich ziemlich ansprechende Argumentation 
leidet an folgendem Grundfehler. 

Die Thätigkeit des Richters ist, sobald ihm die Sammlung des Pro- 
cessstoffes zur Aufgabe gestellt wird, eine von der Thätigkeit des Ver- 
handlungsrichters wesentlich verschiedene ; letzterer entscheidet 
über einen ihm vorzulegenden gesammelten ProcessstofP, während der 
Untersuchungsrichter diesen Processstoff eben erst zu suchen, aufzu- 
bringen and zu sichten hat, eine innere Verschiedenheit, die es schon 
an sich ausschliessen muss, einen gleichen Massstab an die Thätigkeit 
beider zu legen. 

Der Untersuchungsrichter trägt eben nur den Namen des Richters, 
hat vielleicht die hierarchische Stellung eines solchen, aber seiner Wirk- 
samkeit nach ist er kein Richter, weil das Suchen und Sammeln des 
ProcessstofFes in einem natürlichen und offenen Gegensatze zur Ent- 
scheidung über eine Strafsache srteht. 

Der Untersuchungsrichter ist als solcher ein Organ der staatlichen 
Verfolgung und soll er dieser ihm gestellten Aufgabe gerecht werden, 
so vermag er nicht gleichzeitig die RoUe des richterlichen Ur- 
theilers zu Gunsten und Ungunsten des Beschuldigten zu übernehmen 
und durchzuführen. 

Thäte er dies, so wäre seine Actionskraft gelähmt und seine Ini- 
tiative, deren es zur Führung einer Untersuchung jederzeit bedarf, we- 
sentlich beschränkt. 

Es darf darum eine Berücksichtigung der den Beschuldigten ent- 
lastenden Momente von ihm nicht mit mehr Grund erwartet werden, als 

8* 
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dies gemeinhin gegenüber dem Staatsanwälte und gegenüber der Sicher- 
Leitsbehörde geschieht. 

Wir gehen aber noch weiter — wir halten den Untersuchungsrichter 
sogar für minder geneigt, den gegen die Schuld des Verfolgten 
sprechenden Momenten nachzugehen, als den Staatsanwalt. 

Letzterer ist nicht bloss Verfolger, wie es auch der Untersuchungs- 
richter nach der ihm zugewiesenen Stellung sein muss, sondern zu- 
gleich auch der künftige Ankläger ; und mag man auch annehmen 
wollen, dass er der Person des Beschuldigten nicht wohl- 
wollender gegenüberstehe, als der Untersuchungsrichter; das Schicksal 
der künftigen Anklage, welches er nicht aus dem Auge verlieren darf, 
zwingt ihn zu einer intensiveren Prüfung der Verdachtsgründe, 
um daraus die Wahrscheinlichkeit des Erfolges bemessen zu können. 

Diese Sorge um den endlichen Ausgang der Strafsache, deren sich 
der Untersuchungsrichter leicht zu entschlageu vermag, während sie den 
Staatsanwalt unausgesetzt beschäftigt, macht Letzeren aus psycholo- 
gischen Gründen dem Zweifel an die Schuld zugänglicher, als Ersteren, 
was eben zur Folge haben muss, dass er eher geneigt sein wird, den ent- 
lastenden Momenten Beachtung zu schenken, als selbst der Unter- 
suchungsrichter. 

Zu dieser Geneigtheit trägt noch ein weiterer, bisher vielfach un- 
beachtet gebliebener Umstand bei. 

Auch dort, wo die Erhebung der Anklage nicht in die Hände des 
Staatsanwaltes gelegt ist, wie beispielsweibe in Deutschland, erscheint 
der Staatsanwalt berufen, in den Anfangsstadien des Verfahrens 
— in Deutschland also im Zuge der Vorbereitung der öffentlichen 
Klage, in Oesterreich im Stadium der Vorerhebungen u. s. w. — darüber 
zu entscheiden, ob die Verfolgung gegen eine bestimmte Person 
wegen eines bestimmten Delictes einzuleiten sei, oder ob diese Ver- 
folgung zu unterbleiben habe. 

Um hierüber, wie über den Antrag auf Einstellung einer bereits 
eingeleiteten Verfolgung schlüssig zu werden, ist der Staatsanwalt ge- 
nöthigt, sich über den Umfang und die Intensität der dem auf gekonune- 
nen Verdachte entgegenstehenden entlastenden Momente stets auf dem 
Laufenden zu erhalten wid ihr Gewicht vielfach jenem der belastenden 
Momente gegenüberzustellen. 

Diese Stellung und Wirksamkeit im Strafverfahren, welche dem 
Staatsanwälte und nicht dem Untersuchungsrichter zukommen, sichern 
die Bedachtnahme des Ersteren auf die entlastenden Momente tmd es 
ist darum keineswegs zu befürchten, dass er dieselben übersehen oder 
gar in pflichtwidriger Weise imterdrücken könnte. 

Eine solche Besorgniss ist insbesonders dort ausgeschlossen, 
wo dem Staatsanwälte die volle Disposition über die Verfolgfung und 
über die Erhebung der Anklage eingeräumt ist. So wird auch die schein- 
bar auffallende Thatsache erklärlich, dass dort, wo der Untersuchimgs- 
richter neben dem Staatsanwälte thätig ist, der Rücktritt des Letzteren 
von der Verfolgung gar oft die Billigung des Untersuchungsrichters 
n i c h t zu finden pflegt, während Verfolgungsanträge des Staatsanwaltes 
zumeist keinem Widerspruche des Untersuchiuigsrichters begegnen. 
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Diese Erscheinung ist in der Praxis wiederholt beobachtet worden, 
so dass von einer Gefährdung der Interessen des Beschuldigten, welche 
mit der Erhöhung der Wirksamkeit des Staatsanwaltes im nothwendigen 
inneren Zusammenhange stehen würde, wohl ernstlich nicht die Rede 
sein kann. 

Zu dem Irrthum, dass im Zuge des vorbereitenden Verfahrens nur 
die gerichtliche Voruntersuchung das Gleichgewicht zwischen 
Verfolgung und Vertheidigung herzustellen vermag, hat übrigens, wie 
wir glauben, eine verfehlte Anschauung des englischen Rechtes nicht 
unwesentlich beigetragen. 

Man hält sich an die ParÖmie jenes Rechtes, welche lautet: „The 
judge is the counsel of the prisoner", und vermeint, dass die Thätigkeit 
des Richters in der englischen Voruntersuchung dem Angeschuldigten 
den ihm nothwendigen Schutz zu leisten habe. 

Aber so wörtlich darf der citirte Satz nicht genommen werden und 
am allerwenigsten dürften aus demselben sich Folgerungen für das Vor- 
verfahren am Continente ziehen lassen. 

Der Richter der englischen Voruntersuchung hat nicht den Ver- 
folgten zu vertheidigen, er steht nur zwischen dem Verfolger und dem 
Beschuldigten, um darüber zu wachen, dass die AngrifFsthätigkeit des 
Ersteren nicht die gesetzlichen Schranken überschreite. 

Mit diesem Richter der englischen Voruntersuchung darf der U n- 
tersuchungsrichter des Continentes unter keinerlei Umständen 
auf eine Stufe gestellt werden. 

Letzterer ist ein Untersuchungsorgan und ein Organ der 
Verfolgung, während der Richter der englischen Voruntersuchung keine 
untersuchende Thätigkeit vorzunehmen hat. 

Ganz mit Unrecht spricht man daher auch von einer in England 
geführten gerichtlichen Voruntersuchung, nach deren vermeint- 
lichem Vorbilde in Frankreich und in anderen Ländern die Vorunter- 
suchung nicht nur aufrecht erhalten, sondern, wie wir gesehen haben, 
in contradictorischer Form ausgestaltet werden soll. 

Die Untersuchung führt in England der Ankläger und dies in 
parteimässiger Form, ohne dass der Richter sich an derselben der Regel 
nach activ betheiligen würde. 

So erklärt der bewährte Kenner des englischen Strafprocesses 
Mittermaier („Das englische, schottische und nordamerikanische 
Strafverfahren", S. 88 u. fF.) : 

„Die Bedeutung des Anklageprocesses in der Voruntersuchung 
zeigt sich vorzüglich in der lebhaften Thätigkeit 
des Anklägers in Bezug auf die Aufsuchung der Be- 
weise der Anschuldigun g." 

„ Man geht in England davon aus, dass der Ankläger ebenso 

das grösste Interesse hat, die besten Beweismittel aufzusuchen, als er die 
beste Gelegenheit kennt, sich die Beweise zu verschaffen." 

Mittermaier schildert sodann, wie über die Anzeige des Beschä- 
digten die Polizei die ersten Angriffe vornimmt, die 
Zeugen verhört, den Verdächtigen in das Polizeigefangenhaus bringt, 
ihn dort durchsuchen lässt und ihn, wenn Verdacht sich zeigt, dort 
in Verwahrung (custody) belässt. 
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,J)ie Stellung des englischeii „M agistrate^' sei 
d a r u m**, so fährt Mittermaier fort, ,,eine andere, als die des 
deutschen oder französischen üntersuchungsbe- 
a m t e n. 

Der englische „Magistrate" ist überall — auch in der Vorunter- 
suchung — als Richter thätig, welcher unparteiisch die Verhand- 
lungen „für" und „wider" anhört imd dann seine Verfügungen trifft. 
Kann eine solche richterliche Verfügung: sofortige Freilassung 
des Angeschuldigten (und Einstellung des Verfahrens), eine summarische 
Bestrafung desselben oder eine Verweisung an das Oriminalgericht nicht 
schon in der ersten Sitzung beschlossen werden, so entscheidet „in 
Bezug auf die weitere Sammlung und Benützung der Beweise in der 
Voruntersuchung wieder der Grundsatz, dass nicht der Richter die 
zu benützenden Zeugen vorladet, sondern dass der Ankläger und der 
Angeschuldigte selbst die Beweise, deren Benützung sie wünschen, in 
die Sitzung laden lassen". 

Nach dem hier Gesagten darf die englische Voruntersuchung wohl 
Iceineswegs als eine gerichtliche Vonmtersuchung angesehen 
werden, sie ist vielmehr nur eine Untersuchung des anklagenden Or- 
ganes, nur dass es in England zumeist an einem, der französischen 
Staatsanwaltschaft analogen Institute gebricht. 

Der Beweis für die Nothwendigkeit oder auch nur für die Er- 
spriesslichkeif der gerichtlichen Voruntersuchung kann darum 
durch den Hinweis auf das englische Strafverfahren gewiss nicht er- 
bracht werden, vielmehr wird durch dasselbe bestätigt, dass im Straf- 
verföhren die Beweise durch die Parteien des Processes vorgeführt 
zu werden haben. 

Es kann darum in der Sammlung des Processmaterials durch den 
Untersuchungsrichter eine besondere Fürsorge zu Gunsten des Beschul- 
digten nicht erblickt werden, weshalb sich die Auf rechthaltung der ge* 
richtlichen Voruntersuchung aus Rücksichten für das Interesse des Be- 
schuldigten wohl keineswegs begründen lässt. 

Das Hauptgewicht legen die Vertheidiger der gerichtlichen Vor- 
untersuchung auf den durch dieselbe dem Beschuldigten zu gewährenden 
Schutz gegen den Missbrauch von Zwangsmassregeln^ wie der Verhaf- 
tung, der Persons- und Hausdurchsuchung, der Beschlagnahme u. s. w. 
Sie verweisen auf Folgendes: 

Die hier erwähnten Massnahmen gegen den Beschuldigten könnten 
im Vorverfahren des öfteren nicht entbehrt werden; hier bedürfe es 
eines richterlichen Schutzes für den Beschuldigten und dieser 
könne nur durch die gerichtliche Voruntersuchung geboten 
werden. 

Wir meinen dagegen: Aus der Nothwendigkeit eines angemessenen 
Schutzes des Beschuldigten gegen den Missbrauch der erwähnten 
Zwangsmassregel folgt durchaus nicht, dass die Unter- 
suchung selbst in die Hand des Richters ge- 
legt werden müsse. Vielmehr sind wir der Anschauung, 
dass der angestrebte Zweck, dem Beschuldigten einen ausrei- 
chenden Schutz gegen die erwähnten Zwangsmassregeln zu gewähren, 
gar nicht verwirklicht zu werden vermag, sobald das Organ, welches 
diesen Schutz gewähren soll, auch zugleich zur Sammlung des Process- 
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materials berufen erscheint, sobald dasselbe unter dem nicht abzu- 
weisenden Einflüsse der untersuchenden und verfolgenden Thätigkeit 
seine EntSchliessungen zu fassen und seine Entscheidungen zu fällen 
hat. Auch in diesem Punkte hat, wie wir glauben, eine verfehlte Nach- 
ahmung des englischen Rechtes zu einem Standpunkte geführt, der, 
wenn eine zielbewuaste Reform des Strafverfahren angebahnt werden 
soll, weiterhin nicht mehr festgehalten werden darf. 

Weil in dem Vorverfahren des englischen Processes der Richter 
dem Verfolgten den demselben gebührenden Schutz gegen den Miss- 
brauch der Verhaftungsbefugniss, des Hausdurchsfichungsrechtes etc. 
zu gewähren hat, so nahm man eine „richterliche" Thätigkeit auch für 
das reformirte Vorverfahren des Conlinentes in Anspruch, ohne aber 
dieses Vorverfahren nach dem Vorbilde der englischen Voruntersuchung 
gestaltet zu haben. 

Man vermeinte, für den Beschuldigten dadurch Sorge zu tragen, 
dass man in den Fällen, in denen es einer Zwangsmassregel bedarf, den 
Untersuchungsrichter zur Führung der Untersuchung berief, und — der 
Regel nach — nur ihm die Befugniss zur Erlassung und zum Vollzuge 
jener Zwang^massregel verlieh. 

Hiebei übersah man aber, wie wesentlich sich die Stellung ded 
Untersuchungsrichters des modernen continentalen Strafprocesses von 
der Stellung des Richters im englischen Vorverfahren unterscheidet; 
dass nämlich der englische Richter sich an der V^folgung und Unter- 
suchung selbst fast gar nicht betheiligt, während der Untersuchungs- 
richter des modernen Strafverfahrens in der Phase der gerichtlichen 
Voruntersuchung ausschliesslich, und ausserhalb dieser Process- 
phase in Concurrenz mit anderen Processorganen, mit der Verfolgung 
und Untersuchung betraut erscheint; man übersah, dass der Unter- 
suchungsrichter durch diese Functionen seine Eignung als Beschützer 
des Beschuldigten vielfach einbüssen müsse, dass er also auch nach 
dieser Richtung dem Richter der englisdien Voruntersuchimg keines- 
wegs an die Seite gestellt werden dürfe. 

So erlässt Letzterer den Haiftbefehl gegen den Verdächtigen der 
Regel nach nur über besonderes Anlangen des Verfolgers, welcher die 
Stichhältigkeit der von ihm erhobenen Beschuldigung nachzuweisen ver- 
pflichtet ist,*) eine Prooedur, welche von dem Verfahren im modernen 
continentalen Strafprocesse sich bedeutend unterscheidet. 

*) Vincke, Die innere Verwaltung Grossbritanniens, S. 38 u. ff. „Der 
Friedensrichter verfährt . . . anf bei ihm geschehener Anzeige, . . indem er diese 
«r(^rtert, den Umstanden nach beschwören lässt und dann Denjenigen, welchen 
sie angeht, . . . durch einen Verhaftsbefehl (Warrent to appear) vor sich 
f (Ihren lässt. „Stephen-M&hry, Handbuch des englischen Strafverfahrens, S. 393. 
„Ein Friedensrichter kann einen Verhaftsbefehl gegen Jemand erlassen, welcher 
einer Pelony angeschuldet ist, obwohl eine förmliche Anklage noch nicht 
gegen ihn gerichtet ¥nDirde; ebenso gegen Jemanden, welcher einer Felony ver- 
dächtig ist, wenn Derjenige, welcher den Verhaftsbefehl erbittet, einen 
wahrscheinlichen Grund zum Verdachte nachweist. In beiden Fällen muss der 
um den Verhaftsbefehl Nachsuchende eidlich über die Thatsachen an- 
gehört werden." Mittermaier. Das englische Strafverfahren, S. 163. „Darüber, 
ob ein Beschuldigter einfach vorgeladen oder verhaftet werden soll, bestimmen 
die Gesetze nichts. Nothwendig ist nur, dass entweder der Richter selbst sah. 
dass Jemand einen Verrath, Felony, . . verübte, oder Jemand vor dem Richter 
eidlich bezeugt, dass der, dessen Vorhaftung nachgesucht wird, ein 
Vergehen verübte oder dass gegen ihn grosse Wahrscheinlichkeit vorhanden ist.." 
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Plier erlässt der Untersuchungsrichter den Haftbefehl nicht über 
Anlangen einea Verfolgers, sondern formell aus eigenemAn- 
triebe, inseinerEigenschaftalsverfolgendesOrgan; 
von einer richterlichen Thätigkeit, die erst über Betreiben einer klagen- 
den Partei gegen den Beschuldigten hervorgerufen werden würde, ist 
hier nichts zu erkennen und so kann wohl nur äusserlich, dem blossen 
Namen nach, keineswegs aber im Wesen der Sache von der Ausübung 
eines richterlichen Haftbefugnisses hier die Rede sein. 

Wir haben über diesen Punkt unsere Meinung bereits decidirt aus- 
gesprochen, indem wir in unserer Abhandlung: „lieber die Reformbe- 
dürftigkeit der Untersuchungshaft", S. 161, bemerkten: 

„In dem Haftbefehle des Untersuchimsrichters von heute ist nur 
äusserst wenig von jenem richterlichen Momente zu entdecken, welches 
wir (bei unserem Antrage, die Verhaftungsbefugniss dem Staatsanwälte 
einzuräimien) aufgeopfert wissen wollen, denn der Untersuchungsrichter 
repräsentirt keinen unbefangenen Richter für die Frage der Unter- 
suchungshaft. Ihn hindert zwar Charakter und Stellung vielfach daran, 
in der Untersuchung Bedeutendes oder auch nur das I^oth wendige zu 
leisten, aber darum ist er noch lange nicht Richter genug, um in den 
von ihm verfügten Haftbefehle jenes Mass von Garantien erblicken zu 
lassen, das bloss um des geänderten Namens willen in dem Acte der 
Staatsanwaltschaft um jeden Preis vermisst werden will. 

Der mit der Voruntersuchung oder mit den Vorerhebungen bef asste 
Untersuchungsrichter, der den Haftbefehl erlässt, die Vorführung des 
Angeschuldigten (oder die Haus- oder Personsdurchsuchung) gegen 
denselben anordnet, verfügt er dann dies im Grunde einer wahr- 
haft richterlichen Cognition? Mit Nichten ; das c o n t e n- 
t i ö s e Moment, welches einen wahrhaft richterlichen Spruch zur Vor- 
aussetzung hat . . . geht hier zur Gänze verloren, der Untersuchungs- 
richter geht nur „mit sich selbst" darüber zu Rathe, ob er die Verhaftung 
beschliessen und vollziehen solle und steht somit nach dieser Richtung 
auf keinem anderen Standpunkte, als die Sicherheits- 
behörde oder die Staatsanwailtschaft. 

Nach unserem Dafürhalten steht der Untersuchungsrichter dem 
Beschuldigten als Venfolger gegenüber und ilun die Wahrung der In- 
teressen desselben zuzumuthen, da, wo dieselben mit jenen der Ver- 
folgung coUidiren müssen, heisst nahezu Unmögliches verlangen. 

Der „Richter" geht zu allermeist (wenn man den Untersuchungs- 
richter vor Augen hat) im „Untersuchenden" auf und unser heutiger 
richterliche Haftbefehl (des Continentes) trägt, wir wiederholen es, nur 
die äusseren Wahrzeichen einer richterlichen Entschliessung, ohne es 
jedoch in Wirklichkeit zu 'sein. Wir geben einer Procedur, gemäss deren 
der Staatsanwalt die Haft zu beschliessen und mittels der ihm organisch 
unterstehenden Sicherheitsbehörde zu vollziehen, sodann aber diese Ver- 
haftung einer unbefangenen richterlichen Cognition zu unterwerfen 
hat . . . den entschiedenen Vorzug. 

Sobald der Staatsanwalt in förmlicher Parteistellung die Verhaf- 
tung des von ihm Verfolgten \inter eigener Verantwortlichkeit zu be- 
schliessen imd zu vollziehen hat, sobald er weiss, dass über die Recht- 
mässigkeit des Actes nach durchgeführtem contentiösen Verfahren, eine 
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wahrhafte richterliche Entscheidung ergehen wird, welche die Verhän- 
gung der Untersuchtingshaft entweder gutzuheissen hat, oder für den 
Verfolgten, unter gleichzeitiger Wahrung seiner Hechte entscheidet, 
dann ist für den Verfolgten in ausreichender Weise gesorgt . . . ." 

Unser geltendes Processrecht bietet dem Beschuldigten auch nicht 
entfernt den hier angedeuteten Schutz. Hiezu kommt aber noch weiter 
Folgendes : 

Die verfehlte Grundanschauung, dass zur Verhängung der Unter- 
suchungshaft der Kegel nach nur der Untersuchungsrichter berufen 
sein könne, hat einen Zusammenhang zwischen gerichtlicher Unter- 
suchung und Haftverhängniug geschaffen, der der Entwicklung eines 
rationellen Strafverfahrens höchst abträglich ist. 

Man vermeinte ztmächst überall da, wo es einer Haft verhängung und 
insbesondere einer länger andauernden Freiheitsbschränkung des Be- 
schuldigten bedarf, die gerichtliche Voruntersuchung in Anwen- 
dung bringen zu müssen, wodurch sich die Fälle der letzteren in ganz 
unnöthiger Weise vermehren. 

Und doch ist ein innerer Grund für diese Vermehrung der 
richterlichen Untersuchungen gewiss nicht vorhanden. 

Hat die Untersuchungshaft — worauf wir noch später hinweisen 
werden, nur dem Zwecke zu dienen, dass sie die Anwesenheit des Be- 
schuldigten bis zur Beendigung des Strafverfahrens gegen denselben 
sicherstelle, so ist nicht einzusehen, warum gegen den verhafteten Be- 
schuldigten nur die gerichtliche Untersuchung, gegen den auf freiem 
Fusse Befindlichen dagegen auch die polizeiliche imd staatsanwaltschaft- 
liche Ermittlung platzgreifen dürfe. 

Der Beschuldigte benöthigt, wie wir zugeben wollen, gegen die 
Ausübimg der Verhaftungsgewalt eines richterlichen Schutzes — der 
ihm in weit wirksamerer Weise, als dies durch den Untersuchungs- 
richter geschehen kann, gewährt werden soU — aber hiezu bedarf es 
durchaus nicht einer richterlichen Untersuchung des Straffalles, da ja 
die Frage, o b jemand eine gewisse Straf that begangen, mit der Frage, 
ob er sich dem Strafverfahren entziehen dürfte, gewiss in keinem noth- 
wendigen Zusammenhange steht. 

Es hätte darum ein nach Thunlichkeit ganz abgesondertes, selb- 
ständiges, von der Untersuchung des Straffalles vollkommen unabhän- 
giges Zwischenverfahren bezüglich der Frage der Haft stattzufinden, 
während die geltenden Processordnungen, noch mehr aber die Praxis, 
diese beiden Processproceduren in unzulässiger Weise mit einander in 
Verbindung bringen. 

Koch weit verhängnissvoller ist aber die Anschauung, dass die 
Haftverhängung dem Untersuchungsrichter zukomme für die Entwick- 
Ixmg der Untersuchimgshaft selbst geworden. Nie wäre die Untersu- 
chungshaft zu einer solchen umfassenden Wirksamkeit in dem Straf- 
processe gelangt, wenn man stets nur die Partei zur Sammlimg des Pro- 
cessmaterials berufen haben würde. 

Die verderbliche Collusionshaft — die ,JPartie honteuse'* des Straf- 
verfahrens — wie sie in derber, aber bezeichnender Weise genannt zu 
werden pflegt, die Untersuchungshaft bei Betretung auf frischer That, 
die Untersuchungshaft zur Vermeidung der Wiederholung eines Ver- 
brechens — nie würde man diese Haftmittel zur Verfügung des Staats- 
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anwaltes oder der Polizeibehörde gestellt haben, während man sie un- 
bedenklich als rechtliche Grundlagen für die von dem Untersuchungs- 
richter auszuübende Processgewalt anerkannte. 

Unter der Flagge der gerichtlichen Untersuchung wurde diese 
Processcontrabande in das continentale Strafverfahren geschmuggelt 
und einmal da zur Wirksamkeit gelangt, hat sie das rechtliche 
Verfahren in der bedenklichsten Weise überwuchert imd die sachgemäese 
rationelle Entwicklung desselben auf lange Zeit zurückgeworfen. 

Dem Richter als untersuchendem Organe glaubt man es wohl ver- 
statten zu dürfen, dass er zur Förderung des Untersuchungszweckes im 
Interesse der Wahrheitserforschung und behufs energischer Handhabung 
der Verfolgung eine Beschränkung der persönlichen Freiheit des Be- 
schuldigten aus mancherlei „Oründen" vornehmen dürfe, aber dabei 
übersah man, dass der mit der Führung einer Straf Untersuchung be- 
traute Richter eben aufhöre, ein wahrhafter Richter zu sein, vielmehr 
als Organ der Verfolgung die ihm eingeräumte Befugniss zu rein in- 
quisitorischen Zwecken ausnützen könne. 

Auch konnte diese ausgedehnte, ex variis causarum figuris con- 
struirte üaftbefugniss nicht auf die Handhabung durch den Untersu- 
chungsrichter beschränkt bleiben, sondern sie musste für den Fall einer 
wirklichen oder auch nur vermeintlichen Gefahr am Verzuge der Sicher- 
heitsbehörde als „provisorische Massregel" zur Verfügung gestellt 
werden. 

Dies hat nun aber wieder zur Folge, dass, wenn einmal das Ver- 
fahren mit einer derartigen polizeilichen „provisorischen" Ver- 
wahrung beginnt, dieselbe bei Einleitung der gerichtlichen Vorunter- 
suchung ohne viel Bedenken in die sogenannte ordentliche Untersu- 
chungshaft umgewandelt zu werden pflegt, weil der Untersuchungs- 
richter auf die weitere Handhabung einer vor Eintritt seiner Wirksam- 
keit bereits in Scene gesetzten Processmassregel, nicht leicht verzichten 
zu sollen vermeint. 

So hängt die ganz ungebührliche Ausdehnung der Haft im mo- 
dernen Strafverfahren nicht zum geringsten Theile mit der Aufrecht- 
haltung der gerichtlichen Voruntersuchung zusanunen und es kann erst 
nach Beseitigung der letzteren eine ernste zielbewusste Reform der 
Untersuchungshaft in sichere Aussicht genommen werden. 

Wir bezweifeln endlich, ob man berechtigt sei, die Unter- 
suchung gegen einen Beschuldigten durch den Richter führen zu lassen, 
weil eine richterliche Untersuchung, als solche, einen bleibenden 
Makel für den Beschuldigten begründet, der auch durch eine später er- 
folgte Freisprechung von der Anklage nicht vollkommen beseitigt zu 
werden vermag. 

Der Verfolgte hat, wie wir glauben, ein Recht darauf, nur von dem 
Staatsanwälte als einer Processpartei und nicht von dem Richter als 
Beschuldigter behandelt zu werden. Insolange ihm nur der Staatsan- 
walt als Partei gegenübersteht und das Processmaterial sammelt, wird 
man geneigt sein, seine Schuld als eine zweifelhafte zu erklären und dem 
Kampfe zwischen ihm und dem Vertreter der Staatsbehörde theilnahms- 
voU oder doch ohne Voreingenommenheit zuzusehen; die Sache ändert 
sich bedeutend zu Ungimsten des Verfolgten, sobald es der Richter ist, 
der die Sammlung des Processmaterials betreibt, und durch diese Thätig- 
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keit, bei welcher die volle Objectivität nicht gewahrt zu werden vermag, 
dem Beschuldigten gegenübertritt. 

Die Volksmeinung ist nur zu leicht geneigt, eine derartige „richter- 
liche" Untersuchung als einen bereits erbrachten, erheblichen Schuld- 
beweis anzusehen und ihr Yerhältniss zu dem Beschuldigten darnach zu 
bestimmen, ohne dass, wie bereits erwähnt wurde, der schliessliche Aus- 
gang des Strafprocesses dem Verfolgten eine Remedur zu bieten ver- 
möchte. 

Der letzte Grund, der, so weit wir es übersehen können, zu Gunsten 
der gerichtlichen Voruntersuchung geltend gemacht wird, ist der, dass 
man derselben bei verwickelten Straff allen benöthigt, um eine 
üebersicht über das Gesehene zu erlangen und den Zusammenhang der 
entocheidenden Thatsaehen festzustellen. 

Es erscheint plausibel, zu einer solchen Thätigkeit den Untersu- 
chungsrichter um seines bedächtigen Vorgehens willen heranzuziehen und 
von ihm die Lösung einer Aufgabe zu erwarten, die man der Sicher- 
heitsbehörde und dem Staatsanwälte nicht zutrauen zu dürfen ver- 
meint. Aber auch die Widerlegung dieses Grundes einer überkommenen 
Parteinahme für die gerichtliche Voruntersuchung, scheint uns nicht 
alku schwierig zu sein. 

Wäre dieser Grund richtig und durchschlagend, so könnte die ge- 
richtliche Voruntersuchung nicht dann gesetzlich ausgeschlossen sein, 
wenn es sich um Fälle geringerer Strafwürdigkeit, tmi die Ueb er tre- 
tungen handelt (deutsche Strafprocessordnung, § 176, letzter Absatz, 
österreichische Strafprocessordnung, § 451). 

Niemand, der die Praxis kennt, wird in Abrede stellen wollen, dass 
es Fälle von Uebertretungen gibt, die äusserst verwickelter Natur sind 
und doch darf hier eine gerichtliche Voruntersuchung gesetzlich 
nicht platzgreifen. 

Ein Bedürfniss, dass in solchen Fällen eine gerichtliche Vorunter- 
suchung zur Elärung der Sachlage stattfinde oder etwa ausnahmsweise 
gestattet werden sollte, hat sich auch nie geltend gemacht, warum will 
also dieselbe für unentbehrlich angesehen werden, sobald es sich um 
verwickelte Straf fälle von grösserer Strafwürdigkeit handelt? 

Es scheint uns, als ob bloss Hücksicfaten auf die Bequemlichkeit, 
auf den Mangel geeigneter Hilfskräfte etc., den Staatsanwalt in solchen 
Fällen zu bestimmen pflegen, eine gerichtliche Voruntersuchung in An- 
trag zu bringen, um die vielleicht mühsame Arbeit auf diesem überaus 
einfachen Wege auf eine andere Staatsbehörde zu überwälzen. 

Nun ist es ab^r gewiss nicht angängig, aus derartigen Opportuni- 
tätsrücksichten, die ihre Bedeutung für den Mechanismus einzelner 
staatlicher Organe haben mögen, einen Grund für die Aufrechthaltung 
der gerichtlichen Voruntersuchung construiren zu wollen. 

So m.Ü88en wir denn, das Gesagte zusammenfassend, für die voll- 
ständige Beseitigung der gerichtlichen Voruntersuchung eintreten, sie 
steht im Widerspruche zu der bereits so vielfach sanctionirten An- 
klageform des Strafverfahrens, sie ist für die Zwecke desselben vollkom- 
men entbehrlich und steht auch der weiteren rationellen Entwicklung 
des modernen Strafprocesses hindernd im Wege • 
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Unser Vorschlag auf Beseitigung der gerichtlichen Vorunter- 
snehung sollte übrigens umsomehr auf Berücksichtigung Anspruch er- 
heben dürfen, als die Praxis, dem natürlichen Bedürfnisse Kechnung 
tragend, in wichtigen und grossen Processgebieten bereits in die von 
uns oben angedeuteten Bahnen einzulenken beginnt und die Wirksam- 
keit der gerichtlichen Vorimtersuchung immer mehr einzuengen sucht. 

£s dürfte nicht ohne Interesse sein, sich einzelne derartige Er- 
scheinungen vor Augen zu führen. 

So ruht beispielsweise in Oesterreich das Schwergewicht des vor- 
bereitenden Verfahrens heute vielfach in der seitens der Staatsanwalt- 
schaft imd der Sicherheitsbehörden entwickelten Thätigkeit; und der 
gerichtlichen Voruntersuchung fällt in gar vielen Fällen nur mehr die 
Aufgabe zu, die Ergebnisse jener Thätigkeit in minder wesentlichen 
Punkten zu ergänzen; oder aber ein schon gesammeltes Processmaterial 
nur zu überprüfen, um es für eine spätere nochmalige Benützung in der 
Hauptverhandlung vorzubereiten. 

Wir haben diesfalls in unserer Abhandlung „Ueber die Keform- 
bedürftigkeit der heutigen Voruntersuchung nach österreichischem 
Rechte" -— Ger.-Saal, XLVII, S. 452 u. ff. — einzelne Fälle aus der 
Zeit der früheren Wirksamkeit des geltenden österreichischen Straf- 
processgeeetzes angeführt, in welchen bei dem denkbar einfachsten That- 
bestande des Delictes folgendermassen vorgegangen wurde. 

Zunächst wurden der Beschuldigte imd die Zeugen von der Sicher- 
heitsbehörde (Gendarmerie) in der eingehendsten Weise rerhörj;, worauf 
die Einvernehmung derselben Personen ebenso ausführlich von dem 
Gerichte der untersten Ordnung — dem Bezirksgerichte — erfolgte. 

Nun erst stellte der Staatsanwalt den Antrag auf Einleitung der 
gerichtlichen Voruntersuchung und der in Action tretende Untersu- 
chungsrichter vernahm die bereits zweimal über denselben Gegen- 
stand verhörten Personen zum dritten Male, worauf dieselben bei 
der Hauptverhandlung zum vierten Male ihre Aussagen abzugeben 
hatten. Um derlei geradezu unerträglichen Uebelständen zu steuern^ 
erging seitens der österreichischen Justizverwaltung in der jüngsten 
Zeit — am 12. December 1900 — die Verordnung, nach welcher „richter- 
liche Beweisaufnahmen unterlassen werden sollen, wenn eine behördliche 
Anzeige oder wenn vorausgegangene behördliche (nicht richterliche) Er- 
hebungen den Sachverhalt genügend aufklären". 

„Richterliche Beweisaufnahmen" — so erklärt die Verordnung 
weiter — „seien auch in jenen FäUen nicht zu veranlassen, in denen 
die Staatsanwaltschaft in der Lage ist, den Sachverhalt unmittel- 
bar, insbesondere durch die Sicherheitsbehörde, erheben zu lassen . . .*' 

Wir heissen den von der hier citirten Verordnung eingenommenen 
Standpunkt willkommen, weil er sich bezüglich der Anschauung von der 
Entbehrlichkeit der gerichtlichen Voruntersuchung dem unseren nähert, 
aber wir vermögen nicht zu übersehen, dass, um diesen Standpunkt ein- 
nehmen zu können, die Handhabung der erwähnten Verordnung vom 
12. December 1900 den bestehenden gesetzlichen Bestimmimgen manchen 
Zwang anthun dürfte. 

So empfiehlt, wie wir oben citirt haben, die Verordnung, dass 
„richterliche Beweisaufnahmen im Vorverfahren „in jenen Fällen nicht 
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zu veranlassen seien, in welchen die Staatsanwaltschaft in der Lage ist, 
den Sachverhalt unmittelbar, insbesondere durch die Sicherheitsbe- 
hörden, erheben zu lassen". 

Aber die österreichische Strafprocessordnung vom 23. Mai 1873 
kennt, wie wir behaupten müssen, nur vom Richter geführte Vorunter- 
suchungen und Vorerhebungen, aber nicht einzelne, im Zuge ausser- 
gerichtlicher Ermittlungen vorgenommene, besondere richterliche Be- 
weisaufnahmen, von welchen in der citirten Verordnung wiederholt und 
mit grossem Nachdrucke gesprochen wird. 

Es hat sich also hier der Verfasser der Verordnung ein Analogon 
zu der Bestimmung des deutschen Strafprocessgesetzes (§ 159) con- 
siruirt, für welches im österreichischen Gesetze eine gesetzliche Grund- 
lage nicht zu finden ist. 

Und ebenso wenig kennt das österreichische Processgesetz die von 
der Verordnung hervorgehobenen, von der Staatsanwaltschaft selbst 
vorzunehmenden Ermittlungen, die zu der Feststellung des Thatbe- 
standes und der Schuld zu führen hätten. Dass dies bei der Erlassung 
der mehrerwähnten Verordnung unberücksichtigt bleiben konnte und 
dass gleichwohl angenommen werden darf, es werde den Verfügungen 
der gedachten Verordnung unbedenklich Eechnung getragen und hie- 
durch die Zahl der gerichtlichen Voruntersuchungen wesentlich ein- 
geschränkt werden — dies wirft ein bezeichnendes Licht auf den heutigen 
Stand des Vorverfahrens im österreichischen Strafprocesse. 

Das unabweisbare Bedürfniss hat eben auch hier — wie in 
anderen Ländern — mehrfach dazu geführt, den vorhandenen gesetz- 
lichen Bestimmungen in der Praxis eine andere Deutung zu geben, 
als jene, welche dem Wortsinne und der Intention des Gesetzgebers 
entspricht. 

Ein solcher Rechtszustand darf wohl um des Zweckes willen durch 
einige Zeit hingenommen werden,, aber es wäre bedenklich, wenn die 
Gesetzgebung zögern wollte, der Rechtsidee, welche auf eine exacte Be- 
folgung gesetzlicher Bestimmtmgen Anspruch erheben muss, alsbald 
Rechnung zu tragen. 

Von anderen Fällen, in welchen die Praxis bemüht ist, die In- 
convenienzen der geltenden gesetzlichen Bestimmungen durch ein Ver- 
fahren zu umgehen, welches im Gesetze selbst keine Grundlage hat, seien 
weiters folgende hervorgehoben. 

Werden seitens der Sicherheitsbehörde Vorerhebungen eingeleitet 
und wird hiebei die Festuehmung des Beschuldigten durchgeführt, so 
muss binnen 48 Stunden der Verhaftete entweder freigelassen oder 
an den Untersuchungsrichter abgeliefert werden — § 177 der öster- 
reichischen Strafprocessordnung. 

Bei imif angreichen, verwickelten Straffällen ist es nun aber der 
Regel nach der Sicherheitsbehörde unmöglich, auch nur aie nothwendig- 
sten Erhebungen binnen der oberwähnten kurzen Frist vorzunehmen; 
gleichwohl will man aber auf die weitere Untersuchungsthätigkeit der- 
selben im wohlverstandenen Interesse der Rechtspflege nicht verzichten, 
weil vielfach nur die Sicherheitsbehörde und nicht der Untersuchungs- 
richter die Eignung und die Mittel besitzt, die Spuren des Verbrechens 
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mit Energie zu verfolgen und die Schuldbeweise gegen den Verdächtigen 
herbeizuschaffen ! 

Um nun hier dem unabweisbaren Bedürfnisse Hechnung tragen zu 
können, greift man in der Praxis des österreichischen Strafverfahrens 
mehrfach zu folgendem AuskunftsmitteL 

Der Untersuchungsrichter verfügt sich in solchen Fällen zur 
Sicherheitsbehörde, verkündigt dem bei derselben „provisorisch ver* 
wahrten" Beschuldigten die Einleitung der gerichtlichen Vorunter- 
suchung und die Verhängung der sogenannten ordentlichen Untersu- 
chungshaft — belässt aber trotz erfolgter Einleitung der gericht- 
lichen Voruntersuchung den Verfolgten in weiterem polizei- 
lichen Gewahrsam. 

Nun setzt die Sicherheitsbehörde ihre untersuchende Thätigkeit 
weit über die gesetzlich fixirte 48 stündige Frist hinaus bis zu jenem 
Zeitpunkte fort, in welchem nach ihrem Ermessen die weitere „Thätig- 
keit" des Untersuchungsrichters ohne Gefahr für den Erfolg der Unter- 
suchung einzusetzen vermag. 

Die „untersuchungsrichterliche^ Thätigkeit erschöpft sich in der- 
artigen Straff allen dann darin, dass der Untersuchungsrichter den Be- 
schuldigten befragt, ob er seinen Angaben noch etwas hinzuzufügen 
habe, und wenn derselbe im Hinblicke auf die bereits durchgeführten 
Vorerhebungen — wie dies fast ausnahmslos der Fall ist — diese Frage 
verneint, so wird die mit einer solchen Vernehmung einge- 
leitete gerichtliche Voruntersuchung sofort auch geschlossen, 
ohne dass sie auch zu dem mindesten positiven Ergebnisse geführt 
haben kann. *) 

Mitunter wird auch eine bereits „im Zuge" befindliche gerichtliche 
Voruntersuchung dadurch unterbrochen, dass man bei hervorkommenden 
neuen Straf thaten den Verhafteten der Sicherheitsbehörde wieder 
ausliefert, ihr denselben „borgt", damit diese die nothwendigen Ermitt- 
lungen vornehmen könne, worauf der für eine Zeit „geliehene" Be- 
schuldigte wieder dem Untersuchungsrichter zu dessen „weiterer" Ver- 
fügung" zurückgestellt wird. 

Beweisen derartige Vorgänge, welche sich mit den gesetzlichen 
Bestimmungen der geltenden österreichischen Strafprocessordnung 
durchaus nicht in Einklang bringen lassen, imd denen sich noch manche 
andere anschliessen, dass die Strafrechtspflege gezwungen ist, zum 
Zwecke der Ermöglichung eines rationellen Criminalverfahrens die ge- 
richtliche Voruntersuchung so viel als möglich zu beschränken, so er- 
scheint schon hiedurch die Nothwendigkeit der Revision der bezüglichen 
gesetzlichen Bestimmungen wohl gegen jeden Zweifel dargethan. 

Noch entschiedener, als in Oesterreich, hat sich im Sinne der 
von uns verfochtenen Anschauung, dass die gerichtliche Vorunter- 
suchung entbehrt werden könne, die Praxis im Deutschen Reiche ent- 
wickelt; die gerichtliche Voruntersuchung tritt daselbst immer mehr 
hinter der Processphase der Vorbereitung der öffentlichen Klage zurück 



*) Dass derlei Erscheinungen einer gerichtlichen Voruntersuchung »^ la 
rainute" auch in Deutschland nicht zu den Seltenheiten gehören, darüber wird, wie wir 
bereits oben angefahrt haben, bereits von Ortloff bewegliche Klage geführt 
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und schrumpft auch hier vielfach auf eine blosse Formalität zusammen, 
deren vollständige Beseitigung im Wege gesetzlicher Aufhebung gleich- 
faUs nicht lange mehr auf sich warten lassen sollte. 

Für diesen geradezu auffälligen Eückgang der Wirksamkeit der 
gerichtlichen Voruntersuchung geben die Aufzeichnungen der deutschen 
Justizstatistik (Jahrg. X, 1901) ein vollwichtiges Zeugniss ab, das wir 
zunächst unserer Betrachtung zugrunde zu legen haben werden. 

Nach jenen Feststellungen ist das Yerhältniss der im Eeiche 
durchgeführten gerichtlichen Voruntersuchtmgen zu den anderen Arten 
des Vorverfahrens Folgendes: 

Unter je 1000 Fällen, in welchen das Vorverfahren überhaupt ein- 
geleitet wurde, befanden sich gerichtliche Voruntersuchungen 

in dem Quinquennium 1881/85 : . 68 

„ „ „ 1586/90 64 

„ „ „ 1891/96 . 4« 

in dem Jahre 1896 42 

M w 99 1897 , . • 39 

» >» » 1898 •...-. 38 

» w w 1899 • . . 37 

Auf je 1000 vor den Schwurgerichten oder Strafkammern eröffnete 
Hauptverfahren entfielen gerichtliche Voruntersuchungen 

in dem Quinquennium 1881/85 405 

„ „ „ 1886/90 343 

„ „ „ 1891/96 299 

in dem Jahre 1896 290 

„ „ „ 1897 278 

„ „ „ 1898 273 

„ „ „ 1899 270 

Mit Bezug auf die hier angeführten Ziffernsätze wird darum auch 
constatirt : 

„N ach beiden Verhältnissberechnungen'* (dem 
Verhältnisse der Voruntersuchimgen zur Zahl der eingeleiteten Vor- 
verfahren und der vor den Schwurgerichten und Strafkanmiern eröff- 
neten Hauptverfahren) „hat sich also die Häufigkeit der 
Voruntersuchungen ständig und sehr erheblich ver- 
ringert" (deutsche Justizstatistik, Jahrg. X, S. 190).*) 

*) Neben diesen für den Umfang des Deutschen Beicbes geltenden Anfeeioh- 
nnngen nnd Festellungen wollen wir noch jene für das Landgericht Dresden 
aufgenommenen Daten, wie uns dieselben durch die besondere Freundlichkeit des 
ersten Staatsanwaltes daselbst, des Herrn Ober-Justizrathes Dr. B&hr, zur Yerftgung 
gestellt wurden, anführen. 

In Strafkammersachen, welche zur Eröffnung des Hauptverfahrens führten ; 
entfielen hier gerichtliche Voruntersuchungen: 

im Jahre 1891 336 oder 22% 

„ „ 1892 236 „ 20 „ 

. „ 1893 279 „ 24 „ 

. „ 1894 260 „ 20 „ 

. . 1896 249 „ 20 „ 

„ 1896 192 „ 14 „ 

„ 1897 231 „ 16 „ 

1898 289 „ 18 „ 



T? 

»1 

1899 264 „ 15 



„ 1900 232 „ 12 „ 
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Der rasche und entschiedene Rückgang der Zahl der gerichtlichen 
Voruntersuchungen erklärt sich unseres Erachtens dadurch, dass man 
sie nur dann eintreten lässt, wenn sie gesetzlich geboten erscheint 
(Schwurgerichts- imd Reichsgerichtssachen), während man sie in Straf - 
kammersachen nur dort aufrecht hält, wo man ihrer bedarf, um eine 
längere, als vierwöchentliche Haft über den Beschuldigten verhängen 
zu können (§ 126 der deutschen Strafprocessordnung), oder wo es dem 
Staatsanwalt angemessen erscheint, das Vorverfahren in einer ver- 
wickelten oder weit wendigen Strafsache durch den Untersuchimgsrichter 
besorgen zu lassen, weil er die ihm zustehenden Organe durch eine 
langwierige Untersuchung nicht allzusehr in Anspruch nehmen will, oder 
weil es ihm an der hiezu nöthigen Anzahl derselben gebricht. 



Es ist also der Procentsatz der in Strafkammersachen eingeleiteten gericht- 
lichen Voruntersnngen in einem zehnjährigen Zeiträume (1891 bis 1900) von 22% 
auf 12 Vo, also auf nahezu die Hälfte zurückgegangen, wodurch die Tendenz der 
auf eine Einschränkung der Zahl der gerichtlichen Voruntersuchungen abzielenden 
Praxis scharf charakterisirt wird. 

Diese Tendenz wird auch im Königreiche Sachsen (gleich wie in Oesterreich) 
von der Justizverwaltung gefördert, wofür einzelne Bestimmungen der „Geschäfts- 
ordnung für die königlich sächsichen Justizbehörden" ein unzweifelhaftes Zeng- 
niss geben. 

So bestimmt beispielsweise §842 der genannten T,Ge8cliäftsordnQng" Folgendes: 

„Der Staatsanwalt hat grundsätzlich davon auszugehen, dass eine Vor- 
untersuchung zu vermeiden, vielmehr der für die Erhebung der Klage 
und für die Hauptverhandlung erforderliche Beweisstoff von ihm selbst zu 
sammeln sei. 

Ganz besonders empfiehlt es sich, die Erörterung gegen abwesende Be- 
schuldigte so lange in der „Hand zu behalten^, bis sich das Schicksal einer zu 
erhebenden Anklage übersehen lässt. 

Auch in den zur Zuständigkeit der Schwurgerichte gehörigen Straffällen 
dürfen vor Stellung des Antrages auf Eröffnung der Voruntersuchung die Er- 
mittelungen so weit ausgedehnt werden, dass die Voruntersuchung rasch 
zu Ende geführt werden kann. 

Die sofortige Stellung des Antrages (auf Einleitung der gerichtlichen Vor- 
untersuchung) ist nur dann vorzuziehen, wenn eine völlig einheitliche Durchführung 
des vorbereitenden Verfahrens für die Verhandlung des einzelnen Falles förderlicher 
erscheint " 

Wie wir sehen, „corrigirt** die citirte „Geschüftsordnung" die Bestimmungen 
des deutschen Strafprocessgesetzes vom 1. Februar 1877 in ziemlich einschneiden- 
der Weise; das Princip, nach welchem die gerichtliche Voruntersuchung zu ver- 
meiden, und der Beweisstoff vom Staatsanwalt selbst zu sammeln sei, 
erscheint hier bereits an die Spitze gestellt. 

Ob hiedurch nicht die einheitliche Geltung des Reich sgesetzes durch- 
brochen, oder doch wenigstens gefährdet wird, soll an dieser Stelle nicht erörtert 
werden; es genügt uns, festzustellen, dass das Strafverfahren im Königreiche 
Sachsen sich dem Systeme, welches die Sammlung des Beweisstoffes dem Staats- 
anwälte überlässt, bereits wesentlich und durchaus nicht zum Schaden seiner 
Eechtspflege genähert hat. 

Die Vernehmungen der Zeugen und des Beschuldigten durch den Staatsanwalt 
ohne jene Formalitäten, die den Gang des Verfahrens bei untersuchungsiichter- 
licher Thätigkeit so bedeutend verzögern müssten, ergeben ganz befriedigende 
Eesultate; das Verfahren ist wesentlich abgekürzt und liefert dem Staatsanwalt, 
der seine Eindrücke unmittelbar empfängt, eine weit festere, verlässlichere 
Grundlage für seine Action, als sie ihm durch den Untersuchungsrichter je ge- 
boten zu werden vermag. 

Die Vernehmung des zur Durchfuhrung dieses Systems erforderlichen 
Staatsanwaltschaft liehen Personals ist keine allzu bedeutende und die massige 
Kostenfrage fällt mit Rücksicht auf die grossen Vortheile, die bereits erzielt 
wurden, gar nicht ins Gewicht. 
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Wird durch eine solche Uebung die Zahl der gerichtlichen Vor- 
nntersnchnngen vermindert, so wird anderseits die Bedeutung und die 
Wirksamkeit derselben dadurch verringert, dass man sie, wie dies be- 
reits oben hervorgehoben wurde, dort, wo sie gesetzlich vorgeschrieben 
ist — in Reichs- und Schwurgerichtssachen — möglichst spät einleitet, 
wenn schon in der Vorbereitung der Strafsache die Hauptarbeit durch 
die Staatsanwaltschaft und durch die Sicherheitsbehörde geschehen ist 
und für eine weitere Thätigkeit des Untersuchungsrichters zu thun, fast 
nichts mehr übrig bleibt. 

So geht die gerichtliche Voruntersuchung auch in Deutschland 
in ihrer praktischen Bedeutung imaufhaltsam zurück und es könnte 
vielleicht die Frage aufgeworfen werden, ob ee noch des gesetzgeberi- 
schen Actes der gänzlichen Aufhebung des Institutes bedarf, oder ob 
es sich nicht vielleicht empfehlen würde, dieses Institut allgemach ab- 
sterben zu lassen. 

Letztere Frage wäre wohl unbedingt zu verneinen. 

Insolange das Institut der gerichtlichen Voruntersuchung gesetz- 
lich besteht und, wenn auch in einer geringen Zahl von Fällen praktisch 
durchgeführt wird, ist die Gefahr der Bückbildung des Strafprocesses, 
wie wir dies in einzelnen oben skizzirten Beformvorschlägen OrtlofPs, 
Bornhak's u. A. gesehen haben, nicht ausgeschlossen; auch wüssten wir 
nicht, wodurch es sich rechtfertigen lassen sollte, je nach der Auf- 
fassung der mit der Vorbereitung der Strafsachen betrauten Organe 
in Fällen derselben Art, einmal die richtige Procedur mittels der Staats- 
anwaltschaftlichen Ermittlungen, das andere Mal das unzweckmässige 
Verfahren mittels der gerichtlichen Voruntersuchung eintreten zu 
lassen. 

Ein zweiter wichtiger Grund, der gegen das allerdings bequeme 
System des Zuwartens spricht, ist folgender. 

Mit der allmäligen Verdrängung der gerichtlichen Vonmter- 
suchung allein imd mit der Gepflogenheit, dass das staatsanwaltschaft- 
liche und polizeiliche Vorverfahren an deren Stelle zu treten hätte, wäre 
die anzustrebende Eeform gewiss keine vollständige; es muss Vorsorge 
dafür getroffen werden, dass die Vortheile, welche man durch die In- 
gerenz des Untersuchungsrichters auf das Vorverfahren bezüglich des 
Schutzes des Beschuldigten, und bezüglich der Feststellung einzelner 
Umstände etc. erwarten zu können vermeint, dass diese Vortheile ander- 
weitig geboten werden. 

Hiezu bedarf es aber sicherlich einer neuen Begelung des vor- 
bereitenden Verfahrens, das die gesetzlich normirte, vollständige Be- 
seitigung der gerichtlichen Voruntersuchung zur imbedingten Voraus- 
setzung haben muss. Insolange die gerichtliche Voruntersuchung in thesi 
sich erhält, kann an eine zweckmässige Umgestaltung des aussergericht- 
lichen Vorverfahrens mit Aussicht auf Erfolg nicht geschritten werden. 

Sich mit der blossen Umgehung der gerichtlichen Voruntersu- 
chung oder damit zu begnügen, dass man sie auf eine blosse Formalität 
herabdrückt und ihr keinerlei materiellen Einfluss auf den Gang des 
Verfahrens zugesteht, dies wäre eine halbechlächtige Massregel, welche 
eine zweckmässige Ausgestaltung des für richtig anerkannten Systems 
behindern oder doch wesentlich verzögern müsste. 

Ueber einige Reformen des Votyerfahrens im modernen Straf^roceete. " 
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Wenn die gerichtliche Voruntersuchung bei Straffällen der unter- 
sten Ordnung ausgeschlossen ist, wenn sie (wie in Oesterreich) 
im strengen standrechtlichen Verfahren gesetzlich nicht stattfinden 
darf, wenn sie dort nicht zur Anwendung gelangt^ wo im Zuge der 
Hauptverhandlung ein neues Delict gegen den Beschuldigten hervor- 
kommt und Gegenstand der Aburtheilung ist (§ 265 der deutschen, 
§ 263 der österreichischen Straf processordnung), wenn sie in der grossen 
Ucberzahl der mittleren Straffälle nicht durchgeführt wird und wenn 
für ihre Nothwendigkeit in Schwur- und Reichsgerichtasachen kein 
irgendwie haltbarer Grund geltend gemacht zu werden vermag; so hat 
sie ausdrücklich aufgehoben zu werden, um einem reformirten 
Vorbereitungsverfahren Platz zu machen! 

Wir finden es, wie wir bereits hervorgehoben haben, erklärHch» 
dass man in der ersten Hälfte des vorigen Jahrhunderts, kurz nach dem 
grossen Eef ormwerk, welches durch die Keception des französischen Pro- 
cessgesetzes voni Jahre 1808 eingeleitet wurde, nicht den Muth fand, 
die gerichtliche Voruntersuchung sofort und zur Gänze zu beseitigen; 
dass man aber dieses mit der Anklageform des Verfahrens schlechthin 
unvereinbare Institut noch weiterhin, und selbst bloss nur der Form 
nach aufrecht erhalten wollte, dies würden wir nicht für zulässig er- 
klären können. 

In Consequenz alles dessen, was hier wiederholt gesagt wurde, würde 
eich, nach unserem Vorschlage, das vorbereitende Verfahren nach- 
stehend zu gestalten haben. "*} 

Zunächst hätten die Polizei- und Sicherheitsbehörden in Action zu 
treten. 



"') Indem wir unsere Vorschläge der Beortheilung Jener unterbreiten, die, 
gleich uns, von der Unzulänglichkeit des heutigen Vorverfahrens überzeugt sind, 
haben wir es noch zu rechtfertigen, war am wir hiebe! von den gangbaren Be- 
stimmungen des französischen, deutschen und Osterreichischen Stra4)rocesse6 aus- 
gehen werden. 

Wir glauben, die formelle Grundlage des Gesetzes nicht aufgeben zu 
sollen, weil die Kenntniss des Straf veif ah rens der einzelnen Länder bisher zumeist 
nur durch die Eenntnissnahme der Gesetze derselben vermittelt zu werden yermag. 

Es hat die bisherige Entwicklung des Strafverfahrens noch zu keiner durch- 
greifenden Anerkennung der allgemeinen Processgrundsätze geführt, wesshalb bei 
der Erörterung von Reform vorschlagen zunächst auf die be&tehenden gesetzlichen 
Bestimmungen zurückgegriffen werden muss. 

Bei einer solchen Betrachtung scheidet zunächst das englische Criminal- 
verfahren aus, das auf einer fast 800jährigen Entwicklung ruhend, einer Erörterung 
widerstrebt, welche diesen Process mit jenem des Coninentes zusammenfassen 
wollte. 

Der englische Charakter ist nicht geneigt, auch nur in einem einzigen 
Punkt der Eechtsentwicklung seine isolirte Stellung aufzugeben und eine mit 
anderen Staaten gemeinsame Ausgestaltung des Strafverfahrens anzustreben. 

Weiters können jene Processgesetzgebungen nicht in Betracht kommen, 
welche die Grundlagen des früheren gemeinschaftlichen Inquisitionsprocesses noch 
nicht aufgegeben haben, wie die Stra^rocessordnung Dänemarks, Schwedens und 
einiger Schweizer Cantone. 

Auf dem Übrigen europäischen Continente sehen wir aber nur drei 
selbständige Processgesetzgebungen vor uns: Zunächst die französische Straf- 
processordjQong — des Code d^instruction criminelle, welcher in den meisten 
europäischen Ländern noch heute die Grundlage des Strafverfahrens bildet, den 
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Wohl schränken die verschiedenen Processgesetze die Initiative der- 
selben anf den Fall der „Gefahr am Verzuge" ein, aber dieser Begriff 
ist ein imgemein elastischer und lässt sich durchaus nicht so eng fiziren, 
dass hiedurch der Thätigkeit jener Organe der Boden entzogen werden 
könnte. 

Schon mit der pflichtgemässen Anzeige des Geschehenen, welche 
die Sicherheitsbehörde jederzeit an die ihr organisch überordnete Staats- 
anwaltschaft zu erstatten haben wird, beginnt die Verfolgungsaction 
der ersteren. 

Bezüglich der weiteren Thätigkeit derselben ist darauf zu ver- 
weisen, dass eine solche, so weit es sich um die Vornahme processualer 
Z w a n g s massregel handelt (wie um Beschlagnahme, Haus- und Per- 
sonsdurchsuchung, vorläufige Festnahme etc.), bereits in den bestehen- 
den Processgesetzen, ihre sachgemässe Kegelung findet, dass es aber an 
einer solchen Regelung fehlt, so weit seitens der Sicherheitsbehörde die 
blosse Kenntnissnahme des Geschehenen in Frage kommt. 

So finden wir, wie wir dies bereits bei der Erörterung der Bestim- 
mungen des österreichischen Strafprocessgesetzes hervorgehoben 
haben, *) keinerlei processgesetzliche Normen über die durch die Sicher- 
heitsbehörde durchzuführende Vernehmung der Auskunftspersonen, der 
Sachverständigen und des Beschuldigten, sowie über die Vornahme des 
Augenscheins. 

Ganz allgemein ergehen sich hier die verschiedenen Processgesetze 
in Anordnungen über die der Sicherheitsbehörde zustehenden Befug- 
nisse zur Anstellung von „Ermittlungen", „Erhebungen" oder „!N"ach- 
forschungen", vermeiden es aber, auch nur die Acte zu bezeichnen, 
mittels welcher diese „Ermittlungen" etc. zu geschehen hätten. 

Wir halten dies für verfehlt. 

Auch die bloss informatorische Thätigkeit der Polizei- und 
Sicherheitsbehörden hat im Processgesetze selbst normirt zu 
werden und dies zum Schutze des Beschuldigten sowohl, als zur Wahrung 
der Interessen der die strafbare Handlung verfolgenden Gesellschaft. 

deutschen Strafprocess, welcher den norwegischen und den Osterreichischen Straf- 
process, welcher den ungarischen zum Vorbilde gedient haben; wobei aber das 
anderseits vorhandene Filiationsverhältniss des deutschen und österreichischen 
Processes zum franzosischen nicht ausser Acht gelassen werden darf, wenngleich 
gerade bezüglich des vorbereitenden Verfahrens, einige wesentliche Aenderungen 
platzgegriffen haben. 

Den Versuch, die Processordnungen aller europäischer Staaten zur Grund- 
lage unserer Vorschläge zu nehmen, mussten wir aufgeben, weil hiedurch die Ueber- 
sicht des onehin umfangreichen Stoffes gefährdet worden wäre. 

Ebenso unzweckmässig erschien es uns einen paragraphirten Entwurf eines 
Strafprocessgesetzes mit dem Ansprüche auf allgemeine Anerkennung vorzulegen. 

Wenn wir auch eine Annäherung der verschiedenen Gesetzgebungen gerade 
auf dem Gebiete des Strafverfahrens für mOglich halten, wie wir dies im Eingange 
dieser Abhandlung betont haben, so le^ noch die Verschiedenheit der vor- 
handenen Einrichtungen, insbesondere den Organisationen der Gerichte und der 
sonstigen Behörden etc. einem solchen Unternehmen grosse, fast unüberwindliche 
Schwierigkeiten in den Weg! 

Es kann also, wenn eine Uebersicht des Stoffes ermöglicht werden soll, nur 
das französische, deutsche und Ost er reichische Processgesetz in Frage kommen, deren 
Bestimmungen durch unsere Vorschläge ergänzt, beziehungsweise abgeändert zu 
werden hätten. 

♦) S. oben S. 73 u. ff. 

9* 
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Fehlt es an einer solchen gesetzlichen Begelung der er- 
wähnten Thätigkeit der Polizei- und Sicherheitsbehörde, so können 
MissgrifFe im Verfahren wohl kaum vermieden werden! 

Zu Ungunsten der G-esellschaft, wenn die Organe der Sicherheits- 
behörde nicht mit dem Rechte ausgestattet werden, alle Erkenntniss- 
quellen zu benützen, welche sie auf die richtige Spur der Verfolgung 
zu bringen vermögen — zu Ungunsten des Verfolgten, dem nur eine 
feste Korm^ einen ausreichenden Schutz gegen den bei einer solchen 
Untersuchung möglichen Missbrauch der Gewalt zu bieten vermag. 

In ersterer Beziehung, was die der Sicherheitsbehörde zuzuerken- 
nende Thätigkeit der Sammlung der Beweise betrifft, kommt zu er- 
wägen, dass sie der Natur der Sache nach bei jedwedem Vorfalle allen 
iibrigen staatlichen Organen voran, zunächst zur Hand ist, dass un- 
mittelbar nach Verübung der That die Erinnerung an dieselbe und 
an die sie begleitenden Umstände am lebhaftesten hervortritt, und dass 
daher ihrer Mitwirkung bei der Untersuchung wohl am wenigsten ent- 
behrt werden könne! 

Unter dem unmittelbaren Eindrucke des G^chehenen ist insbe- 
sondere der Verdächtige noch am ehesten geneigt, Aufklärungen zu 
geben und freiwillig Geständnisse abzulegen, während in einem späteren 
Zeitpunkte die Furcht vor der Strafe ihr natürliches Uebergewicht er- 
hält, die depravirenden Einflüsse von Mitgefangenen zur Wirksamkeit 
gelangen und zur Vorbereitung eines wohl ersonnenen und schwer zu 
widerlegenden Vertheidigungsplanes führen. Nicht minder empfiehlt sich 
die rasche, nach der Lage der Dinge oft nur der Sicherheitsbehörde 
mögliche Vernehmung der Zeugen. 

Insolange der Zeuge von der Wahrnehmimg Anderer nicht unter- 
richtet ist, wird er der Regel nach nur das mittheilen, was er selbst ge- 
sehen oder gehört hat — eine spätere Deposition erfolgt nicht selten 
bereits unter dem suggerirenden Einflüsse des von Anderen Erlebten und 
Mitgetheilten, dem sich die eigene Erinnerung des Zeugen oft in ganz 
unbefangener Weise anzupassen sucht, so dass oft die Wahrheit über- 
haupt nicht mehr zu ermitteln ist. 

Auch die Vornahme des Augenscheins soll den Organen der 
Sicherheitsbehörde gestattet werden, denn dieselbe liefert, zu Beginn 
der Untersuchung vorgenommen, die wichtigsten Aufschlüsse, weshalb 
es unzweckmässig erscheint, mit der Vornahme desselben bis zum Ein- 
tritt der Wirksamkeit anderer Verfolgungsorgane zuwarten zu wollen. *) 

Bei der Wichtigkeit all dieser Acte erscheint es geboten, dass das 
Gesetz die Berechtigung und Verpflichtung der Sicherheitsbehörde 
zur Vornahme derselben ausdrücklich und besonders ausspreche und den 
Modus bestimnae, in welchem dies zu geschehen habe. 



*) Handelt es sich beispielsweise nm Feststellungeii tob Spuren, die von 
oder zum Thatorte ffthren, so wird es rielfaeh notbwendig sein, dieselben sofort 
za besichtigen, weil sie oft in wenigen Stunden (bei Wechsel der Witterung etc.) 
verwischt sein können. 

Gegenstände, die mit der Veröbnng eines Verbrechens im Zusammenhange 
stehen, können, wie es bei Tödtungen, KOrperverletmngen, bei Branden u. s. w. 
Öfters der Fall ist, rielfach nur bei sofortiger Besichtigimg entdeckt und in Ver- 
wahrunng genommen werden, jeder Aufschub kann in solchen Fällen den Erfolg 
der Untersuchung geföhrden u. s. w. 
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Geschiebt dies nicht, so wird hiedurch eine doppelte Gefahr herauf- 
beschworen; zunächst die Gefahr, dass das Organ der Sicherheitsbehörde 
den nothwendigen Erhebungsact entweder gar nicht oder höchst ober- 
flächlich vornimmt, um einer späteren Action der vom Gesetze zu diesen 
Erhebungen ausdrücklich berufenen Behörden nicht vorzugreifen; so- 
dann aber die Gefahr, dass, wenn die Ermittlungen seitens der Sicher- 
heitsbehörde erfolgen, sie ganz willkürlich und mit Verletzung unzweifel- 
hafter Rechte des Verfolgten in Scene gesetzt werden. Wir setzen es 
auf die Rechnung dieses Mangels gesetzlicher Bestimmimgen, wenn die 
Klagen über ungehöriges Vorgehen gegen Zeugen und Beschuldigte 
nicht verstummen woUen, und sogar Misshandlungen verübt werden, 
welche der früheren Tortur sehr ähnlich sehen. Wie soll auch das Recht 
der zum Zwecke der Auskunftsertheilung vorgerufenen Personen ge- 
wahrt werden, wenn der Sicherheitsbehörde jede Anleitung betreffs der 
Durchführung der IJntersuchungshandlungen seitens des Gesetzes 
versagt bleibt? 

Der Mangel einer jeden Bestimmung des Strafprocessgesetzes 
hierüber reizt zu beklagenswerthen üebergriffen der Organe der Sicher- 
heitsbehörde, die dann mit dem Zwecke der Untersuchungshandlung oft 
nur allzugerne entschuldigt werden wollen I 

Einen wesentlichen Mangel des heutigen Verfahrens müssen wir 
übrigens auch darin erkennen, dass über die Verpflichtung der nach- 
forschenden Sicherheitsbehörde, wahrheitsgemässe Auskünfte zu er* 
theilen, gleichfalls keine strafgesetzlichen Normen bestehen. 

Es liegt hierin eine schwerwiegende Verkennung und Unter- 
schätztmg der der Sicherheitsbehörde zugewiesenen Aufgabe. 

Jedermann sollte, sobald er um Auskunftsertheilung angegangen 
wird, bei sonstiger straf gesetzlicher Ahndung verpflichtet sein, 
die amtliche Thätigkeit der dem Verbrechen nachforschenden Sicher- 
heitsbehörde zu fördern und jede Irreführung derselben, welche oft den 
Erfolg des Strafverfahrens in Frage stellen muss, zu vermeiden! 

Die Solennität des richterlichen Vernehmungsactes mag eine 
strengere Bestrafung der falschen gerichtlichen Zeugenaussage ver- 
langen, aber es rechtfertigt dies nicht die Straflosigkeit der falschen 
Angabe, durch welche das Organ der Sicherheitsbehörde irregeführt 
werden kann. 

Wird nur die falsche gerichtliche Zeugenaussage straf ge- 
setzlich bedroht, so wird hjedurch die Neigung im vorbereitenden Ver- 
fahren, vor der verfolgenden Behörde unrichtige Angaben zu machen, 
in bedenklicher Weise gefördert, wenn nicht geradezu hervorgerufen. 

Die Auskunftspersonen glauben es um dieser Straflosigkeit willen 
mit der Wahrhaftigkeit ihrer Angaben vor der Sicherheitsbehörde nicht 
streng nehmen zu müssen, da ihnen ja die gerichtliche Aussage noch 
bevorsteht, in welcher sie durch richtige Angaben ihrer Rechts- und 
Gewissenspflicht noch zu genügen vermögen. 

Dass diese durch eine derartige Lücke in der Gesetzgebung herbei- 
geführte Schädigimg der Rechtspflege bisher noch nicht genügend em- 
pfunden und gewürdigt wurde, hängt wohl damit zusammen, dass derlei 
unrichtige Angaben im vorbereitenden Verfahren zumeist zu Gunsten 
des Beschuldigten gemacht zu werden pflegen. Es hat dies zur Folge, 



134 



dass im Grunde solcher unrichtiger Angaben nicht so sehr ungerecht- 
fertigte Anklagen, als vielmehr unbegründete Einstellungen der Verfol- 
gung zu geschehen pflegen; wodurch in natürlicher Weise der Nachweis 
der Unrichtigkeit der abgegebenen Aussage vielfach unmöglich gemacht 
oder doch wesentlich erschwert wird! 

Indess, so entschieden wir auch verlangen, dass die Pflicht, der 
Sicherheitsbehörde wahrhafte Mittheilungen zu machen, gesetzlich flxirt 
werde, so wollen wir doch nicht daraus folgern, dass ihren einfachen 
Aufzeichnungen darum eine Beweiskraft in der Hauptverhandlung zu- 
komme, es soll derselben nur gestattet sein, in Fällen augenscheinlicher 
!N'oth eine richterliche Beweisaufnahme selbständig in Antrag zu 
bringen. 

Die. Aufzeichnimgen der Sicherheitsbehörde sollen eben nicht als 
beweiswirkend angesehen werden, sie sollen nur den Zweck haben, den 
Staatsanwalt zu informiren, dem es anheimgestellt bleiben soll, die 
Sammlung des Processstoffes entweder durch die Sicherheitsbehörde be- 
sorgen zu lassen oder diese Sammlung selbst vorzunehmen.*) 

Diese untersuchende Thätigkeit des Staatsanwaltes be- 
gegnet indess, wie wir zugeben wollen, noch weit grösseren Bedenken, als 
die Thätigkeit der Sicherheitsbehörde. 

Hier hat das Dictum des französischen Kechtes, nach welchem der 
Staatsanwalt nur zur Verfolgung berufen ist, eine gewisse Abneig^ung 
gegen dessen Untersuchungsthätigkeit hervorgerufen, mit welcher die 
Reformbestrebungen auf dem Gebiete des vorbereitenden Verfahrens 
noch vielfach zu kämpfen haben werden. 

Man hat es zxmächst zu einem Schlagworte erhoben, dass der B e- 
schuldigte nicht dem Staatsanwalt „ausgeliefert" werden 
dürfe, ohne sich dessen klar zu sein, worin diese ,3-uslieferung" erblickt 
werden will. 

Da es dem Beschuldigten gegenüber einen Zwang, sich von dem 
Staatsanwälte vernehmen zu lassen, nicht gibt, da von den vor dem 
Staatsanwälte gemachten Angaben in der Hauptverhandlung kein Ge- 
brauch gemacht werden darf, so ist es schwer einzusehen, worin denn 
die Gefährdung des Beschuldigten bei der untersuchenden Thätigkeit 
des Staatsanwaltes eigentlich liegen soll? 

Wir glauben vielmehr behaupten zu müssen, dass die Lage des Be- 
schuldigten sich dem Staatsanwälte gegenüber günstiger gestaltet, 
als wenn derselbe nur dem Untersuchungsrichter unterworfen wird. 

Letzterer sucht oft unter dem Scheine eines zu bietenden richter- 
lichen Schutzes auf die Ablegung eines Geständnisses hinzuarbeiten, 
während ein solches Vorgehen seitens des untersuchenden Staatsanwaltes 
gar nicht oder doch gewiss weit weniger besorgt werden muss. 



*) Ob „bei Gefahr am Verzuge" neben der Sicherheitsbehörde nicht auch 
die Gerichte unterster Ordnung (Bezirksgerichte, Amtsgerichte u. e. w.) die „ersten** 
Erhebungen zu pflegen h&tten, dies wäre von der Organisation jener Gerichte ab- 
hängig zu machen; bei schwacher Besetzung derselben wäre anfeine unterstQtzende 
Thätigkeit derselben zu verzichten, weil ihre Wirksamkeit für die Feststellung der 
in der Hauptverhandlung vorzuführenden Beweise vorbehalten zu werden hat, und 
die Besorgniss ^nicht unbegrünbet erscheint, dass die hiezu nothwendige Unbe- 
fangenheit und Objectirität Abbruch erleiden würde, sobald sie zur Untersuchungs- 
thätigkeit selbst herangezogen werden würden. 
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Die Stellung zwischen dem Staatsanwälte und dem Beschuldigten 
ist klar gegeben; der Beschuldigte weiss, dass er seinem Processgegner 
gegenübersteht und wird sich darum von demselben keinerlei Gestand- 
niss ablocken lassen — legt er aber freiwillig ein solches Geständniss ab, 
so wird dasselbe gewiss einen höheren Werth haben, als das etwa vor 
dem Untersuchungsrichter abgelegte Be&enntniss« Leugnet aber der Be- 
schuldigte vor dem Staatsanwälte, was sein gutes Recht ist, so erscheint 
dieses Leugnen in keinem so gehässigen Lichte der Verstocktheit, wie 
dies des öfteren im Verfahren vor dem Untersuchungsrichter der 
Fall ist. 

Nur, wenn der untersuchende Staatsanwalt an die Stelle des unter- 
suchenden Kichters treten wird, dürften die inquisitorischen Künste des 
„Mürbemachens'' ihr wohlverdientes Ende finden und der letzte Ueber- 
rest eines vielfach mit Recht angefeindeten Systems zur Gänze ver- 
schwinden. 

Von diesem Gesichtspunkt ausgehend, wird sich die inf ormirende 
Thätigkeit des Staatsanwaltes genau so zu gestalten haben, wie jene der 
Sicherheitsbehörde und es hätte darum das, was bezüglich der Thätigkeit 
der letzteren gesagt wurde, auch hier seine sinngemässe Anwendung 
zu finden. 

Li kleineren, sich einfach gestaltenden Straf fällen wird man be- 
treffs der Vorbereitung der Entscheidung, ob die Einstellung des Straf- 
verfahrens oder die Erhebung der Anklage zu erfolgen habe, sich mit 
tlen Ergebnissen der Thätigkeit der Sicherheitsbehörde wohl bescheiden 
können — in schwereren und verwickeiteren Fällen wird der Staats- 
anwalt eintreten, dem es überdies unbenommen zu bleiben hat, jede 
Untersuchung an sich zu ziehen und sofort mit der eigenen Unter- 
suchungsthätigkeit zu beginnen. 

Er wird die Außkunftspersonen, er wird die Beschuldigten ver- 
nehmen, den Augenschein und den Sachverständigenbefünd zu seiner 
Information durchführen — ohne allerdings einen Anspruch darauf er- 
heben zu dürfen,' dass seinen Aufzeichnungen irgend welche Beweis- 
kraft beigemessen werde. 

Will er sich eine Angabe oder Darstellung für das Hauptverfahren 
sichern, so wird er den Richter des Bezirkes, in welchem die Angabe oder 
Darstellung geschah; um die Beweisaufnahme anzugehen haben, die ihm 
aber nur dann zu bewilligen sein wird, wenn er darzuthun vermag, dass 
wegen besonderer Umstände die betreffende Beweisführung in der 
Hauptverhandlung mit demselben Erfolge nicht mehr vorgenommen 
werden dürfte. Diese Nothwendigkeit, eine besondere richterliche Be- 
weisaufnahme iin Vorverfahren veranlassen zu niüsseh, wird von den 
Anhängern der gerichtlichen Voruntersuchung als ein nicht unbedeu- 
tendes Hemmniss des staatsänwaltschaftlichen vorbereitenden Ver- 
fahrens angesehen und es wird mit grossem ITachdrucke betont, dass, 
wenn der Untersuchungsrichter das Processmateriale sammelt, er diese 
Beweisaufnahme selbst besorgt, wodurch sich das Verfahren wesentlich 
vereinfache. Dagegen ist zu bemerken, dass die behauptete Verein- 
fachung des Verfahrens durch Beweisaufnahmen seitens des Unter- 
suchungsorganes selbst, keine grosse Rolle spielt, weil dieselben in den 
meisten Straffällen gar nicht, in einer Minderzahl derselben immer nur 
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sehr vereinzelt vorzukommen pfle£:en, daher von einer Verschleppung 
oder Verzögerung des Verfahrens ernstlich nicht die Rede sein kann. 

Sollte übrigens in einer derartigen, über Antrag des Staatsanwaltes 
geflogenen richterlichen Beweisaufnahme eine gewiss unbedeutende 
Schattenseite des Frocessverf ahrens erblickt werden wollen, so steht der- 
selben wieder ein bedeutender Vortheil gegenüber, durch welchen jener 
Nachtheil weitaus aufgewogen wird. 

Wir meinen die volle Objectivität des die Beweisaufnahme besor- 
genden Richters, die wir, wie bereits mehrfach erwähnt wurde, von einem 
Untersuchungsrichter nie voraussetzen dürfen. 

Nur der „ersuchte", nicht aber der „untersuchende" Richter 
wird die Vernehmung des Zeugen, des Beschuldigten,, die Aufnahme 
des Augenscheines und des Sachverständigenbefundes so durchführen, 
wie es zu geschehen hat, ima. eine objective, verlässliche Grund- 
lage für die Endentscheidung des Straff alles zu gewinnen; von dem 
die Untersuchung selbst führenden „Richter" darf die hiezu nothwendige 
Unbefangenheit nie erwartet werden. 

Letzterer wird immer seine Auffassung, seine Kenntniss von der 
Sache der von ihm vorgenommenen Feststellung beimengen, während 
dieser grosse Uebelstand bei dem von \ma empfohlenen Verfahren ver- 
mieden werden wird. 

Selbst, wenn zugegeben werden müeate, dass durch den Unter* 
suchungsrichter vorgenommene Feststellungen sich d^n Untersuchungs- 
verfahren leichter und bequemer einfügen lassen, als jene richterlichen 
Feststellungen, deren Vornahme der verfolgende Staatsanwalt erst zu 
erwirken haben wird — immer wird der letzteren Procedur der Vor- 
zug eingeräumt zu werden haben, da nur diese und nicht jene die Ob- 
jectivität der Beweisaufnahme zu verbürgen vermag. 

Ein weiteres wichtiges Moment, welches für die staatsanwalt- 
schaf tliche Untersuchung spricht, ist folgendes. 

Es sollte nicht weiter gestattet sein, dass gerade in den wichtig^eren 
Straffällen der Staatsanwalt seine folgenschwere Entschliessung, ob er 
die Verfolgung einstellen oder die Anklage erheben solle, nicht auf die 
von ihm selbst gewoimene Anschauung und Ueberzeugung von der Sach- 
lage, sondern auf geschehene Aufzeichnungen anderer Organe zu stützen 
habe. 

Ist die „U nmittelbarkeit" als ein imerlässliches Gorrelat 
der Rechtsprechung im Hauptverfahren nunmehr allseitig anerkannt, 
so hat auch die Einstellimg der Verfolgung und die Erhebung der An- 
klage auf der unmittelbar gewonnenen Kenntniss der Ergebnisse des 
Vorverfahrens zu ruhen. 

Die Ueberzeugung, dass jemand einer Strafthat so dringend ver- 
dächtig sei, dass gegen ihn die Anklage erhoben werden könne, differirt 
keineswegs so bedeutend von der Ueberzeugung von der Schuld des 
Verfolgten, dass sich letztere auf unmittelbare Kenntniss der Beweise 
stützen müsste, während für die erstere die blosse Kenntnissnahme von 
Darstellungen genügt, welche, so umfassend sie auch s^n mögen, kein 
auch nur entfernt richtiges Bild von den Ergebnissen des Verfahrens 
zu geben im Stande sind. 
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Nicht selten hört man den Staatsanwalt seinem Bedauern darüber 
Ausdruck geben, dass er vor seiner Entscheidung über die Erhebung der 
Anklage oder über die Einstellung des Strafverfahrens den Beschul- 
digten, die Zeugen, die Sachverständigen, nicht gesehen und nicht ge- 
hört, dass er dem vorgenommenen Augenschein und dem durchgeführten 
Sachverständigenbeweis nicht selbst beigewohnt habe, dass er sich von 
der Persönlichkeit des Beschuldigten nach den blossen Acten eine andere 
Vorstellung gemacht habe, als jene, die er sich nach durdigeführter 
Hauptverhandlung bilden musste u. s. w. 

Wir finden diese Klagen so natürlich, wie wir das heutige System, 
nach welchen der Untersuchungsrichter die Beweise sammelt, der Staats- 
anwalt aber siejcur Grundlage im sein weiteres Vorgehen zu nehmen 
habe, für uimatürlich halten müssen. 

Die so vielfach zutage tretende Differenz der Anschauung des 
Staatsanwaltes und des Untersuchungsrichters bezüglich der Schuld oder 
der Nichtschuld des Verfolgten sollte endlich die Aufmerksamkeit auf 
dieses bedeutende Gebrechen des heutigen Strafverfahrens lenken; es 
klagrt der Staatsanwalt oft, wo er nicht klagen sollte, und er unterlässt 
häufig die Anklage dort, wo sie anzubringen war. 

Derlei Inconvenienzen werden erst dann sich vermeiden lassen, 
wenn die Beweissammlung zur Gänze in die Hand jenes Organes gelegt 
sein wird, das nach den Ergebnissen derselben sein weiteres Verhalten 
bezüglich der Verfolgung zu bestimmen hat — in die Hand des Staats- 
anwaltes! Dieser Grundsatz wird in jeder der so verschiedenen Arten 
des rechtlichen Verfahrens verwirklicht, überall sehen wir die 
Partei mit der Aufgabe der Beweissammlung betraut; es ist nicht 
abzusehen, warum gerade im Straf verfahren von diesem natürlichen, 
einfachen und richtigen Grundsatze Abstand genommen werden soll! 

Die von uns — oben Seite 31 u. ff. — dargelegte historische Ent- 
wicklung, welche zu dieser Form des Verfahrens geführt hat, ist eben ver- 
fehlt, und wenn dies, wie wir glauben, nicht verkannt werden kann, so 
hat die Natur der Sache berücksichtigt zu werden, welche mit innerer 
Nothwendigkeit darauf verweist, dass jede Partei sich ihre Kampfmittel 
selbst zu suchen und auszuwählen habe — eine Bolle, die im Straf- 
verfahren doch nur dem Staatsanwälte, nicht aber einem richterlichen 
Organe übertragen werden sollte. 

Unbedenklich legen wir aber auch die Anwendung der {>rocessualen 
Zwangsmittel, wie der Haus- imd Personsdurchsuchung, der Beschlag- 
nahme und jenes der Verhaftung in die Hand des Staatsanwaltes. 

Wir haben insbesondere die Verhaftungsbefugniss des Staatsan- 
waltes in unserer Darstellung „der Beformbedürftigkeit der Unter- 
suchungshaft^' bereits so eingehend vertheidigt, dass wir uns auf unsere 
damaligen Ausführungen hier nur einfach zu berufen haben. Wir sagten 
dort (S. 156 u. ff.): 

„Unseres Erachtens hat die Verhaftung durch den Staatsanwalt 
zu erfolgen, der in eine organische Verbindung mit der Sicherheitsbe- 
hörde einzutreten und als organischer Theil derselben im Strafverfahren 
den Untersuchungsrichter vollständig zu ersetzen hat. 

Dass dieser Staatsanwalt ein geeignetes Organ für die Ver- 
hängung der Untersuchungshaft sein wird, ist unschwer darzuthun. 
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Eine Untersuchungshaft, welche die Flucht des Beschuldigten zu 
verhindern bezweckt, hat nur dann einen Sinn, wenn sie recht- 
zeitig verhängt wird — nicht zu früh, wo sie überflüssig und 
zwecklos ist, und nicht zu spät, wo sie ihre Aufgabe nicht mehr zu 
erfüllen vermag. Die Fluchtgefahr rechtzeitig wahrzunehmen, kann aber 
nur Sache der Sicherheitsbehörde sein, in deren Organismus der Staats- 
anwalt die entsprechende Stellung einzunehmen haben wird; nur die 
Sicherheitsbehörde in ihrer vielgestaltigen, weitverzweigten und um- 
fassenden Organisation ist in der Lage, im Grunde einer richtigen Be- 
urtheilung von Personen und Verhältnissen die Haft zur Verhinderung 
der Flucht im passenden Momente als geeignetes Mittel zu erkennen 
und sofort in Vollzug zu setzen; ihr hiezu die Befugniss bestreiten und 
sie — Ausnahmsfälle abgerechnet — anzuweisen, den Befehl des Richters 
einzuholen und mit dem Angriffe bis zum FintrefPen desselben zuzu- 
warten, bedeutet vielfadi nichts Anderes, als den Zweck der Unter- 
suchungshaft im vorhinein illusorisch zu machen oder doch nicht un- 
erheblich zu gefährden. 

UnserexAnschauungnachhättesomitderStaats- 
anwalt die Verhaftung zu beschliessen und mittels 
der ihm organisch unterstehenden Siehe r.h e i t s b e- 
hördein Vollzug zu setzen, sobald die Verhältnisse 
so liegen, dassdie Flucht des -von ihm Verfolgten 
mit Grund zu besorgen ist. 

Für die Ausübung dieses Rechtes und für die Erfüllung dieser 
Pflicht trägt er dem an der Verfolgung der strafbaren Handlungen 
interessirten Rechtsstaate gegenüber die Verantwortung im Grunde 
seines öffentlichen Amtes und überdies hätte zum Zwecke der vollen 
Wahrung des Parteiinteresses des Verfolgten folgendes Verfahren platz- 
zugreifen. 

Sobald der Verfolgte an den öffentlichen, unter richterlicher Auf- 
sicht . . . stehenden Detentionsort abgeliefert wird, was innerhalb läng- 
stens 48 Stunden zu geschehen hätte, wäre er von dem Vorstande des 
Gefängnisses über das ihm zustehende Recht des Einspruches wider die 
Verhängung und dön Vollzug der Haft zu belehren und nun erfolgt 
über den angemeldeten Einspruch eine mündliche . . . und (der Regel 
nach) öffentliche Verhandlimg vor dem Gerichte darüber, ob die Unter- 
suchungshaft mit Recht verhängt wurde, ob sie fortzudauern habe oder 
ob sie gegen oder ohne Bürgschaft entfallen könne und ob und welche 
Entschädigung für eine unverschuldet erlittene Untersuchungshaft zu 
leisten sei." 

Ein derartig geordnetes rechtliches Verfahren würde allen Be- 
denken gegen die Handhabung der Untersuchungshaft durch den v&r- 
folgenden Staatsanwalt die Spitze abbrechen. 

„Sobald der Staatsanwalt und die demselben organisch unterordnete 
Sicherheitsbehörde unter der vollen amtlichen Verantwortlichkeit die 
Verhängung ' der Untersuchungshaft zu beschliessen und zu vollziehen 
haben, sobald über einen erhobenen Einspruch im Wege der contentiösen 
und öffentlichen Verhandlung von einem unbefangenen Gerichte ent- 
schieden wird, dem Verhafteten für die erlittene unverschuldete Unter- 
suchimgshaft ein Ersatzanspruch an den Staat eingeräumt ist, dann 
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mu88 der Angstruf und Nothschrei über staatsanwaltsehaftliche und 
polizeiliche Willkür verstummen. 

Denn nicht, dass vor der Reform des Straf processes die Sicher- 
lieitsbehörde die Yerhaf tungen vornahm, sondern dass sie für ihre Miss- 
grifie, für ihre Uebereilungen, für ihre inquisitorischen Künste, mittels 
der Verhaftung erst den Schuldigen zu eruiren — nahezu unverantwort- 
lich war, dem Bichter hiefür nicht Rede zu stehen hatte, keine Strafe, 
keine Verurtheilung besorgen muaste; das machte ihr Schalten und 
Walten unerträglich und brachte sie in mehr oder weniger verdienten 
Verruf. Man entferne nur diese zuletzt erwähnten IJebelstände, gebe 
der Sicherheitsbehörde und der mit ihr in organischer Verbindung 
stehenden Staatsanwaltschaft die volle Macht, die ihr gebührt — Con- 
sta tire aber auch die volle Verantwortlichkeit für ihre Acte und wir 
würden ein energisches, ziel- und zweckbewusstes Organ für die Verfol- 
gung im staatlichen Interesse gewinnen, ohne darumi die Freiheit der 
Bürger gefährdet oder auch nur bedroht zu sehen.'^ 

Für die Sicherimg der letzteren würde insbesondere durch die 
Statuirung der Pflicht zur Entschädigung für die unverschuldet erlittene 
Untersuchungshaft am wirksamsten Sorge getragen wer-den. 

Der — wohl erklärlichen — Neigung, den Interessen des Staates 
an der Verfolgung und Ahndung der strafbaren Handlungen mit Hint- 
ansetzung der Rechte des Beschuldigten zu dienen, kann kein wirkungs- 
voUerer Dämpfer aufgesetzt werden, als derjenige,' der in der Realisirung 
der Bestimmungen über die Entechädigungspflicht des Staates für die 
Erduldung unverschuldeter Untersuchungshaft . . . liegen muss ; das ver- 
haftende Organ muss gezwungen werden, das Interesse .... des 
Staates an der Vermeidung einer ungerechtfertigten Verhaftung 
ziffermässig in Erwägung zu ziehen, dann erst lässt sich eine heil- 
same Umgestaltung der Praxis im Geiste des Rechtes und des Gesetzes 
erwarten, während wir heute noch so vielfach der Missachtung der Rechte 
der freien Persönlichkeit im Strafverfahren begegnen. 

Diese Rechte würden erst bei Statuirung der Entschädigungspflicht 
des Staates für unverschuldete Untersuchungshaft, die ihnen gebührende 
Beachtung und Würdigung erfahren, und zwar mit Rücksicht auf das 
fiscalische Moment. 

Es ergibt nämlich die unbefangene, vorurtheilslose Beobachtung 
der Praxis, dass, wenn in unseren Tagen die Handhabung der Unter- 
suchungshaft eine mildere geworden, dies ungleich mehr der Rücksichts- 
nahme auf die Interessen des Staatsschatzes, als irgend welcher 
grösseren Sorge um die Rechte und Interessen des verfolgten Staats- 
bürgers zu danken ist; die Ueberftillung der Qefangenhäuser, die er- 
höhten Kosten der Erhaltung der Gefangenen, die Umständlichkeit der 
Ueberwachung derselben — das sind zu allermeist die Momente, die 
heutä von der Verhaftung in zahlreichen Fällen Abstand nehmen lassen, 
in denen man dieselbe früher unbedenklich für zulässig gehalt^i hätte. 

Wenn das verhaftende Organ, dem ja naturgemäss die Rücksicht 
auf die Staatsfinanzen nicht fremd ist, in Betracht ziehen wird, dass 
die über den Verdächtigen zu verhängende Untersuchungshaft, den Staat 
ersatzpflichtig machen kann, so wird dadurch eine, wenn auch vielleicht 
etwas unfreiwillige Rücksichtnahme auf den Beschuldigten zur Wirk- 
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samkeit grelangen, durch welche eine eweckmässige Handhabung der 
Untersuchungshaft nur gefördert zu werden vermöchte 

Die Befürchtung, dass hinwiederum die Rücksicht auf die Ver- 
pflichtung des Staates das verfolgende Organ veranlassen könnte, von 
der Verhaftung in Fällen abzusehen, in denen es ihrer dringend be- 
dürfen würde, diese Befürchtung hegen wir nicht; im entscheidenden 
Momente wird die begründete Besorgniss, dass eine Flucht in Aussicht 
stehe, den Ausschlag geben und der Verfolger, der sich seiner Pflicht 
bewusst ist, wird unbedenklich zur Verhaftung des Beschuldigten 
schreiten — während bei dem heutigen Stande der Praxis das richtige 
Verhältniss zwischen d^n staatlichen Interesse und dem Interesse des 
Einzelnen nicht jederzeit gewahrt wird." 

Mit einer derartig geregelten Verhaftungsbefugniss des Staats- 
anwaltes w^en Fluchtverdachtes des Beschuldigten halten wir 
aber auch die Zahl der Zwangsmassregeln, die demselben bezüglich der 
persönlichen Freiheit des Beschuldigten zustehen sollen, für erschöpft. 

Im Sinne unserer ausführlichen Darstellungen: Reformbedürftig- 
keil der Untersuchungshaft — S. 13 bis 78 — verwerfen wir die Haft- 
gründe der Ergreifung auf frischer That, der CoUusionsgef ahr und der 
Gefahr der Wiederholung einer Uebelthat. 

Der Haftgrund der Ergreifung auf frischer That ist ein blosses 
Rudiment des alten Verfahrens der sogenannten handhaften That, füt 
welches man in unseren Tagen vergeblich auch nur einen Schein von 
Berechtigung suchen würde. Die sogenannte Collusionsgefahr kann 
keinen Anspruch auf Anerkennung erheben, weil ihre Verhängung sich 
als eine torturähnliche Massregel darstellt, die in ganz unzulässiger 
Weise in das Recht des Beschuldigten eingreift und weil der durch ihre 
Handhabung beabsichtigte Zweck nie verwirklicht zu werden vermag — 
und ebenso verwerfen wir die Untersuchungshaft zur Vereitlung der 
Wiederholung des Verbrechens, weil die Sorge um Vermeidimg einer 
drohenden Uebelthat nur der Polizei, nicht aber jenen Behörden zu- 
kommt, die es nur mit der Repression der Uebelthaten zu thun haben. 

Kann auf diese Weise die Aufgabe des Staatsanwaltes, dessen 
Aufmerksamkeit nur auf Verhinderung der Flucht gerichtet zu sein 
braucht, wesentlich erleichtert, und das Schicksal des wegen Verdachtes 
einer Uebelthat Verfolgten wesentlich gemildert werden, dann bedarf es 
weiters nur einer zweck- und zielbewussten Handhabung^ der Bestim- 
mungen über die Cautionsleistung, um das Strafverfahren den 
Anforderungen der Gerechtigkeit entsprechend zu gestalten. 

Auch hier dürfen wir auf frühere Darstellungen (Reformbedürf- 
tigkeit der Untersuchungshaft, S. 117 u. ff.) verweisen, in denen wir die 
heutige Praxis, welche die Cautionsleistung zu einem «J'rivilegium der 
Reichen'' umgestaltet hat, auf das entschiedenste bekämpfen. 

Mah hat hier aus Bequemlichkeit gewisse schablonenhafte Mini- 
ma Isätze des Oautionsbetrages geschaffen, unter welche man nicht herab- 
gehen zu dürfen vermeint, wiewohl in den Strafprocessgesetzen keinerlei 
Anhaltspunkt für ein solches Vorgehen gegeben wird. 

Diselben verlangen nur die Leistung eines solchen Oautionsbe- 
trages, der geeignet ist, das Verbleiben des Beschuldigten herbeizu- 
führen und darum sollten auch geringe Beträge als hinreichende 
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Cautionsleistungen angesehen werden, sobald nur die Verhältnisse den 
Wahrscheinlichkeitsschluss gestatten, es werde der drohende Verfall des 
Geldbetrages den Verfolgten zur Leistung des processualen Gehorsams 
bestimmen. 

Wenn sonach der Dienstbote, der Arbeiter, der kleine Gewerbs- 
luann, seine Ersparnisse, und wären dieselben auch noch so gering, als 
Caution für die Gewährung der Freiheit anbietet, oder wenn jemand 
für den Beschuldigten Bürgschaft zu leisten erklärt, so soll ein solcher 
Antrag, was zur Stunde durchaus nicht immer zu geschehen pflegt, ge- 
wissenhaft geprüft und nach den vorhandenen Verhältnissen vollauf 
berücksichtigt werden. 

JN'och unbedenklicher, als die Verhaftung, sollte die Vornahme der 
Beschlagnahme, der Haus- imd Personsdurchsuchung, dem Ermessen 
des Staatsanwaltes anheimgestellt werden. 

Das Recht zur Vornahme dieser Zwangsmassregel wird dem Staats- 
anwälte schon von der geltenden Proeessgesetzgebung eingeräumt, nur 
wird esr hier auf den Fall „der Gefahr am Verzuge" eingeschränkt, 
während es dem Untersuchungsrichter gemeinhin, d. h. auch ausserhalb 
dieser „Gefahr", eingeräimit wird. 

Auch soll der Staatsanwalt verpflichtet sein, imter gewissen Um- 
ständen binnen kurzer Frist die richterliche Bestätigung der erfolgten 
Beschlagnahm« einholen' zu müssen, während der von dieser 
Processmassregel Betroflene jederzeit die richterliche Entscheidung über 
dieselbe hervorrufen kann. 

Wir können in diesen Bestimmungen, die, wie wir sehen, zumeist 
nur auf die Beschlagnahme, nicht aber auf die Haus- und Persons- 
durchsuchung sich beziehen, keinen besonderen Schutz für den BetrofFe- 
nen erblicken, um dessentwillen man sich scheuen müsste, die erwähnten 
Zwangsmittel dem Staatsanwalt allein zur Disposition zu stellen. 

Was zunächst das Erf ordemiss „der Gref ahr am Verzuge" betrifft, 
dessen es nach der heutigen Gesetzgebung bedarf, damit der Staats- 
anwalt die mehrerwähnten Zwangsmassregeln in Anwendung zu bringen 
befugt sei, so führt eine objective Betrachtung der Verhältnisse zu 
folgendem Ergebnisse. 

Die Beschlagnahme soll in erster Linie Gegenstände, welche als 
Beweismittel für eine Untersuchung von Bedeutung sein können, in amt- 
liche Verwahrung bringen und zu diesem Zwecke soll auch die Haus- 
und Personsdurchsuchung vorgenommen werden dürfen. 

Ist aber nun einmal ein amtliches Verfolgungsorgan der An- 
schauung, dass derartige Beweismittel vorhanden sein dürften und 
mittels der Haus- und Personsdurchsuchung der Wahrscheinlichkeit 
nach die Beschlagnahme dieser Beweismittel ermöglicht werden könnte, 
dann wird auch bereits ausnahmslos „die Gefahr am Verzuge** behauptet 
werden. 

Mit der Annahme, dass Gegenstände, welche als Beweismittel für 
die Untersuchung von Bedeutung sein können, vorhanden sind, und 
mittels der Haus- und Personsdurchsuchung au erlangen wären, ist die 
Besorgviss, dass dieselben, sei es zufällig oder durch eine absichtliche 
Beseitigung, für die Untersuchung verloren gehen könnten, in so natür- 
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lieber Weise verknüpft, dass auch sofort der Fall „der (3ef ahr am Ver- 
zuge^' als gegeben anznseben sein wird. 

Wenn daher die beutige Gesetzgebung den Staatsanwalt nur für 
den Fall „der Gefahr am Verzuge" zur Anordnung der Beschlagnahme^ 
der Haus- und Personsdurchsuchung, für berechtigt erklärt, so kann 
hierin allein kein grösserer Schutz des Verfolgten, der durch die Ver- 
üvirklichung unseres Vorschlages verloren gehen müsste, erkannt werden. 

Was nun aber den Unterschied betrifft, dass jetzt der Untersu- 
chungsrichter, nach unserem Vorschlage dagegen der Staatsanwalt, zur 
Anordnimg und Durchführung der Beschlagnahme, der Haus- und Per- 
sonsdurchsuchung, befugt sein soll, so verweisen wir auch hier zu Gunsten 
unseres Vorschlages auf die so oft hervorgehobene Stellung des Unter- 
suchungsrichters als ei nes Organes der Verfolgung. 

Es ist absolut kein Grund für die Annahme vorhanden, dass der 
Untersuchungsrichter in seiner Eigenschaft als Untersuchender für den 
Verfolgten grössere Rücksichten werde vorwalten lassen, als der 
Staatsanwalt. 

Ja, wir gehen unbedenklich um einen Schritt weiter, wir behaupten, 
dass der Untersuchungsrichter durch seine Position nicht zu einer 
grösseren Bücksichtnahme auf die Person des Beschuldigten, sondern 
nur zu einer grösseren Aengstlichkeit und Vorsicht hinneigt, die ibTn die 
Aufsuchung, Sammlung und Anhäufung von Beweismitteln sogar un- 
entbehrlicher erscheinen lassen wird, als dem Staatsanw^alt. 

Ist dies aber der Fall, dann ist wohl die Annahme nicht unge- 
gründet, dass der Untersuchimgsrichter noch unbedenklicher an die Be- 
schlagnahme, an die Haus- und Personsdurchsuchung herantreten 
dürfte, als selbst der Staatsanwalt. 

Hiezu kommt aber noch ein weiteres, wichtiges, bisher noch so 
wenig gewürdigtes Moment I 

Der Schutz, den die verschiedenen Processgesetze dem Verfolgten 
gegen eine ungerechtfertigte Beschlagnahme, gegen eine Haus- und 
Personsdurchsuchung gewähren, ist ein sehr dürftiger. 

Hat der Untersuchungsrichter die erwähnten Zwangsmassregeln an- 
gewendet, so statuirt man im günstigsten Falle die Zulässigkeit einer 
Beschwerde an das Gericht, über welche im Geheimen verhandelt und 
in kurzem Wege ohne Anhörung des Betroffenen, ohne jede Beweisauf - 
name, abgesprochen wird — ein Verfahren, das fast ausnahmslos zur 
Bestätigung der durchgeführten Zwangsmassregel führt. 

Man gibt sich in consequenter Verkennung der Stellung des Un- 
tersuchungsrichters dem Wahne hin, dass der Schutz des Beschuldigten 
eben bereits darin gelegen sei, dass ein ,3ichter" die Beschlagnahme 
verfügt, die Haus- und Personsdurchsuchung angeordnet und vielleicht 
auch vollzogen habe. 

Ist dagegen eine solche Zwangsmassregel von dem Staatsanwälte 
selbst oder von einem Hilfsbeamten desselben verfügt worden, so lässt 
man es sich in der Hegel an einer einfachen Bestätigung der durch- 
geführten Massregel seitens des Untersuchungsrichters genügen, deren 
„Einholung" in der formlosesten Weise erfolgt und die auch fast aus- 
I nahmslos ertheilt wird. 
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Nach unserem Vorschlage hätte sich nunmehr das Verfahren zum 
Schutze des Betroffenen in diesen Fällen anders zu gestalten. 

So entschieden wir für eine Actionsfreiheit des Staatsanwaltes 
als des Verfolgers eintreten und eine bevormundende — selbst richter- 
liche, vorangehende oder begleitende Controle seiner Thätigkeit per- 
horresciren, so wünschen wir anderseits, dass jede Zwangsmassregel, die 
er gegen die Person des Beschuldigten oder gegen eine dritte Person 
aus Anlass einer von ihm geführten Untersuchung unternimmt, einer 
unbefangenen richterlichen Prüfung, die über Ver- 
langen des Beschuldigten sofort zu erfolgen hat, unterworfen 
werde. 

Es hat in einem solchen Falle ein contentiöses imd mündliches und 
so weit es besondere Verhältnisse nicht unmöglich machen, auch 
öfFentliches Verfahren vor einem GrerichtscoUegium stattzufinden, das 
darüber zu erkennen hat, ob die durchgeführte Zwangsmassregel zu 
bestätigen sei und ob im Falle der Verneinung dieser Frage eine Ent- 
schädigung dem Betroffenen zuzuerkennen wäre. 

Die Verhältnisse liegen bei der Beschlagnahme und der Haus- und 
Personsdurchsuchung fast genau so, wie bei der Verhaftung; erst dann 
wird eine Kücksichtnahme seitens des verfolgenden Organes auf die 
Interessen des Verfolgten eintreten und sich geltend machen, wenn der 
Staat für die ungerechtfertigte Vornahme dieser Verfolgungsmass- 
regel in materieller Beziehung aufzukommen haben wird — das Gesetz 
zum Schutze des Hausrechtes, welches übrigens auf die Zwangsmass- 
regel der Beschlagnahme keinen Bezug nimmt, reicht zu dem nöthigen 
Schutze nicht aus, weil es ein strafrechtliches Verschulden seitens des 
amtlichen Organes zur Voraussetzung hat, während der Verfolgte auch 
gegen den Uebereifer des amtlichen Verfolgers, gegen die aus ünkennt- 
niss der Gesetze hervorgegangenen Missgriffe des mit der Untersuchung 
betrauten amtlichen Organes geschützt zu werden hat. *) 

Mit Unrecht dürfte gegen die Statuirung einer solchen Bestim- 
mung das Bedenken wegen der Kostenfrage erhoben werden wollen; er- 
füllen die verfolgenden Organe — Sicherheitsbehörde und Staatsanwalt 
— ihre Pflicht, dann kann der Staat zu keinerlei Entschädigung heran- 
gezogen werden; verletzen sie aber dieselbe und fügen sie hiedurch dem 
Beschuldigten oder einer dritten Person einen erweislichen Schaden zu, 
dann kann die Pflicht zur Entschädigung an die Betroffenen durch 
keinerlei Bedachtnahme auf die Kostenfrage umgangen werden. Wenn 
eine Entschädigung für unverschuldet erlittene Untersuchungshaft ge- 
setzlich normirt erscheint, so muss neben ihr auch eine Entschädigung 
für eine ungerechtfertigte Haus- und Personsdurchsuchung statuirt 
werden — der gute Name und selbst die Erwerbsf ähigkeit können durch 
eine derartige Processprocedur sehr erheblich geschädigt werden, weshalb 



*) Ein Novom wäre die von uns vorgeschlagene Bestimmung übrigens nicht 
zu nennen. So bestimmt beispielsweise in Presssachen § 491 der Osterreichischen 
Stra^rocessordnung: „Im Falle der Erlöschung oder Aufhebung einer von der 
Sicherheitsbehörde unmittelbar oder auf Veranlassung des Staatsanwaltes vorge- 
nommenen Beschlagnahme gebührt dem durch diese Beschlagnahme Beschädigten 
der Ersatz des erweislichen Schadens aus der Staatscasse " eine Be- 
stimmung, die durch jene des Gesetzes vom 9. Juli 1894 (§ 4) noch weiterhin 
ausgedehnt wurde. 
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auf die Statuirung eines Entschädigrungsanspruches in solchen Fällen 
nicht leichthin verzichtet werden sollte. 

Dio Besorgniss, dass die Staatscasse durch Leistung derartiger 
Schadenersätze allzusehr in Anspruch genommen werden würde, können 
wir, obgleich sie nicht entscheidend sein sollte, gleichfalls nicht gelten 
latöen. 

Beschlagnahmen, Haus- und Personsdurchsuchungen kommen nicht 
häufig vor und noch seltener kann der rechtmässige Grund zu Vor- 
nahme derselben bestritten werden — es dürfte sich also nur um wenige 
Fälle handeln, in denen das Gericht nach Billigkeitsrücksichten auf 
eine Entschädigungsleistung wird zu erkennen haben. 

Solche unbedeutende Opfer dürfen wohl dem Staate zugemuthet 
Verden, wenn es gilt, ein wichtiges Princip zur Geltung zu bringen, 
ohne welches die Hechtmässigkeit des Verfahrens kaum zu be- 
stehen vermag. 

Wir glauben auch endlich nicht, dass die von uns in Vorschlag 
gebrachte Institution dem verbrecherischen Querulantenthum irgend 
welchen Vorschub geben würde. 

Die Nothwendigkeit der Beschlagnahme, der Haus- und Persons- 
durchsuchung in bestimmten Fällen leuchtet auch den Verfolgten in so 
hohem Grade ein, dass sie, von der Nutzlosigkeit ihres Einspruches 
überzeugt, denselben auch zumeist unterlassen werden — es dürften 
also nur solche Fälle zur gerichtlichen Erörterung und Entscheidung 
gelangen, in welchen die Besorgniss, dass unzweifelhaft Bechte dur<^ 
diese Zwangsmassregel verletzt würden, nicht von der Hand gewiesen 
zu M'erden vermag. 

Hier wird aber das von uns vorgeschlagene Institut seine guten 
Dienste leisten! 

Die Vorzüge, die ein nach diesen Bestimmungen sich regelndes 
A''orverf ahren gegenüber dem heutigen Vorverfahren aller Länder bieten 
würde, sollten nicht länger verkannt werden. 

Der Staatsanwalt, im organischen Zusammenhange mit der Sicher- 
heitsbehörde, von der richterlichen Gewalt unterstützt und über- 
wacht, ist vollkommen geeignet zur Sammlung des Materials, dessen 
der Richter bei der Endentscheidung einer Strafsache bedarf; durch 
die Thätigkeit des Untersuchungsrichters wird die Vorbereitung nur 
complicirt und die Verfolgung in falsche Bahnen geleitet. 

Der Untersuchungsrichter tritt auf den Plan, um die Vorbereitung 
der Strafsache in die Hand zu nehmen, bevor noch die Sicherheitsbe- 
hörde ihre Arbeit gethan hat, und es ist ihm anderseits nicht vergönnt, 
die Frucht seiner eigenen Thätigkeit und seiner Bemühungen um den 
Erfolg in der von ihm geführten Untersuchung zu gemessen. 

So wird die Arbeit des einzelnen Organes von dem anderen 
nicht gefördert, sondern gekreuzt und jede Einheitlichkeit der vorbe- 
reitenden Thätigkeit zu niehte gemacht. 

Dieser Uebelstand des heutigen Verfahrens ist ein so offenkundiger 
und unleugbarer, dass er allseits zugegeben wird — gleichwohl ab^r 
zögert man, die gerichtliehe Voruntersuchung hauptsächlich daruim 
aufzugeben, weil man den durch eine bedeutende Vermehrung der 
Staatsanwaltschaften vergrösserten Kostenaufwand scheut! 
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Gegen ein derartiges ^finanzielles Argument anzukämpfen, fällt 
schwer; nur das sei bemerkt, dass die Vorstellung von der Nothwendig- 
keit einer beträchtlidien Vermehnmg der Staatsanwaltschaften be^ 
deutend übertrieben wird und dass ein grosser Theil des Aufwandes für 
die Vermehrung der Zahl der Staatsanwälte durch die Ersparnisse 
hereingebracht werden würde, welche die Aufhebung des Institutes der 
Untersuchungsrichter naturgemäss zur Folge haben müsste. 

Und selbst, wenn dies nicht der Fall sein sollte, wenn sich die 
Kosten einer rationellen Straf-Justizpflege als bedeutende darstellen 
würden — müsste nicht ein solches Opfer gebracht werden, wenn hie- 
durch das vorbereitende Verfahren wesentlich vereinfacht, be- 
schleunigt und überdies zweckmässiger ausgestaltet werden würdet 

Die Natur der Sache weist dem Staatsanwälte die Vorbereitung 
der Anklage zu, dieselbe ihm vorzuenthalten, und sie dem Untersu- 
chungsrichter zur Gänze oder auch nur zum Theile einzuräumen — 
ein solches System sollte nicht länger aufrecht erhalten bleiben! 

Gegenüber der so skizzirten Stellung des Staatsanwaltes, wird nmi- 
mehr jene des Vertheidigers, wie wir uns dieselbe in dem zu reformir en- 
den Verfahren denken, darzulegen sein. 

Für ein staatliches Vertheidigungsamt, dessen Mitglieder 
in jedem Strafprocesse thätig zu werden hätten, um die entlastenden 
Momente zu Gunsten des Beschuldigten zu sammeln, für die Verwirk- 
lichung dieser Lieblingsidce OrtloflPs und anderer Criminalisten, ver- 
mögen wir nicht einzutreten; der Zweck des Strafverfahrens ist der 
Hauptsache nach denn doch nur die Verfolgung einer Person, zu 
welcher die aufgekommene Möglichkeit der Schuld den rechtlichen 
Anlass gibt. 

Zur Verwirklichung dieser Idee der Verfolgung hat ein beson- 
deres staatliches Organ geschaffen zu werden — aber eben dämm ist 
es unthunlich, gleichzeitig auch eine amtliche Vertheidigung 
zu schaffen, weil doch das Strafverfahren nicht zugleich einem ent- 
gegengesetzten Zwecke zu dienen vermag. 

Die Vertheidigrung kommt nur so weit in Betracht, als es geboten 
erscheint, die Verfolgung auf das gerechte Mass zu beschränken; für 
diesen Nebenzweck bedarf es keines amtlichen Vertheidigers, der von 
Anfang an die Verfolgung mit gleichen Schritten zu verfolgen hätte. 

Auch die Cooperation des Vertheidigers bei allen wichtigeren 
Untersuchungsacten, wie sie unter dem Kamen der sogenannten contra- 
di dorischen Voruntersuchung in unseren Tagen gefördert zu werden 
pflegt, vermögen wir nicht zu billigen, sie bringt, wie nunmehr die mit 
dem französischen Gesetze vom 8. December 1897 gemachten Erfah- 
rungen dargethan haben, dem Beschuldigten keinen Nutzen, drängt den 
Staatsanwalt vollständig in eine Parteistellung wider den Verfolgten 
und verzögert den Gang des Strafverfahrens in einem sehr bedeutenden 
Masse. 

Der Verfolgung muss freie Bahn gegeben werden, die p a r t e i- 
mässige Bestreitung der Stichhältigkeit des von ihr gesam- 
melten Beweismaterials kann nicht schon im Laufe des vorbereitenden 
Verfahrens, sondern immer erst im Laufe der vor dem erkennenden 
Gerichte abgeführten Hauptverhandlimg zur Wirksamkeit gelangen. 

lieber einige Reformen des Vorverfahrens im modernen Strafprocesne. 1^ 
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Dagegen muss es dem Beschuldigten freigestellt werden, sich, so- 
bald die Verfolgung gegen ihn eingeleitet wird, was der Staatsanwalt 
demselben sofort bekanntzugeben hat, einen Vertheidiger zu bestellen 
und dem Gerichte, das zur Durchführung der Hauptverhandlung be- 
stimmt ist, namhaft zu machen. 

Die Befugnisse eines solchen Vertheidigers könnten, so weit es 
sich nicht um die Ausübung einer Zwangsgewalt handelt, die ihrer 
Natur nach nur dem staatlichen Verfolger vorbehalten sein kann, keine 
geringere sein, als jene des Staatsanwaltes. 

Es müsste ihm freigestellt sein, zu seiner Information den Be- 
schuldigten, Zeugen und Sachverständige zu hören und einen Augen- 
schein vorzunehmen und er müsste 'auch das Recht haben, die Fest- 
Btellimg gewisser Beweise zu verlangen, sobald er darthut, dass die- 
selben in der Hauptverhandlung nicht mehr vorgeführt werden können. 

Diese Thätigkeit kann sich neben der des Staatsanwaltes ohne 
jede Störung und Beeinträchtigung derselben geltend machen. 

Was sie in imseren Tagen erschwert, ist die Stellung, welche 
dem Vertheidiger nach traditionellen Anschauungen imputirt zu 
werden pflegt. 

Unter dem noch immer nicht überwundenen Einfluss des alten 
Inquisitionsprocesses bringt man der Thätigkeit des Vertheidigers ein 
grosses Misstrauen entgegen imd befürchtet, dass sein Eingreifen der 
Hauptsache nach nur darauf gerichtet ist, den Sachverhalt zu ver- 
dunkeln, die gegen den Beschuldigten zeugenden Personen zu ver- 
wirren, sie einzuschüchtern und — nach Umständen auch falsche Zeugen 
zu werben. 

An diesem Verdachte krankt die Mitwirkung des Vertheidigers im 
vorbereitenden Verfahren, während er der Thätigkeit des 
Vertheidigers in der Haupt Verhandlung nicht mehr oder doch nicht in 
demselben Masse anhaftet, weil hier die Intervention schon seit längerer 
Zeit als gesetzlich zulässig erkannt wurde. 

Eine Besserung dieser Verhältnisse, welche die rationelle Entwick- 
lung des Strafverfahrens wesentlich beeinträchtigen, sollte von zwei 
Punkten aus in Angriff genommen werden. 

Zunächst vom Standpunkte der Gesetzgebung, welche der Be- 
deutung und Wirksamkeit der Vertheidigung Rechnung zu tragen und 
der Thätigkeit des Vertheidigers nicht die bisherigen Grenzen ziehen 
darf. 

Dieselbe darf in der Phase der Vorbereitung der Anklage nicht 
mehr von irgend welchem Ermessen eines Untersuchungsorganes abhän- 
gig sein, vielmehr muss ihm jede Thätigkeit gestattet werden, die nicht 
mit straf gesetzlichen Bestimmungen collidirt; es muss anerkannt 
werden, dass er das Recht und die Pflicht hat, alle Massregeln zu er- 
greifen, um das Interesse des Beschuldigten gegen eine ungerecht- 
fertigte Anklage zu wahren. 

Aber auch die Vertheidiger müssen sich ihres wahren Berufes, 
ihrer Stelliing in einem Rechtsverfahren bewusst sein; die Wahrung des 
Interesses des Beschuldigten tann und darf nur so weit gehen, als es 
das öffentliche Interesse auf volle Integrität der Art der Rechtsfindung 
gestattet. 
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Unlautere Machinationen gegenüber Zeugen und Sachverstän- 
digen, illoyale Beeinflussungen der öffentlichen Meinung zu Gunsten 
des Beschuldigten, muss sich der Vertheidiger versagen; die Vertheidi- 
gung darf ihm nicht ausschliesslich eine Quelle des Gelderwerbes, ein 
Anlass zur Befriedigung persönlicher Eitelkeit sein, sondern die Aus- 
übung eines püichtmässigen Berufes, in der er nur dem Bechte zu 
dienen hat. 

Werden diese Bedingungen gewissenhaft und strenge erfüllt, so 
kann die Mitwirkung des Vertheidigers am Verfahren dasselbe weder 
verwirren, noch irgendwie gefährden. 

An der Möglichkeit einer solchen loyalen Thätigkeit des Verthei- 
digers darf nicht gezweifelt werden; die Auswüchse sind leicht zu be- 
seitigen, wenn sie einmal erkannt und in ihrer Gefährlichkeit gewürdigt 
sein werden. 

Auch das Bedenken, welches darauf verweist, dass der arme und 
mittellose Beschuldigte keinen Vertheidiger finden wird, während er 
dem Vermögenden zur Verfügung steht; auch dieses Bedenken wird in 
seiner Bedeutung weitaus überschätzt; in den seltensten Fällen ver- 
langt der Beschuldigte einen Vertheidiger, er begnügt sich, wenn er 
sich schuldlos fühlt, mit dem Bewusstsein, dass der erkennende 
Richter ihm sein Recht nicht vorenthalten werde; ja er bringt manch- 
mal auch dem amtlichen Verfolger das Vertrauen entgegen, dass 
es diesem nur um die Sache, nicht aber um die Verfolgung als solche 
zu thun ist. 

In den wenigen Fällen, in welchen der Beschuldigte einen Ver- 
theidiger schon im Laufe des vorbereitenden Verfahrens in Anspruch 
nehmen wird, kann die Thätigkeit von Schutzvereinen 
genügen, wenn dieselbe die Beigebung eines Vertheidigers von einer 
Prüfung der Sachlage abhängig machen, mit welcher die Standesver- 
tretung der Anwälte zu betrauen wäre. 

Ein solches Organ wird ohne besondere Schwierigkeit jene Fälle 
bezeichnen, in welchen um ihrer Complicität willen schon im Laufe 
der Vorbereitung die Thätigkeit eines Vertheidigers nothwendig 
oder doch von Belang sein kann, und es wird in gleicher Weise das 
wahre Bedürfniss nach einem besonderen Rechtschutz von dem Queru- 
lantenthum zu unterscheiden wissen, welches die Thätigkeit möglichst 
\ieler Organe in Anspruch nimmt, um das Verfahren zu verzetteln und 
schwieriger und umständlicher zu gestalten. 

Den letztgenannten Personen die Beigebung eines Vertheidigers 
yon amts wegen in den Vorbereitungsstadien der Verfolgung zu ver- 
sagen, kann weder für unbillig, noch für hart angesehen werden und 
wird die Zustimmung aller rechtlich Denkenden finden müssen. 



Wird die Sammlung des Processmaterials dem Staatsanwälte, als 
dem zukünftigen Ankläger, überlassen, so gebührt ihm auch das Dispo- 
sitionsrecht über die eingeleitete Verfolgung und die Befugniss zur Er- 
hebung der Anklage. 

Für die Beschränkung des Diapositionsrechtes des Staatsanwaltes 
nach erfolgter Gerichtshängigkeit der Strafsache wird consequent nur 

10* 
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geltend gemacht: Es verlange es die „Würde" des Gerichtes, dass 
die einmal vor dasselbe gebrachte Angelegenheit, ihm nicht wieder will- 
kürlich über einfaches Verlangen des Verfolgers entzogen werde. 

Wir vermögen jedoch einen tieferen Sinn der die Würde des Ge- 
richtes angeblich wahrenden Bestimmung durchaus nicht zu ent- 
decken. 

Sobald es der Staatsanwalt ist, der die Angelegenheit aus freien 
Stücken gerichtsanhängn^g machen kann, so muss ihm auch die Bef ugniss 
zustehen, durch Rücktritt von der Verfolgung die Gerichtsanhängigkeit 
der Strafsache wieder aufzuheben — ihm diesfalls jede weitere freie 
Kntschliessung zu versagen und ihn nach erfolgter Gerichtsanhängigkeit 
von der Entscheidung des Gerichtes vollkommen abhängig machen zu 
wollen, widerspricht den primitivsten Anforderungen der Anklageform 
des Strafverfahrens. 

Nur, wenn das Gericht das Verfahren „von amtswegen" einzu- 
leiten hätte, erschiene es plausibel, auch den Abschluss desselben ledig- 
lich seiner Entscheidung anheimzugeben; sobald aber das Einschreiten 
des Gerichtes — der Hegel nach (da, wo es sich nicht um Gefahr am 
Verzuge handelt) — einen Verfolgungsantrag des Staatsanwaltes zur 
formellen Voraussetzung hat, kann die Hücknahme eines solchen Ver- 
folgungsantragcs nicht ohne entscheidenden Einfluss auf den weiteren 
Gang des Verfahrens bleiben. 

Das heutige System, welches das vorbereitende Verfahren theils 
ausschliesslich in die Hände des Staatsanwaltes, theils aber in seine 
Hände und in jene des Gerichtes legt, führt zu der Inconvenienz, dass 
der Staatsanwalt, da, wo er nicht verpflichtet ist, den Antrag auf Ein- 
leitung der gerichtlichen Untersuchung zu stellen, das Dispositionsrecht 
über die Verfolgung behält, dass er es aber einbüsst, sobald seinem 
Antrage auf Einleitung der gerichtlichen Voruntersuchung Folge ge- 
geben wird. 

Es ist darum natürlich, dass, wenn sich der Staatsanwalt nicht 
ausschliesslich von Bequemlichkeitsrücksichten leiten lässt, er es, schon 
um nicht in seiner Machtbef ugniss geschmälert zu werden, wohl ver- 
meiden wird, mit dem Antrage auf Einleitung der gerichtlichen Vor- 
untersuchung hervorzutreten — es wird also letztere nicht so sehr aus 
sachlichen Gründen, als je nach Gestaltung der persönlichen Neigungen 
und Bedürfnisse des Staatsanwaltes zur Wirksamkeit gelangen, wo- 
durch ihre vollkommene Entbehrlichkeit auch nach dieser Richtung 
dargethan erscheint. 

Auch die Befugniss zur Erhebung der Anklage kann nur dem 
Staatsanwälte zuerkannt werden. 

Dieses einfache System, welches der Natur der Sache so vollkom- 
men entspricht, dass es einer besonderen Rechtfertigung gar nicht zu 
bedürfen scheint, hat sich dort, wo es bisher durchgeführt wurde, wie 
beispielsweise in Oesterreich, vollkommen bewährt und es wird keinerlei 
Bedürfniss empfunden, die Versetzung in den Anklagestand von einem 
Beschlüsse des Gerichtes abhängig zu machen. Die Anschauung, dass 
es nur dem Richter zustehen könne, darüber zu erkennen, ob ein anderer 
Richter ein Definitive rkenntniss in einer Strafsache zu fällen habe, 
muss als eine antiquirte angesehen werden — der „anklagende" 
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Richter ist eine ebenso sonderbare Processfigur, als der untersu- 
chende Kichter. 

Mit dem Hinweise auf das englische Recht, welches in seiner 
stetigen historischen Entwicklung die richterliche Verweisung der er- 
hobenen Anklage vor das competente Gericht aufrecht erhalten hat, 
vermag jenes System nicht gerechtfertigt zu werden, weil eben die Ver- 
iiältnisse im englischen Strafverfahren ganz anders liegen, als auf dem 
Conti nente. 

Der englische Richter judicirt über die erhobene Anklage, in- 
dem er auf Grund derselben entweder sofort freispricht, oder auf eine 
geringere Strafe erkennt oder aber die Anklage an ein höheres Gericht 
verweist; das „Commitment^' des englischen Richters ist eine wahrhaft 
richterliche Entscheidung, während der gerichtliche Anklagebe- 
schluss des Continentes erst zu einer solchen zu führen hat, daher der 
Sache nach eigentlich ein Parteiantrag bleibt, von dessen Stellung 
das Gericht ausgeschlossen werden sollte. 

Insbesondere scheint uns, so weit es das Verfahren vor dem 
Schwurgerichte betrifft, jede Analogie zwischen dem englischen 
und continentalen Criminalprocesse, welche als Rechtfertigung für den 
richterlichen Anklagebeschluss zu dienen vermöchte, unzulässig 
zu sein! 

Das englische Schwurgericht verhandelt formal über die Anklage 
der grossen Jury, über jene des Coroner oder bei gewissen Staats- 
delicten über jene des Attorney General; in allen diesen Fällen liegt 
also eine wirkliche Anklage dem Schluss verfahren zugrunde, während 
nach vielen Gesetzgebungen der Staaten des europäischen Continentes 
eben nicht eine Anklage als solche, sondern eine wirkliche richterliche 
Entscheidung dem mit der Fällung des Endurtheiles betrauten Gerichte 
vorgelegt wird; nicht also die Partei im Processe, sondern in Wirk- 
lichkeit der Richter klagt. 

Fehlt es somit an der Möglichkeit, das System der richterlichen 
Anklagebeschlüsse durch den Hinweis auf das Vorbild des englischen 
Rechtes rechtfertigen zu können, so wird es sich weiters um die Frage 
bandeln, ob jenes System geeignet ist, dem Beschuldigten einen aus- 
giebigem Schutz gegen mangelhaft fundirte Anklagen zu bieten, als das 
System, nach welchem die Erhebung der Anklage bloss dem Staatsan- 
wälte überlassen zu werden hat. Auch diese Frage glauben wir aus 
guten Gründen verneinen zu dürfen. 

Sobald der Staatsanwalt weiss, dass sein Antrag auf Versetzung des 
Beschuldigten in den Anklagestand zuvor noch die richterliche Bestäti- 
gung zu finden hat, so wird er denselben unbedenklicher stellen, als 
er die Anklage unmittelbar erheben würde — und anderseits wird 
wieder das Gericht keinerlei Anstand nehmen, einem Antrage des 
Staatsanwaltes auf Erhebung der Anklage Folge zu geben. 

Bei einer solchen wechselseitigen Ziischiebimg der Verantwortung 
für die Versetzung in den Anklagestand, muss das Interesse des Be- 
schuldigten weit schlechter wegkommen, als wenn entweder der Staats- 
anwalt, oder wenn der Richter für sich allein über die Erhebung der 
Anklage schlüssig zu werden hat. 
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Die Form der Erhebuug der Anklage sollte eine möglichst ein- 
fache sein; die Bezeichnung der That mit einer kurzen Begründung, in 
v/elcher der Sachverhalt, wie er sich aus der Anzeige oder aus den im 
Vorverfahren geschehenen Aufzeichnungen ergibt, hätte zu genügen« 

Alles Andere, was nach der heutigen Praxis vielfach in die An- 
klageschrift des Staatsanwaltes aufgenommen zu werden pflegt, ist 
theilweise unnützes, zum Theile auch schädliches Beiwerk der Anklage, 
durch welches vornehmlich der Beschuldigte gefährdet zu werden 
vermag. 

Da die Anklageschrift des Staatsanwaltes zu Beginn der Haupt* 
Verhandlung verlesen zu werden hat und zumeist die Basis für die Be- 
urtheilung der thatsäclilichen Momente des Straffalles bildet, so be- 
einflusst ihr Inhalt vielfach die zu fällende Entscheidung. Enthält sie 
bereits eine ausführliche Begründung der Anklage, widerlegt sie, wie 
dies vielfach zu geschehen pflegt, bereits eingehend die Vertheidigung 
des Beschuldigten, so kann hiedurch die Lage desselben sehr beein- 
trächtigt werden. 

Seine Verantwortung begegnet dann im vorhinein sofort dem 
Zweifel und Miss trauen luid er ist dann nicht mehr im Stande, die ihm 
drohende Verurtheilung abzuwenden oder auch nur zu mildern. 

Diese Gefahr tritt für den Beschuldigten insbesondere im schwur- 
gerichtlichen Verfahren hervor. Vielfach unvermögend, dem Vortrage 
und der Darstellung des Falles bei der Hauptverhandlung selbst mit 
vollem Verständnisse zu folgen, bietet dem Geschworenen die Publication 
eines ausführlichen und wohlmotivirten Anklagesclirift die willkom- 
mene Gelegenheit, sich aus den Tagesblättern über den zu seiner Be- 
urtheilung vorliegenden Fall zu instruiren. 

So lernt der Geschworene den Straffall zunächst vom Standpunkte 
des Verfolgers kennen und um seine Unbefangenheit ist es dann natür- 
lich recht übel bestellt. 

Erscheint es zulässig, das Verfahren vor dem erkennenden Ge- 
richte mit einer ausführlichen Darstellung zu Gunsten der Anklage 
einzuleiten, so würde es nur der Unparteilichkeit und Gerechtigkeit 
entsprechen, wenn der Verlesung der Anklageschrift die Verlesung 
einer Vertheidigungsschrift des Beschuldigten auf dem Fusse folgen 
vA'iirde. 

Muss aber eine solche Procedur wegen ihrer Umständlichkeit aus- 
geschlossen werden, so sollte auch von der Verlesung der Anklageschrift 
Umgang genommen werden; es genügt vollkommen, wenn das Gericht 
mit der einfachen Thatsache, dass der Staatsanwalt wegen einer nach 
Zeit und Ort bestimmten That die Anklage erhoben, bekannt gemacht 
wird; die Darstellung der Beweise für die Schuld oder Nichtschuld des 
Angeklagten hat lediglich das Beweisverfahren in der Hauptverhand- 
liing selbst zu liefern. 

Zum Schlüsse wird endlich von der Frage zu sprechen sein, ob 
gegen die erhobene Anklage ein Rechtsmittel für zulässig erklärt 
werden soll? 

Unbedingt ist diese Frage zu bejahen, so weit es sich um eine 
I'rivatanklage handelt. 
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Einer Privatperson, welche Genugthuung für ein verletztes Recht 
fordern zu können glaubt, kann man es unter keinerlei Umständen 
anheimstellen, dass dieselbe ohne jede richterliche Controle den von 
ihr Beschuldigten den Besehwerden und Gefahren einer Hauptver- 
handlung aussetzen dürfe; Hass, Leidenschaft, verletzte Eitelkeit, ja 
selbst Habsucht imd Neigung zur Erpressung können die Triebfeder 
zur Anstrengung einer chicanösen Anklage sein, durch welche das Ge- 
richt unnöthig behelligt und der Verfolgte überdies der Gefahr einer un- 
gerechtfertigten Verurtheilung preisgegeben werden kann; hier bedarf 
es also unzweifelhaft einer Schutzwehr für den Beschuldigten, die ihm 
durch die Gewährung des Hechtes des Einspruches gegen die Anklage 
geboten zu werden hat. 

Es ist Sache des Privatanklägers, bei erhobenem Einsprüche vor 
der höheren richterlichen Behörde darzuthun, dass die von ihm erhobene 
Anklage gegründet sei und dass er mit einem gewissen Grade von Wahr- 
scheinlichkeit auf den Erfolg derselben rechnen dürfe andernfalls ihr 
von dem Gerichte nicht Folge zu geben wäre 

Anders verhält sich die Sache bezüglich der vom Staatsanwälte 
als öffentlichen Ankläger intendirten Anklage. 

Eine Keihe von Gründen würde dafür sprechen, es von der Ge- 
währung eines Kechtsmittels gegen die Anklage des Staatsanwaltes sein 
Abkommen finden zu lassen. 

Zunächst wohl der, dass der Staatsanwalt pflichtgemäss und 
in Erfüllung seines Amtes die Intensität des gegen den Beschuldigten 
hervorkommenden Verdachtes und die Möglichkeit der Verurtheilung 
2a prüfen habe. 

Sodann die Erwägung, dass ein etwaiger üebereifer des Anklägers 
sich nach einigen unvermeidlichen Misserfolgen bald und gründlich 
abkühle und überdies durch amtliche Unterordnung und hierarchische 
Stellung des Staatsanwaltes vielfach eingedänmit zu werden vermag. 

Auch die Praxis zeugt nicht von einem besonderen Bedürfnisse 
nach einer richterlichen Ueberprüfung der Anklage. 

Zwar fehlt es in den Ländern, in welchen den Gerichten die Er- 
hebung der Anklage anheimgestellt wird, im Allgemeinen an einer 
statistischen Feststellung des Verhältnisses der von der Staatsanwalt- 
schaft überreichten Anklageschriften zu den von den Gerichten ge- 
fassten Anklagebeschlüssen, indess darf ohne jedes weiteres Bedenken 
wohl angenommen werden, dass die erwähnten Beschlüsse sich der 
Regel nach den Anklageschriften der Staatsanwaltschaften vollkommen- 
anschliessen, so dass selbst hier die Staatsanwaltschaft als die eigent- 
liche Anklagebehörde fungirt und dem Beschlüsse des Gerichtes zumeist 
nur eine formale Bedeutung zuerkannt werden kann. 

Gleichwohl überwiegen die Gründe, welche dafür sprechen, 
dass ein Rechtsmittel gegen die von der Staatsanwaltschaft zu erhebende 
Anklage für zulässig erklärt werde. 

Wir haben diese Gründe bei der Erörterung der Bestimmungen 
der geltenden österreichischen Strafproccssordnung ausführlich dar- 
gelegt, berufen uns hier auf dieselben und fügen nur hinzu, dass uns 
das Vertrauen in die Objectivität der Staatsanwaltschaft noch nicht 
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in jenem Masse gefestigt erscheint, um ihr das ganz uneingeschränkte 
Anklagerecht zugestehen zu können. 

Wenn wir den von dem Staatsanwälte schriftlich aufgenommenen 
Aussagen der Zeugen, der Sachverständigen und der Beschuldigten die 
Ecweiskraf t für die Hauptverhandlung versagen und die Xoth wendigkeit 
der richterlichen Feststellung für dieselben in Anspruch nehmen, so 
haben wir auch keinen Anlass, dem Beschuldigten zu verwehren, sich 
gegen die erhobene Anklage auf den Ausspruch eines höheren, mit der 
Strafuntersuchung nicht befassten Bichters zu berufen. 

Die Gesammtheit der von uns entwickelten Anschauungen über- 
blickend, beantworten wir daher die eingangs dieser Abhandlung ge- 
stellte Frage: „In welcher Art soll (in grösseren und mittleren Straf- 
sachen) das vorbereitende Verfahren und die Versetzung in den An- 
klagestand reformirt werden, um die grösstmöglichste Garantie für die 
"Wahrung der persönlichen Freiheit des Beschuldigten und für die Ent- 
deckung der Wahrheit zu bieten", dahin . 



Die Sammlung des Processmateriales und die Er- 
hebung der Anklage ist dem Ankläger zu überlassen; die 
Ingerenz des Richters hat sich im Laufe des Vorverfahrens 
auf die Feststellung jener Beweise, die in der Hauptver- 
handlung nicht wiederholt werden können, und über An- 
langen des Beschuldigten auf die Prüfung der gegen ihn 
zur Anwendung gelangten Zwangsmassregel und der etwa 
erhobenen Anklage zu beschränken. 



Schlussbemerkung. 

Die Frage bezCLglich der Reform des Vorverfahrens ist zuletzt auf der 
VIII. Versammlung der Deutschen Landesgruppe der Internationalen criminalistischen 
Vereinigung (am 18. April 1902 in Bremen) zur Erörterung gelangt. 

Wir bedauern, dass der Bericht über die Discussion und Beschlussfassung 
zur Zeit, als diese Abhandlung in den Druck gehen rousste, noch nicht in unseren 
Händen war, so dass wir uns diesfalls auf eine sehr gedrängte Darstellung nach 
unzulänglichen Mittheilungen der Tagespresse und auf eine Reproduction dessen, 
was uns in persönlicher Erinnerung geblieben ist, beschränken müssen. 

Das Ergebniss der lebhaft gef&hrten Erörterung scheint uns kein den Grund- 
gedanken unserer Reformvorschläge ungünstiges gewesen zu sein, wenn auch formal 
der Antrag zur Annahme gelangt: ^Es sei vorläufig von einer endgiltigen 
Stellungnahme zu dem Problem abzusehen und der Vorstand der Internationiüen 
criminalistischen Vereinigung zu beauftragen, die Frage der Beform der Vor- 
untersuchung auf die Tagesordnung der nächsten Versammlung zu stellen und 
die Frage durch Einholung von Gutachten auch schweizerischer und österreichischer 
Juristen, vorzubereiten." 

Die vom Referenten Rosen feld der Versammlung vorgeschlagene, und 
von Felisch, Mittermaier und dem Verfasser dieser Abhandlung der Haupt- 
sache nach unterstützten Thesen lauten wie folgt: 

„I. Die gerichtliche Voruntersuchung als besonders abgegrenzter Theil des 
Vorverfahrens ist zu streichen, unter Beibehaltung der richterlichen Mit- 
wirkung im vorbereitenden Verfahren und weiteren Ausgestaltung desselben im 
Sinne der ParteiöflfentUchkeit. 
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n. Die Anffossiing des Beschuldigten als eines UntersnchnngsobjecteB ist 
durch die Gesetzgebnng mehr als bisher zurückzudrängen. 

Die Falle der nothwendigen Yertheidigong sind zu vermehren, indeia in 
allen wichtigeren Sachen anf Antrag des Bescholdigten, die nnentgeltliche Bei- 
ordnung eines Bechtsanwaltes oder Justizbeamten erfolgt. lieber dieses Recht ist 
der Beschuldigte bei der ersten Vernehmung zu belehren. 

Der Vertheidiger darf richterliche Beweiserhebungen beantragen und Polizei- 
behörden um Auskunft ersuchen. 

m. In allen FftUen der Untersuchungshaft ist binnen kürzester Frist nach 
Erlass des richterlichen Haftbefehles die förmliche Anklage zu erheben. Das 
Gericht hat alsdann sofort über die Fortdauer der Untersuchungshaft vorläufigen 
Beschluss zu fassen und im bejahenden Falle zugleich von amtswegen einen Ver- 
theidiger zu bestellen^. 

Wie wir hier sehen, ist der Unterschied zwischen der Auffassung Bosen- 
feld^s und der unsern in den Hauptpunkten kein wesentlicher; auch Eosenfeld 
stellt in seinen Reformanträgen die ,, Streichung** der gerichtlichen Vorunter- 
suchung voran, verzichtet aber darum. nicht auf die richterliche Mitwirkung 
im vorbereitenden Verfahren unter weiterer Ausgestaltung desselben im Sinne der 
Parte iöffentlichkeit. 

Wir stimmen dem Principe der richterlichen Mitwirkung im Vorverfahren 
zu, sobald es sich um Beweisaufnahmen handelt, von denen erst in der Haupt- 
verhandlung Gebrauch gemacht zu werden hat, und finden es natürlich, dass in 
einem solchen Falle der ParteiOffentlichkeit der breiteste Spielraum zugestanden 
werde. Nur würden wir diese ParteiOflfentlichkeit ausserhalb der Erbringung jener 
Beweise, die in der Hauptverhandlung nicht geführt werden können, nicht sta- 
tuiren wollen. 

Dieser Standpunkt scheint uns aber in den citirten Thesen nicht präcisirt 
zu sein, vielmehr lässt die Fassung derselben und der Nachdruck, der auf die 
Vertheidigung gelegt wird, vermuthen, dass Rosen feld der sogenannten contra- 
dictorischen Voruntersuchung nicht abgeneigt sei. 

Hierin vermochten wir aber nach unserer bereits vielfach hervorgehobenen 
Stellung zu diesem Institute, dem Referenten der deutschen Landesgruppe der 
Internationalen criminalistischen Vereinigung nicht zuzustimmen. 

Wir verkennen, wie wir wiederholt erklären müssen, nicht, dass eine münd- 
liche und öffentliche contentiOse Verhandlung, die bereits im Vorverfahren anhebt, 
dem Principe des Schutzes des Beschuldigten mehr zu entsprechen scheint, als 
die Heimlichkeit der Processprocedur, deren Unpopularität der frühere Inquisitions- 
process für lange Zeit hinaus begründet hat, indess, wenn die Sache mehr als die 
Form gelten soU, so muss diesfalls Folgendes erwogen werden. 

Dem Vorverfahren kann um seines Wesens willen keine andere Aufgabe 
zuerkannt werden, als die einfache Sammlung und Sichtung des Processmaterials 
für die spätere Hauptverhandlung. Eine solche bloss vorbereitende Thätigkeit 
gedeiht jedoch nicht in den Formen des contradictorischen Verfahrens, sie pro- 
sperirt vielmehr — der Regel nach — bei geräuschlosem, unau^äUigem, vom 
Gegner unbeachtetem Vorgehen. Ein vorzeitiger, parteimässiger Streit über den 
Werth und die Bedeutung des aufgebrachten Processstoflfes, kann dem Verfahren 
nicht forderlich sein, sondern nur ZOgerungen und Verschleppungen herbeiführen 
und die Aufmerksamkeit von den entscheidenden Punkten ablenken. Auch der 
Oeffentlichkeit dieses vorbereitenden Verfahrens kann keine unbedingte Aner- 
kennung gezollt werden; nur, wo das verfolgende Processorgan aus bestimmten 
Gründen dieselbe für zweckmässig erachtet, mag es ihm unbenommen bleiben, 
dieselbe zu beschliessen und in angemessener Weise in Vollzug zu setzen. Ebenso 
erreicht der Vertheidiger eher seinen Zweck und erfüllt leichter seine Aufgabe, 
wenn er im Vorverfahren seine eigenen Wege geht und die zu Gunsten des Ver- 
folgten sprechenden Umstände ohne unnOthiges Aufsehen allein kennen lernt und 
für die Vorbringung derselben in der Hauptverhandlung geeignete Sorge trägt. 

Es kann seinem und insbesondere dem Interesse des Beschuldigten nicht 
entsprechen, den Parteikampf jederzeit schon in das Stadium des Vorverfahrens 
zu verlegen. 

Wir stimmen ferner dem Referenten der Versammlung in Bremen 
auch dort nicht bei, wo derselbe bei erfolgter Verhaftung die sofortige Erhebung 
der Anklage verlangt, damit das Gericht sogleich über die Fortdauer der Unter- 

Ueber einige Refonnen des Vorrerfahreni Im modernen Stnf^rocesse. 11 
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suchungshaft Beschlnss fassen und einen Vertheidiger von amtswegen bestellen 
könne (Satz III der Thesen). 

Es liegt hierin die übliche, bereits oben gerügte nnzweckmftssige Verqaickung 
zwischen der Untersachongshaft und der Untersuchnng selbst. 

Die Verhaftang des Yerdftchtigen kann wegen Fluchtverdachtes dringend 
geboten sein, ohne dass es mOglich ist, sofort auch die förmliche Anklage zn er- 
heben und noch weniger scheint es in jedem Haftfalle nöthig zu sein, noch 
während der Untersuchnng zur amtlichen Bestellung eines Vertheidigers zu 
schreiten, dessen Intervention in diesem Stadium bei vollem Gest&ndniss, bei 
überwältigendem Schuldbeweise oder etwa gegen den Willen des Beschuldigten 
wohl ganz überflüssig sein müsste. 

Es ist die Frage der Haft nur so weit mit jener des Verdachtes der That 
im Zusammenhange, als das Bewusstsein, eines Delictes verdächtigt zu werden, 
den Entschluss des Betroffenen, die Flucht ergreifen zu wollen, vielleicht fördern 
kann, in allem Uebrigen steht aber die Fluchtgefahr in keinem Zusammenhange 
mit der Untersuchung selbst, wesshalb auch die Haftfrage selbständig zu behandeln 
ist und ihre Regelung in einem besonderen Zwischenverfahren und unabhängig 
von dem jeweiligen Stande der Untersuchung zu erfolgen hätte. 

Wir vermöchten darum der in Satz in der Ro.senfeld*schen Thesen vorge- 
schlagenen Norm nicht beizupflichten. 

Die Anhänger der gerichtlichen Voruntersuchung sind bei der gedachten 
Versammlung hauptsächlich durch den für die Erörterung der Beform derselben 
bestellten Correferenten Kulemann zum Worte gelangt. 

Es geschah dies in einem längeren Vortrage, dem wir in seinen Einzel- 
heiten nicht vollständig zu folgen vermochten, dessen Hauptpunkte jedoch in den 
hier folgenden acht „Leitsätzen" wiedergegeben werden. 

Dieselben lauten wörtlich: 

I. Die Voruntersuchung ist grundsätzlich öffentlich zu gestalten, Abhilfe 
gegen Beeinträchtigung des Untersuchungszweckes durch den Angeklagten bietet 
die Beiugniss des Untersuchungsrichters, denselben bei einzelnen Untersuchungs- 
handlungen von der Anwesenheit auszuschliessen, sowie nöthigenfalls die CoUusions- 
haft anzuordnen. 

Durch die Oeflfentlichkeit der Voruntersuchung wird die Nothwendigkeit 
einer Berufungsinstanz beseitigt. Es ist vorzuschreiben, dass alle wichtigeren Be- 
weise, von denen in der Hauptverhandlung Gebrauch gemacht werden soll, in der 
Voruntersuchung erhoben werden. 

n. Das Verfahren in der Voruntersuchung soll mündlich sein. Abgesehen 
von Beweiserhebungen, die in der Hauptverhandlung nicht vorgenommen werden 
können, sind Protokolle nicht zu fahren. 

Zu allen Beweisterminen sind der Verletzte und der Angeklagte zu laden. 
Dieselben haben das Recht, Fragen an die Auskunftspersonen zu richten und 
Beweisanträge zu stellen. Wenn der Verletzte sich an der Voruntersuchung be- 
theiligt, finaet eine Mitwirkung der Staatsanwaltschaft nicht statt. 

HI. Die Entscheidung über die Eröffnung des Hauptverfahrens wird von 
dem Untersuchungsrichter getroffen, und zwar nach einer contradictorischen Schluss- 
verhandlung. 

IV. Der Angeklagte ist nicht Subject, sondern Object des Strafverfahrens. 
Die angebliche Gleichheit der Parteirechte zwischen dem Staatsanwälte und dem 
Angeklagten beruht auf einem unrichtigen Grundgedanken. Das Verhör des An- 
geklagten ist beizubehalten ; die Belehrung desselben über sein Recht, die Aussage 
zu verweigeiTi, ist zu beseitigen. 

V. Die Construction des Antrages auf Voruntersuchung als einer öffentlichen 
Klage ist zu verwerfen. Eine Voruntersuchung soll bei allen Strafthaten zulässig 
sein, sie ist aber überall von dem Ermessen der Staatsanwaltschaft, bezw. bei 
Privatklao;en von der Entscheidung des Untersuchungsrichters abhängig zu machen. 
In den Fällen, in denen sie überhaupt stattfindet, ist sie sobald als möglich zu 
eröffiien, insbesondere ist dies nicht davon abhängig zu machen, dass sie bereits 
gegen eine bestimmte Person gerichtet werden kann. 

VI. Die Beseitigung der Voruntersuchung und ihre Ersetzung durch das 
vorbereitende Verfahren ist jedenfalls solaiiice zu verwerfen, wie man nicht der 
Staatsanwaltschaft das Recht zur Vernehmung des Angeklagten und der Zeugen 
einräumen will; sie ist aber selbst unter dieser Voraussetzung unzweckmässig. 
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VII. Das bisherige Strafverfahren, insbesondere aber die Vorontersucbung 
leidet an einer zwecklosen Eraftvergendung nnd der dadnrch bedingten Langsam- 
keit. Ein wesentliches Mittel zur Abhilfe besteht darin, dass überall da, wo eine 
Vomntersuchnng stattgefunden hat, die weitere Verfolgung der Sache und ins- 
besondere die Vertretimg der Anklage in der Hauptverhanfiang in die Hand des 
Untersuchungsrichters gelegt wird. 

VIIL Bei der S&af Verfolgung ist auf weitgehende Betheiligung des Ver- 
letzten Bedacht zu nehmen. Die Mitwirkung der Staatsanwaltschaft ist darauf zu 
beschränken, einerseits die eingehenden Strafanzeigen nach der Richtung zu 
prüfen, ob ein Strafverfahren überhaupt einzuleiten ist und anderseits die Straf- 
verfolgung da zu übernehmen, wo die Anklage ohne eingehendere Vorbereitung 
erhoben werden kann oder ein Verletzter nicht vorhanden, bezw. zur Betreibung 
des Verfahrens nicht geeignet oder nicht geneigt ist, sofern in diesen Fällen eine 
Voruntersuchung nicht stattfindet. 

Die vorstehend citirten Leitsätze mahnen an den Beformvorschlag Born- 
hak's wie an jenen Eronecker^s und wir hätten daher die Kritik, die wir an 
diesen beiden Aeformvorschlägen üben zu dürfen glaubten, hier zunächst zu wieder- 
holen. Wir wollen dies vermeiden und uns nur auf einige Bemerkungen gegen die 
Hauptpunkte der Anschauungen Eulemann's beschränken. Vor Allem fiBllt die 
Aversion auf, mit welcher sich der Antragsteller gegen die Wirksamkeit des 
Staatsanwaltes erklärt. 

Derselbe soU zwar verpflichtet sein, die eingehenden Strafanzeigen nach der 
Bichtung zu prüfen, ob ein StrafverÜEihren überhaupt einzuleiten ist (Leitsatz VIU), 
aber den Antrag auf Einleitung der Voruntersuchung soll er nicht stellen dürfen, 
wiewohl die Führung der Voruntersuchung wiederum von seinem Ermessen allein 
abhängig gemacht wird (Leitsatz V). Wie sich nach diesen Vorschlägen die 
Einleitung der gerichtlichen Voruntersuchung zu gestalten hätte, darüber erfahren 
wir aus den citirten Leitsätzen nichts, wir können nur vermuthen, dass Eule mann 
darauf Gewicht legt, dass der diesftUige Antrag auf Einleitung der gerichtlichen 
Voruntersuchung nicht als „öffentliche Elage'' bezeichnet werden däfe. 

Diese Einbusse, welche der Staatsanwalt durch die Aenderung des Titels 
seines Einschreitens erleiden mag, wird aber reichlich dadurch ersetzt, dass 
nunmehr in allen Strafsachen nur sein Ermessen darüber zu entscheiden hat, ob 
eine gerichtliche Voruntersuchung stattzufinden habe. 

Bei der Führung der gerichtlichen Voruntersuchung selbst hätte allerdings 
die Thätigkeit des Staatsanwaltes fast gänzlich in den Hintergrund zu treten; 
seine Mitwirkung ist ausgeschlossen, wenn sich der Verletzte an der Vor- 
untersuchung .,beth eiligt **, aber selbst, wo der Letztere als Processpartei nicht 
intervenirt, wird nur er und der Beschuldigte zu den Beweisterminen geladen 
und nur ihm und dem Beschuldigten, nicht aber dem Staatsanwalt wird das Becht 
eingeräumt, an die Auskunftspersonen Fragen zu richten und die erforderlich er- 
scheinenden Beweisanträge zu stellen (Leitsatz II). 

Eine weitere wesentliche Beschränkimg der staatsanwaltschaftlichen Thätigkeit 
erhält der Vorschlag Eulemanns, dass, wenn eine gerichtliche Voruntersuchung 
stattgefunden hat, die fernere Verfolgung der Sache und insbesondere die Ver- 
tretung der Anklage in der Hauptverhandlung nur dem Untersuchungsrichter 
zuzukommen habe Leitsatz VII). 

Mit der gerichtlichen Voruntersuchung abdicirt somit der Staatsanwalt be- 
züglich seiner weiteren Processthätigkeit, umso sonderbarer muss es daher er- 
scheinen, dass wieder nur sein Ermessen über die Einleitung dieser Voruntersuchung 
zu entscheiden habe. 

Uebrigens scheint auch hier Eulemann das Hauptgewicht auf eine blosse 
Titelfrage zu legen ; er will für den durch die Voruntersuchung informirten öffent- 
lichen Ankläger den Namen „Untersuchungsrichter" haben, während der durch 
blosse Ermittlungen informirte Ankläger die Bezeichnung „Staatsanwalt** bei- 
behalten soll ; in der Sache selbst nähert er sich auch hier jener nicht unrichtigen 
Auffassung, welche das durch das Vorbereitungsverfahren informirte Verfolgungs- 
organ zur Erhebung und Vertretung der Anklage vor dem erkennenden Gerichte 
berufen wissen will. 

Das Neue der Vorschläge Kulemanns liegt wohl nur in der Art und 
Weise der Führung und des Abschlusses der Voruntersuchung durch den Unter- 
suchungsrichter. 

11* 
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Dass dies in der Art des heute geltenden Haiq[)tTerfa]uren8y mflndlich and 
öffentlich, nnter Einrftmnung des Befragnngs- und An^agsrechtes an die Parteien 
voL gesohehen habe, bestimmt Enlemann ausdrücklich; er erklärt aber auch 
wörtlich: Die Entscheidung über die ErOffiiung des Hauptverfahrens wird von 
dem Untersuchungsrichter getroffen, und zwar nach einer contradictorischen 
Schlussverhandlung (Leitsatz m). Die Bedeutung einer derartigen „SchlusB- 
Verhandlung" ver dem Untersuchungsrichter neben der eigentlichen Schluss- 
Verhandlung vor dem Erkenntnissgerichte wurde, wie wir uns erinnern zu können 
glauben, von Eulemann selbst dahin charakterislrt, dass er sie als eine ,,General- 
probe" der letzteren bezeichnete. 

Das scheint sie auch in Wirklichkeit zu sein, wie aber dies mit dem 
Ernste eines Rechtsverfahrens sich in Einklang bringen lasse, der Haupt- 
verhandlung vor dem erkennenden Gerichte eine eben solche Verhandlung vor 
dem Untersuchungsrichter vorauszuschicken, dies vermögen wir uns nicht zu 
erklären. 

Dass ein solcher reformatorischer Gedanke entstehen konnte und emstiich 
vertheidigt werden will, charakterislrt den Stand der Frage, wie er sich seit 
Längerem entwickelt hat. Man entfernt sich in schwer begreiflicher Weise immer 
mehr von der natürlichen Scheidung zwischen dem Vorbereitungs- und dem 
Erkenntnissverfahren. 

Man verkennt, dass in dem ersteren nichts weiteres geschehen sollte, als 
was nOthig ist, um den Processstoff für das Hauptverfahren zu sammeln und über 
denselben eine Uebersicht zu gewinnen, damit er in zweckmässiger Weise dem 
erkennenden Richter vorgeführt werden kOnne. 

Weil man dies übersieht, sucht man dem Vor- und Erkenntnissver&hren 
eine gleiche Gestaltung zu geben, indem man für beide Stadien die contrar 
dictorische Verhandlung in ijiwendung bringt. Hiedurch wird aber der Grang 
des Verfahrens schwer complicirt und die Verwirklichung des eigentlichen Zweckes, 
eine verlässliche Eenntniss von dem Geschehenen zu erlangen, vollkommen in 
Frage gestellt. 

In dem von Eulemann in Vorschlag gebrachten Verfahren verkörpern 
sich alle Mängel der modernen Auffassung und Lehre betreffs des zu re- 
formirenden Strafverfahrens, welches man erschwert und in vielgestaltige Formen 
zu zwängen sucht, während es nach Thunlichkeit doch möglichst vereinfacht zu 
werden nätte. 

Nur in Einem Punkte können wir uns durch den Vorschlag Eule- 
manne für befriedigt erklären! 

Er perhorrescirt nämlich, wie die Gegner der Vorunteisuchung, die Führung 
der Protokolle, soweit es nicht Beweiserhebungen betrifft, die in der Haupt- 
verhandlung nicht mehr vorgenommen werden können (Leitsatz 2). 

Mit dieser Auffassung nähert er sich der richtigen, insbesondere von 
Eronecker angebahnten und propagirten Erkenntniss, dass das Protokoll der 
Sitz eines grossen Uebels sei, welches dem heutigen Verfahren noch anhaftet. 

Die Führung desselben verzögert das Verfahren und gibt demselben vielfach 
eine unrichtige Grundlage, weil es fast unmöglich ist, den Eindruck, den die 
Vernehmung eines Zeugen, eines Beschuldigten etc. macht, mit voller Ver- 
lässlichkeit wiederzugeben und weil, wenn dies selbst erreicht werden sollte, 
immer nur der subjective Eindruck wiedergegeben erscheint, welcher keine Garantie 
für die Richtigkeit der hiedurch gewonnenen Anschauungen zu geben vermag. 

Die Unbefangenheit, mit welcher die Richter in der Hauptverhandlung an 
die Lösung der ihnen zugewiesenen Aufgabe der Rechtsprechung herantreten 
BoUen, wird durch die Führung der Protokolle im Vorverfahren wesentlich be- 
einträchtigt. 

Es ist nicht leicht anzunehmen, dass der Vorsitzende der Hauptverhandlung 
von der in den Protokollen enthaltenen Darstellung unbeeinflusst bleibe, dass er 
sich nicht eine bestimmte Meinung über den Straf&ll bilde und dass er hiedurch 
nicht auch die Mitglieder des Gerichtes beeinflussen sollte. 

Will dies vermieden werden, so hat die Führung eines Protokolles weiterhin 
gänzlich zu unterbleiben, eine einfache Aufzeichnung des Gesagten genügt, weil 
Nichts zu wissen nöthig ist, als das, ob der Zeuge Erhebliches von der Sache 
weiss, und ob er daher in der Hauptverhandlung zu erscheinen und daselbst über 
seine Wahrnehmungen auszusagen habe. 
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Wird aber diesem Standpunkte beigetreten, dann ist die Entbehrlichkeit 
der gerichtlichen Voruntersuchung erst recht gegen jeden Zweifel dargethan, denn 
zur Aufzeichnung der Ton Auskunftspersonen geschehenen Mittheilungen, welchen 
keine Beweiskran beigemessen zu werden hat, bedarf es gewiss nicht der Mit- 
wirkung richterlicher Organe, zu einer solchen Th&tigkeit kann eine jede, 
wenn auch nicht richterliche Amtsperson, berufen sein. 

Die Vorführung der Beweise und deren Würdigung gehört unzweifelhaft 
in die Phase der Hauptverhandlung, das Vorverfahren hat — wir wiederholen es 
-> nur den Zweck, diese Vorführung in einer gewissen üebersichtlichkeit und mit 
der möglichsten Vollständigkeit zu sichern, damit die Continuität der Eindrücke 
erzielt werde, da die Gedächtnisskraffc des Richters nicht dazu ausreicht, um die 
in verschiedenen Zeiträumen empfangenen Eindrücke und die hiemach gebildeten 
Vorstellungen zu behalten und zu einem richtigen Gesammtbilde zu vereinigen; 
nach diesem Grundsatze bestimmt sich die Gestaltung des Vorverfahrens und hat 
nur das zu umfassen, was zur Sammlung des Processstoffes nothwendig erscheint. 
Dass es sonach einer gerichtlichen Untersuchung nicht bedarf, dass man mit der 
Thfttigkeit der unter der Leitung des Staatsanwalts stehenden SicherheitsbehOrde 
und mit der Thatigkeit des Staatsanwalts selbst sein Auslangen zu finden vermag, 
scheint uns gerade aus dem von Eulemann eingenommenen Standpunkte 
vielfach hervorzugehen. 
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<Sc^aratabbrii(f aud Sunfttfc^e Blätter 1894. 



3u ber ^xait, tuelc^e bte f,!^nternQttona(e critnmaltftifc^e 
Bereinigung" auf bie Siagedorbnung i^rer legten JBeratl^ungen ^) 
geftettt t^at, ge^5rt auc^ jene ,,fiber bie SDlet^obe einer »iffen' 
f(^aft(i(^en »üdfaUi^ftatiftif", ber »ir oom ©tanbpuntte ber 
5fterrei^if(^en @trafre(ttdpflege ^ier einige Sorte ttibmen n)oQen. 

Die ffii^ttgfeU einer nötigen SRfidfaQiSftatiftif bebarf feiner 
(angat^migen ^ulSeinanberfe^ung. ®ie a((ein gibt ben einjigen, 
oeriagli^en @d^(ttffe( jur (Srfenntnig unb }ur iSeurt^eUung ber 
föirfungen unb bed (Sinfluffed eined in äinmenbung gebrockten 
@trafenf))ftemd. 

@ie attein gibt Suffc^tug borüber, ob ber ©trafooKjug 
auf ben 33erurt^eiCten »arnenb, abf^redenb ober beffernb ein^ 
gemirh ^abe, ob berfelbe o^ne (£rfo(g geblieben fei, ober ob 
er gar bie oberntaUge Sege^ung oon Uebelt^aten gerabeju 
geförbert ^abe. 

S)er begriff bei^ 9eruf«> bed ©emo^n^eitiSoerbrec^erd, 
bem in ber crinttna(iftif4'focia(en (Sntmicfelung eine fo be« 
beutungiSoode Stolle 2ugen)iefen erft^eint, ba§ man geneigt ift, 
in i^m ben Slnfa^ ju ber Stibung eineiS fänften @tanM ju 
erbliden,^) er »eift auf bie ©totifttt bed StttdfaUed im 
meiteften ©inne, auf bie abermalige S^nbung eined bereite 
einmal criminell Seftraften ^in unb fo ift ei9 erf(är(i((, bag 

1) @(^on bei ber brttten, iin Splitt 1891 }u ({^nftianiQ abge 
baltenen $au)>tDer{otntnIung faiit e^ anlöglic^ ber ^erot^ung Aber bte 
fjrage ber „unoerbef[erUd)en" Serbrec^er in einer eingebenben 2)iS« 
cuffion unb Sef^Iugfoffung be^üglid) ber iRot^toenbtgfeit einer 9fleform 
ber SHüdfoQdfiQttflit. 3n ber t)ierten $au|)toerfamm(ung im gabre 1893 
}u $QriS tDurbe nac^ einer 2>ebatte über bie ex profesäo aufgehellte 
$roge eine (SommifFton oon fc^iS SHitglicbern )ur HuiSorbeitung eines 
(Butati^tenS über eine neue äRetbobe ber 9lü(!falIiSflatiflit beftellt unb ber 
Qeri(i^t einzelner (£ommiffiondmitg(ieber in ber fünften $iou)>tDer|amm* 
Inng im 3o^re 1894 ^u initottptn entgegengenommen ; bie 3Rög(i(i4(eit, 
bog ftcb bie internationale crtminalifiif^e iSereinigung nochmals mit 
biefer ^age bef^aftigen »erbe, erf(4eint (eineStoegd audgef(i^(ojfen. 

^) ßdbner, tn ber 2)ebatte über biefe $rage bei ber fünften 
^aupttoerfammlung ber 3nternationa(en criminali^if^en Sereinigung im 
3a§re 1894 in S(ntroec)>cn. 
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[i4 fc^on tox bcm 3citpunfte, in meldieni bie l^nternationale 
critniiialiftifc^e 93eicinigung an bie Söfung biefer loicj^tigen ^xa^t 
^eranjutretcn oeijudjte, bie ftatiflifc^en Songreffe, bie 3)octnn 
unb bie ^ro^ii^ mit berfelben Dielfocl befc^öftigten. ^) d^ loirb 
borum bei Seröffentlic^img ber (Ergebniffe ber ®trafre((tö« 
pflege ber einjelnen ©taaten faft nie unterlaffen, auf bad Ser« 
^ältnig ber Stüdfälligen im meiteften ©inne — ber bereite 
SJorbeflraften — bed ^lö^eren einjuge^en unb aud bem ©teigen 
ober fjfaüen ber ^a\)l berfelben bie f(^n)ern)iegenbften Son« 
clufionen betreffe bed ©tanbeiS ber (kriminalität unb fo^in au(^ 
bed (Staubet ber @trafrec^tdpf[ege eineiS Sanbed ju jie^en. 

9tun tritt betreffiS ber biiS^erigen rfidfaUi^fitatiftififeen SNe^^ 
t^oben ^err S)r. O. ^öbner mit ber gerabeju oerblüffenben 
»e^auptung auf ben ^(an:^ „ikxnt ,,9{üdfaadftatiftil'' 
im miffenfc^aftlic^en ®inne ift biiS^er no4 nirgenbd 
organifirt/' (Er fpridit oon einem (ogifc^en ®runbfe^(er 
ber biiS^erigen äRet^obe ber Siüctfatldflatiftit unb oertangt eine 
prindpieQe 9lenberung berfelben. 3)ie bii9^erigen JBeröffent« 
Hebungen enthielten jtoor, mie er meint, intereffante Angaben 
über rttdfäQige äJerbrec^er, aud benen fi^ SDtanc^ed birect 
l^eraudtefen, SRonc^ed burc| Umrechnung gewinnen (äffe; aber 
Don einer ,,9{ü(ffatliSftatiftif'', bie biefen 9Iamen Dom @tanb< 
punfte ber loiffenfc^aftlidien ftatiftifc^en äßet^obit aud oerbiente, 
feien jene ißublicationen fömmtUc^ mit entfernt ! ! 

Q\xx ^egrünbung ht& ^ier gefügten fü^rt S>r. ftöbner 
an: „'JÜc^t bie abfoluten ^c^)kn ber 33erbre(^er unb t^re 
einjetnen Xrten finb ed, »elc^e ben criminaUftifti^en Eingaben 
Sertt) Derlei^en. 92ur bem S^ilettantidmud imponirt bie 3<^^( ^^^ 
fic^, befonberiS bie groge 3<k^I . . . 3)ie miffenff^aftUc^en 
Bearbeiter bcd ^ac^ed hingegen ^aben ftetd auf bie (Scninnung 
ber richtigen Stetatioja^len unb Proportionen ben ^aupt^ 
mert^ gelegt, 92ur burc^ ben fteten 93ergleic^ mit ben entfprec^en« 
ben eingaben ber aUgemeinen SeDölterungöftatiftit erhalten bie 
Ziffern ber Serbrec^er in i^rer ©ruppirung nac^ &t\6iUi^t, 
9(Iter, Seruf u. f. m. geben unb Sebeutung. ^n aüen fünften, 
n)o folc^e ÜSergteif^e mit ben (Ergebniffen ber JBeüöIterungd* 
aufnähme unmöglich f^nb, bleiben bie (Erhebungen ber @^riminal« 
ftatiftit tobte ^ali^ltn, ^urg, bie B'ff^i^tt ^^^ (ErimineQen »erben 
erfi burdi i^r ^er^ättnig ju ben juge^örigen Qaifltn ber 
@riminalfä^igen ffir ben ®tatiftifer iDertJ^ooQ. 



3) €ie^e indbefonbere ben iOenc^t beS frangöfifc^en @tattfltfcr< 
^oernöd für ben neunten internationalen flattftifil^en Songreg ($efl 
1876) unb bte iOerat^ung unb ieefditugfafTung btefed Songreffed über 
bie Anträge beS genannten Sericbteifiatterd. 

*) 2)ie iDtet^obe einer »ifTenfc^afatc^en Sftüdfalldflatifiir in ber 
Seitfc^rift für bie gefantmte etrofre($tdn)iffenf(^aft, XIII. eh., 5« ^eft. 
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!Diefer oberfte @runbfat} j^ber (Sriminalftatiftif nun iviiD 
auf beut ©peciofgebiete ber SRädfaUöftatiftif l)eute noc^ in arger 
{Beife oernactfläfflgt. 

!Denn nacii Slnalogie biefed @runbfa^ed mügten offenbar 
bie 9?adfäIIigen in einer SeDbderungdgruppe in i^rem S3er^ 
^ättnig ju benfenigen ^erfonen ber betrejfenben @ru))pe be<> 
trautet »erben, bie ber ftürje it^ Sludbruded falber atd 9{äd« 
falldfä^ige ju bejeic^nen mären.'' 

ftübner f&^rt fobann tveiter fort: 

,,SDer rid^tige 9in\ai einer SRfidfaadftatiftif ^itt ju 
lauten: 9}on fo unb fo oiel in einer ^eoöüerungdgruppe in 
einem beftimmten ^^a^re Dor^anbenen Slfidfaüi^fä^igen finb 
fo unb fo t)te( mirftic^ rädfädig geworben. 

9^el(^e Eingaben liefern ftatt beffen bie heutigen rädfaUd« 
ftatiftif^en Seröjfentti(^ungen? 

®ie geben für ein beftintmted Qa^r bie 3<^^t ^^^ ^^^^^^ 
^aupt Serurt^eilten, mld^t bereite oorbeftraft moren, liefern 
atfo DbQig correct bie abfolute 3<i^t ^^^ SiüdfäQigen. 3)iefe 
3a^I festen fie aber nic^t in SBerbinbung mit ben oor^anbenen 
StfidfaUdfill^igen, fonbern regelmäßig mit ben äberl^aupt Ser« 
urt^eUten." 

@o ffi^rtJtbbner beifpietdioeife weiter an, ba§ bie 9iäd' 
faUdftatiftit aUer Sänber etwa folgenbermagen (ante: 

ff^m 3a^re 1890 würben überhaupt oerurt^eitt x 9Ren' 
f(^en, fagen wir 100.000. S)ot)on waren oorbeftraft y, fagen 
wir 30.000. 

Xud biefen beiben Sngaben wirb oon ©tatiftitem wie 
Srtminaliften ber ©c^Iug gejogen: 3)ie 9iädfät(igen oer^alten 
fic^ 2U ben oerurtl^eilten Verbrechern überhaupt wie 30.000 gu 
100.000, ober — \Daii ja f^einbarnur eine anbere ^öffwnfl t)^** 
felben Soljei» ift — bie 9?fldfäaigfeit beträgt 30 ^rocent, bad 
^eigt oon ben Serbret^ern in biefem Sanbe werben 30 $rocent 
rudfäUig. 3)iefe 30 ^rocent, welche au« ben ^\\\txn bei^ !3[a^red 
1890 gewonnen finb, werben bann gemeinhin oergli^en mit 
ber enlfpre^enben ^rocentja^l ber oorange^enben ober ber 
folgenben l^a^re. Slber biefe ^rocentja^Ien feien fär bie Se« 
trac^tung über ben @tanb unb bie Bewegung ber 9?üdfäUigfeit 
unbrauchbar unb gerabeju irrefü^renb . . . ."^) 

küt biefe Behauptungen finb fo neu unb jugleic^ frap- 
pirenb, bag wir fie mit ben eigenen SBorten bed !Dr. ftöbner 
wiebergeben ju muffen oermeinten, um ben Sefer in ben @tanb 
5tt f e^en, ftc^ ein felbftftänbiged Urt^eif über biefelben }u bi(ben ; 
wir meffen ben oon ftöbner aufgefteüten ©ä^en eine gerabeju 
grunblegenbe Sebeutung für bie weitere (Sntwidelung ber 



>) ftöbnec a. o. O. @. 618-622. 
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Sriminolftatiftit bei unb glauben, bag ber ^Begriff bed „rüd* 
fatldfft^igen'^ ^erbrec^erd eine jeugungdhöftige ^bee {umüud« 
brud bringen, bie in ber SlfidfaUdtel^re ni^jt me^r aufgegeben 
werben bürfe.*) 

Qe räd^attölofer mir biefe unjere Knerfennung audfprec^en, 
umfome^r Ratten mir und ffir berechtigt, in einem fünfte unfere 
3)iDergen} feftjuftellen, anbererfeitd aber ju Derfu(^en, bie Semeid* 
ffi^rung ^bbnei'd tiftild ju ergänjeti, t^eild no4 nte^r ju t>er« 
beutUc^en. 

Unrichtig ober )um minbeften unttar ift bie oben citirte 
®(^(u§bel^auptung ftbbner'd, bag menn in einem Sanbe oon 
100.000 SSerurt^eitten 30.000 SRfldfSUige finb, man nac^ bem 
heutigen ©tanbe ber criminaliftifc^en Se^re annehme: „bie 
SRadfädlgteit betrage circa 30 ^rocent, baiS ^eigt 
Don ben Verbrechern in biefem Sanbe merben 30 ^ro* 
Cent rüdfättig." 

(Siner folgen Knna^me finb mir nic^t begegnet; oielme^r 
fagt man in einem folc^en gfaUe nic^t unrichtig: bag bie 9tää^ 
fälligen fic^ mit einem S)rittel, bie „ungeftraften" ^erfonen 
mit jmei ^Dritteln an ber 93eräbung ber @traft^aten bet^eittgt 
i)aben — aber ^ierburi^ — mit biefer, mie mir anerfennen 
mfiffen, richtigen Sel^auptung, mirb ber mirflictie t$e^(er, ben 
S)r. ftbbner aufgcbedt ()at, nic^t behoben, fonbevn oielme^r 
erft ind ßare Sic^t geftedt. 

SBir fe^en biefen (Srunbfe^Ier in ^olgenbem: 

föenn — um bad ^eifpiet 3)r. Jtöbner'iS feftju^alten 

— in einem Sanbe in einem beftimmten 3citraume loo.ooo $er* 

onen oeruttl^eitt mürben, oon benen 30.000 oorbeftraft maren, 

gibt biefe (e^te Q\^tt nod^ gar {einen Sln^altdpunlt 

ür bie Seurt^eilung ber l^ntenfität be« SRüdfalled in bem er« 

mö^nten äanbe. 

SBaren j. 9. in bem gegebenen ^^aUe ju beginn bed in 
$rage fte^enben 3^i^^<^u>iic^ aoo.ooo ^erfonen oorbeftraft, 
fo bilben bie 30.000 in SBirfU^feit rildfaUig gemorbenen $er« 
fönen 10 "{{rocent ber „SÜädfaQdfä^igen'', meiere abermals 
Derurt^eilt mürben; mären aber bamaliS ,,)u beginn bed tri« 
tifi^en Qz\itavimt&" nur 30.000 überhaupt oorbeftraft gemefen, 
fo Ratten in unferem $aUe loo ^I$rocent ber SRüdfaQdfä^igen 



^) (Ed beftembet und tal^it in ^o^eui %xaht, bag ^err 8obio, 
®eneralbtrector ber @tatifltf in ffiom, in feinem an bte bierte $au))t« 
oerfammlung ber internationalen criminaliflifc^enSereinigung geri^teten 
(0uta(^en ttber bie gfrage ber StfidfaniSßatiflir ber 2)arfieIIung i^öbner'd 
gar nic^t ermähnt. @ie^e äßitt^eilungen ber internationalen crimina« 
Ii{lif(tien Qereiniguny, IV. 8b., 3. $eft, @. 217-235. 2)ie gfrage ber 
KflcffalldflatiSif fii^eint und au(4 burd^ |rned dutac^ten feine wefent* 
Ii(^r gfSrberung erfahren gu ^aben. 
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aufiS neue beUnquirt; bod ^eigt ieber SSorbei'icafte möre ^ in 
ber ^ext, für iDe((^e bie Hufftedung gefc^ie^t — bem SBerbred^en 
aufd neue üerfaUen. 

!^ erfteren ^aUe »öre ein jtemlic^ günftiger ®tanb 
bed SRfidfoKeiS ju Derjeii^nen (10 ^rocent); im leiteten ber 
benlbor ungünftigfte I 

iRac^bem nun bie biiS^er gepflogene „9iadfaadftQtifti!'' fic^ 
nur mit ber ^cftfteUung ber d^ffer ber in einem befttmmten 
Zeiträume Derurt^eitten, bereitis früher üorbeftraften ^erfonen 
begnügt, auf bie 3<t^^ ^^ „StütffaQdfä^igen" bagegen, nie 
fte ftbbner ganj jutreffenb benennt, gar tein Seba(^t 
nimmt, fo f^ioebt t^ne erftere ^i^tt faft Doütommen in 
ber Suft. 

!^ene d'ff^^ ^^^^ bebeuten, bag nur ein minimaler 
Streit ber bereite frfil^er geftroften ^erfonen rfidföUig ge« 
morben fei, ba§ alfo ber ©trafooUjug auf bie ^Betroffenen im 
ungemeinen nic^t o^ne SBir{ung blieb; fte fann aber auc^, mie 
mir oben ^eroorge^oben ^aben, bezeugen, bag bie bereite 
frä^er Seftraften iti i^rer bebeutenben SD^e^r^eit, ia oieUeic^t 
bur^megd, neuerlich oerurt^eitt tourben. 

@erabe fiber ben für bie «eurt^eilung ber ^ntenfität 
bei» SRfldfaQeiS entfc^eibenben ^unft, in n>etd)em ^ttifilu 
niffe bie Ra^ ber rüdfftllig gemorbenen Serbred^er gu ber 
3a^( iener^erfonen fte^t, bie bereiti^ beftraft toaren (ben SRfid^ 
foUdfä^igen), erhalten loir, weil bie ^m^x bort (enteren 
fe^lt, aud ber bid^erigen ,,9tä<tfaai»ftatiftif" teinerlei 9(udfunft, 
unb fo ift ber wirtli^e ^u^en berfelben geioig ein nur fe|r 
geringfügiger. 

@e^en wir }u, wie biefe JBebenfen anSf bejüglic^ ber 
öfterreic^ifc^en StfldfaOdftatiftil i^re ^Seftätigung finben! 

^n ber Don ber ftatiftifi^en Sentralcommiffion oerfügten 
neueften ^ublication ber Srgebniffe ber öfterreic^ifdien ©traf«^ 
re(^t«pflege, 8b, XXXVI, ^cft 3, tcfen mir (@. XXXIII) : 

„S)ie 3<^^I ber rädfäUigen ^erbre^er oerbient auiS bem 
@runbe befonbere Sea^tung, »eil fi4 in i^r gemiffermagen 
ber moralif^e (Srfolg ber ©traffufti) gu erlennen gibt." 

Sin biefe ein(eitenben SBorte fd^tiegt fid^ eine 2:abe(Ie über 
bie Srgebniffe bei» StfidfaUed in ben legten 30 l^a^ren, ber 
wir rfldfi(l)tü(^ ber beiben (enteren Ouinqueniiien 1880 bii$ 
1884 unb 1885 bid 1889 folgenbe S)aten entnehmen: 

3nt Quinquennium 1880 bid 1884 mürben megen $er« 
brechen oerurt^eilt 159.100 ^erfonen, barunter waren wegen 
9$erbre(^en Dorbeftraft 40.014 ^erfonen, alfo 25*2 "iJrocent. 

;^m Ouinquennium 1885 btiS 1889 würben wegen $er« 
brechen oerurt^eilt 145.944 ^erfonen, barunter wegen Ser« 
brechen oorbeflraft 35.237 ^erfonen, aljo 24 i ^rocem. 
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9ln biefe "Daten xoxxb bie Semerfung gefnüpft; bag bte 
3a^I ber rüdfäUigen äJerbrec^er innerhalb beö Quinqueimiumd 
1885 bii^ 1889 entfc^teben abgenommen ^abe unb jmar nt(^t 
nur ber obfoluten ^x\\tx nac^, fonbern auc^ l^infic^tUc^ ber 
Quote, mit b^elc^er fie an ber S£ota(fumme ber megen S3er« 
brechen oerurt^eilten ^erfouen participtren. 

hierüber tt)irb an ber oben citirten @te((e bed 9eri(^teiS 
ber Sentralcommiffion bie ,,@enugt^uung'' auiSgefproc^en, »el(^e 
iebod^ „einigermaßen" babur^ getrfibt ecf^eint, „ba§ bie Qaiji 
ber ttegen Uebertretungen dorbeftraften 9$erbre4ier in ben 
legten fed^d Ouinquennien conftant geftiegen fei, unb juiac 
üon 19 2 ^rocent auf 27-5 ^rocent." 

92un ^at aber au(^ toeiterd bie ^aiil ber unbefc^oltenen 
$erfonen, bie fic^ in ben (e^ten oier Ouinquennien an ber SBer« 
ubung ber S3erbre(^en bet^eiUgten, abgenommen, tnbem fie 
unb jttar conftant Don 56*8 ^rocent auf 48*4 $rocent ge< 
falten ift, mai^ f^on für fic^ alleiu bie ftetd ttac^fenbe 
S^^eilnal^me ber iRfidfädigen an ber Seräbung ber Serbrec^en 
bejeugt, loobet ber StüdfaU bei SSeräbung ber lUebectretungen, 
ber in ber öfterreii^ifctfen (Sriminatflatiftif ganj außer 8e« 
trui^t bleibt, gar nic^t erft in (Srwägung gejogen }u »erben 
braucht. dnbeiS, auc^ bie ,,@enugt^uung", welche bie SentraU 
commiffion an ber Qa^l ber rüdföUigen Serbrec^er im Quin« 
quennium 1885 bi« 1889 gegenüber jener aud bem Quin« 
quennium 1880 bis 1884 empfinbet unb jum Siudbrud bringt, 
lönnen toir burc^aud ni^t al^ gered^tfertigt gelten laffen. 

!S)araud, baß im Quinquennium 1885 bx^ 1889 nur 
35.237 »egen Serbrec^en bereits geflrafte ^erfonen neuerbtngd 
»egen Serbrec^en oerurtl^eilt tt)urben, »ä^renb im Quinquennium 
1880 b\» 1884 bie 3a^{ ber rüdfällig geworbenen Serbrec^er 
me^r, nömüc^ 40.014 betrug, läßt fi^ aui^ nic^t entfernt ein 
®4Iuß auf eine Slbna^me ber ^ntenfität bei» StfidfaUed jie^en, 
meil mir eben nxä)t miffcn, n^ie biet ju beginn M 
^a^re« 1880 unb in bem fi^ anfc^tießenben Quinquennium 
unb ebenfo }u beginn beS !3[a^red 1885 überhaupt megen 93er« 
brec^eniS abgeftrafte ^erfonen in Qeflerreid^ oor^anben maren! 
SBar bie Qoifl biefer ^erfonen in ber erft genannten 
3eitperiobe eine größere unb in ber jmeitgenannten eine 
ungleii^ geringere, tx>a^ |a nidit audgefc^I offen ju merben 
oermag, fo ift ber {Rüdfad in ber (enteren (Spotte 1885 bis 
1889 tro^ ber geringen abfoluten Qxf^tx unb ber geringeren 
Quote ber ^et^eitigung ein ungteidi intenfioerer unb ge« 
fü^rlii^erer gettefen, ald in bem Quinquennium 1880 bis 
1884; Don einer gerechtfertigten, begrünbeten ,,@enug« 
t^uung", meli^er ber Script ber Sentralcommiffton fo lebhaften 
SuSbrud gibt, fann alfo tto^l feine SRebe fein! 
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93ie iDlr mit Jtöbner in ber Stnerfennung bed Organi« 
fationiS«@runbfe^(erd bec heutigen «.{RttdfaQi^ftatiftit'' überein^ 
ftimmen, fo ftitnmett mx mit i^m loeiterd borin fiberein, ba§ 
bie 8rt unb IBeife ber bisherigen ftatiftif(^en f^ftftedungen ber 
(Srgebniffe ber @trafre4tdpf(ege bad oudrei(tenbe 9Raterial ju 
einer richtigen unb Doafttobigen 9ifi(Ifa((dftattftif überhaupt ni^t 
}u (iefern Deimag. 

S)te SeftfteQung ber erfolgten Verurteilungen mtttelft 
ber „^df^ltaxte" ^) wirb, menn fie fi(^ aucb auf ber (Sonftotirung 
bed KädfaKed beiS Verurteilten erftredt, nie jur gij^irung 
ber ^oHjH ber SRüdfattfft^igen }u fQ^en oermögen, tteil fie 
eben nur mit bem tt)ir!(i(^ erfolgten Singelnrädfatte, ni^t 
aber mit ber iIR5g{i(^feit berfelben 3U fc^affen ^at. 

Wlan erfse^/ ^^"^ ^^^ 3^^'^^^^^ 9^"^^ "^^ müglic^ft 
einge^nb oerfa^t xonb, bag in einem begrenjten 3^itraum eine 
beftimmte 3ae bereite üorbeftrafter ^erfonen abermaK Der* 
urteilt iDurbe, bie perfönlic^en Ser^äUniffe biefer tiorbeftraften 
ferfonen fttnnen jiemtit^ einge^nb }ur ^eftfteüung gelangen, 
aber aQ bied gibt ber iRatur ber ®ac^e nac^ leinerfei Stne^t^' 
punft für bie f^eftfteUung be« entfc^eibenben 3J{omenteiS: in 
n)et(^em SJer^ältniffe bie bereite bestraften ^erfonen über* 
^aupt au berSSerfibung oon criminell ftrafbaren ^anb< 
(ungen t^eilgenommen ^aben, bann über Qene, bie 
beftraft maren unb ni(^t belinquirten, gibt bie ^^U 
farte, meldie nur über ben einjelnen ©traffalt be« 
ritztet, eben feine 9luäfunft. 

9{u4 bie fogenannte (Seföngnig'^ unb @trafanftaltenftatiftif 
Dermog ben SRanget einet tt)ir!(i4en SftüdfaQdftatiftif nic^t im 
(Sntfcrnteften ju erfefeen. @ie ^ä(t wo^I bie SiudfaQdfäegteit 
(in befc^ränfter SBeife, h)ie fpater gezeigt werben mirb) unb ben 
iRüdfad )e(bft in (Eoibenj, aber biefe ©tatiftif befd^ränft fic^ 
}unQc^ft auf l^ene, bie h)egen bebeutenberen SSerbrec^en in 
größere ©traf anftalten eingeliefert unb aud benfetben enttaffen 
luerben, fie behalt bie Slüdfattdfö^igen nur bur(^ einen bt» 
ftimntten 3^it^aum (^öc^ftend 10, gemö^ntic^ aber nur 3 ^a^^) 
im ^uge, unb fie (ägt jene atttdfaUe gonj au§er Setrac^t, 
welche ben — rüdfäQigen — Verurteilten neuerlich in bie 
fteineren @(efängniffe fü^'^n, ober oieUeic^t nur bie Ver« 
urteilung ju @)elbftrafeu 2t. jur t^otge ^aben. 



') 311 O(f)erreid) ^aben wir an ber Stelle ber „^aWatW bie 
{ogcnannten M^^otisenbtätter" ber ©taotSanwäUe, tt)e((^c bie $aut)ter0eb- 
ntffe ber ©c^Iugoer^onblung enthalten, bei bet @toatdantoa(tfd^aft htpo* 
nirt finb unb am Sdilulje beS 3<^4rc8 bad ßatiflif^c iD>2atrrta( btiben, 
aud totid^tm bie (£raebntflc ber ©trafreil^tdpflegc bed betreffenben ®c« 
ric^tit^ofed }ufammengc|le0t merbcn. 
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^ad (SrgebniB biefer ®efftngni6ftatifti( ift a(fo bejüglii^ 
bed SRüdfaUeiS im S(Qgemelnen ein fe^r unüoQftänbigeiS unb 
Ifitfen^afted. 

S)tr erfahren nur^ bag üon ben' aud ben grö§eren 
@trafanfta(ten (Sntloffenen in einem begrenjten ^^itrourne fo 
unb fo diele »ieber in biefelben ©trafanftoUen ober gar nur 
in badfelbe (Sefängnig eingeliefert »urben; fiber SRädfdde, 
tie biefe (Snttaffenen ju anberen ©trafen führten, aber 
a((e SlficffdUe, ttel^e anbere SBerbre^er aU bie früheren l^n* 
f äffen ber großen @trafanfto(ten betreffen, erfahren mir gar 
ni(^td; bie «ebeutung biefe« dmeige« ber 8läd!fa(Idftatiftif 
fflr bie JRudfaddftatiftif im «((gemeinen barf ba^er gemiß 
nic^t fiberf((ft^t merben. 

Um ju einer annS^ernb nötigen St üdfa(tdftatiftit ju ge^* 
(angen, ift ed fomit not^menbtg, fid^ na^ anberen ftattftift^en 
(Srlenntnigque((en umjufe^en. 3)r. Aöbner finbet biefeiben 
in ben fogenannten ©trafregiftern, ben casiers judiciaires 
it9 franjbfift^en ditifM, bereu gefe^(ic^e (Einführung in 
f^anlrei^ im ^a^re 1850, in ^taden (casellario giudiziale) 
im ^a^re 1865, in !Deutf(^(anb burc^ bie Serorbnung beö 
Sunbedrat^d oom 16. ^uni im ^a^re 1882, in iBe(gien im 
^afftt 1888 erfo(gte k. ic, 

S)iefe ©trafregifter befielen einfacti bann, ba§ fömmt^ 
(i(^e ©ir afuri^ei(e, bie eine unb biefe(be $erfon betreffen, an 
einem beftimmten Ort (oon n)e(4em g(eic^faad fpäter bie 9lebe 
fein n)irb) aufgejeic^net merben, fo bag bad ganje geben 
bed einjeinen Snbioibuumd, infomeit ed mit ber ©traf« 
gemait ht9 ©taated in Serü^rung fommt, bargefte((t 
erf^eint. 

©an) jutreffenb rügt ftöbner bie 2:^atfa(^e, ba§ man 
iur Serfa^ung ber 9iüdfa((dftatiftif nidft bad aßateria( ber 
©trafric^ter birect unb in fetner JBodftänbigleit oer^ 
loert^et, fonbern ft(^ biedfa((d mit mtifv ober minber Der(ä6< 
(i((en KufSjfigen begnügt, bie aber tben nur bann jur Ser« 
menbung tommen, menn ber {RfidfaQ tDixtlii^ eingetreten ift, 
b. ^. menn ein bereits 9eftrafter neuer(ic^ mit bem ©traf- 
gefe^e in SoQifion gerätl). 

3)ad ganje mü^fam unb foftenoo(( aufgeftape(te 3J{ateria( 
ber ©trafregifter b(eibt für bie SftüdfaUdftatiftit unbenüfet, in« 
fo(ange ber in ben ©trafregiftern SBerjeic^nete in einem be« 
ftimmten 3^itroume nid^t be(inquirte, entmeber totil er ttirl« 
(ic^ gebeffert ift, ober totil er nid^t beßnquiren tann. 

aRit (Sinem Sorte, badSer^öitnig ber 9lüdfä((igen ju ben 
9tädfa((i8fä^igen,n)e(c^ed wir oben a(d bad punctum saliens 
ber ganjen 9ftüdfa((dftatiftil bejeii^net ^aben ~ biefed Ser^S(tnig 
tommt burc^ bie bisherige 8rt ber Bearbeitung ber Srimina(« 
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ftatifiit nic^t jur Oreft)Mung, mä^renb Die birecte ^enü^ung 
Der obenoä^nten ©trafregiftec bie ©ac^tage fofort ju ®unftea 
ber iRädfaQdftQtiftit önbetn mfirbe, oeil eine geeignete 9e« 
nSfeung berfelben in paffenber 9$rrbinbung mit anbeten ftatifti 
fi^en ^aten jene brei grogen Sruppen Don ^nbiotbuen bar« 
jufteQen bermöc^ten, bie bei einer richtigen 9lü({fa0i8ftatiftit in 
8nf4(ag tommen mttffen. 

^ene ^erfonen, beten 9Iamen )u Seginn einet beftimmten 
3eit)>eriobe in ben @traftegi{tern üerget^net ftnb, geben nM 
fät btefe '^etiobe bie @tuppe bet StadfaUdfft^igen im »ei« 
teften @inne; {ene Slntrogungen, bie in biefer S^itpetiobe neu 
erfolgen^ geben und bie 30^^ ber in biefer $eriobe SBeftraften, 
unb jiDat infofetne fie $erfonen betteffen, bie betettd oet* 
jeid^net ftnb, fteaen [it bie (gtuppe ber 91 üd fälligen im 
tteiteften ®inne; infofetne fie anbete ^erfonen betteffen, fteUen 
fie uni9 bie Qüifi bet belinquitenben abet bidl^et wo^toer^aUenen 
— ni(^t befttaften — ^etfonen bat. 

kleben biefen beiben (Stuppen ift aber mit bie (britte) 
große @tuppe ienet ^etfonen in Xnfi^tag ju bringen, bie in 
bem beftimmten 3^'^!^^^^^ ftrafmflnbig (betictdfä^ig) »at unb 
nii^t belinquitte, beten Flamen a(fo ttebet ju beginn htd 
beftimmten 3^ittaumed in ben ©ttaftegiftetn oetjeic^net oaten, 
no(^ in biefem 3^ittaume jut 9[uf}eid}nung gelongten, 
tueil fie eben mit bem @ttafgetic^te »ebet ftfi^et nod^ fp&tet 
in Serä^tung fommen. 

®etingt ei^ nac^ beu oetf^iebenen maßgebenben ®efi(^td« 
punften (Oefc^lec^t, Sllter, Setuf, Sitbung, 9$ermögeni»Det^ält» 
nig; iRfidfic^tno^me auf ©trafart unb ©ttafmittel tc) btefe 
btet @tuppen bon ^etfonen in f^ftematijc^et SBeife miteinanbet 
ju oetgleic^en, bann, abet auc^ nut bann ttöte bie fo 
banten^mett^e Stuf gäbe, eine tit^tige 9?ä(ffaIIdftatiftif ^et« 
jufteQen, wo^I getieft! 

9lu(^ ben weiteten SBotfc^Iag ftöbnet'd, bie IStgebniffe bet 
Cfiminalftatifti! nic^t mie bid^ct aQjft^tlic^, fonbetn nad^ län« 
geten 3^tträumen (3 bid 5 l^a^te) feftjufteHen/) Ratten mit 
einet (£rtt)ägung ttett^; mm ed um oetläßlii^e (Etgebniffe ju 
t^un ift; mem batan gelegen ift, a\\& fotgfältig etmittetten 
^^rämiffen richtige ©c^Iüffe ju gießen, bet lann einen folc^en 
^otf(^lag nicbt fur^meg ablehnen, unb menn indbefonbete bie 
Statut bet «{ädfalldftatiftil, mie ^öbner auiSfü^tt, ed 
münfc^endmert^ erf(^einen lägt, bie (Stgebniffe I&ngetet 3^^^^ 
t&ume a(d iene eined ^a^ted feftjufteden unb ftatiftifc^ {u oet* 
tt)ettt|en, fo n)öte bei bet entfc^eibenben tBic^tigleit betfelben ffit 
bie Stiminalftatiftif im ungemeinen ed tt)o^I ju etuttgen, ob 






-*- 



^) ^öbnct a. a. Q. 8. 686 u. {• f. 
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an bem bid^erigen äßobud bec aaiftbtU(tien '^ubHcationett noc^ 
langer feftjul^alten fei. 

Sßir gelangen nunmehr gu einer »eiteren f^rage, beren 
JBebentnng in und blefen Serfn«^ einer ftatiftifc^en ^ufleinonber« 
fe^ung äber^aupt erft eigentlidd hervorgerufen ^at, ju ber f^age 
nömlic^: ^ft im @tnne ber Dorange^enben Xu^fü^rungen in 
Oefterreic^ indbefonbere eine StüdfaQdftatiftit mögU(| unb 
burd^fä^rbar ? S>r. ftöbner lägt genau burc^büden, ia er fpri^jt 
bied jogar offen aM, ba§ er ald bie eigentlichen ^SRegifter« 
Sonber'' nur 3)eutf(^Ianb, f^rontreicti, Italien unb 8e(gien an« 
ertenne, ^) oon Defterrei(^ meint er, badfelbe befifee nur ein ben 
©trafregiftern ,^na^efommenbed'' ®^ftem.^^) 

S)iefen Behauptungen unb ben baran gelnüpften 
üudfä^rungen gegenüber gitt t& nic^t etwa einen 9ct 
billiger So^aütät ju bet^ätigen^ fonbern ber SBa^r^eit 
einfad) bai8 B^^S^iß i^ geben, »enn otr unfererfeitd 
behaupten, bag Oefterreiti^ bie äfteften unb Dotllom* 
menften ©trafregifter befi^t unb ba^er 3un&((ft in ber 
Sage ttSre, eine richtige ÜtfidfatUftatiftil auf)ufie(Ien 
unb burc^jufü^ren.^^) 

9Bir lernten oben bie oerf trieben en Qtiipunttt tennen, in 
meieren bie ©trafregifter (casiers judiciaires) in ben ein}€lnen 
w9ftegifter'Sänbern" par excellence, att tt)et(tie fit Söbner 
anjufe^en fc^eint, gefe^tic^ eingeführt mürben, bie Z)aten ber 
(Einführung fallen im älOgemeinen in bie legten ^o^rje^nte 
biefei» ^^a^r^unbertd — in Z)eutf(^{anb fpecieU in ba& ^a^r 
1882; ung(ei(^ früher ift in Defierreid), loenn auc^ unter an« 
berer Sejeic^nung, baiSfelbe ^nftitut eingeführt »orben, bie fo* 



») ftöbner a. o. O* @. 662. 

^^) S^öbner o. a. O. €• 650, 9[nm. 

1^) 2)ie $rabefltnQtion Oeflerreic^i) füt eine cic^ttge, umfa{{enbe 
SHfidfoIIdPatiflit ergibt fidi mit einer getoiffcn inneren ^^ot^menbigteit 
aus feiner materiellen Strafgefe^jgebung, ber ftd^ bie $rocegDorf(^riften 
anfdjüegen mugten. 2)a bie So^lDerl)a(tenbeit einen fe^r roid^ttgen 
gefeilteren @trafmi(berungdgrunb bilbet (§§. 46 b unb 64 Bt ®. 9.), 
fo mu6 iebedmal ber 92 ac^ meid geführt merben, ob ber ^crurt^eilte 
beflraft ober nod) nit^t geriditlii:^ beanfiänbet roorben fei; biefe gefe^* 
ü^e lOefiimmung, mie j[ene Über ben aOgemeinen ©traferfc^merungi)'' 
grunb bei) SHüdfalleS §. 44 o über bie bcfonberen OudiftcationS« 
umflänbe bei bem SHücffaae im 2)ieb{}ar(e (§§. I7i, 176 IIa), über ge- 
mo^n^eitdmägiflen 2)iebfia^( unb betrug (§§. 179 unb 203 @t. ®. ^.) 
unb ga^Ireic^e anbere iRormen onatoger ^rt, bie fic^ bereits in ber io* 
feftnifc^en @trafgefe^gebung bed ttorigen S^^r^unbertd oorftnben, 
ma(!^ten cd feit me^r a{& 100 ^a^ren unumgängü(!^ not^menbig, genaue 
Ser^eit^niffe über ieben (£ing einen, ber mit bem @trofgefe^e in 
(SoQifton geriet^, anzulegen unb meiter}ufüt;ren. 2)ie Obforge ^ier« 
Über mürbe anfangt ben fogenannten (Ürunbobrigteiten, fpäter ben 
))0litif4en Se^örben unb (Siemeinben übertragen unb burc^ sa^treiii^e 
iOeflimmungen mieber^ott ,,cingefcrarft". 
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genannten @trafprotoIo((e, bie »ir ben ©trafregtftern gegen« 
fiber ald DoQfommen gleic^wert^ig begegnen muffen, ^n Oefter« 
rei(^ tfat Don iebem gefäQten ©trofertcnntniffe bad ®eri(^t bie 
((anbedfärfttt(|e) po(itif4e SBetttaÜungdbe^brbe unb biefe mieber 
bie ®enieinbebe^ötbe , melier ber ÜSerurt^etlte unterfte^t, in 
Jtenntnig }U fe^en^^) unb fo finb t9 in Oefterveicti gnei 9e« 
^örben^ meiere bie @lrafregifter aber jeben einjelnen 9Ser< 
nrt^eilten p führen unb in Verntaneng gu l^alten ^aben. 

^en ^orgug, ben bie bfterrei^ifc^e ©ttafregtfterffi^rnng 
babur^ befi^t ba§ jiebei^ ©trofurt^eil ber Stegtftrirung unter«» 
Hegt, unb bag gefe^Iid) biejetben Slegifter Don gm ei ^e^örben 
geführt gu werben fjoben, fo bag eine kpe(^fet{eitige Sontrole 
Dor^onben ift unb ein S3er(uft ber SRegifter burc^ S3erni(t|tung 
berfelben bei Sronb ober onberioeitigen SlementarfSQen nic^t 
(ei(^t gu besorgen fte^t, (iegt Kar gn SCoge; aber man ttenbet 
nic^t feiten bagegen ein, bag nur bie JRegifterfü^rung am ®t^ 
ri^te, mofelbft fie, toxt in 3)eutf(^Ianb, ber ©taatiSanmalt gu 
beforgen ^at, fit^ bagu eigne, eine Derläg(i(^e $Ba[iiS ffir bie 
9lüctfaai8ftatiftit abgugeben. 

3)iefer 9lnna()me gegenüber, meiere aUein ed oeranlagt 
^aben bfirfte, ba§ man bei ber (Srm&gung ber HRögtit^teit ber 
Anlegung unb t^fl^rung einer guten Sftüctfalldftatiftif an bie 



1^) @o benimmt g. 8. §■ 33 ber $o((gugdt)oc|(^rift gut gelten' 
ben ©trofprocegorbnung üom 23. SJ^at 1873, bog bie Sefiimmung beS 
§. 30 ber Snflruction für bir @trafgeri(!4te üom 16. jjuni 1854, »elc^r 
für bie ^anbl^abung ber früheren €trafproce6orbnung erUffen morben 
war, aufregt erholten werbe. Qener §• 30 normirt aber in wOrtüc^er 
Uebereinßimmung mit ben früheren Seflimmungen eine minutiöfe tluf- 
na^me beS ftrafrec^tlic^en ourricnlnm vitae be2 !Befcf|uIbigten burc^ 
ben Stifter unb bie amtlici^e SerOanbigung ber Ianbedfacfi(id)en ®e« 
t)drbe oon ber erfolgten 8(rurt^eilung unb bem gefc^e^enen ©trafüoO« 
juge ; biefe Qe^5rbe ^ot wibcr bie ®emeinbe, gu ber ber ißerurt^eilte 
gu^anbig ift, oon bem ®efd)e^enen gu oerfüinbtgen. 2)a berartige ,,Vud« 
funftdtobeQen" oud) über greigefprodiene angelegt unb oerfi^idft 
merben mugten, fo 6obcn wir ein @t)f)em oon 93erorbnungen oor und, 
wie cd in grSgerer ^oütommen^eit einer KflcffafldflatifÜt niil^t gugrunbe 
gelegt gu werben oermog. 2)ie in9 f(cinf!e SDetail ge^enben fßt» 
Kimmungen ber nocQ fe^t in @)efe(e8fraft fle^enben Serorbnung oom 
6* SRarg 1853 9}r. 44 9t. ®. 81. geben bie Anleitung gur Anlegung unb 
J^ü^rung förmlicher criminalifiift^er „(0runbbfi(f|er^ (Stammbücher) für 
bie ^(Stngelnübelt^äter", beren einfache flatifltfd|e Bearbeitung eine 
ben rigorofeflen Slnforberungen entfpredienbe SRücffaUdflatifHl mit Qeiii^tig* 
tcit bergttflefien oermOc^te. SBä^renb in Oefierreic^ a((e Serurt^eilungen 
gur (Eintragung in bie Strafprotofoüe gelangen, befHmmt bie Serorbnung 
bed beutf^cn Sunbedrat^eS oom 16. guni 1882, bag nid^t einmal alle 
8erbrcd|cn unb Serge^en (§. 2 3. 1--4) unb oon ben Uebertretungen 
nur bie im §. 861 3* ^—^ 9t. 6t. (9. 8. angeführten in ben Straf* 
regtftern oergeic^net werben ; bie grögere (Benauigteit unb Xudffi^rlic^feit 
ber Sflerreid|if(^cn StrafprotofoQe gegenüber ben Strafregiftern anberer 
S&nber fte^t fomit auger aller ^rage. 
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DorjQg(i(^e (£ignung ber Ofterrei^ifc^en ,,@trafprotoIo((e" — 
k>erga|| mug entfetteten <SteÜung genommen merken. 

SRan jie^t junäc^ft bie Sefä^tgung ber ®emeinbebe^örbe 
jur iRegifterffl^rung in 3^^if^(/ oergigt aber babei, ba§ einer- 
feitd bie einfa^e Stegiftrirung eined einlangenben ©trafurt^eild 
feine befonberen Senntniffe feiten« ber 9iegifterbe^5rbe in Sin« 
fprud) nimniit, unb bog anbererfeitd bie fogenonnte „[tatiftifd^e'' 
Arbeit auf @runb ber älbfd^riften ber geführten Slegifter ton 
anbereu JBe^örben (old ben ©emeinbeömtern »o^I beforgt ju 
merben oermöi^te.^^) 

3nbe6 ^ieroon abgefe^en, foQ ber Serfuc^ unternommen 
werben, ju jeigen, bag eine Sriminalftatiftif im ©inne Aöbner^iS 
toenig 9ludfic^t ouf (Erfolg ^at, ttenn bie ©trafregifter nur bei 
&tt\6^i, unb jkoar oon biefem felbft ober Don ber @taatd^ 
anmaltfi^aft angelegt unb geführt koerben, unb ha^ fpedeU ha& 
^ntereffe iener oon Köbner mit jo oiel (Energie oerlangten 
SifidfalldftQtiftit e« faft unmöglich mad^t, auf bie ^eroorragenbe 
9Rittt)irfung ber (Semeinbe ju oerjitl^ten. 

93er anberiS atö bie ®emeinbe fann in einer beftimnUen 
(Struppe ben ^eftraften unb 9{ü(lfölligen bem 'JHc^t« 
beftroften gegenuberfteQen, unb }mar gunäc^ft IDemienigen, 
ttel^er noc^ nic^t ftrafmünbig ift unb fobann demjenigen, 
mel((er bie ©trafmürbigfeit erlangte, aber einer ftrofbaren 
|)anblttng fi4 noc^ nic^t fd)u(big gemalt ^at. 

Ob ber ,,9flüdfalldfä^ige" in einem beftimmten Seit^^ 
punfte nac^ ber @nttaffung aud ber ©träfe no(^ am geben 
fei, bie« ertlärt ftöbner (mit Siecht) a(d einen fe^r tticbtigen, 
fflr bie Slic^tigfeit ber bejügfic^ eine« gemiffen 3^il^Qumed auf« 
june^menben 9{ü(IfaII«ftatiftif entfc^eibenben Umftanb;^^) unb 

13) Uebrigeni) ifl auc^ in SUcttemberg bec Oct^DorfieOec bec 
d^emeinbe jugteic^ auc^ bie ,,9legiflet^e^5rbe", meiere bie (Strafte gtfler 
)u fül^ren ^at unb t)on ft(agen über ben @tanb btefer @rrafcegtftet tfl 
nichts belannt getoorben. 

^*) ftöbner a. a. O. @. 626, bann Q. 710 u. ff. S^öbner bc« 
mangelt bei ben heutigen @trafcegi^ern ba« gef^Cen bed 2)atumi) be« 
£obe< bed 2)eUnquenten; er ^ä(t e« borum füc mfinfc^enSmectb, bag 
bie Xobe^nat^rtc^t iebcjS ©trafmünbigen boin @tanbedamte bem @trof< 
rrgifier mitget^eilt merbe ; er oerfennt aber au(^ nidit bie grogen 
6ct)tt)ierigfeiten unb nam{)aften Sofien, toti&it berortige ^enac^rtc^« 
tigungen bereiten toürben unb barum mtL er fif^ „für bie nöc^fte ^tii" 
mit ber aUgemeinen $(bfierbeorbnung ber 8eD(i({erung begnügen, b. 6. 
er toill bie eingetretenen S^obeSfaüe nad^ bem 2)ur(^f($mtte, roie fie in 
ber )BeD5(ferung über^au^it Doifommen, bei ben 9{ücffaQSfä^tgen in 9(n- 
Wc% gebracht roiffen. ^ierbur^ gerätb aber ^öbner mit feiner eigenen 
gan} richtigen ^nna^me (@. 627) in SBiberfpruc^. 2)ie ^bßerbeorbnung 
ber befiraften ^erbrec^er ifl offenbar eine gang an ber e, atd bie ber 
übrigeu ^ebölferung ; fle ifl ungUDeifel^aft eine ungleich größere unb fie 
^iffermögig fePiufleQen märe eben ein groged ^erbienfl ber d^rtminal« 
flattfitf ; f(^on biefe« äJ^oment allein Dermetfl auf ben ungleich ^ö^eren 
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wir fügen ^tn}U, bag ou^l @ie(^t^uin, Unfübigleit fic^ }u be- 
oegen; Kudmonberung aud biefen ®taaten, Secma^rung in 
einem (Befängnijfe ober VrbeitiS^aufe bie natürliche 3)elictg' 
fä^igleit bei» KüdföUtgen fe^r beeinfiuffen; tt)ie foU Don äff 
biefen 2:^atfQ4ien ber ©taatdanualt htd Sanbedgeric^teiS, in 
beffen eejirt ber Geburtsort bed 9IfidfaffdfSl^igen liegt, SttmU 
ni| erhalten, nm eine richtige 9tfidfaQdftatiftit anlegen unb 
burc^fü^ren ju fbnnen? ffiirb bad ©trafregifter in ber ®emetnbe 
geführt, ju ber ber SRfidfaffdfä^ige gei^brt^ fo erfc^eint bie geft« 
ftellung affer biefer 2:^atfa4ien, }Hma( in ber @emeinbe M 
Heineren Umfanget, »enn au^ Diel(ei(|t ettt)ad befi^oerlic^, aber 
bo(^ %mi% nictft unmöglich. 

|)ierju tommt aber noc^ bie Soibenj^altnng bed Väadfüf 
t^umiS unb ber Slbna^me ber Seoölterung überhaupt, unb jmar 
augerl^alb bei» SRüdfaffdfft^igen; oon biefer l^at ber ®taatdantt)alt 
amSanbgeric^te, in beffen @prengel ber (Seburtdort bed Sit udffiff igen 
gelegen ift, gar feine ftenntnig, er mfigte benn bie (Semeinbe, bie 
bad Unglfid ^atte, 3euge ber @eburt bed StüdfaHdfä^igen ge* 
mefen ju fein^ ann)eifen, i^m in beftimntten 3^iträunien bie 
ietteitigen S)aten über bie beftraften unb nic^t beftraften ^n* 
faffen belannt ju geben, unb bog bied mo^l ju bebeutenben ^n^ 
conoenienjen führen tonnte, ift nic^t ferner einjufe^en. @an) 
anberd fte^t bie <Sa(^e bei ber 3uftänbig(eitdgemeinbe bed 9iüd<^ 
faUdfftl^igen, bie nic^tum biefe« Stüdfaltdfö^igen falber, 
fonbern um i^rer eigenen ^ntereffen millen „i^re" SeoöUerungiS«^ 
oer^Sltniffe in Soiben} gn galten l^at unb au^l wirflic^ nic^t 
feiten in (Soibenj ^ält — bie bann mit Seii^tigfeit bei ber Suf - 
na^me ber 9Iüdfaffdftatiftit über bie rüdfaffdfä^igen, ju biefer 
@emeinbe gehörigen ^erfonen i^re JBerüdfttl^tigung unb an^ 
gemeffene SBerwert^ung ju finben oermOgen. !Der le^te unb 
mic^tigfte @runb, warum mir bie f^ü^rung ber ®trafregifter 
(@trofprotofolIe) ber ®emeinbe belaffen wiffen mollen; ift aber 
folgenber: (SiS ^at bie @emeinbe ein grogeS, menn au^l bid^er 
no4 nidft genügenb ertannteS unb gewfirbigted ^ntereffe an ber 
f^eftfteffung bed focialen 9$er^altend l^rer Slnge^örigen. 

3^r fftfft bie HrmeuDerforgung, bie @orge für bie Srbeiti^' 
unfähigen, bie Sntfdftäbigungdp^icit für bie SBerwa^rung i^rer 
®enoffen in ftranfen^&ufern, Slf^ten unb Su^angdarbeitd^ unb 
9efferung0anftalten, für bod fogenannte @c^ub»efen ju; alle biefe 
nidbt unerheblichen (Semein belaften fte^en oielfac^ mit ben Srgeb« 
niffen ber ®trafrecf)tdpflege im unoertennbaren 3ufammenbange, 
»eil bie früheren ^nfaffen ber Oeföngniffe bad ^auptcontingent 
gn ber SeoOlferung t^ner Xnftalten fteffen. 



®ert( einer SUcgißerffl^rung bucd| bie (0cmeinbe, bie baS ^erieic^ntg 
ber Serflorbcnen weit Uiö^Ux gu führen oermagr M {ebc anbcrc iOe^Ocbe. 
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Sd fc^etnt bo^er loünfc^endioevtl^ unb im offenfuubigen 
^ntereffe ber ®emeinben gelegen, bie ^al^l i^ret ,,rüc(faUiS' 
fälligen'' unb n)trtli(^ rficffätlig gemorbenen Slnge^örigen in ge« 
nauer (Soibenj ju behalten, um }ur Verringerung ber 3obt ber 
in ben beiben le^tgenannten SSerjeic^niffen angeführten ^erfonen, 
bie gemeinhin ben ®emeinben jur 8aft faden, nac^ Säften bei* 
tragen ju fönnen. >Dfnn man täufc^e fi(^ barüber nic^t! 

3ur erfolgreichen %e!ämpfung beiS focialen (SlenbiS, bad 
mit bem crimineUen Seben im 3ufammen^ange fte^t, langen bie 
Gräfte beiS ©taated nii^t me^r aud; ben @emeinben mug ed 
Dorbe^alten bleiben, im fteineren ^eife burc^ 9)}a6regeln re< 
preffiDen unb präoentioen S^arafterd bie [taatli(^e @efeOf(^aft 
auf« Sirffamfte ju unterftä^en. 

Sin ni^t unwichtiger, Dorbereitenber ©c^ritt ^ierju märe 
bie i^eftftellung ber 2:^atfad^en, bie jur Dotten (Erfenntnig ber 
großen focialen ®efa^r bed 9t ücf fallet fahren. 

S3on biefem @tanbpun(te audgetjenb, mären jubörberft 
bie größeren ®emeinmefen einjutaben, bie ftatiflif(|e Sear:^ 
beitung ber Don i^nen geführten @trafregifter in Angriff ju 
nehmen. ^^) 

!Dem JBeifpiele ber größeren Kommunen mürben bann 
bie anberen balb unb leicht noc^folgen, unb fo märe junäc^ft 
eine richtige Kriminal unb 9tädfalIiSftatiftit einjelner ®t* 
meinben unb Sejirte burc^jufu^ren, beren SBert^ megen ber 
a)}5glic^fett bed Sificfic^tuffed auf bie allgemeinen atücffaQ«« 
oer^ältniffe bnrc^auiS nic^t unterfc^ätjt merben barf. @ine auf 
bad ganje dteid) fic^ erftredenbe 9{udfaadftatiftif mürbe fic^ in 
nic^t JU ferner ^t\t anfc^liegen. Oefterreic^ oermag, auf feine 
altererbten unb jmedmägigen ^nftitutionen geftü^t, gerabe in 
biefem mic^tigen Stoti^t ber @ocialmiffenfc^aft ben übrigen 
Staaten juoorgutommen unb i^nen M nac^a^mungdmert^e^ 
^eifpiel bienen! 

3Rögen barum biefe Srmägungen am geeigneten Orte bem 
erforberlic^en Verftänbniffe unb ber n5tl)igen 2:^atfraft begegnen. 

15) SBtr ^aben t)ter iunocbfi Jene ©täbte im Slugr, in tuefd^en 
bereits ßäbtifc^e f}atißt(4e ^ureau^* fungicen, toie i. ^^ $ßien, ^rag u. $[. 
unb üermeifen barouf, bog bemnac^fl auc^ Berlin mit einer eigenen 
Stabtcriminalfiatifli! ^erdortreten mirb. 






fr. a. (. {^oftot^niderei (Eat< fromme in flBlen. 
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